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Borwort zur erfien Auflage. 


In dem Vorworte zu feinem Kommentar des 
Krankenverſicherungsgeſetzes hat der Verfafjer fein Be- 
ftreben näher dargelegt, die Kenntnis. diejes ſchwierigen 
und doch jo ungemein wichtigen Geſetzes, bei deſſen 
Buftandefommen er in amtlicher Eigenſchaft tätig ge⸗ 
weſen ift, zu erleichtern und dadurch jeinerfeits zur 
richtigen und reditzeitigen Ausführung diejes erjten 
Wertes auf dem Gebiete der fozialen Reformen bei- 
zutragen. 

Die vorliegende Tertausgabe mit Anmerkungen, 
welche fi} als ein kurzer, nur das Notwendigſte ent- 
haltender Auszug aus dem Kommentar darftellt, ift 
dazu beftimmt, die Bekanntſchaft mit bem Gefeg aud) 
in weitere, insbejondere in jolche reife des Deutſchen 
Bolfes Hineinzutragen, welche ftatt eines ausführlichen 
Kommentars ein wohlfeiles Handbuch brauchen. In 
diefem Sinne fol die Ausgabe ergänzend neben den 
Kommentar treten. Insbeſondere die Beteiligten felbft, 
Deren Förderung alleiniger Zwed der von Geiner 
Majeſtät dem Kaifer und den verbündeten Regierungen 
in fo hochherziger Weife eingeſchlagenen Sozialpolitit 
und fpeziell des vorliegenden Geſetzes ift, ſollen nad; 
der Abficht des Verfaſſers in diefem Büchlein das— 
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jenige erläutert finden, was für ſie das nächſte Inter⸗ 
eſſe bietet. 

Auch an dieſer Stelle aber wendet ſich der Verfaſſer 
an alle wahren Freunde des Volkes mit der Bitte, 
auch ihrerſeits mit dem Geſetze ſich bekannt zu machen 
und dann dazu mitzuwirken, daß in den Beteiligten 
das Verſtändnis für die zu ihren Gunſten unter- 
nommenen Maßregeln der Geſetzgebung, dankbare Er⸗ 
fenntlichleit gegen Kaifer und Reich und Vertrauen 
zu den weiteren Schritten auf dem Gebiete der fozialen 
Reformen geweckt werde. Auch an diefer Stelle wieder⸗ 
holt der Verfaſſer, daß wir alle, ohne Unterſchied von 
Stand und Stellung, unferem herrlichen Kaiſer und 
den verbündeten Regierungen dafür verantwort⸗ 
lich find, daß Dies grundlegende Geſetz in Fleiſch und 
Blut des Volles übergeht, und daß feine Segnungen 
dem legteren nicht nur voll und in der von dem 
Geſetzgeber gemollten Form zugeführt, fondern als 
folhe auch verftanden werden. Arbeiten wir alle, 
jeder innerhalb feines Kreijes, in diefem Sinne mit 
an der fozialen Reform! 


Berlin, im Juli 1883. 


v. Woedtfe. 


Abkürzungen. 


— 


KVG. — Krankenverſicherungsgeſetz. 
GO. — Gewerbeordnung. | 
GUVG. — Gewerbe-Unfallverfiherungsgefeb. 
IVG. — Invalidenverſicherungsgeſetz. 
HKS. — Hilfskaſſengeſetz. 
BGB. — Bürgerliches Geſetzbuch. 
AN. = Amiliche Nachrichten des Reichs-Verſicherungs⸗ 
amts. 


10 Inhalt. 


Seite 
II. Krankenverſicherung in land- und forſt⸗ 


wirtfhaftligden Betrieben . . . 288 
II. Gewerbe-Unfallverfiherungsgefet vom 


80. Sunt 
5. Juli 1900 (Auszug) eo 2 2 0 0 305 


IV. Snvalidenverfiherungsgefet vom 13. 
Suli 1899 (Auszug) . . . 318 

v. Hilfsfaffengefet vom 7. April 1876 in der 
Fallung vom 1. Suni 1884 . . . . 334 

VI. Gewerbeordnungs-Novelle vom 26. Su 
1897 (Auszug) . . » . 856 


VII. Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 


16. November 1892 
26. Movember ıapzr Der. Formulare zu 


Rechnungsabſchlüſſen... . 368 
VID. Belfanntmahung des Neih$- Berfigerungs- 
amts vom 30. Septeinber 1835 über den 
Mehrbetrag an SKrantengeld von der 
5. Woche na dem Unfall . . . . .937 
IX. Preußiſche Ausführungsanweifungen 
vom 10. Juli 1892, vom 1. März 1898 
(Auszug) und vom 30. Mai 1903. . . 387 
X. Mufterfagungen für Orts und Betriebs: 
BabriksKrantentaflen . . » - . 483 


Regiſterr... 485852 





12 Einleitung. 


Unterftügung des NReihstags ohne Unter» 
Thied der Parteiftellungen. 

In diefem Sinne wird zunädft der von 
den verbündeten Regierungen in der vorigen 
Seſſion vorgelegte Entwurf eines Geſetzes 
über die Berfiherung der Arbeiter gegen 
Betriebsunfälle mit Rüdfiht auf die im 
NReihstage ftattgehabten Verhandlungen 
über denfelben einer Umarbeitung unter- 
zogen, um die erneute Beratung desjelben 
vorzubereiten. Ergänzend wird ihm eine 
Borlage zur Seite treten, welde fi eine 
gleihmäßige Organifation Des gewerblichen 
Kranfenltaffenwejens zur Aufgabe itellt. 
Uber auch diejenigen, welde dur Alter 
oder Ynvalidität erwerbsunfähig werden, 
baben der Geſamtheit gegenüber einen be» 
gründeten Anfprud auf ein höheres Maß 
ftaatlier Fürforge, als ihnen bisher hat 
zu teil werden können. 

Für diefe Fürforge die rehten Mittel 
und Wege zu finden, ifteine ſchwierige, aber 
aud eine der höchſten Aufgaben jedes Ge— 
meinwefens, welches auf den ſittlichen 
Fundamenten des Kriftliden VBolfslebens 
fteht. Der engere Anfhluß an die realen 
Kräfte diefes Volkslebens und das Zufam- 
menfaffen der legteren in der Form forpo= 
rativer Genoſſenſchaften unter ftaatlidem 
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Schutz und ſtaatlicher Förderung werden, 
wie Wir hoffen, die Löſung auch von Auf— 
gaben möglich machen, denen die Staats— 
gewalt allein in gleichem Umfange nicht ge— 
wachſen ſein würde. Immerhin aber wird 
auch auf dieſem Wege das Ziel nicht ohne 
die Aufwendung erheblicher Mittel zu er— 
reichen ſein“ 

Mit dieſen herrlichen Worten deutete Se. Majeſtät 
der in Gott ruhende Kaiſer Wilhelm J. in der 
Allerhöchſten Botſchaft vom 17. November 1881, durch 
welche die erſte Seſſion der 5. Legislaturperiode des 
Deutſchen Reichstags eröffnet wurde, die nächſten 
Biele der auf Anraten des Reichskanzlers Fürſten 
v. Bismard im Reich eingefhhlagenen Sozialpolitit 
an, welche ſich als eine Forderung des chriſtlichen 
Staatslebens die Verbefferung der materiellen Lage 
der arbeitenden Klaſſen zur Aufgabe ftellt. 

„Daß der Staat fich in höherem Maße als bisher 
feiner Hilfsbedürftigen Mitglieder annehme, iſt nicht 
bloß eine Pflicht der Humanität und des Ehriftentums, 
von welchen die Staatlichen Einrichtungen durchdrungen 
fein jollen, fondern auch eine Aufgabe ftaatserhaltender 
Politik, welche das Ziel zu verfolgen hat, aud in den 
beſitzloſen Klaſſen der Bevölkerung, welche zugleich die 
zahlreichften und am wenigſten unterrichteten find, Die 
Anſchauung zu pflegen, daß der Staat nicht bloß eine 
notwendige, jondern aud) eine wohltätige Einrichtung 
ſei. Bu dem Ende müſſen fie durch erfennbare Direfte 





14 Einleitung. 


Vorteile, welche ihnen Durch gefeßgeberifche Maßregeln 
zu teil werden, dahin geführt werden, den Staat 
nicht als eine lediglich zum Schuße der beſſer fituierten 
Klaſſen der Gejellfchaft erfundene, fondern als eine auch 
ihren Bedürfniffen und Intereffen dienende Inſtitution 
aufzufaffen.” (Aus den Miotiven des Gefegentwurfs 
über die Unfallverficherung der Arbeiter, R.T.Dr. S. 
1882 Nr. 19 ©. 31.) 

Der erfte Schritt zur Erreichung des geſteckten Zieles 
follte die Abmwendung der wirtſchaftlichen Folgen von 
Unfällen und Krankheiten der Arbeiter fein. Die in 
der Allerhöchſten Botihaft vom 17. November 1881 
angekündigten Gefegentiwürfe über die Kranfenverfiche- 
rung (Nr. 14 der Drudjaden 1882) und die Unfall⸗ 
verjicherung (Nr. 19 der Drudfachen 1882) der Arbeiter, 
von denen der leßtere an einen jchon früher porgelegten 
aber nicht Gejet gewordenen ähnlichen Entwurf fi 
anſchloß, waren im Preußiſchen Volkswirtſchaftsrat 
vorberaten worden und hatten dort freudige Zuſtim⸗ 
mung gefunden. Beide waren derart mit einander in 
Verbindung gebracht, daß die Entſchädigung für Un⸗ 
fälle während der erſten 13 Wochen von den Organi⸗ 
fationen der Kranfenverficherung, bei längerer Er⸗ 
mwerbsunfähigteit aber ſowie im Fall des Todes aus der 
Unfallverfiderung geleiftet werden, Daß jeder gegen Un- 
fall zu Verſichernde aud) gegen Krankheit verfichert ſein 
follte, und daß für die Aufbringung der Laſten eine 
gewiſſe Wechjelbeziehung zwiſchen beiden Verſiche⸗ 
rungen ſtattzufinden habe. Ein liberaler Juriſt, 
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es ihr nicht gelingen werde, in derfelben Seſſion auch 
noch den zweiten noch jchwierigeren Entwurf des Uns 
fallverficherungsgefetes fertig zu ftellen, zunächſt nur 
diefen einen Entwurf mittel® umfangreichen, von dem 
Referenten Srhrn. v. Maltzahn⸗Gültz?) mit jeltener 
Sorgfalt und Hingebung verfaßten fhriftlichen Berichts 
(Nr. 211 der Druckſachen) wieder an das Plenum ge- 
bracht. Es geſchah dies, nachdem über den Gefegent- 
wurfunter Annahme der grundlegenden Beftimmungen 
der Regierungsvorlage in faft allen Punkten eine Über- 
einftimmung erzielt und durd) Entfernung der Be— 
ziehungen zur Iinfallverfiherung die Möglichkeit ges 
geben worden war, daß die Krankenverſicherung felb- 
ſtändig, und ohne an die gleichzeitige Einführung der 
Unfallverficherung gebunden zu fein, ins Leben treten 
fonnte. Nach weiteren eingehenden Verhandlungen 
im Plenum murde das Geſetz „betr. die Kranken— 
verfiderung der Arbeiter” in der Sigung vom 
31. Mai 1883 mit der impofanten Mehrheit von 216 
gegen 99 Stimmen (Sten. Ber. 1883 ©. 2696) in 
namentlicher Abftimmung angenommen, nachdem zu= 
vor von dem Stellvertreter des Reichskanzlers die Er- 
Härung abgegeben worden war, daß das Geſetz nad 
feiner Loslöſung von der Unfallverficherung, welche 
nad) wie vor wichtiger und für Die Abhilfe berechtigter 
Klagen dringender erfcheine, und ohne gleichzeitige 
Verabſchiedung der Unfallverfiherung für den von 
allen verfolgten Zweck einer Verbefferung der Lage der 


*), Später Staatsjefretär des Reichs⸗Schatzamts. 
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mütig beſchloſſen Haben, im Wege der Geſetz⸗ 
gebung, Schritt für Schritt zwar nur, aber doch 
ohne jeden vermeidlichen Aufenthalt tunlichſt ſo 
weit zu fördern, daß den berechtigten Klagen 
die Abhilfe, dem anzuerkennenden Bedürfnis die 
Befriedigung, dem ganzen Volk der innere Friede, 
Freude und Genügean unſern Staatseinrichtungen 
geſichert werde.“ (Erklärung des Stellvertreters 
des Reichskanzlers zur dritten Beratung des 
Geſetzentwurfs, Sten. Ber. 1883 ©. 2513.) 
Hiernad) ift das Krankenverfiherungsgefeg das erſte 
der großen fozialpolitifhen Arbeiterver- 
fiherungsgejege der Neuzeit und fon aus 
diefem Grunde von befonderer Bedeutung. 

Eine Ergänzung erfuhr das Geſetz zunächft durd) das 
fogenannte YWusbehnungsgejet vom 28. Mai 1885, 
durch welches die Krankenverficherung auf einige wei 
tere Betriebszmweige, insbefondere auf die Transporte 
gemwerbe, ausgedehnt wurde. Demnädft wurden durch 
das Geſetz, betr. die Unfall- und Krankenverſicherung 
in land- und forftwirtfhaftliden Be— 
trieben, vom 5. Mai 1886 einige Modififationen für 
bie Krankenverſicherung in diefem Berufszmweige vor- 
gejehen. Durch Das erfte Abänderungsgefeg vom 
10. April 1892 wurde fodann eine umfafjende Res 
vifion des Krankenverſicherungsgeſetzes durchgeführt, 
wobei namentlid die Erfahrungen berüdfichtigt 
worden find, welche inzwijchen in der Praxis gemacht 
mworben waren. Hierbei wurden zugleid) die Beſtim⸗ 
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1900 in Kraft getretene zweite Novelle zum Kranken 
verfiherungsgefjege vom 30. Juni 1900 (RGBL. S. 332) 
die Beitimmungen über die Krantenverficherung für 
Hausgemerbetreibende mweiter ausgebaut worden. 
Endlid ift durch das am 1. Januar 1904 voll in 
Kraft tretende Geſetz, betreffend weitere Abänderungen 
des Krankenverſicherungsgeſetzes, vom 25. Mai 1903 
(RGBl. ©. 233) der zeitliche Anjchluß der Kranken 
verfiherung an die Invalidenverfiherung bergeftellt 
worden. Neben diejem Hauptzwecke der Novelle von 
1903 bezeichnete bei ihrer Einbringung im Reichstage 
der Stellvertreter Des Reichslanzlers Staatsminifter 
Dr. Straf v. Pofadomwmsfy-Wehner als die fon- 
ftigen Biele des Entwurfs eine Erweiterung der Für- 
forge für Wöchnerinnen und eine Belämpfung der 
Ausbreitung von Geſchlechtskrankheiten. Im übrigen 
ift es nicht die Tendenz der legten Novelle gemwefen. 
eine Geſamtreviſion des Krankenverficherungsgejeßes 
vorzunehmen. Grafv. Poſadowsky erklärte viel- 
mehr am 27. Februar 1903 im Reichstage: „Ich bitte 
diejes Geſetz lediglich als eine weitere Etappe auf dem 
Wege der Fortführung der Sozialreform anzufehen, 
Diefer Reichstag Hat ſich bereits das hohe Verdienft 
erroorben, ſowohl die Invalidenverſicherungs⸗ wie die 
Unfallverficherungsgejege im Intereſſe der Arbeiter 
mwefentlich zu verbefjern, und id) glaube, es wird ein 
ſchöner Ruhmestitel für diefen in den nächſten Wochen 
auseinandergehenden Reichstag fein, wenn es gelingt, 
auch in der Krankenverſicherung die von den vers 


22 Einleitung. 


Die Vorſchriften über Übertragung, Verpfändung, 
Pfändung und Aufrechnung der Unterſtützungs⸗ 
anſprüche werden den in der reichSgefeglichen In⸗ 
validenverficherung und Unfallverjicherung geltenden 
Beltimmungen angepaßt. Die Erfaganfprüche aus 
8 57 Abſ. 5, $ 57a Abſ. 4 des Krankenverſicherungs⸗ 
gejeges werden zulänglicher als fie bisher find ge— 
regelt. Der Sonderftellung der berggejeglichen Knapp⸗ 
ſchaftsvereine wird durch Aufnahme einiger Vor» 
Ihriften Rechnung getragen. Die für den Unter 
ftügungsberedtigten günftigeren Beſtimmungen der 
Gejegesnovelle follen auch auf die bei ihrem Inkraft⸗ 
treten noch nicht beendeten Unterftügungen An— 
wendung finden. Außerdem find die Krankenkaſſen 
zur Einführung einer Schwangeren⸗Unterſtützung er— 
mädtigt. Endlih find die angenommenen Lohns 
füge und Die regelmäßigen Beitragshöchſtſätze ent» 
ſprechend binaufgejegt worden. 

Der mefentlichite Inhalt des Gefeßes, wie es vom 
1. Januar 1904 ab gilt, läßt fich bei Übergehung aller 
meniger wichtigen Beitimmungen in folgenden Sätzen 
furz flizzieren: Das Geſetz geht davon aus, daß die 
Bemühungen zur Verbefferung der Lage der Arbeiter 
zunädjft darauf gerichtet fein müfjen, der Not tun- 
ichft vorzubeugen, in welche bei dem häufigen alle 
vorübergehender Krankheit (wohin auch bie Folgen von 
Unfällen gehören) und einer Dadurch bedingten Er« 
werbsunfähtgfeit der auf feinen Lohn angewiefene Ar⸗ 
heiter mit feiner Sramilie geraten muß. Denn fobald 
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Gehalt) und zur Geftattung eines ftatutarifhen 
Verſicherungszwanges für folche Perfonenfreife, 
für melde das VBerficherungsbedürfnis nicht ohne 
meiteres allgemein, d. h. ohne Rüdficht auf befondere 
örtliche Verhältniffe, vorhanden tft (insbeſondere für 
unftändig befhäftigte Perfonen, für Arbeiter in der 
Land⸗ und Forſtwirtſchaft und für Hausinduftrielle). 
Eine unfelbftändige Befhäftigung ift bie 
Grundlage und die VBorausfegung des Verficherungs- 
zwanges derart, daß gewerblich jelbftändige Perſonen 
mit alleiniger Ausnahme der eine Übergangsftufe 
bildenden Hausinduftriellen demfelben nicht unters 
morfen werden Tünnen. Neben der Verpflichtung 
begründet das Gejeg aber auch die Berechtigung 
Tolcher Arbeiter und Betriebsbeamten mit Einkommen 
bis zu 2000 Darf, für welche die Verpflichtung nicht 
beſteht, an der durch das Geſetz geordneten Berficherung 
freiwillig fich zu beteiligen, und zwar durch freiwilligen 
Eintritt in die Verfiherung. Eine freiwillige Fort- 
fegung des Verfiherungsverhältniffes geftattet das 
Gefeg für den Fall, daß die frühere Grundlage der 
Verſicherung, nämli die unfelbftändige Beichäfti- 
gung als Arbeiter 2c., fortgefallen fein ſollte. Die 
Verfiherungs-Beredtigung ift auch dem Gefinde ge- 
geben worden und Darf durch ftatutarifche Beſtim⸗ 
mung aud) anderen Perfonen mit Einfommen bis zu 
2000 Mark eingeräumt werden. 

: Dem Berfiherungszwang entfpricht e8, daß über⸗ 
al Organtfationen vorhanden fein müflen, in 
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1. bei der relativen Gleichheit der Krankheitsgefahr 
die rationellfte ift; 

2. durch die bei ihr am leichteften durchzuführende 
Gelbjtverwaltung einen wohltätigen moraliſchen 
Einfluß ausübt; 

3. Durch die nahen Beziehungen der Kafjenmitglieder 
zu einander die zur Belämpfung der Simulation 
unentbehrliche Kontrolle erleichtert. 

Zur Durchführung dieſer gegenjeitigen Kranken⸗ 
verſicherung der Berufsgenoſſen ſind mit gewiſſen 
Modifikationen zunächſt diejenigen Arten (organiſierter) 
Krankenkaſſen in Wirkſamkeit belaſſen, welche bereits 
auf Grund der früheren Geſetzgebung errichtet werden 
durften, nämlich 

1. die Knappſchaftskaſſen, welche auf Grund 
berggeſetzlicher Vorſchriften der Einzelſtaaten be- 
ſtehen; 

2. die für die Geſellen, Lehrlinge und Arbeiter von 
Innungsmitgliedern errichteten, durch das Reichs⸗ 
geſetz vom 18. Juli 1881 (RGBlI. ©. 233) ge⸗ 
regelten und durch die Handwerker⸗Novelle zur 
Gewerbeordnung vom 26. Juli 1897 ſelbſtändiger 
ausgeſtalteten Innungs-⸗Krankenkaſſen. 

Verſicherungspflichtige, welche nach Maßgabe ihrer 
Beſchäftigung einer dieſer Kaſſen nicht angehören, ſind 
in lokale, nach Berufszweigen derart einzurichtende 
Krankenkaſſen einzureihen, daß dieſe tunlichſt die 
Arbeiter (Beamten) nur eines und desſelben Gewerbs⸗ 
zweiges (einer und derfelben Betriebsart) innerhalb 
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Krankenkaſſen können noch nit alle Verjiherungs- 
pflitigen ohne Ausnahme aufnehmen. Es bat viel- 
mehr noch weitere Fürforge für folche Arbeiter (Be- 
amte) getroffen werden müflen, melde in den 
Orts⸗, Betriebs. (Fabrik), Bau, Innungs⸗Kranken⸗ 
faffen und Knappſchaftskaſſen feine Stelle finden 
fönnen, fei es um bdesmillen, weil biefe Kaſſen 
nad ihrer Beftimmung fie nicht aufnehmen können, 
fei e8 weil und folange diefe Kaſſen troß der Bor: 
ſchrift des Geſetzes nicht zuftande kommen. Insbe⸗ 
ſondere trifft dies zu: 

a) Bei Verſicherten, welche in ſo kleinen Gemeinden 
beſchäftigt ſind, daß die Zahl der in einem oder 
mehreren Gewerben, ja ſelbſt der in allen Ge⸗ 
werben Beſchäftigten zur Bildung einer lebens⸗ 
fähigen Krankenkaſſe mit beſonderem Verwal⸗ 
tungsapparate nicht ausreicht, und welche auch 
mit Verſicherten in anderen Gemeinden behufs 
Bildung gemeinſamer Krankenkaſſen nicht ver⸗ 
einigt werden können; 

b) bei denjenigen Klaſſen von Verſicherten in größeren 
Gemeinden, welche bei Bildung der Orts⸗Kranken⸗ 
taffen ohne Gefährdung ihres berufsgenoffen- 
ſchaftlichen Charakters nicht berüdfichtigt werden 
fonnten, fondern übrig geblieben find. 

Um für diefen Reft der Verficherungspflichtigen ben 
Verſicherungszwang durchzuführen, bedurfte e8 zur 
Ergänzung des Syftems noch einer Form der Kranken⸗ 
verficherung, welche ſubſidiär und überall möglich tft. 
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Neben biefe Zmwangsorganifationen treten, wie 
bereit8 angedeutet wurde, für folche Verficherungs- 
pfliötige, welche der für fie errichteten Organifation 
fi nicht anfchliegen mögen, die auf freier Über- 
eintunft beruhenden Hilfskaſſen ohne Beitritts- 
zwang, und zwar in doppelter Form: 

a) Die eingeſchriebenen Hilfstaffen nad 
Maßgabe des Neichsgejeges vom 7. April 1876 
(RGBl. ©. 125) in der Faflung der Novelle 
vom 1. Yuni 1884 (REBL ©. 54), 

b) jonftige freie, auf landesrechtlichen Be- 
jtimmungen beruhende Hilfstafjen. 

In diefen Hilfskaffen können aber Verficherungs- 
pflichtige ihrer gefeglihen Verfiderungspflidt 
nur dann genügen, wenn diefe Kaſſen mindefteng 
dasjelbe gewährleiften, mas der betr. Verficherte von 
der Gemeinde⸗Krankenverſicherung feines Beichäf- 
tigungsorts im Krankheitsfall zu beanſpruchen haben 
würde. Bgl. 8 75 KVG. LVandesrechtliche Hilfs- 
kaſſen find außerdem nur dann als ausreichend an» 
zujeben, wenn ihre GStafuten behördlih genehmigt 
find. Hilfskaſſen, melde dieſen Vorausſetzungen 
nicht genügen, bleiben als Zuſchußkaſſen in 
Wirkſamkeit, d. h. ihre Mitglieder müſſen zwar der 
für ihren Bezirk geltenden Zwangsorganiſation auch 
noch angehören, erhalten dafür aber im Krankheits⸗ 
fall auch höhere Leiftungen (aus beiden Kaſſen). In 
gleiher Weile können auch folche freie Hilfstaffen, 
welche den obigen Borausfegungen genügen, alfo an 
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Bwange überhaupt unterworfen werden fönnen, aus 
fpridt, in die Organifation der Orts⸗ und der Betriebs- 
(Fabrif-) Krankenkaſſen fällt, während die Gemeinde- 
Krantenverficherung Dazu berufen ift, die Lücken aus⸗ 
zufüllen, welche das Syſtem der organifierten Kranken⸗ 
fafien beftehen läßt. Durch das ganze Gefeb zieht fich 
denn aud) das Beitreben, die Orts⸗ und die Betrieb8- 
(Fabrik⸗) Krankenkaſſen in den Vordergrund zu Stellen, 
bei denfelben die Mitwirkung der Beteiligten jo aus. 
giebig wie möglich zu gejtalten, die Leiftungen fo Hoch 
und vielfeitig wie möglich zu bemefjen, überhaupt 
dieje Kaſſen nach jeder Richtung Hin tunlichit aus⸗ 
zugeftalten und das Intereſſe an ihrer Errichtung 
und Erhaltung zu erhöhen. Insbeſondere die Orts⸗ 
Krankenkaſſen jollen gleihfam das Gerippe ber 
Befamtorgantjation jein und die Regel bilden. 

Die Berfchiedenartigfeit der durch das Geſetz zu- 
gelafjenen Formen der Krantenverfiherung und die 
große Zahl der durd) das Syitem gebotenen Kranken⸗ 
kaſſen mag vielleicht Die Örtliche Überficht und wenigftens 
für den Anfang die Orientierung im Gefeß erſchweren. 
Die Organifation vermeidet aber den Charakter des 
Schablonenhaften und bietet namentlich dadurch, dag 
fie den verſchiedenen Lebensftellungen, Beſchäftigungen 
und örtlichen Verhältniffen Rechnung trägt, jowie da= 
durch, daß in den zahlreichen kleineren Kaſſen die Be- 
teiligung der Arbeitnehmer an der Verwaltung und 
deren Selbftfontrolle gegen Ausbeutung durch ſchlechte 
Elemente im allgemeinen leichter und befjer zu ermög- 
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vorgejchrieben, es find ihr auch gewiſſe Obergrenzen 
gezogen. 

Die Mindeftleiftungen müfjen bei allen Kaſſen⸗ 
einritungen einfchl. der Gemeinde-Strantenverfiche- 
rung beitehen a) in freierärztlider Behandlung, 
freier Arznei undkleinen Heilmitteln (Brillen, 
Brucdbändernzc.), und zwar fr VBerficherungspflichtige 
immer vom Beginn der Krankheit ab, außerdem aber 
b) im Falle der Erwerbsunfähigfeit, jedoch erjt von: 
dritten Tage nad) Eintritt der Krankheit ab, in einem 
Krankengeld von mindeftens 50 Prozent des⸗ 
jenigen Lohns, nach welchen die Beiträge bemefjen 
werden. An die Stelle diefer Leiftungen Tann freie 
Kur und Verpflegung in einem Krankenhauſe treten, 
neben welcher unter Umftänden ein Teil des Kranken⸗ 
geldes zu verabreichen ift. Nur in einem einzigen Aus⸗ 
nahmefall, nämlich bei außerhalb mwohnenden frei- 
willigen Kaffenmitgliedern, Tann ftatt ber freien ärzt- 
lichen Behandlung, Arznei und Heilmittel eine Geld- 
jumme gewährt werden; vgl. aber auch $ 75 Abf. 3. 
Die Krankenunterftügung währt bis zur Beendigung 
ber Krankheit, aber höchſtens 26 Wochen. nach dem 
Beginn der Erwerbsunfähigkeit. Zu den Mindeft- 
leiftungen der Ortskrankenkaſſen und anderen 
organijierten Kaſſen gehört außerdem c) ein 
Sterbegeld im 20fachen Betrage desjenigen Lohns, 
nad) welchem die Beiträge bemefjen werden, jo daß die 
organifierten Krankenkaſſen zugleich den Charakter von 
Sterbetajjen annehmen, ferner d) während jechs 
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fichtlih der Miindeftleiftungen eine kurze Karenzzeit 
dur) Gemeindebefchluß oder Kaſſenſtatut eingeführt 
werden. 

Die Kaffenbeiträge find für die Knappſchafts⸗ 
taflen und für die Hilfsfaffen ohne Beitrittszwang 
durch dieſes Gefeg nicht firiert, weil bei den erfteren an 
den landesgejeglichen Beitimmungen jo wenig wie mög: 
ih geändert werden follte, und für Die legteren der 
Beitrittszwang fehlt, welcher die Befchränfung ber 
Beiträge als Äquivalent des Zmanges erforderlid) 
maden würde. Im übrigen aber beſchränkt das 
Gefeg die Beiträge, und zwar zu Der Gemeindes 
Kranfenverficherung, deren Mindeftleiftungen geringer 
find als die der organifierten Kaſſen, für Arbeitgeber 
und Urbeitnehmer zufammen auf höchftens 3 Prozent 
des ortsüblihen Tagelohns gewöhnlicher 
Tagearbeiter, dagegen zu den Orts⸗, Betriebs, 
(Fabrik-), Bau- und Innungs⸗Krankenkaſſen für die 
Arbeitnehmer allein (der Beitrag der Arbeitgeber tritt 
mit 50 Prozent des Beitrags der Arbeitnehmer hinzu) 
auf höchſtens 4 Prozent (falls nicht behufs Dedung 
der Minimalleiftungen ein höherer Beitrag zu dem 
Zweck bewilligt wird, um beftehende Kaſſen vor der 
Schließung zu bewahren) des Durchſchnittslohns 
derjenigen Klaſſe von Arbeitern, für melde die Kaffe 
errichtet ift._ Der Durchſchnittslohn darf klaſſenweiſe 
abgeftuft, aud) darf an deffen Stelle der Individual» 
Lohn gejeßt werden; der Durchſchnittslohn kommt bis 
zum Betrage von täglich 4 Mark oder bei Hafjenweifer 
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nächftige Erftattung zuſchießen; Orts⸗Krankenkaſſen 
endlich müſſen im Fall der Inſuffizienz geſchloſſen 
werden. 

Die Verwaltungskoſten trägt bei der Ge— 
meinde⸗Krankenverſicherung Die Gemeinde, im übrigen 
die Kaſſe, bei den Betriebs- (Fabrik⸗) und den Bau— 
Krankenkaſſen jedoch 3. X. der Fabrik» und der Bau⸗ 
herr (event. der Bauunternehmer). 

Für Eingehung und Aufrehterhaltung des Ver⸗ 
fiherungsverhältnifjes hat der Verficherungspflichtige 
felbft injofern gar nichts zu tun, als er ſich nicht zu 
melden und die Beiträge ſelbſt nicht einzuzahlen braucht. 
Er tritt mit dem Beginn der die VBerficherung begrün⸗ 
denden Beihäftigung Traft Geſetzes von ſelbſt in die 
Verficherung bet derjenigen Kaffe ein, welche für Ort 
und Art feiner Beſchäftigung errichtet ift; befreit 
hiervon ift er nur fo lange, wie er einer die Mindeſt⸗ 
leiftungen gewährenden Hilfstaffe angehört, und Dies 
letztere muß er allerdings dem Arbeitgeber nachweiſen. 
Dagegen bat zur Stontrolle der Durchführung der Vers 
fiherung jeder Arbeitgeber, flir deflen Arbeiter eine 
Orts⸗Krankenkaſſe oder die Gemeinde-Strantenverfiche- 
rung zuſtändig ift, Die Verpflichtung aur Uns 
meldung und Abmeldung aller feiner Urbeiter, bie 
nicht einer die Mindeftleiftungen gewährenden Hilfs« 
taffe angehören. (Bei Betrieb8- [Fabrils] und Bau- 
Krankenkaſſen bedarf e8 einer ſolchen Verpflichtung 
nicht, weil der Arbeitgeber für Die erforderliche Mels 
Dung bei der flir feinen eigenen Betrieb errichteten Kaſſe 
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Krankheit, oder wenn es fi um die Beteiligung an 
der Kaſſenverwaltung handelt, welche mit Aus⸗ 
nahme der Gemeinde-Strantenverficherung, die feine 
felbftändige Kaffe ift, und der Knappſchaftskaſſen, 
bezüglich deren es bei den Landesgeſetzen bervendet, 
der Selbjtverwaltung der Berfiherten, unter einer 
ihrer Beitragspfliht im allgemeinen entſprechenden 
Mitwirkung der Arbeitgeber und unter Aufficht der 
Behörden, unterjteht. — 

Auf den Vorwurf, daß hier eine Klaffengefeg: 
gebung vorliege — ein nidtsfagendes Schlagwort, 
welches ebenfo wenig oder ebenfo jehr berechtigt ift, 
wie wenn man die Gewerbeordnung, das Handels 
gefegbud, die Redtsanwaltsordnung und andere 
Geſetze, weldhe vorzugsweife die Rechte und Pflichten 
einzelner Stategorieen der Bevöllerung regeln, Klaſſen⸗ 
gefege nennen wollte —, ift feitens des damaligen 
Geh. Ober-Regierungsrats Lohmann*) Folgendes 
ausgeführt worden (Sten. Ber. 1883 ©. 2032): 

„Das iſt ja gerade das Eigentiimliche unjerer 

modernen Entwidelung, daß ſich daraus für bie 

ganze Arbeiterklaſſe Verhältniffe ergeben haben, 
welche den Staat dazu nötigen, mit einer 
fpeziellen Gefeßgebung in dieje VBerhältniffe eine 
zugreifen, wenn er nicht erleben will, daß fie 
zum völligen Ruin führen. Aus diefer Not⸗ 
wendigkeit ift bereit8 eine ganze Zahl von Reichs⸗ 


) Seht Unterftaatsfelretär im Preußiſchen Miniftertum 
für Handel und Gewerbe. 





Rrankennerficherungsgefeb. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutjcher Kaifer, 
König von Preußen zc. 


verordnen im Namen des Reichs, nad) erfolgter Zus 
jtimmung des Bundesrats und des Reichstags, was 
folgt: 
A. Berfikherungsjmang. 
81. 
I. Perſonen, melde gegen Gehalt oder Lohn bee 
Tchäftigt find: 

1. in Bergmwerfen, Salinen, Aufbereitungsanftalten, 
Brüden und Gruben, in Fabriken und Hüttene 
werfen, beim Eiſenbahn⸗, Binnenihiffahrts- und 
Baggereibetriebe, auf Werften und bei Bauten, 

2. im Handelsgewerbe, im Handwerk und in fonftigen 
ftehenden &emerbebetrieben, 

2a.in dem Gefchäftsbeiriebe der Anwälte, Notare 
und Gerichtsvollzieher, der Krankenkaſſen, Berufs⸗ 
genofſenſchaften und Verſicherungsanſtalten, 

3. in Betrieben, in denen Dampfkeſſel oder durch 
elementare Kraft (Wind, Waſſer, Dampf, Gas, 
heiße Luft u. ſ. w.) bewegte Triebwerke zur Ver⸗ 
wendung kommen, ſofern dieſe Verwendung nicht 
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Artikel 60 (jetzt 8 63) des Deutschen Handelsgesetzbuchs zustehenden 
Rechte aufgehoben oder beschränkt sind.“ Vgl. Anm. 8 unter a, 

+) An die Stelle der 88 48, 40 der Seemannsordnung vom 
37. Dezember 1872 sind seit 1. April 1908 die 88 59 bis 61 der 
Seemannsordnung vom 2. Juni 1902 (RGBl. S, 175) getreten. Vgl. 
88 187, 138 der letzteren. 


Su $ 1. 

1. Die 88 1bis 3b „enthalten das Grundprinzip bes Geſetzes, 
den Krantenverjiherungszmwang für die unter das Gejek 
fallenden Arbeiterflafien, und bezeichnen zugleich diejenigen 
Kategorieen von Arbeitern, auf welche dasfelbe kraft Geſetzes 
oder ftatutariicher Beftimmung Anwendung finden Toll”. 
(Komm.Ber. S.4.) Der Verficherungszwang tft entweder ein 
unbedingter gefehlicher ($ 1) oder ein folder, welcher auf Grund 
bes Gefehes durch behördliche oder ftatutarifche Anordnung 
eingeführt werden Tann ($$ 2, 28). Dem unbedingten 
gejeglihen Verſicherungszwang find unterworfen: 

a) alle Berg- und Fabrikarbeiter im weiteren Sinne, 
fowie die bei Bauten und in Transportbetrieben des 
Binnenlandes beihäfttgten Berfonen; 

b) die im Handwerk befchäftigten Gefellen, Gebilfen und 
Lehrlinge; 

e) Perſonen, welche in ſonſtigen ſtehenden Ge— 
werbebetrieben, ſowie in ſonſtigen mit Dampf. 
kefſeln oder elementaren Triebwerken arbeitenden Be- 
trieben beichäftigt find; 

d) Handlungsgehilfen und „Lehrlinge, ſoweit fie nicht 
in Apotheken beihäftigt find; 

e) Perfonen in dem Geichäftsbetriebe gewifler publi- 
ziſtiſcher Stellen (Anwälte, Notare, Krantentaffen u, |. w.) 

unter den Vorausfeßungen, daß 

1. ihre Beihäftigung eine relativ dauernde ift (die Be- 
Thäftigung darf nicht durch die Natur ihres Gegen- 
Standes oder im voraus durch den Arbeitsvertrag auf 
weniger als eine Woche beſchränkt fein), 
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Anm. 3 zu $ 2) gegen Entgelt beihäftigten Hilfs» 
perfonen, d. h. 
1. für die „gewerblichen Arbeiter“ (Gejellen, Gehilfen, 
Lehrlinge, Yabrifarbeiter) ohne Rüdfiht auf die Höhe 
des Arbeitslohns, welcher bet ihnen nur für die Grenze 
der Berfiherung, d. 5. für die Höhe der Kranken⸗ 
unterftügung und für die Höhe der Beiträge, eine 
Rolle fpielt (85 6, 9, 10, 20, 22, 31, 47, 65), ſowie 
2. für die „Betriebsbeamten, Werkmeifter und Techniter”, 
foweit diefe nach ihrer wirtſchaftlichen Stellung den 
Arbeitern gleichitehen. Dies wird angenommen, wenn 
fie nicht mehr als 62/, Mark für den Arbeitstag bezw. 
2000 Mark jährlich an Lohn oder Gehalt belommen (82 b). 
Den „Betriebsbeamten“ find in letzterer Hinfiht die nach 
$ 2 Biffer 2, $ 2a eventuell für verficherungspflicätig er⸗ 
Närten kommunalen und fisfalifhen Beamten, die Be- 
dienfteten der Anwälte, Notare, Krankenkaſſen u. ſ. w. ſo⸗ 
wie die Handlungsgehilfen und «Lehrlinge gleichgeftellt (8 2 b). 

Am Übrigen unterliegen Beamte nad dem Reichs— 
geſetze der Verfiherungspfliht nidt. Ebenſowenig be« 
ſteht die Ießtere nah dem Reichsgeſetze für foldde Bes 
dienftete, welche nicht zu dem gewerblichen Hilfsperjonal 
im obigen Sinne, fondern ausſchließlich zu dem „&e- 
finde" (Dienftboten) gehören, d. 5. gegen ben Wrbeit« 
geber nur zu häuslichen oder hauswirtichaftlihen Dieniten 
ohne regelmäßige Nebenbeichäftigung in feinem Gewerbe 
betriebe fich verpflichtet Haben. Staͤdtiſches und ländliches 
Gefinde tjt vielmehr nad dem Reichsgeſetze nur berechtigt, 
nit aber verpflichtet, in die Gemeinde-Strantenverfiches 
rung, aber auch nur in dieſe, einzutreten ($ 4); doch 
fönnen auch organifierte Krankenkaſſen den Dienftboten zus 
gängli gemacht werden ($ 263 Abi. 2 Ziffer 5). Anträge, 
melde darauf abzielten, das Gefinde dent ſtatutariſchen 
Verſicherungszwange zu unterwerfen, find bei den Ver 
bandlungen im Reichstag abgelehnt worden; man hielt 3. 
&. eine entſprechende Änderung ber landesrechtlichen Ge 
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3. Durch die Novelle von 1892 find die Vorfchriften 
des früheren Ausdehnungsgejeges (Geſ., betr. die Aus« 
dehnung der Unfall- und Krankenverficherung, v. 28. Mai 1885, 
RGBl. S. 159) — durch welche die Unfallverficherung auf 
Transport⸗ und andere Betriebe ausgedehnt und für dieſe 
gleichzeitig auch die Krankenverficherung begründet wurde, 
ſoweit die letztere für jene Betriebe noch nicht galt — in das 
Krankenverſicherungsgeſetz hineingearbeitet worden. Hieraus 
erklaͤrt fich insbeſondere der Abſatz 2. Bol. Anhang I. 

Ferner iſt die Verſicherungspflicht erſtreckt worden: 

a) Allgemein auf Handlungsgehilfen und Lehrlinge mit 
einem Verdienſt bis zu jährlich 2000 Mark (vgl. $ 2b). 
Bis zur Novelle von 1903 unterlagen diefe der unbe» 
dingten gefetlichen Verfiherungspflicht nur, ſofern ihre 
Ansprüche gegen den Prinzipal aus 8 63 des Handels- 
geſetzbuchs (früher Artikel 60) vertragsmäßig beſchränkt 
waren, anderenfall8 der flatutarifhen Verfiherungse 
pflicht. Urſprünglich Tonnten diefe Perjonen auch in 
dem erfteren Falle nur durch ftatutartiche Beſtimmung 
verfiherungspflichtig gemaht werden. Für Gehilfen 
und Lehrlinge in Apothelen beftebt feine Verfiherungs- 
pflicht mehr. 

b) Auf Perjonen im Gejchäftsbetriebe der Anwälte, No⸗ 
tare, Krankenkaſſen u. ſ. w., bei denen ein Ge⸗ 
werbebetrieb im allgemeinen nit in Yrage fommt. 

Außerden: tft die urfprüngliche Vorſchrift über die vor⸗ 
übergehenden Dienftletftungen etwas modifiziert, ferner in 
Abſ. 3 auf die in der Seemannsordnung geregelte Kranken⸗ 
fürjorge für Seeleute hingewieſen und in Abi. 4 (bis zur 
Novelle von 1903: Abi. 5) feſtgeſetzt worden, baß die 
Naturalbezüge nah dem Durchſchnittswert, nit nad 
Durchſchnitts preiſen anzujegen find. Vgl. $3 Abi. 13VG. 

4. Die Beſtimmung des urſprünglichen Abſ. 2 — Be 
fhräntung der Berfiherungspfliht von Betriebsbeamten 
auf einen DVerbienft von 6%, Mark bezw. 2000 Mark — 
jteht jet im $ 2b. 
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5. Unter die ſonſtigen ftehenden Gewerbe» 
betriebe gehören insbejondere die gewerblichen Klein» 
betriebe, foweit fie weder als Handwerk noch als Yabrif 
anzujehen find, die Yilcherei und die Apothefen (ausgenommen 
von der Verficherungspfliäht find aber die Apothefergehilfen 
und »tehrlinge). Ferner gehören hierher die in der Haus- 
induftrie befhäftigten unjelbftändigen Arbeiter (Gefellen und 
Lehrlinge 3. B. eines Hauswebers), während die Hausin- 
duftriellen felbft unter $ 2 Ziffer 4 fallen. Die Beſchäftigung 
im Wandergewerbe begründet feine Verſicherungspflicht. 

6. Die Betriebsbeamten und Arbeiter in der Land- und 
Forjtwirtichaft unterliegen reichsrechtlich nicht dem all» 
gemeinen, jondern nur dem ftatutariichen Verficherungs- 
zwange gemäß $ 2 Ziffer 6. Hieran ift auch durch $ 133 
des Geſ., betr. die Unfall- und Kranfenverficherung der in 
land» und forftwirtiaftliden Betrieben beichäftigten Per- 
fonen, vom 5. Mai 1886 (RGBl. ©. 132) nicht3 geändert. 
Bol. Anhang IT. 

Die obligatorifche Verficherung der land- und forftwirt- 
fchaftlicden Arbeiter durch das Krankenverfiherungsgejeß er⸗ 
fhien insbeſondere um deswillen nicht ratſam, weil diefe 
in einzelnen Gegenden ſchon jet befjer gejtellt find, als 
fie durch dieſes Geſetz geftellt werden würden, weil aljo 
die obligatoriihe Anwendung dieſes Geſetzes nicht durdh- 
weg die Verbeſſerung der Lage diejer Arbeiterfategorieen 
zur Folge haben würde, während doch eine ſolche Ber- 
beijerung der alleinige Zweck dieſes Gejebes if. Wo die 
Berhältniffe jo Liegen, daB die Zwangsverſicherung der 
land» und forftwirtihaftlichen Arbeiter zweckmäßig iſt, kann 
fie durch ſtatutariſche Beſtimmung eingeführt werden; die 
Entſchließung hierzu wird dadurch erleichtert, daß durch 
das Geſetz vom 5. Mai 1886 für die Krankenverſiche⸗ 
rung dieſes Berufszweiges bejondere Beitimmungen zu 
dem Zwecke erlaffen worden find, um auch im Falle 
der Krantenverfiherung die in der Land- und Forftwirt- 
ſchaft vielfach bejtehende und für alle Beteiligten vor» 


v. Woedtke, Euden-Addenhaufen, KVG. 10. Aufl. 4 


50 Krankenverfiherungsgeiet. & 1. 


teilhafte Naturalwirtſchaft aufrecht erhalten zu können.“) 
Die Beihäftigung in den befonderen landwirtſchaftlichen 
Nebenbetrieden (Brennereten u. j. w.) hat, wenn die letteren 
als Fabriken anzufehen find oder doch mit Dampf, Gas zc. 
arbeiten, den allgemeinen gejeglichen Verficherungszwang 
zur Folge. Vgl. v. Woedtfe, Komm. zum KVG. Anm. 14 
zu 8 1, Anm. 16 zu $ 2. Ohne Einfluß find hierauf die 
Beitimmungen der Unfallverfiherungsgejege darüber, in⸗ 
mwieweit land» und forftwirtichaftliche Nebenbetriebe unter 
das Gewerbe-Unfallverfiherungsgeieh oder unter das Geſetz, 
betr. die Unfallverfiderung für Land» und Forftwirtichaft 
fallen (vgl. $ 1 Abf. 2, 3 des Unfallverfiherungsgefehes 
für Lande und Forſtwirtſchaft, NEBL. 1900 ©. 641). 

7. Krankheit iſt jeder (anormale) Zuftand, weldyer 
objektiv ärztliche Behandlung, Arznei oder Heilmittel er- 
forderlih madt. Auf die Urſache oder Heilbarfeit kommt 
e8 nicht an; die Krankheit Tann Äußere oder innere 
Urfaden haben. So find denn auch die Folgen eines 
Betriebsunfalles Krankheiten im Sinne dieſes Ge- 
fees. Nah den Unfallverficherungsgefeßen find auch die 
dur einen Betriebsunfall Verletzten während der erften 
dreizehn Wochen nad dem Unfall im allgemeinen auf die 
Krankenkaſſen angewieſen, und erſt nad Ablauf diejer Zeit 
oder von dem früheren Eintritt des Todes ab treten die 
Berufsgenoffenichaften ein. Als durch die Novelle von 1903 
die Unterftügungspfliht der Krankenkaſſen von 13 auf 26 
Wochen ausgedehnt wurde, iſt das Verhältnis der Kranken. 
kaſſen zu den Berufsgenofjenichaften in der Begründung 
©. 8 wie folgt gelennzeichnet worden: „Sn Erkrankungs⸗ 
fällen, welde durh einen nad den Reichsgeſetzen über 
Unfallverfiherung zu entſchädigenden Unfall herbeigeführt 


*, Seit dem Inkrafttreten des Bürgerliden Geſetzbuchs 
(1. Januar 1900) finden die Borfchriften des 8 617 BGB. Über die 
Pflege in Krankheitsfällen auf die land» und forſtwirtſchaftlichen 
Arbeiter, ſoweit fie in die Häuslihe Gemeinſchaft aufgenommen find 
(Knechte 2c.), Anwendung. Rgl. Anm. 19). 





A. Verſicherungszwang. 8 1. 51 


werben, find die Berufsgenofjenichaften verpflichtet, fpäteftens 
vom Beginne der 14. Woche nad Eintritt des Unfalls das 
Heilverfahren auf ihre Koften zu übernehmen und dem Ver—⸗ 
legten Rente zu gewähren. Hierna haben die Kranken» 
kafſen in ihrem Verhältniſſe zu den Berufsgenoſſenſchaften 
aus eigenen Mitteln nur diejenige Fürſorge zu leiſten, zu 
welcder fie in den erften 13 Wochen nah dem Eintritte 
des den Verletzten ſchädigenden Betriebsereignifjes verpflichtet 
find. Nach Ablauf dieſer Zeit hat in allen Füllen die Be- 
rufsgenofjenjchaft einzutreten, gleichviel wie ſich die Fürſorge 
für den Verlekten bis dahin tatjächlich geitaltet hat, ins— 
bejondere unabhängig davon, ob, für welchen Zeitraum und 
in weldem Umfange feitens der Krankenkaſſe Leiftungen 
an den Verletzten wirklich erfolgt jind (AN. 1888, ©. 244). 
An dieſer Verpflichtung der Berufsgenofjenichaften wird 
auch durch den Entwurf nichts zu ändern fein, weil die 
Fürſorge der Berufsgenoſſenſchaften, mindeſtens ſoweit die 
Gemeinde⸗Krankenverſicherungen in Frage kommen, ergiebiger 
iſt als diejenige der Krankenverficherung. Eine ähnliche 
Rechtslage, wie ſie hiernach künftig eintreten wird, nämlich 
das Nebeneinanderbeſtehen von Fürſorgepflichten der Kranken⸗ 
kafſen und der Berufsgenoſſenſchaften war ſchon bisher da 
vorhanden, wo Krankenkafſen ftatutarifch die Unterftügungs- 
dauer über 13 Wochen hinaus verlängert hatten. Für 
den Verletzten bietet die im Entwurfe vorgefehene Ver⸗ 
längerung der Unterftäßungspflicht der Krankenkaſſen den 
Borteil, daß Fälle, in: welden die Fürjorgepflicht der 
Krankenkaſſe beendet und diejenige der Berufsgenoffenichaft 
noch nicht feitgeftellt ift, fich weientlich vermindern, wahr- 
fheinli völlig aufhören werden. Denn die Verpflichtung 
der Krankenkaſſe zur Gewährung der Unterftügung wird nit 
durch die Annahme aufgehoben, daß die Erwerbsunfähigkeit 
durch einen Unfall herbeigeführt worden ſei. Hat fünftig 
hiernach eine Krankenkaſſe Unterjtügung für die Zeit vom 
Beginne der 14. Woche nad) Eintritt des Unfalls geletitet, 
fo fteht ihr der in den Unfallverfiherungsgefegen geordnete 
4* 


52 Kranfenverfiherungsgeiet. 8 2. 


Erſatzanſpruch gegen die Berufsgenofjenihaft zu ($ 25 des 
Gewerbelinfallverficherungsgefeßes, 8 30 des Unfallverfiche- 
rungsgefeßes für Land» und Forſtwirtſchaft, $ 9 des Bau⸗ 
Unfallverfiherungsgejeßes, $ 29 des See⸗Unfallverficherungs⸗ 
gefeßes). Die Berechtigung der Berufsgenofjenfchaften, ge 
mäß $$ 76c, 76d des Kranfenverficherungsgejeßes ſchon vor 
dem Beginn ihrer gefegliden Verpflichtung das Heilverfahren 
zu übernehnmten, bleibt beitehen.” Bgl. auch v. Woedtke— 
Caspar, Komm. 3. GUVG. Anm. 1, 2 zu 8 13. 

8. Die auf Grund der Verfiherung gewährte Unterjtügung 
giltnihtalsdffentlige Armenunterftüäßung, 8 77. 
Die Anwendung der Beitimmungen diefes Gefeges darf zum 
Nachteil des Verſicherten durch die Arbeitgeber nicht aus⸗ 
alateien oder beichränft werden; dergl. Reglements oder 

bereinfünfte find ftraffällig und nichtig, 88 80, 82. 

9. Ausf.Beft.: Preußen Biffer 3 Anw. v. 10. Juli 
1892; Bayern Art. 1 Gef. v. 26. Mai 1892, Ziffer 1 
Min.Bel. v. 15. Oktbr. 1892; Sachſen Min.Berf. v. 6. Mai 
1892; Württemberg $ 8 Verf.v.2.Novbr. 1892; Baden 
$ 3 Verf. v. 3. Eeptbr. 1892, Ge. v. 17. Juli 1902, Bel. v. 
31. Suli 1902; Heflen $ 3 Verf. v. 5. Novbr. 1892, Art. 
17 Geſ. v. 10. Mat 1902. 


82, 

I. Durch Statutarifche Beftimmung einer Gemeinde für 
ihren Bezirk, oder eines weiteren Kommunalverbandes 
für feinen Bezirk oder Teile desfelben, kann die An⸗ 
wendung der Vorſchriften des $ 1 erjtredt werden: 

1. auf diejenigen im 81 bezeichneten Perfonen, deren 
Beihäftigung durch die Natur ihres Gegenflandes 
oder im voraus durch den Arbeitsvertrag auf einen 
Beitraum von weniger als einerWoche beichränttift, 

2. auf dierin Kommunalbetrieben und im Kommunal. 
dienfte beichäftigteu Perſonen, auf welche die An- 
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wendung des & 1 nicht durch auderweite reichs⸗ 
geſetzliche Vorſchriften erſtreckt iſt, 

3. anf diejenigen Familieuangehörigen eines Betriebs⸗ 
unternehmers, deren Beſchäftigung in dem Betriebe 
nicht auf Grund eines Arbeitsvertrages ftattfindet, 

4. auf jelbftändige Gemwerbetreibende, welde in 
eigenen Betriebsftätten im Auftrage und für 
Rechnung anderer Gemerbetreibender mit der 
Herſtellung oder Bearbeitung gemwerblidher Er- 
zeugnifje befchäftigt werden (Hausinduftrie), und 
zwar auch für den Yall, daß fie die Roh⸗ umd 
Hilfsſtoffe ſelbſt beichaffen, und aud für die Zeit, 
während welder fie vorübergehend für eigene 
Rechnung arbeiten, 

5.*) 

6. auf die in der Land-Fund Forftmwirtichaft be- 
Tchäftigten Arbeiter und Betriebsbeamten. 

Die auf Grund diefer Vorfchrift ergehenden ftatu- I. 
tarifhen Beltimmungen müſſen die genaue Bezeich- 
nung derjenigen Klaſſen von Perſonen, auf welche die 
Anmendung der Vorjchriften des 8 1 erftredt werden 
fol, und in den Fällen der Ziffern 1 und 4 Beitim- 
mungen über die Berpflidtung zur An⸗ und Ab- 
meldung, ſowie über die Verpflihtung zur Einzahlung 
der Beiträge enthalten. 

Sie bedürfen der Genehmigung der höheren Ber- III. 
mwaltungsbehörde und find in der für Belannt- 
madhungen der Gemeindebehörden vorgejchriebenen 
oder üblichen Form zu veröffentlichen. 
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IV. Auf die im Abf. 1 Ziffer 4 bezeichneten 
Gemwerbetreibenden Tann die Anmendung 
der Vorfhriften des 81 auch durch Beſchluß 
des Bundesrats erſtreckt werden. Die An— 
ordnung kann auch für beſtimmte Gewerbs— 
zweige und für örtliche Bezirke erfolgen. 

*) Duroh die Novelle von 1908 sind der frühere Abs. des$ 1 
und die Ziffer 5 des $ 2 in Fortfall gekommen. Die Ziffer 5 des 


8 2 lautete: „d. auf Handlungsgehilfen und -Lebrlinge, soweit die- 
selben nicht nach $ 1 versioberungspflichtig sind.“ Vgl.$ 1 Anm. 8 


unter a. 
3u 82 


1. Bol. Anm. zus1. Der Gemeinde ftehen die jelb- 
ftändigen Gutsbezirke und Gemarfungen gleich, 8 83. 

2. Die vorftehend aufgeführten Klaſſen von Arbeitern 
find dem allgemeinen gefeglihen Verficherungszwange um 
deswillen nicht unterworfen worden, weil ein foldder nicht 
für alle diefen Klaffen angehörenden Perſonen gerechtfertigt 
(Ziffer 2, 3, 6) oder nicht ohne befondere Örtliche Regelung 
durchführbar (Ziffer 1, 4) eriheint. Die Frage, ob der Kranken⸗ 
verfiherungszwang geredtfertigt oder durchführbar ift, hängt 
in diejen Fällen vielfach von örtlichen Verbältniffen ab. 

Es brauchen im gegebenen Yalle nicht fämtlidhe Hier auf- 
geführte Kategorieen, jondern e8 Tünnen auch einzelne, ſogar 
nur Teile einzelner Kategorieen dem Verfiherungsziwang unter« 
ftellt werden (3. B. bloß die Hoftagelöhner oder Deputanten, 
Hausgewerbetreibende einzelner beitimmter Berufszweige). 

Der Teil obiger Klafjen, auf den die ftatutariiden Be⸗ 
ftimmungen Anwendung finden jollen, darf aber nur ein 
begrifflicher, nicht ein individueller fein. Der ftatutarifche 
BVerfiherungszwang muß fich vielmehr innerhalb desjenigen 
Bezirks, für welchen er eingeführt wird, auf alle Perjonen 
eritreden, welche den in dem Statut genannten Kategorieen 
angehören. Ausnahmen für einzelne, diefen Klaflen oder 
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Kategorieen angehdrende Perfonen oder Betriebe find ums 
zuläſſig. 

3. Sn der urſprünglichen Faſſung führte $ 2 unter 
Ziffer 2 die Handblungsgebilfen und Lehrlinge ſowie die 
Gehilfen und Lehrlinge in Apotheken, in Ziffer 3 die Perfonen 
in anderen als den im$1 bezeichneten Transportbetrteben, 
in Ziffer 4 diejenigen Perſonen auf, welche von Gewerber 
treibenden außerhalb ihrer Betriebsitätten beſchäftigt werden. 
Bezüglich der Handlungsgehilfen und »Lehrlinge, jowie der 
in Zransportbetrieben beihäftigten Perfonen vgl. $1 Anm. 3. 
Durh die Novelle von 1892 find die außerhalb der Be- 
triebsftätte bejchäftigten Arbeiter (Heimarbeiter) den inner 
halb der Betriebsftätte beichäftigten Arbeitern gleichgeitellt 
und deshalb dem gejeglihen Verfiherungszwang unters 
worfen worden. Vgl. aber Anm. 6. 

4. Die Bedienjteten der Kommunalverbände unterliegen, 
foweit e8 fih um für Rechnung der Kommune geführte 
Gewerbebetriebe handelt, der allgemeinen geſetzlichen Ver⸗ 
fiherungspfliht nah 8 1; tm übrigen fönnen fie ſtatutariſch 
in der gleichen Weiſe für verſicherungspflichtig erflärt werden 
(Ziffer 2) wie gleihartige Bedienſtete des Reichs und der 
Bundesjtaaten durch behördliche Anordnung ($ 2a). Wegen 
der Beichränfung auf 2000 Mark Arbeitsverdienſt vgl. $ 2b. 

Familienangehdrige eines Betriebsunternehmers, welche 
tm Betriebe des Hausherren auf Grund eines Arbeitsvertrages 
(gegen Lohn) beichäftigt werden, unterliegen der gejeßlichen 
Berfiherungspflicht des 8 1; beiteht ein folcher Arbeitsvertrag 
nicht, fo ift die ſtatutariſche Erſtreckung des Verfiherungs- 
awanges zuläffig (Ziffer 3). Das Statut muß den Kreis 
der Familienangehörigen, der nicht auf die Ehefrau und 
die Kinder beſchränkt zu werden braucht, genau beitimmen. 
Eine Fürforge für die (nicht felbft verſicherungspflichtigen) 
Familienangehörigen ermöglichen übrigens auch 8 6a Abf. 1 
Biffer 5, 8 21 Abf. 1 Ziffer 5, 7. 

5. Zur Genehmigung der ſtatutariſchen Beittinmung, 
die für alle (auch außerhalb wohnhaften) Arbeitgeber der 


86 Krankenverſicherungsgeſetz. & 2a. 


im Bezirke des betr. Verbandes beichäftigten Verficherten 
rechtsverbindlich ift, find in Preußen berufen der Bezirks⸗ 
ausſchuß (Beſchwerde an den Provinzialrat), für Berlin 
und bet ſtatutariſchen Beſtimmungen von Brovinzialverbänden 
der Oberpräfident (Beichwerde an die Minifter des Innern 
und für Handel und Gewerbe). 

6. Der Abf. 4 tft durch die Novelle von 1900 zugefügt 
worden. Bejondere Beitimmungen für Hausgewerbetreibende 
in $ 54; vgl. auch $ 16 Anm. 1, fowie die Anm. zum 
Shlußartifel des Abänderungsgeſetzes von 1900. 
— Die jelbftändigen Hausgewerbetreibenden unterſcheiden 
fih von den unjelbitändigen Heimarbeitern (f. Anm. 3) durch 
ihre perſönliche Unabhängigkeit gegenüber dem Arbeitgeber 
(AN.1891, S.181 und 1896, ©.317, 361); wirtſchaftlich 
ift ihre Lage oft von derder Heimarbeiter nicht zu unterjcheiden. 

7. Ausf. Beit.: Preußen Ziffer 1, 2, 8 bis 10 Anm. 
v. 10. Juli 1892; Bayern Art. 2 Gef. v. 26. Mat 1892, 
888 1—3 Verf. v. 8. Zuni 1892, Ziffer 2—4 Min. Bel. 
dv. 15. DOltbr. 1892; Sadfen $ 1 Verordn. v. 28. Septbr. 
1883; Württemberg $$ 1, 3 Verf. v. 2. Novbr. 1892; 
Baden Gef. vd. 7. Zuli 1892, 88 2, 5, 10 Verf. v. 3. Septbr. 
1892, Gef. v. 17. Juli 1902, Bel. dv. 31. Zult 1902; Heffen 
Ziffer 3 Anw. v. 5. Novbr. 1892, 85 1, 2, 9 Verf. v. 
5. Novbr. 1892, Art. 17 Gel. v. 10. Mat 1902. 


2a. 

Die Anwendung ver Vorſchriften des 8 1 Tann 
auch auf ſolche in Betrieben oder im Dienfte des Reichs 
oder eines Staates beichäftigte Berfonen erftredit werden, 
welche der Krankenverſicherungspflicht nicht bereit? nad) 
geſetzlichen Beſtimmungen unterliegen. Die Erftredung 
erfolgt durch Berfügung des Reichskanzlers beziehungs⸗ 
weile der Zentralbehörde. 

Zu $ 2a. 
1. Der $ 2a entiprit den für Kommunalbetriebe er- 
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laſſenen Beitimmungen des $ 2 Abf. 1 Ziffer 2, vgl. Ann. 4 
zu $2. Wegen der Beſchränkung auf 2000 Mark Zahres» 
arbeitSverdienft vgl. 8 2b. — Vgl. Kommiffionsbericht von 
1891 ©. 51 und Kommijfionsberiht von 1903 ©. 10. 

2. Ausf. Beft.: Bayern Art. 1 Gef. dv. 26. Mai 1892, 
$ 6 Berordn. dv. 8. Suni 1892, Min.Bel. v. 22. Oktbr. 
1892; Württemberg $ 1 Verordn. v. 2. Novbr. 1892; 
Helfen Verordn. v. 3. Dez. 1901. 

8'2b. 

Betriebsbeamte, Werlmeifter und Techniker, Hand- I. 
lungsgehilfen und Lehrlinge, ſowie die unter S 1 
Abſatz 1 Ziffer!?a fallenden Perfonen unterliegen der 
Verfiderungspflidt nur, wenn ihr Arbeitsverdienft 
an Lohn oder Gehalt jechszweidrittel Mark für den 
Arbeitstag oder, jofern Lohn oder’ Gehalt nach größeren 
Zeitabſchnitten bemeſſen tft, zweitanſend Mart für das 
Jahr gerechnet, nicht überfteigt. 

Dasſelbe gilt von anderen’unter 82 Abſatz 1 Ziffer 2 II. 
und 8 Zaifallenden Perfonen, joweit fie Beamte find 
Zu 832b. 

1. Der $2benthält die Beſtimmungen des früheren Abf. 2 
des $ 1 unter entiprechender Ausdehnung auf die den Betriebs⸗ 
beamten gleichgeftellten Kategorieen. 2000 Mark jährlich find 
aleih 300><6?/; Marl. — ‚Techniker“ vgl. $ 133a SD. 

2. Ausf. Beit.: Bayern Art. 1 Gef. v. 26. Mai 1892. 

83. 

Berfonen des Soldatenitandes ſowie ſolche in Be. 
trieben oder im Dienfte,des Reichs, eines Staates oder 
Kommmunalverbandes beichäftigte Perjonen, welche dem 
Reiche, Stante oder Kommunalverbande gegenüber im 
Krantheitsfällen Anipruh auf Fortzahlung des Ge- 
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halts oder des Lohnes oder auf eine den Beitimmungen 
des & 6 entſprechende Unterſtützung mindeftens für drei- 
zehn Wochen nad der Erkrankung und bei Fortdauer 
der Erkrankung für weitere dreizehn Wochen Anspruch 
auf diese Unterstützung oder auf Gehalt, Pension, 
Wartegeld oder ähnliche Bezüge mindestens im andert- 
halbfachen Betrage des Krankengeldes haben, find von 
der Berfiherungäpflit ausgenommen. 


3u 83. 

1. Bol. Anm. zu 81. Ders Ziſt an dteStelle desg 3 Abf. 1 der 
urſpruünglichen Faſſung, nach welcher nur die mit feftem Gehalt 
angeſtellten Betriebsbeamten des Reichs u. ſ. w. von der Ver⸗ 
ſicherungspflicht befreit waren, geſetzt worden; er iſt dem 8 15 
Abſ. 2 des früheren Ausdehnungsgefehes v. 28. Mat 1885 nadh- 
gebildet und bezieht ſich ſowohl auf Betriebsbeamte, wie auf 
Arbeiter. — „Gegen die einfache Erftredtung des Anſpruchs auf 
Fortzahlung des Gehalts von 13 auf 26 Wochen ſprechen fchwer- 
wiegenbe dienftliche Gründe; ſie würde Die Benflonterung eines 
Beamten, der von Anfang der Erkrankung an für dauernd 
dienftunfähig zu erachten war, vor Ablauf eines halben Jahres, 
unter Umftänden noch länger, und die Wiederbefegung der 
Stelle unmöglich maden können.“ (Motive von 1903 ©. 11.) 
— Unter dem „Kranfengeld’ iſt bier das Krankengeld der 
Gemeinde⸗-Krankenverſicherung (8 6) zu verftehen. 

Der $ 3 Abf. 2 der erften Faſſung tit fortgefallen und 
dur die 88 3a und 3b erjeht worden, vgl. dajelbft. 

2. Zu den Perſonen des Soldatenftandes gehören auch 
die Perſonen der Marine. 

3. Ausf.Beft.: Württemberg $ 12 Verordn. dv. 
2. Novbr. 1892. 


8 3a. 
I. Auf ihren Antrag find von der Berfiherungspfiicht 
zu befreien: 
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‚1. Perſonen, welde infolge von Berlefungen, Ge- 
breden, chroniſchen Kraukheiten oder Alter nur 
teilweife oder nur zeitiweile exwerbäfähig find, 
wenn der unterflügungspflicitige Armenverband 
der Befreiung zuftimmt, 

2. Perſonen, weldden gegen ihren Arbeitgeber für den 
Fall der Erkrankung ein Rechtsanſpruch auf eine 
den Beilimmungen des 86 entſprechende oder gleid)- 
wertige Unterftühung zufteht, fofern die Leiſtungs⸗ 
fähigkeit des Arbeitgebers zur Erfüllung des An- 
ſpruchs geſichert ift. 

Wird der Antrag auf Befreiung von der Berwal- II. 
tung der Gemeinde-Sranfenverfiherung oder von dem 
Vorſtande der Krantentafle, welcher der Antragfteller an- 
gehören würde, abgelehnt, jo enticheidet auf Anrufen 
des Antragftellers die Auffihtsbehörde endgültig. 

In dem Falle an 2 gilt die eingeräumte Befreiung III. 
nur für die Dauer des Arbeitsvertrages. Sie erliſcht 
vor Beendigung ded Arbeitävertrages: 

a) wenn fie von der Auffihtäbehörbe wegen nicht ge 
nügender Leiſtungsfähigkeit des Arbeitgebers von 
Amts wegen oder auf Antrag eines Beteiligten 
aufgehoben wird, 

b) wenn der Arbeitgeber die befreite Perjon zur 
Krantenverfiherung anmeldet. Die Anmeldung 
tft ohne rechtliche Wirkung, wenn die befreite Per⸗ 
fon zur Zeit derfelben bereits erfrantt war. 

Inſoweit im Erkrankungsfalle der gegen den Arbeit: IV. 
geber beitehende Anſpruch nicht erfüllt wird, tft auf 
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Antrag der befreiten Berfon von der Gemeinde⸗Kranken⸗ 
verfiherung oder von der Krankenkaſſe, welcher fie im 
Nichtbefreiungsfalle angehört haben würde, die gejeß- 
liche oder ftatutenmähige Kranlenunterftügung zu ge: 
währen. Die zu dem Ende gemaditen Aufwendungen 
find von dem Arbeitgeber zu erflatten. 


Zu 8 3a. | 
1. Bol. Anm. zu 88 1, 3. Der 83a geitattet die Befrei- 
ung bon der Krankenverfiherungspflicht für ſolche Perfonen, 
a) welche chroniſch Frank oder alt find, 
b) für welde in Krankheitsfällen ein leiſtungsfähiger 
Arbeitgeber genügend forgt. 

Die lebteren Beitimmungen find dem 8 136 des landw. 
Unfall: und Krankenverſicherungsgeſetzes vom 5. Mat 1886 
(j. Anhang II) nachgebildet, doch ift der Befreiungsantrag 
vom Arbeiter, nicht (wie im Geje vom 5. Mai 1886) 
vom Arbeitgeber zu ftellen. — , Gleichwertige Unterftügung“ 
it au dieim $ 7 Abf. 1 u. 2 beichriebene. 

2. Die Befreiung chroniſch kranker oder alter Perfonen 
ift zu dem Bwede geitattet worden, um diejen Perjonen 
die Erlangung einer Beihäftigung und eines Arbeitsper- 
dienftes zu erleichtern. Denn wenn ſolche Berjonen während 
der Dauer einer gelegentlichen Beichäftigung verfichert werden 
müſſen, fo erhalten fie nach den bisherigen Erfahrungen 
fchwer eine Arbeit, „weil die Arbeitgeber die Krankenkaſſe 
nit mit der hohen Krankheitsgefahr folder Perfonen be- 
laften wollen“ (Mot. von 1890 ©. 37); fie fallen dann troß 
noch vorhandener teilmetfer Erwerbsfähigfelt der Armenpflege 
zur Laft. „Die Armenverwaltung hat daher ein Intereſſe 
daran, daß diefe Perfonen durch Befreiung von der Ver- 
fiherungspflicht wenigftens noch teilweiſe erwerbsfähig er- 
halten werden und auf dieje Weife au die Stelle der Ber 
pflidtung zur vollen Armenunterftühung nur die Gefahr der 
Unterftügungspflicht in Kranfheitsfällen tritt" (Mot. a. a. O.). 
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Deshalb fol die Armenverwaltung bei derartigen Befreiungs- 
anträgen zugezogen werben; es wird in der Negel in ihrem 
wohlverftandenen finanziellen Sntereffe liegen, zur Vermin⸗ 
derung ihrer Ausgaben den Befreiungsantrage zuzuftimmen. 

3. Über das Verfahren bei Anträgen auf Erftattung 
verauslagter Krankenunterftügung (Abf. 4) vgl. $ 58 Abi. 2. 

4. Ausf.Beft.: Bayern Art. 1 Gef. v. 26. Mai 1892, 
ss 2, 4 Verordn. v. 8. Juni 1892, Biffer 5 Min. Bek. v. 
15. Oktbr. 1892; Württemberg $$ 9—12 Verordn. v. 
2. Novbr. 1892; Baden 88 11,13 Verordn.v.3.Septbr.1892. 


836. 

Auf den Antrag des Arbeitgebers find von der J. 
Berfiderungspflicht zu befreien Lehrlinge, welchen durch 
den Arbeitgeber für die während der Dauer des Lehr- 
verhältnifies eintretenden Erfrantungsfälleder Anſpruch 
auf freie Kur oder Verpflegung in einem Krankenhauſe 
auf die im 86 Abfat 2 bezeichnete Dauer gefichert 
it. Gleiches gilt von Berjonen, welde im "alle der 
Arbeitsloſigkeit in einer die Berfiherungspfliät be- 
gründenden Art in Wohltätigleitsanftalten beſchäftigt 
werden, deren Zwei darin befteht, arbeitsloſen Berfonen 
vorübergehend Beihhäftigung zu gewähren (Arbeiter: 
tolonieen und dergl.). 

Die Beſtimmungen des $ 3a Abfak 2 bis 4 finden II. 
entfprechende Anwendung. 

3u 8 3b. 

1. Bgl. Anm. zu 88 1,3. Die Mot. ©. 38 begründen 
dieſe Beitimmung insbejondere damit, daß der Lehrling 
meift feinen Lohn, jondern entweder nur Unterkunft und 
Berpflegung oder ftatt defien ein geringes Koftgeld erhält. 
Im erften Halle müßte der Metjter die vollen Krankenver⸗ 
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fiherungsbeiträge zahlen, weil er dem Lehrling ja bares 
Geld nicht abziehen kann, wenn er nicht durch den Lehr- 
vertrag andere Beitimmungen trifft. Diejer Unbilligfeit 
ſowie weiteren unter dieſen Verhältniſſen fich ergebenden 
Unzuträglichfeiten joll durch den $ 3b vorgebeugt werden. 
Bal. 8 126b Abi. 1 Ziffer 3 GO. 

2. Die Erwähnung der in Arbeiterfolonieen bejchäftigten 
Perſonen fol dazu dienen, die wohltätigen Arbeiterfolonieen 
von der Entrichtung von Beiträgen für ſolche Leute, jofern 
fie überhaupt verfiherungspflichtig find, zu befreien. 

3. Über das Verfahren bei Anträgen auf Eritattung 
verauslagter Krankenunterſtützung (Abſ. 2) vgl. $ 58 Abf. 2. 

4. Ausf.Beft.: Bayern Art. 1 Gef. dv. 26. Mai 1892, 
88 2, 4 Verordn. dv. 8. Juni 1892, Ziffer 5 Bel. v. 15. Oktbr. 
1892; Württemberg $$ 11, 13 Verordn.v.2.Nonbr.1892; 
Baden 88 11, 13 Verordn. v. 3. Septbr. 1892. 


B. Bemeinde-Arankennerfirherung.*) 


S 4 
Für alle verficherungspflichtigen Perſonen, welche 
nicht einer Orts⸗Krankenkaſſe (8 16), 
einer Betriebs⸗ (Fabrif-) Krankenkaſſe ($ 59), 
einer Bau-Krankenkaſſe ($ 69), 
einer Innungs-Krankenkaſſe (8 73), 
einer Knappſchaftskaſſe ($ 74) 
angehören, tritt, vorbehaltlich der Beitimmung des 
8 75, die Gemeinde⸗-Krankenverſicherung ein. 
II. Perſonen der in SS 1 bis 3 bezeichneten Art, 
welche ber Berfiherungspflicht nicht unterliegen und 
deren jährliches Gefamteintommen”zweitaufend Mark 


Ei *) Vgl. auch die gemeinsamen Bestimmungen der 8849 bis 58. 


— 
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nicht überſteigt, ſowie Dienftboten find berechtigt, der 
Gemeinde-Strantenverfiherung der Gemeinde, in deren 
Bezirkfie befchäftigt find, beizutreten. Durch ftatntarifche 
Beitimmung (8 2) Tann auch anderen nichtverficherungs- 
pflichtigen Berfonen die Aufnahme in die Gemeinde- 
Krankenverſicherung geftattet oder das Recht des Bei- 
trittö eingeräumt werden, jofern ihr jährliches Geſamt⸗ 
eintommen zwettaufend Mart nicht überfteigt. 

Der Beitritt der Beredtigten erfolgt durch ſchriftliche III. 
oder mündlide Erklärung beim Gemeindevorftande, 
gewährt aber feinen Anſpruch auf Unterftügung im 
Falle einer bereits zur Zeit diefer Erklärung ein- 
getretenen Erkrankung. Die Gemeinde iſt berechtigt, 
nichtverfidderungspflichtige Perfonen, welde fi zum 
Beitritt melden, einer ärztliden Unterſuchung unter- 
ziehen zu laflen, und, wenn dieſe eine bereits beftehende 
Krankheit ergibt, von der Berfiherung zurückzuweiſen. 

Freiwillig Beigetretene, welche die Berficherungs- IV. 
beiträge (S5)anzmwei aufeinander folgenden Zahlungs⸗ 
terminen nicht geleiftet haben, fcheiden damit aus der 
Gemeinde-Strantenverfiherung aus. 

Zu $ 4. 

1. Die dur die Novelle von 1892 bewirkten Ab— 
änderungen des Geſetzes beitehen im wejentlichen in einer 
Umijtellung des Citats $ 75 (vgl. Anm. 4), ferner in der 
(früher nur den Orts-Krankenkaſſen zugejtandenen) Er: 
mäcdhtigung, auch die Gemeinde-Strantenverfiherung anderen 
nichtverſicherungspflichtigen Perfonen mit einem 
Jahreseinkommen bis zu 2000 Mark zur freiwilligen Ver- 
fiderung zugänglicy zu machen, endlich in der Ermächtigung 
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der Kommunalverbände, freiwillig Beitretende ärztlich unter- 
ſuchen zu laſſen und abzumeifen, wenn fie bereits Tranf be- 
funden werden. Vgl. Anm. 5 zu $ 26a. 

2. Die Gemeinde-Kranfenverfiherung üt feine 
„Kalle“ mit bejonderem Verwaltungsapparat, alſo Fein 
jelbftändiges Rechtsſubjekt, fondern eine für die Gemeinde 
als den Träger der Verfiherung von dem Gemeindevorftande 
verwaltete Gemeinde-Einrichtung, welche allerdings eine 
eigene Kaffe befigen muß ($ 9). Jede Gemeinde muß eine 
Gemeinde-rantenverfiherung (entweder für fich ſelbſt oder 
mit anderen Gemeinden zufammen) haben. Dur die 
Novellen tft die Gemeinde-Krankenverficherung mehr und 
mehr ausgebaut worden, nachdem fie in der Praris tat« 
ſächlich einen größeren als den anfänglich beabfichtigten 
Umfang angenommen hatte. Über die fubfidiäre Natur der 
Gemeinde-Srantenverfiherung vgl. die Einleitung. 

Beionderer „Statuten“ für die GKV. bedarf es nicht 
notwendig, weil Leiſtungen umd Beiträge direft aus dem 
Geſetze fi ergeben. Trotzdem tft die Aufftellung folcher 
Statuten zwedmäßig. Anbaltepunfte dafür ergeben die in 
Anm. 2 zu 8 12 erwähnten Statuten einer gemein. 

famen GKV. 

- 3. Der Abſ. 1 des 8 4 regelt die obligatoriſche 
Zugehörigkeit zur Gemeindesfrantenverfiherung; Abſ. 2 
bis 4 behandeln den freiwilligen Eintritt in diefelbe. 
Die freiwillige Fortſetzung des Verfiherungsverhältniffes 
in der Gemeinde-Kranfenverfiherung durch ſolche Verjonen, 
welche derfelben einmal angehört, die Beichäftigung aber, 
welche die Vorausfegung diejes Verhältniffes war, aufge- 
geben und eine andere Beſchäftigung nit aufgenommen 
haben, regelt $ 11. 

4. Obligatoriich gehören der GemeindesSfranlenver- 
fiherung alle verjiderungspflidtigen Perfonen an, 
welche 

a) nicht Mitglieder einer Orts⸗, Betriebs» (Yabril-), Baus, 
Innungs⸗ oder Knappichaftsfaffe find, 
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b) nit Mitglieder einer die Mindeftleiftungen gewähren⸗ 
den Hilfskaſſe ($ 75) find. 

Über den Einfluß der Begründung eines neuen Ber 
fiderungsverhältnifies auf „Ichwebende* Unterftügungsan- 
fprüde vgl. Hahn im VBerwaltungsardiv 5 ©. 259 ff. 

5. Zu den nad Abi. 2 zum freiwilligen Beitritt 
Berechtigten gehören insbeſondere: 

a) die in den bei 88 1,2, 2a aufgeführten Betrieben u. . w. 
ohne Gehalt oder Lohn ($ 1 Abf. 4) beichäftigten 
Perſonen; 

b) Perſonen des Soldatenſtandes ($ 3), ſowie die in 83 
aufgeführten, von der Verficherungspflicht wegen ander- 
weiter ausreichender Fürſorge befreiten Bedtenfteten der 
Reichs⸗, der Staats» und der Kommunalverwaltungen; 

c) die im $ 2 aufgeführten Kategorieen, falls und folange 
deren BZmwangsverfiherung durch ftatutariihe Be— 
ftimmungen nicht eingeführt wird; 

d) die auf Antrag des Lehrheren von der Verfiherungs- 
pflicht befreiten Lehrlinge fowie die Inſaſſen von Arbeiter» 
tolonieen ($ 3b). 

Dazu treten für die Gemeindesfrantenverficherung 

e) das gefamte Gefinde (vgl. Anm. 1zu 8 1 und Anm. 5 
zu $ 26a), welches der Zwangsperfiherung auf Grund 
dieſes Geſetzes niemals unterliegen Tann, 

f) folde anderweiten Perfonen bis zu 2000 Mark Ein 
kommen, denen die Gemeinde-Stranlenverfiherung durch 
Beſchluß der Gemeinde zugänglich gemadt ift. Dal. 
Anm. 5 zu $ 26a. 

Früher gehörten hierher auch Betriebsbeamte, Handlungs- 
gehilfen und »Lehrlinge mit mehr als 2000 Mark Jahres⸗ 
einfommen. Dieſe haben aber die Beitrittsberecdhtigung 
nicht mehr, jeitdem letztere auf ein Eintommen von 2000 Mart 
beſchränkt ift. Früher erworbene freiwillige Mitgliedfchaft 
bleibt ihnen erhalten. 

Für die freiwilligen Mitglieder hat der Arbeitgeber feine 
Berpfliätungen; fie zahlen die Gefamtbeiträge einichl. des 


p. Woebtte, Eufen-Addenhaufen, KB. 10. Aufl. 5 


I. 


II. 
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Beitrags der Arbeitgeber, „weilder freiwilligeAftdesArbeiters, 
durch welchen diefer, ohne gejetlich verpflichtet zu jein, Verfiche- 
zung nimmt, nach der Meinung der Kommiſſion unmöglich den 
Arbeitgeber zu Leiftungen verpflichten kann“ (Komm.Ber.). 
Eintrittsgeld zur Gemeinde-Krankenverſicherung wird nad) 
dem Geſetz nicht entrichtet. Vgl. auch Anm. zu $ 19. 

6. Ausf. Beft.: PreußenBiffer2, 5, 8, 11ff., 43 Anw. 
vd. 10. Juli 1892; Bayern Art. 1, 2 Gel. dv. 26. Mai 1892, 
Biffer 6, 7 Min.Bel. v. 15. Oftbr. 1892; Württemberg 
$$ 1, 15, 16, 18, 81 Verordn. v. 2. Novbr. 1892, 88 1—5, 
9 Berordn. v. 29. Dezbr. 1886; Baden 8$ 10, 16 Verordn. 
v. 3. Septbr. 1892; Heffen Ziffer 3 Anw. v. 5. Novbr. 1892. 


85. 

Denjenigen Perfonen, für welche die Gemeinde- 
Kranfenverficherung eintritt, ift von der Gemeinde, in 
deren Bezirk fie befchäftigt find, im Falle einer Krank⸗ 
heit oder durch Krankheit herbeigeführten Ermwerbs- 
unfäbigfeit Krantenunterftügung zu gewähren. 

Bon denfelben bat die Gemeinde Kranken— 
verficherungsbeiträge (K 9) zu erheben. 


3n85. 

1. Die Kranfenunterftügung tft von derjenigen Gemeinde 
zu gewähren, in deren Bezirk die Beihäftigung des er- 
krankten Arbeiters ftattfindet; weder der Wohnſitz noch der 
Aufenthaltsort noch derjenige Ort entjchetidet, an welchen 
die Krankheit ausbridht oder an welden der Grund zur 
Krankheit gelegt iſt. „Die Verhandlung ergab, daß die 
Kommifiion in ihrer Majorität den Grundgedanken der Vor⸗ 
lage, die Verpflegung des erfranften Arbeiters möglichit nahe 
an die Stelle zu rüden, wo der gejunde feine Kräfte zur 
Arbeit eingefeßt hat, für richtig hielt." (Konm.Ber. ©. 22.) 
Nähere Beitimmungen darüber, welcher Ort in befonderen 
Fällen als Beichäftigungsort anzujehen ift, enthält $ 5a. 
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2. Die Krankenunterftätung tft nach Abf. 1 zu gewähren: 

a) im alle der Krankheit (vgl. Anm. 7 zu 8 1), 
b) im Falle einer Durch Krankheit hHerbeigeführten Erwerbs⸗ 

unfäbigteit, 

alfo auch dann, wenn die Krankheit ſelbſt gehoben, aber als Folge 
derfelben eine Erwerbsunfähigkeit verblieben ift. Hiernach tft 
die Krankenunterjtügung während der gefelichen Dauer (8 6) 
auch bei Siechtum und in der Rekonvaleszenz zu gewähren, wenn 
und Solange mit diejen Zuftänden Erwerbsunfähigkeit ver- 
bunden tft. Erwerbsunfähigleit im Sinne diefes Geſetzes tit 
nicht gleich Erwerbslofigfeit (8 28) ; erftere liegt vor, wenn der 
Verficherte unfähig ift, ohne Verſchlimmerung der Krankheit 
feinem bisherigen Erwerbe nachzugehen (Berufsinvalidität);; 
völlige und teilweiſe Erwerbsunfähigfeit werden in diefem 
Geſetze nicht unterfchteden, jedoch erliicht der Anſpruch auf 
Krankengeld, wenn der Erkrankte feine Erwerbstätigkeit wieder 
aufnimmt. Yür das verwandte Gebiet der Invalidenverfiche 
zung dgl. $5 Abi. 4, 8 15 Abi. 2, $ 16, 8 30 Abi. 2 IVG.; 
für dasjenige der Unfallverficherung vgl. 88 9, 75, 95 GUVG. 
— Schwangerſchaft und ein normal verlaufendes Wocenbett 
gelten nicht als Krankheit; eine bejondere Berückſichtigung 
finden Schwangere und Wöchnerinnen bei den Vorfchriften 
über die organifierten Krankenkaſſen 88 20ff.; vgl. aber auch 

für die Gemeinde-Kranfenverjiherung $ 10 Anm. 1. 

3. Die Beiträge der Verfiherungspflichtigen find im allges 
meinen vom Arbeitgeber einzuzahlen (88 51 ff.). Die Verpflichts 
ung, Beiträge zur Gemeindesftranfenverfiherung zu erheben, 
fällt in felbjtändigen Gutsbezirken und Gemarkungen fort ($ 83). 

4. Ob der Verfiherte während der Erfranfung feinen 
Lohn meiterbezieht oder nicht, ijt für den Aniprud auf 
Kranfenunterftügung unerheblid. Jedoch beitinmt 8 616 
BGB. dispofitiv, daß der Dienjtverpflichtete bei unverſchuldeter 
Behinderung von verhältnismäßig nicht erheblicher Dauer 
den Dienftvergütungsanfpruch behalten, aber darauf fich den 
Betrag anrehnen Yaffen joll, der ihm für die Beit der 
Behinderung „aus einer auf Grund geſetzlicher Verpflichtung 

5% 


I. 


II. 


III. 
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beitehenden Kranken» oder Unfallverfiherung zukommt“. 
Bol. Hahn in Zeitiähr. f. SAD. 6 ©. 86. 

5. Ausf. Beft.: Bayern X. 1, 2 Gef. v. 26. Mai 

1892, Ziffer 8 bis 12 Min.Bel. v. 15. Oktbr. 1892, 
3 5a”) 

Für Berfonen, welche in Gewerbebetrieben beſchäftigt 
find, deren Natur es mit fi bringt, daß einzelne 
Arbeiten an wechjelnden Orten außerhalb der Betrieb3- 
ftätte ausgeführt werden, gilt auch für Die Zeit, während 
welder fie mit ſolchen Arbeiten beichäftigt find, als 
Beichäftigungsort der Sit des Gewerbebetriebe. 

Werden verfiherungäpflichtige Perjonen von einer 
öffentlichen oder privaten Betriebsverwaltung mit Ar- 
beiten beihäftigt, welche an wechfelnden, in verſchiedenen 
Gemetndebezirfen belegenen Orten auszuführen find, 
fo gilt, falls nicht nad Anhörung der beteiligten Ber: 
waltungen und Gemeinden oder weiteren Kommunal. 
verbänden von der höheren Berwaltungsbehörde etwas 
anderes beftimmt wird, als Beſchäftigungsort diejenige 
Gemeinde, in weldger die mit der unmittelbaren Leitung 
jener Arbeiten betrante Stelle ihren Sit hat. 

Für Berjonen, welde in der Kand- oder Yorfiwirt- 
Schaft zur Beihäftigung an wechfelnden, in verſchiedenen 
Gemeindebezirfen belegenen Orten angenommen find, 
gilt ala Beihäftigungsort der Sit des Betriebes (8 44 des 


Geſetzes vom 5. Mat 1886,**) Reichs⸗Geſetzbl. S. 132). 
*) Dieser Paragraph gilt auch für Orts-Krankenkassen ($ 16 Abs. 2). 
”+) Vgl. Anm. 1 unten. 


Zu g 5a. 
1. Abſatz 1 bezieht fi auf Gewerbebetriebe, welche 
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einzelne Arbeiten abwechſelnd „bald in dieſem, bald in 
jenem Ort, und zwar fomwohl innerhalb, als aud) außer- 
halb des Gemeindebezirks, in dem ihre Betriebsitätte be⸗ 
legen ift, ausführen laſſen“ (Mot.). Betipiel: Gemwerbe- 
betrieb eines Zimmermeifters, Schornfteinfegermeifters. Hier 
fol immer der Sit des Gewerbebetriebes als Beichäftigungs- 
ort gelten. Abſatz 2 bezieht ſich zunächſt auf Öffentliche 
Reichs⸗,, Staats und Kommnunalverwaltungen, welche fich 
über größere Bezirke erftreden, in denen die einzelnen Ar—⸗ 
beiter ohne beftimmte, dauernde Arbeitsftätte wechjelnd be= 
ihäftigt werden, 3. B. Wegebau, Waflerbau, Zelegraphen- 
verwaltung. Äühnlich fteht die Sache aber auch bei Private 
bahnen u. ſ. w. Hier ſoll vorbehaltlich befonderer Regelung 
derjenige Ort als Beichäftigungsort gelten, in welchen: die 
mit der unmittelbaren Betriebsleitung betraute Stelle ihren 
Sit Hat. Abſatz 3 bezieht fi auf land- und forftwirt- 
ichaftliche, Über mehrere Gemeindebezirte ſich erftredende 
Betriebe. Hter gilt bei Arbeitern, die für den Gefamt- 
betrieb ohne Beihhränfung auf deſſen einzelne Örtliche Zeile 
angenommen find, als Beihäftigungsort der Sit des Betriebes 
gemäß $ 65 des Unfallverj.-Geleges für Land- und Forſt⸗ 
wirtihaft ( KEBl. 1900 ©. 641), welder an die Stelle 
des (im wejentlichen gleichlautenden) bisherigen $ 44 des 
Geſetzes, betr. die Unfall» und Kranfenverfiherung in land⸗ 
und forſtwirtſchaftlichen Betrieben, getreten tit; vgl. $ 1 
Abſ. 3 des Geſ., betr. die Abänderung der Unfallverfiche- 
rungsgeſetze (KEBl. 1900 ©. 573) und Anm. 3 unten. 

2. Ürbeiter in den im Abſ. 1 bezeichneten (Bau- zc.) 
Betrieben find (vorbehaltlich des $ 75) ſämtlich und 
immer in der für den Betriebsjik des Unternehmers 
zuftändigen Kankenkaſſe, nicht aber in den Krankenkaſſen 
derjenigen wechjelnden auswärtigen Orte verjichert, an dener 
einzelne Bauarbeiten durch den betr. Betriebsunternehmer 
ausgeführt werden. (Vgl. $ 57a.) 

Betriebsftätte tft nicht Die wechſelnde Arbeitsftätte, 
jondern derjenige Ort, an welchem fi) der bleibende Sit 
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und Mittelpunkt des Betriebes befindet. Er -wird in der 
Negel mit dem Betriebsſitz zufammenfallen. Indeſſen 
fönnen alle drei 3. B. bei einem BZimmermeiiter aud) fehr 
wohl drtli auseinanderfallen: Betriebsjtätte etwa ale 
der Zimmerplab, Betriebsjit als der Geſchäftsraum, 
von welchem aus der Betrieb geleitet wird, Arbeitsftätten 
aber als die einzelnen Bauausführungen, welche von ‚dem 
Bimmermeljter übernommen find. Ein befonderer weiterer 
Betriebsſitz wird nicht ſchon dadurch begründet, daß 
an einer beftimmten Urbeitsftelle ein beſonderer Arbeiter- 
ftamın gehalten wird und daß die einzelnen Arbeiten nad) 
Umfang und Dauer von erheblicher Bedeutung find; meh- 
tere Betriebsfite Hat vielmehr ein Bauunternehmer 
nur infoweit, als er die felbftändige Leitung auswärtiger 
Bauten in technifcher und wirtihaftlicder Beziehung von 
dem regelmäßigen Site feines Geiwerbebetriebes nad) dem 
Ort der auswärtigen Arbeitsitätte verlegt hat. 

3. Der 8 65 des landw. Unfallverſ.Geſetzes Tautet, 
foweit_er bier in Betracht kommt: 


Adi. 2. „Eine Gejamtheit von Grundftüden eines Unter- 
nehmers, für deren landwirtſchaftlichen Geſamtbetrieb 
gemeinfame Wirtichaftsgebäude beitimmt find, gilt 
im Sinne dieſes Gefehes als ein einziger Betrieb. 
AlstSig eines Tandwirtfchaftlichen Betriebs, welcher 
fih über die Bezirke mehrerer Gemeinden erftredt, 
gilt diejenige Gemeinde, in deren Bezirke die gemein- 
famen Wirtfchaftsgebäude belegen find. Dabei ent- 
fcheiden diejenigen Wirtichaftsgebäude, welche für 
die wirtichaftlichen Hauptzwecke des Betriebs beitimmt 
find. Die beteiligten Gemeinden und Unternehmer 
tönnen fih über einen anderen Betriebsfiß einigen.“ 

Abi. 3. „Mehrere forjtwirtichaftliche Grundſtücke eines Unter- 
nehmers, welche derjelben unmittelbaren Betriebs- 
leitung (Revierverwaltung) unterftellt find, gelten 
als ein einziger Betrieb. Forftwirtfchaftlide Grund. 
ftäde verjchiedener Unternehmer gelten als Einzel 
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betriebe, auch wenn fie zufammen derjelben 
Betriebsleitung unterftellt find. Als Sit eines forft« 
wirtichaftlichen Betriebs, welcher fich über mehrere 
Gemeindebezirke erftreckt, gilt diejenige Gemeinde, 
in deren Bezirke der größte Teil der Foritgrund» 
ſtücke belegen ift, fofern nicht die beteiligten Ge- 
meinden und der Unternehmer fich über einen anderen 
Betriebsfit einigen.“ 

4. Ausf.Beft.: Preußen Ziffer 2 Anw. v. 10. Juli 
1892; Bayern Art. 1, 2 Gef. v. 26. Mat 1892, $$ 1, 3 
Berordn. dv. 8. Juni 1892; Württemberg $S$ 1, 15, 16 
Verordn. v. 2. Novbr. 1892. 


86.*) 
Als Krankenunterſtützung iſt zu gewähren: J. 
1. vom Beginne der Krankheit ab freie ärztliche Be— 
handlung, Arznei, ſowie Brillen, Bruchbänder 
und ähnliche Heilmittel; 
2. im Falle der Erwerbsunfähigkeit vom dritten Tage 
nach dem Tage der Erkrankung ab für jeden Arbeits- 
tag ein Krankengeld in Höhe der Hälfte des orts⸗ 
üblichen Tagelohnes gewöhnlicher Tagearbeiter. 
Die Krankenunterſtützung endet ſpäteſtens mit dem II. 
Ablaufe der sechsundewaneigsten Woche nach Beginn 
der Krankheit, im Falle der Erwerbsunfähigkeit ſpäteſtens 
mit dem Ablaufe der sechsundzwanzigsten Woche nad 
Beginn des Krankeugeldbezugs. Endet der Bezug des 
Serantengeldes erit nach Ablauf der sechsundzwanzigsten 
Woche nad) dem Beginne der Krankheit, fo endet mit 
dem Bezuge des Krantengeldes zugleih aud der An- 
ſpruch auf die im Abſ. 1 unter Ziffer 1 bezeichneten 
Leiftungen. 
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IH. DasKrankengeld iſt nach Ablauf jeder Woche zu zahlen. 

*) Dieser Paragraph gilt (mit gewissen Modifikationen) auch 

für Orts-, Betriebs- (Fabrik-), Bau-, Innungs-Krankenkassen und 
Knappschaftskassen ($$ 20, 64, 72,78, 74). 

Auch diejenigen eingeschriebenen und freien Hilfskassen ohne 
Beitrittsewang, deren Mitgliedschaft von der Zugehörigkeit zu 
einer anderen organisierten Kasse oder zur Gemeinde-Krankenrer- 
sicherung befreien soll, müssen diesen Paragraph beachten ($ 75). 


3n 86. 

1. Die Leiftungen der Gemeinde-Krankenverſicherung ſollen, 
ohne daß etwaige Beichlüffe der Gemeinde erforderlich 
wären, unmittelbar auf Grund des Geſetzes beanſprucht 
werden dürfen, Sie find daher gejehlich firtert; nur ihre 
Erhöhung, fowie die zugelafjenen Beſchränkungen bedürfen 
bejonderer Gemeindebeichlüffe (8$ 6a, 10 Abſ. 3). Die geieh- 
lihe Dauer der Kranlenunterjtüßung beträgt feit der 
Novelle von 1903 ſechsundzwanzig (bisher 13) Wochen, 
in die der erfte Zag der Ärztlicden Behandlung nicht einzu- 
rechnen ift. Tritt aber Erwerbsunfähigfeit erft im Laufe der 
Krankheit ein, jo verlängert fi} die Unterftühungsdauer, indem 
dann die 26 Wochen, nach deren Ablauf die Unterftügung auf. 
hört, erjt vom Beginn des Kranlengeldbezuges ab gerechnet 
werden. Dal. $78a unddie Ausführungen Hahn’ 8 in „Arb.- 
Berl.“ 1903 ©. 383 ff. über Die Berehnung der Unter- 
ſtützungsdauer. — Im Anſchluß hieran vgl. $ 16 IVO. 
(im Anhang IV). — Für die Übergangszeit vgl. unten Art. IM 
der Novelle vom 25. Mai 1908. 

Die Leiftungen der Gemeindesftrankenverfierung bilden 
die Grundlage auch für bie Leiftungen der organifierten Kranken⸗ 
kaſſen. Bei der Gemeinde Krankenverſicherung find Die Mindeſt⸗ 
leiſtungen, dementſprechend freilich auch Die Beiträge, geringer. 
Es fehlt ihr die eigene Selbjtändigkeit mit Selbſtverwaltung. 

Die Krantenunterftägung beſteht a) in freier 
Arztliher Behandlung, Arznei und Heinen SHeilmitteln, 
außerdem b) in Strantengeld. 
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a) Freie ärztlide Behandlung, freie Arznei und 
freie fleine Heilmittel find für alle Formen der 
gejeblichen Seranfenverfiherung obligatoriſch, und 
zwar au in Hilfskaſſen ohne Beitrittsz3wang, 
fofern deren Mitglieder von der Zugehörigkeit zu einer 
Zwangskaſſe oder zu der Gemeinde-Kranfenverjicherung 
frei fein follen (8 75). Nur freiwillig verbliebenen Mit- 
gliedern organifierter Krankenkaſſen ($ 27 Abf. 3) kann 
ftatt diefer Leiftungen eine Vergütung in Geld gewährt 
werden; vgl. auch 8 75 Ab}. 3. „Ärztliche“ Behandlung 
kann grundfäglih nur Behandlung durch einen appro⸗ 
bierten Arzt oder Behandlung nad deſſen Verordnung 
bedeuten ($ 29 GO.). „Arznei“ ift jedes in der 
Kaiſerl. Verordnung dv. 22. Dit. 1901 (RGBl. ©. 380) 
bezeichnete Heilmittel. Über „ähnliche Heilmittel“ im 
Sinne des $ 6 dgl. Komm.Ber. von 1903 ©. 11 bis 14. 

Mas die Leiftung in den einzelnen Erfrantungsfällen 

betrifft, jo find freie ärztlihde Behandlung, freie 
Arznei und freie kleine Heilmittel im allgemeinen 
vom Beginn der Mitgliedihaft und vom Beginn der 
Krankheit ab zu gewähren, nämlih dann, wenn ver—⸗ 
Siherungspflidtige und jolde Perjonen, welde frei- 
willig in dem Berficherungsperhältnis verblieben find 
(88 11, 27), erkranken. Dies gilt auch für Krankheiten, 
welde durch Trunffälligfeit u. ſ. w. entitanden find, ſowie 
unter gewiffen Beichränfungen für jolde Erkrankungsfälle, 
welde als Folge derjelben SKranfheitsurfahe in Furzen 
Zwiſchenräumen auf einander folgen ($ 6a Abi. 1 Ziffer 3, 
8 26a Abf. 2 Ziffer 3). Ausnahmsweiſe find dagegen freie 
ärztlihe Behandlung u. ſ. w. 

a) erſt einige Zeit nach dem Beginn der Mitgliedichaft 
(nah Ablauf einer Karenzzeit) zu leiften an frei- 
willig eingetretene Perſonen, jofern dies durch 
Gemeindebeſchluß oder durch das Kajlenftatut an⸗ 
geordnet iſt ($ 6a Abi. 1 Ziffer 1, 8 26a Ubi. 2 
Biffer 4, vgl. auch $ 26 Anm. 2, 3), 


74 Krankenverfiherungsgeieh. $ 6. 


8) gar nicht zu leiften, und zwar auf Grund des 
Gejehes, an freiwillig beigetretene Perfonen, 
falls die Krankheit ſchon zur Zeit der Beitritts- 
erklärung eingetreten war ($4 Abf. 3, 819 Abi. 3). 

b) Das Krantengeld wird 

a) immer nur gewährt im Falle der Erwerbs- 
unfähigkeit ($ 5 Anm. 2), 

44) in der Regel erſt gewährt vom dritten vollen Tage 
nah dem Tage der Erkrankung (alfo, wenn die 
Erkrankung am Montag eintritt, erft vom Donnerstag 
ab) und nur für jeden Arbeitstag, fofern nicht auf 
Grund befonderer Gemeindebeihlüffe oder von 
Kaffenitatuten etwas anderes befitimmt iſt ($ 6a 
Abj.1 Ziffer 4, $ 21 Abi. 1 Ziffer la). „Arbeitstag“ 
iſt nicht immer glei „Wochentag”, 3.8. beiKellnern 
kann der Sonntag ein Arbeitstag fein. 

Außerdem kommt das Krankengeld in Fortfall bei frei» 
willig eingetretenen Perjonen, 

y) auf Grund des Geſetzes ($ 4 Abi. 3, $ 19 Abi. 3), 
falls die Krankheit ſchon zur Zeit der Beitritts⸗ 
erklärung eingetreten war, und zwar im vollen Betrage, 

d) auf Grund entipredhender Beichlüffe der Gemeinden 
oder auf Grund der Kaſſenſtatuten zeitweife, inſofern 
hierdurch bei freiwillig eingetretenen Perfonen aud) 
hinfichtlich des Krankengeldes, ebenſo wie bei der 
Gewährung von freier ärztlicher Behandlung u. ſ. w., 
eine Karenzzeit eingeführt werden kann ($ 6a Abſ. 1 
Biffer 1, $ 26a Abi. 2 Biffer 4, vgl. auch 8 26 
Ann. 2, 3). 

Ferner kann das Krankengeld durch Gemeindebeichluß oder 
Kaffenftatut in Fortfall gebracht werden (im vollen Betrag 
oder teilmweife) 

e) bei Berfonen, weldedie GemeindesKrantenverficherung 
oder Krankenkaſſe durch ftrafbares Verhalten ge- 

ſchädigt oder ſich die Krankheit vorjäglih, durch 
ſchuldhafte Beteiligung bei Schlägereien oder durch 


u 
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Zrunffälligfeit zugezogen haben ($ 6a Abf. 1 Ziffer 2, 
$ 26a Abſ. 2 Biffer 2). 

2. Die Kranfenunterftühung ift in der Regel nur dem 
Berfiherten (Arbeiter u. ſ. w.) felbft zu gewähren; durch 
befondere Beichlüffe der Gemeinde oder durch Kaflenftatuten 
kann jedod) angeordnet werden, daß Krankenunterftügung unter 
beftimmten Borausfegungen auch den nicht ſelbſt verficherungs- 
pflihtigen Familienangehörigen zu gewähren tit ($ 6a 
Abſ. 1 Ziffer 5, $ I Abſ. 1, 5 21 Abf.1 Ziffer 5, $ 22 Abf. 2). 

3. Der Yortfall des Krankengeldes für die eriten Tage nach 
dem Eintritte der Erkrankung tft zur Befämpfung der Simula- 
tion vorgefehen. Jedoch tit geitattet worden, dieſe Karenzzeit 
zu bejeitigen ($ 6a Abj.1 Ziffer 4, $ 21 Abſ. 1 Biffer 1a). 

4. Das Krankengeld ſowie die Beiträge jollen im allge- 
meinen nah Quoten eines angenommenen Lohnſatzes berechnet 
werden. Bei der Gemeinde-Strantenverfiherung iſt dies 
der ortsüblide Tagelohn gewöhnlidher Tage- 
arbeiter ($ 8), weil bei der Gemeinde-Krantenverfiherung 
alle möglichen Kategorieen von Arbeitern mit ſehr ver- 
ſchiedenen Lohnbeträgen vertreten fein können; bei den nad 
Berufszweigen gebildeten organifierten Krankenkafſſen tft 
dagegen der (auf 4 beziv. 5 Marf begrenzte) durchſchnitt— 
lie Zagelohn derjenigen Klafjen von Berfonen 
maßgebend, für welche die Krankenkaſſe errichtet ift, oder aud) 
der Individuallohn der Verficherten bis zu 5 Marf täglich. 

Das Krankengeld beträgt bei der Gemeinde-Kranken⸗ 
verfiherung 50 Prozent ($ 6 Ziffer 2), bei den organifierten 
Krankenkaſſen 50 bis 75 Prozent ($ 20 Biffer 1, $ 21 
Ziffer 2) des der Bemeflung zu Grunde liegenden Lohn⸗ | 
betrages. Bezüglich der durch Betriebsunfall herbeigeführten - | 
Krankheit und der folden Falls mit Beginn der fünften 
Woche nad) dem Unfall eintretenden Erhöhung des Kranfen- 
geldes vgl. Anhang VII. 

5. Nach Abi. 2 ſoll die 26 wöchige Dauer der Kranken⸗ 
unterftügung dann, wenn die Erwerbsunfähigfeit erſt nach 
dem Beginne der Erkrankung eingetreten it, erft vom Tage 
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des Krantengeldbezuges, nicht von Beginne der Krankheit 
ab gerechnet werden; fie reiht dann alſo über die erften 
26 Wochen der Krankheit hinaus, endet aber im vollen 
Umfange, jobald nad) dem Ablaufe der erften 26 Wochen der 
Krantengeldbezug endet, aud wenn diefer insgejamt nicht 
volle 26 Wochen gewährt haben ſollte. Die Vorfchrift hat 
den Zwed, zu verhüten, daß bei geringfügigen Erkrankungen 
fofort die Arbeit niedergelegt und Erwerbsunfähigkeit vor⸗ 
gegeben wird. 

6. Seit der Novelle von 1903 beftehen infolge der Aus- 
Dehnung der Dauer der Krankenfürſorge von 13 auf 26 Wochen 
in folden Erfranktungsfällen, in welchen mit Beginn der vier- 
zehnten Woche nad) Eintritt des Betriebsunfalld die Ent⸗ 
ſchädigungspflicht der Berufsgenoffenihaft beginnt, umfang- 
reihe FYürforgepflicdten der Krankenkaſſen und der Berufs- 
genofjenichaften nebeneinander. Darüber vgl. $ 1 Am. 7; 
außerdem j. Anhang VIII. 

7. Ausf.Beft.: Bayern Art. 1, 2 Gef. dv. 26. Mai 
1892, Ziffer 8 bis 10 Min. Bek. v. 15. Otibr 1892; Baden 
817 Verordn. v. 3. Septbr. 1892; Heſſen Biffer 4 Anm. 
v. 5. Novbr. 1892. 

8 6a. 


Die Gemeinden find ermäditigt, zu bejchließen: 
1. daß Perfonen, welche der Berfiherungspflicht 
nit unterliegen und freiwillig der Gemeinde- 
Krankenverſicherung beitreten, erft nad Ablauf 
einer auf höchſtens ſechs Wochen vom Beitritt ab zu 
bemefjenden Frift Kranfenunterftügung erhalten ; 
2. daß Berfidherten, welde die Gemeinde⸗Kranken⸗ 
verfiherung durch eine mit Dem Berkuft der bürger: 
lichen Ehrenrechte bedrohte ftrafbare Handlung 
geihädigt haben, für die Dauer von zwölf Monaten 
feit Begehung ber Straftat, fowie daß Ber: 
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ſicherten, welche fih eine Krankheit vorfäglich oder 
dur) ſchuldhafte Beteiligung bei Schlägereien 
oder Raufhändeln oder durch Trunkfälligkeit 
zugezogen haben, für dieſe Krankheit das Kranken⸗ 
geld gar nicht oder nur teilmeife zu gewähren tft; 


. dab Berfiherten, welche von der Gemeinde bie 
Serantennnterftügung ununterbroden oder im Raufe 
eines Zeitraums von zwölf Monaten für sechs- 
undzwanzig Wochen bezogen haben, bet Eintritt 
eined neuen Unterſtützungsfalls, fofern dieſer 
durch die gleihe nicht gehobene Krankheitsurſache 
veranlaßt worden tft, im Laufe der nächſten zwölf 
Monate Krantenunterflüßung nur für die Gefamt- 
daner von dreizehn Wochen zu gewähren tft; 


. daß Sranfengeld allgemein oder unter beflimmten 


Borausfehungen ſchon vom Tage des Eintritt? der 
Erwerbönnfähigfeit ab, ſowie für Sonn- und Felt: 
tage au’zahlen iſt; 

. dab Berfiderten auf ihren Antrag die im 8. 6 
Abſatz 1 Ziffer 1 bezeichneten Leitungen auch für 
ihre dem Ktrrankenverſicherungszwange nicht unter: 
liegenden Familienangehörigen zu gewähren find; 
. daß die ärztliche Behandlung, die Lieferung der 
Arznei und die Kur und Berpflegung nur durch 
beftimmte Ärzte, Apotheten und Krankenhäuſer 
zu gewähren] find und bie Bezahlung ber durch 
Inanſpruchnahme; anderer Ärzte, Apotheken und 
Krankenhäuſer entſtandenen Koften, von dringen⸗ 
den Füllen abgeſehen, abgelehnt werden Tann. 


II. 
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Die auf Grund dieser Bestimmung abgeschlossenen 
Verträge sind der Aufsichtsbehörde mitzuteilen, 


Die Bemeinden find ferner ermädtigt, Vorſchriften 
über die Krankenmeldung, über das Berhalten der 
Krranken und über die Krankenaufficht zu erlaflen und 
zu beftimmen, dat Berficherte, welche diefen Borfchriften 
oder den Anordnungen bes behandelnden Arztes zu- 
widerhandeln, Ordnungsſtrafen bis zum dreifachen 
Betrage destäglichen Krankengeldes für jeden einzelnen 
Übertretungsfall zn erlegen haben. Vorſchriften diefer 
Art bepürfen der Genehmigung der Aufſichtsbehörde. 


Zu 8 68. 

1. Der 8 6a enthält zum Teil (im Abf. 1 Biffer 1 und 2) 
den urjprängliden Abſ. 3 des 8 6, im übrigen einen 
weiteren Ausbau der Gemeindesfranfenverfiherung in An- 
lehnung an die gleihartigen, für die organifierten Kranken⸗ 
faffen geltenden Beitimmungen der 8$ 21, 26a. 

2. Falls eine Karenzzeit gemäß Ziffer 1 beſchloſſen ift, 
tritt für eine innerhalb der Karenzzeit erfolgte Erkrankung 
auch nah Ablauf der Friit die Krankenunterſtützung nicht 
ein. — Trunkfälligkeit ijt gewohnheitSmäßiges über- 
mäßiges Trinken beraufchender Getränfe. „Bei den durch 
Trunkfaͤlligkeit verurſachten Erkrankungen werde es ſich in 
der Mehrzahl der Fälle un Deliranten handeln, für die ein 
Bedürfnis, fie vor der Drtsarmenpflege zu bewahren, am 
allerwenigften vorliege.“ (Komm.Ber. ©. 47.) 

Der Ausihluß des Kranfengeldes bei geſchlechtlichen 
Ausfhwetfungen war bis zur Novelle von 1903 aus» 
gelafien. Indes „die jchnelle und wirffame Heilung von 
Geſchlechtskrankheiten gehört zu den dringenditen Erforderr 
niffen der allgemeinen Mohlfahrt. Diefe Krankheiten haben 
eine jolde Ausbreitung erlangt, daß dadurch der allgemeine 
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befchluß, fowie einen bejonderen Vertrag, welcher Tegtere ſeit der 
Novelle von 1903 der Auffihtsbehörde mitzuteilen ift. Sofern 
ein derartiger Beſchluß gefaßt tft, brauchen Hilfsleiftungen 
anderer Ärzte u. ſ. w. nur dann entfchädigt zu werden, went fie 
„in dringenden Fällen“ gewährt worden find; in dringenden 
Fällen aber darf troß der Beftellung befonderer Kaffenärzte 
u.f.w. die Bezahlung anderweiter Ärzte u, ſ. w. nicht verweigert 
werden. Sind befondere Kaffenärzte nicht beftellt, jo wird Die 
Dienftleiftung jedes Arztes u.|.w., der die Kranken behandelt 
bat, nad) den üblichen Zaren bezahlt werden müffen. 

Soweit „arztliche“ Behandlung nötig tft, muß fie durch 
approbterte Ärzte ($ 29 GO.) gewährt werden; fomeit 
„Arzneien“ nötig find, müſſen fie durch inländische Apothefen 
gewährt werden. Vgl. 86 Anm. 1 unter a. 

Wegen Vermehrung der Kaffenärzte u. f. w. vgl. 8 56a. — 
Die nach Ziffer 6 Schlußfag mit rückwirkender Kraft vorge: 
ſchriebene Mittellung der vom 1. Januar 1904 ab in Geltung 
befindlichen Verträge fol die Möglichkeit gewähren, für eine 
etwaige fünftige Abänderung der Beziehungen der Ärzte und der 
Apotheker zur reichsgeſetzlichen Krankenverſicherung das ſach⸗ 
lie Materialzu jammeln (Konm.Ber. S. 17); ogl.$ 45 Abi.1. 

6. Nur die in Abf. 2 bezeichneten Beſchlüſſe müſſen be- 
hördlich genehmigt werden; für die in Abf. 1 bezeichneten 
Beichlüffe ift eine folhe Genehmigung nit vorgeichrieben 
(vgl. aber Abſ. 1 Ziffer 6a. E.). 

7. Bei Verftößen gegen die gemäß Abf. 2 gefaßten 
Beichlüffe ift außer der Ordnnungsitrafe, welche durch die 
Novelle von 1903 neu geregelt worden ift und in die 
Kaffe der Gemeinde-Krankenverſicherung fließt, auch zwangs⸗ 
weiſe Unterbringung im Krankenhauſe zuläffig ($ 7). Gegen 
die Auferlegung von DOrdnungsftrafen tft die Beſchwerde 
an die Auffichtsbehörde gegeben ($ 760). Die Orbnungs- 
ftrafe darf auf das Krankengeld angerechnet werden ($ 56). 

8. Ausf.Beft.: Preußen Ziffer 2, 11, 12 Anm. 
b. 10. Zuli 1892; Bayern Art. 1,2 Gef. v. 26. Mai 1892; 
55 2, 4 Verordn. dv. 8, Sunt 1892, Ziffer 8 -]0 Min. Bek. 





Wocdtte, Euden-Addengaufen, RBB. 10. Aufl. 


6 


82 Krankenverfiherungsgeieh. 8 8, 


von der Zugehörigkeit zu einer anderen organisierten Krankenkasse 
oder zur Gemeinde-Krankenversicherung befreien soll (8 75). 


Zug 7. 

1. Motive ©. 34: „Nach dem Vorgange des Hilfskaſſen⸗ 
gejeges wird im $ 7 vorgeſchrieben, daß an die Stelle der 
im 8 6 feitgefeßten Unterftügung die Verpflegung in einem 
Krankenhauſe treten Tann. Es erſcheint indeifen billig, 
daß dieſe Art der Unterjtügung ſolchen, welche bei ihren 
Familien leben, gegen ihren Willen nicht aufgedrungen 
werden Tann, wenn e8 nicht im Intereſſe der Heilung not⸗ 
wendig erſcheint.“ in Recht ift Hier alfo nur der Kaffe, 
nit dem Verficherten gegeben. Etwa notwendige Transport⸗ 
Toften hat die Kafje zu tragen. Für die Dauer ungeredt- 
fertigter Weigerung verliert der Verfiherte den im $ 6 be- 
zeichneten Unterftägungsanfprud. 

2. Dur) die Novelle von 1892 find die Gründe einer 
zwangsweiſen Unterbringung in ein Krankenhaus erweitert 
worden; insbejondere Tann lebtere zum Schube der Gemeinde 
Krantenverfiherung auch gegen joldde Kranke angeordnet 
werden, welche die Vorſchriften über die Krankmeldung und 
über das Verhalten während der Krankheit ($6a Abi. 2) 
wiederholt übertreten haben. 

3. Die Unterftügung der Angehörigen gemäß Abi. 2 fällt 
nicht unter die Vorfchrift des $ 6a Ziffer 2. Anſpruchs⸗ 
berechtigt tft der Verſicherte, falls er den Unterhalt feiner 
Angehörigen im wejentliden aus jeinem Arbeitsver⸗ 
dienfte beftritten bat. Unter den Begriff „Angehörige“ 
fallen nicht überall nur die Ehefrau und die Kinder. 

4. Ausf.Beit.: Bayern Urt. 1, 2 Gef. v. 26. Mai 
1892, Ziffer 8 bis 10 Min.Bel. v. 15. Oltbr. 1892. 


5 8°) 
Der Betrag des ortsüblichen Tagelohns gewöhn⸗ 
licher Tagearbeiter wird, nad) Anhörung der Ge- 
meindebehörde und nachdem Vertretern der beteiligten 
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Arbeitgeber und der beteiligten Versicherungspflich- 
tigen Gelegenheit zu einer Äusserung gegeben worden 
ist, von der höheren Verwaltungsbehörde feſtgeſetzt 
und dur das für ihre amtlichen Belanntmadungen 
beſtimmte Blatt veröffentlicht. Änderungen der Felt 
fegung treten erſt ſechs Monate nah der Beröffent- 
lichung in Kraft. 

Die Feſtſetzung findet für männliche und weib- IL. 
liche, für Berfonen über und unter ſechzehn Jahren 
bejonders ftatt. Für Perfonen unter ſechzehn Jahren 
(ingendlihe Perſonen) Tanı die Feſtſetzung getrennt 
für junge Lente zwiſchen vierzehn und ſechzehu Jahren 
und für Kinder unter vierzehn Jahren vorgenommen 
werden. Für Lehrlinge gilt die für junge Leute ge- 
troffene Feititellung. 

*) Vgl. 88 20, 64, 79, 78, 74. 


3ug$8. 

1. Motive von 1882 ©. 33: „Da die Gemeinde bei der 
GemeindesKranlenverjiherung jelbftbeteiligtes Subjekt tft, jo 
kann die Feititellung der Durchfchnittslöhne nicht, wie nad 
dem Hilfstaffengejeß, der Gemeindebehörde überlaſſen werden. 
Diefelbe wird daher der höheren Verwaltungsbehörde zu 
übertragen fein, welche diefelbe in geeigneten Fällen ftatt 
für jede einzelne Gemeinde auch für ganze Bezirke, nad 
Anhörung der Behörden der beteiligten Gemeindeorgane, 
wird vornehmen können.“ Motive von 1903 ©. 11: „Die 
Neuerung, daß vor einer Feſtſetzung des ortsüblichen Tage 
lohns auch Vertretern der beteiligten Arbeitgeber und der 
beteiligten Verſicherungspflichtigen Gelegenheit zu einer Äuße⸗ 
rung gegeben werden foll, entipriht einem vielfach laut 
gewordenen Wunfche, weldem die Berechtigung nicht ver- 

6* 
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fagt werden Tann. Nah dem Entwurfe joll es der höheren 
Berwaltungsbehörde freiftehen, zu beſtimmen, in welder 
Weile fie Vertretern der Beteiligten Gelegenheit zu einer 
Äußerung geben will. Sie Tann z. B. die Gemeindebehörde 
mit der Auswahl und Anhörung der Vertreter beauftragen, 
fann aber auch felbft oder durch die untere Verwaltungs 
behörde beides vornehmen.“ Vgl. Komm,Ber. von 1903 
©. 19. — „Beteiligt“ ift jede Frantenverfiherungspflichtige 
Perjon des Ermittlungsbezirfs, bezw. ihr Arbeitgeber. 

Abftufungen in der Feitfegung find zugelaffen und 
Berdffentlihungen der letzteren insbeſondere zu dem Zwecke 
angeordnet worden, um den Hilfskaffen ohne Beitrittszwang 
gemäß $ 75 ihre Verpflichtung zu erleichtern, welche dahin 
geht, daß die Kaffenleiftungen nad dem ortsüblichen Tagelohn 
der einzelnen Orte, über welche die Kaffe ſich erftredt, 
zu bemeflen find. 

Bon Reichswegen werden die ortsüblihden Tagelühne 
zufammengeftellt und veröffentlicht, Gentralbl. f. d. Deutiche 
Reich 1901 Nr. 54. Die Feitiegung der ortsüblien Tages 
Löhne erfolgt nad einheitlichen Gefichtspunften. 

Nach den Verhandlungen im Reichstag ift es das Necht und 
die Pflicht der Höheren Verwaltungsbehoͤrde, mit Rüdficht 
auf die wandelbare Höhe der Löhne in entſprechenden Bertoden 
die Feitftellung von neuem vorzunehmen (Sten. Ber. 1883 
©. 2558). Veränderungen treten erft nah Ablauf von 
6 Monaten in Kraft. 

. 2. „Die Beitimmung, daß für Lehrlinge die für junge 
Leute getroffenen Feftftellungen gelten follen, tft deshalb 
erforderli, weil der Lohn der Lehrlinge häufig nicht in 
barem Gelde, jondern in freier Station befteht, welche nach 
gs 1Abſ. 5 (jet 4) genügt, um die Verfiherungspflicht zu 
begründen" (Komm.Ber. ©. 26). 

3. Der auf rund diefes Paragraphen behdrdlich feſtgeſetzte 
„ortsübliche Tagelohn gewöhnlicher Tagearbeiter” im Gegen- 
fage zum Durchſchnittslohn einer beftimmten Klaffe von 
Arbeitern (8 20) hat eine über die Krantenverfiderung binaus- 
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zu führen. Ein Jahresabſchluß der Kafje nebſt einer 
Überficht über die Verficherten und die Krankheits- 
verhältnifje ift alljährlich der höheren Verwaltungs: 
behörde einzureichen. 

IV. Reichen die Beſtände der Kranfenverfiherungs- 
kaſſe nicht aus, um die fällig werdenden Ausgaben 
derfelben zu deden, fo find aus der Gemeindetaffe 
die erforderlichen Vorſchüſſe zu Ieiften, welche ihr, 
vorbehaltlich der Beitimmungen des 8 10, demnächſt 
aus der Krankenverſicherungskaſſe mit ihrem Reſerve⸗ 
fonds zu erjtatten find. 


3u89. 

1. Das Gejeh verlangt für die Gemeinde-Kranten- 
verfihderung die Erhebung befonderer Beiträge für Familien⸗ 
unterftügung, vgl. Anm. 4 zu $ 6a, ſowie $ 52b. 

1!/g Prozent des ortsüblichen Tagelohns gewöhnlicher 
Zagearbeiter find hier als Hegel gefeklich vorgeſchrieben und 
treten Traft des Geſetzes überall und folange ein, als nicht 
wegen günftiger oder ungünftiger örtlicher Verhältniffe auf 
Grund beionderer Beichlüffe oder Anordnungen ein anderer 
Prozentjat eingeführt ift. Vgl. v. Woedtle, Kommentar 
3. KVG. Anm. 2 zu 8 9. 

Eine Erhöhung der Beiträge tft nur bis auf 8 Prozent 
zuläffig (vgl. 88 10, 13). Bis zur Novelle von 1903 war eine 
Erhöhung bier nur bis zu 2 Prozent vorgefehen; hinſichtlich 
der organifierten Klaffen vgl. $$ 31,47 unddte Anm. 2 zu 8 9. 

Ein wejentlider Faktor für die Bemeſſung der Beiträge 
it der, daß die ganzen Verwaltungsfoften der Gemeinde 
allein zufallen (Abſ. 3), jo dab nur die Unterftügungen felbjt 
und die Rüdlagen zur Anjammlung des Refervefonds aus 
den Beiträgen zu beftreiten find. 

Da die Arbeitgeber im allgemeinen ein Drittel. des 
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Gefamtbeitrags aus eigenen Mitteln zu Leiften haben ($ 51), 
fo beträgt der Normalbeitrag des Arbeiters zur 
GemeindesKrantenverfiherung nur 1 Prozent, 
fein Marimalbeitrag zu derfelben nur 2 Prozent des 
ortsüblichen Tagelohns. Dagegen hat der Arbeiter für diefen 
geringen Abzug die Sicherheit, daß er im Krankheitsfalle 
das Notwendige erhält. Nur wenig ungünftiger ftellt fich 
die Rechnung für die freiwilligen Mitglieder (54 Abj.2, $ 11). 

Bei organifierten Krankenkaffſen (ausfchlieplich der Hilfs- 
kaſſen ohne Beitrittspflicht, deren Beiträge geſetzlich nicht 
_ fixiert find) wird neben etwas höherer Krankenunterſtützung 

mindeitens auch die Unterftühung von Wöchnerinnen und 
erwerbslojen ehemaligen Mitgliedern, fowie ein nit un⸗ 
erhebliches Sterbegeld gewährt; auch Haben dieſe Kaflen 
vermöge der ihnen eingeräumten Selbftuerwaltung die Ber: 
wealtungsfoften zu tragen, vgl. jedoch $ 64 Biffer 3, 4, $ 65 
Abi. 2, 88 72, 73). Dementiprechend werden für organifterte 
Krankenkaſſen höhere Beiträge der Kaflenmitglieder zuge 
laffen, und zwar bis zu 4 Prozent des auf 4 bezw. 5 Mark 
angenommenen Durchſchnittslohns der betr. Arbeiterflafie, 
$5 31, 47, 64, 65, 72, 73, wozu dann noch die Anteile der 
Arbeitgeber binzutreten. Vgl. auch $ 26a Ziffer 6. 

2. Zu beadten ift die verſchiedene Ausdrucksweiſe im 
Geſetze. Bei der Gemeinde Krankenverficherung wird das 
Marimum der „zu exrhebenden Verfiherungsbeiträge”, d. h. 
der Gejamtbeiträge, angegeben; der Anteil des Arbeit- 
gebers ift alfo abzuztehen, wenn man bie Belaftung der 
Arbeiter darftellen will. Bei den organifierten Kranken⸗ 
faffen wird dagegen das Maximnm der Kafjenbeiträge, 
„joweit fie den Kaflenmitgliedern felbit zur Laft fallen“, 
oder der Hödftbetrag „für die BVerficherten” angegeben 
(88 31, 47, 65); der Anteil der Arbeitgeber (!/s des Ge- 


jamtbeitrags, alſo?/ des Arbeiterbeitrags) ift alfo hinzu⸗ 


zufügen, wem man die Gejamtbeiträge darftellen will, 
dgl. die Ausführungen in der Einleitung. 
3. Die Verpflichtung ber Gemeinden zu Vorſchüſſen und zu 
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der ihnen auferlegten unentgeltlichen Berwaltung der Gemeinde» 
Kranlenverfiherung dient dazu, ihnen Anregung zu geben, 
organifierte Krankenkaſſen, forporative Verbände mit Selbft- 
verwaltung der Berufsgenofien, ins Leben zu rufen ($ 16). 
Zwar bat die Gemeinde aud die Möglichkeit, gemeinfane 
Gemeinde⸗Krankenverficherung durch Zufammenlegung mit 
anderen Gemeinden anzuftreben (88 12, 13), doch wird fie 
auf diefem Wege von ihrer Berantwortlidhleit und Ber- 
tretungsverbindlichleit nicht völlig frei, weil auch der gemein- 
famen Gemeinde-Krankenverfiherung die Verpflichtung zu 
unentgeltlider Verwaltung und zu Vorſchuſſen obliegt. 

4. Als höhere Berwaltungsbehörde gilt in Preußen der Re⸗ 
gierungspräftdent, für Berlin und da,wo ein Brovinzialverband 
für die Gemeinde Krankenverſicherung an die Stelle der dem⸗ 
jelben angehörenden Gemeinden geſetzt ift, Der Oberpräfident. 

5. Über die Höhe und Anſammlung des Rejervefonds vgl. 
$ 10; über den Jahresabſchluß und die Überfichten vgl. $ 79 


16. Novbr. 1892 
fowie Bek. des Reichskanzlers v. — 1897 (Anbang VII). 


6. Ausf.Beft.: Preußen Ziffer 2, 11, 13, 14 Anw. v. 
10. Zuli 1892; Bayern Art. 1, 2 Gef. v. 26. Mai 1892, 
85 2, 3 Verordn. dv. 8. Juni 1892, Ziffer 11, 12 Min.Bel. 
v. 15. Oftbr. 1892; Sadfen $ 1 Berordn. v. 28. Septbr. 
1883; Württemberg $ 21 Verordn. v. 2. Novbr. 1892; 
Baden $$ 19, 20 Verordn. v. 3. Septbr. 1892; Heſſen 
Anw. v. 26. März 1891, Ziffer 5, 6, 10 Anw. v. 5. Novbr. 
1892, Anw. v. 18. San. 1893 und v. 27. Juli 1899. 


8 10. 

I. Grgibt fi aus den Jahresabſchlüſſen, daß die 
gefeglichen Strankenverficherungsbeiträge zur Dedung 
der gefeglihen Krankenunterſtützungen nit aus» 
reihen, fo können mit Genehmigung der höheren 
Verwaltungsbehörde die Beiträge bis zu dres Prozent 
des orisüblichen Tagelohnes ($ 8) erhöht werden. 
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erleiäätert worden. Die Erhöhung oder Erweiterung ift 
hier nicht auf die Grenzen des $ 21 gejeblich eingefchräntt. 
2. Ein Reſervefonds braucht beider Gemeinderftranten- 
berficherung erft angefammelt zu werden, wenn Überſchüſſe vor: 
. handenfind. Anbersbeidenorganifiertentafjens$ 32,64, 72,73. 
3. Wegen der höheren Verwaltungsbehörde in Preußen 
f. Anm. 43u 8 9. 
4. Auf die befonderen Zujagbeiträge bei Familienunter⸗ 
kügung ( (8 68 Abf. 1 Ziffer 5, SI Abſ. 1) bezieht fich 8 10 nicht. 
5. Ausf.Beft.: Preußen Ziffer 2, 11 Anw. v. 10. Juli 
1892; Bayern Art. 1,2 Gef. v. 26. Mai 1892, 88 2, 3 
Berorbn. vd. 8. Juni 1899; Sachſen 81 Verordn.v. 28. Septbr. 
1883; Württemberg R 21 Verordn. v. 2. Novbr. 1892; 
Baden $$ 19, 20 Verordn. dv. 3. Septbr. 1892; Helfen 
Biffer 5, 6 Anıo. dv. 5. Novbr. 1892. 


811. 

Perſonen, für welche die Semeinde-Krankenverfiches 
rung eingetreten ijt, behalten, wenn fie aus der Diejelbe 
begründenden Bejchäftigung ausfheiden und nicht zu 
einer Beſchäftigung übergehen, vermöge welcher fienach 
Vorſchrift Diefes Gefeges Mitglieder einer Krankenkaſſe 
werden, den Anſpruch auf Krankenunterftügung, fo: 
lange ſie die Verficherungsbeiträge fortzahlen und ent- 
weder im ®emeindebezirfihres bisherigen Aufenthaltes 
verbleiben, oder in dem Gemeindebezirk ihren Aufent⸗ 
halt nehmen, in welchem fie zulegt befchäftigt wurden. 


Zu 8 1l. 

1. Der 811 geitattet im Gegenjate zum $4Abf. 2, welcher _ 
den freiwilligen Eintritt nicht verfiherungspflichtiger Per- 
jonen in die Gemeindesftranfenverfidderung zuläßt, die frei- 
willige Fortſetzung des Verfiherungsverhältnifjes ſeitens 
derjenigen Perjonen, für welche dasjelbe Traft Geſetzes 
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($ 4 Abf. 1) oder kraft freiwilligen Beitritts ($ 4 Abſ. 2) ein- 
mal begründet geweſen iſt, demnächſt aber mit dem Aufhören 
der Beihäftigung fortfallen würde. — Der Inhalt des 8 11 iſt 
durch den $ 54a zu Gunften des Verfiherten abgeändert 
worden. Vgl. v. Schider, Komm.z. KRVG. Anm.4,5 zu8 11. 

Geht ein Mitglied der GemeindesKrantenverfiherung zu 
einer Beihäftigung über, für weldhe eine organifierte Kranlen« 
Tafle Orts-, Betriebs-[Fabrik-], Bau⸗ Innungs⸗, Knappſchafts⸗ 
kafſe) beiteht, ſo darf dasſelbe der Gemeinde Krankenverficherung 
nicht länger angehören, auch wenn es wollte und auch wenn 
e8 jeine Beiträge anbietet. Ein jo beichäftigter Verficherungse 
pflichtiger wird vielmehr kraft Geſetzes Mitglied der feiner 
Beihhäftigung entſprechenden Krankenkaſſe, neben welcher die 
Gemeinde-Krantenverfiherung fortfällt. Wer dagegen einer 
eingejähriebenen oder freien Hilfsfaffe gemäß $ 75 fih an⸗ 
fließt, ift zivar zum Ausfcheiden aus der Gemeinde Kranken⸗ 
verfierung berechtigt ($ 4), darf aber auch daS frühere Ver» 
bältnis zu derfelben fortjegen. Vgl. Anm. 3 zu $ 19. 

2. „Dur die Diskuffion wurde außer Frage geitellt, 
daß hier wie im Kalle des $ 23 (jeht $ 27) diejenigen Bei- 
träge, durch deren Fortzahlung der bisher verfichert geweſene 
Arbeiter fich die Fortdauer der Verfiherung fihern Tann, 
die vollen Beiträge find, fo daß derjelbe nicht nur die 
von ihm gemäß $$ I und 10 bisher gezahlten Beiträge, 
fondern außerdem noch diejenigen 50 Prozent mehr zu ent⸗ 
richten hat, welche während der Dauer der Verſicherungs⸗ 
pflicht gemäß $ 47 (jet $ 51) von feinem Arbeitgeber ge- 
zahlt wurden.” (Komm.Ber. ©. 30.) 

3. Ausf.Beft.: Bayern Art, 1,2 Geſ. v. 26.Mai 1892, 
85 2, 3 Berordn. v. 8. Juni 1892. 


8 12. 
Mehrere Gemeinden können fi durch überein⸗J. 
ftiimmende Befchlüffe zu gemeinfamer Gemeinde- 
Kranlenverficherung vereinigen. 
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II. Durch Beſchluß eines weiteren Kommunalverbanbes 
fann Ddiefer für die Gemeinde-Krankenverſicherung an 
die Stelle der demfelben angehörenden einzelnen Ge⸗ 
meinden geſetzt oder die Vereinigung mehrerer ihm 
angehörender Gemeinden zu gemeinjamer Gemeinde- 
Krankenverſicherung angeordnet werden. 

II. Wo meitere Kommunalverbände nicht beftehen, 
Tann die Bereinigung mehrerer benachbarter Gemeinden 
zu gemeinfamer Gemeinde-Krankenverſicherung Durch 
Verfügung ber höheren Vermwaltungsbehörde ange 
ordnet werden. 

IV. Derartige Bejchlüffe und Verfügungen müfjen über 
die Verwaltung der gemeinfamen Genteindesftranfen- 
verfierung Beitimmung treffen. 

V. Die Beichlüffe bedürfen der Genehmigung der 
höheren Verwaltungsbehörde; gegen die Verfügung 
der le&teren, durch weldde die Genehmigung verjagt 
oder erteilt oder die Vereinigung mehrerer Gemeinden 
angeordnet wird, fteht den beteiligten Gemeinden 
und Kommunalverbänden innerhalb vier Wochen die 
Beſchwerde an die Zentralbehörde zu. 


Zu 8 12. 

1. Die 88 12—14 behandeln die Zujammenlegung 
mehrerer Gemeinden zu gemeinjamer Gemeinde» 
Kranfenverjiherung Der $ 12 betrifft Die frei— 
willige fowie die auf Anordnung weiterer Kommunal» 
verbände eintretende Vereinigung; für diefe find bejondere 
Borausfegungen nicht vorgejchrieben, jondern es wird nur 
die Genehmigung der höheren VBerwaltungsbehörde erforbert. 
Der 8 13 geitattet dagegen unter gewifien Vorausſetzungen 
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(geringe Anzahl der Berficherten, fortbauerndbes Mißverhaͤltnis 
zwiihen Einnahme und Ausgabe trotz Erhebung der Maximal⸗ 
beiträge), aber au dann nur auf Antrag der notleidenden 
Gemeinde und unter Ausſchluß der felbftändigen Gut 
bezirfe und Gemarkungen ($ 83), eine foldde Zuſammen⸗ 
fegung dur; Anordnung der höheren VBerwaltungsbehörde. 
$ 14 behandelt jodann die Wieberaufldfung diefer Ver⸗ 
einigungen. 

Die 85 12 bis 14 gelten nicht in Bayern, $ 15 KVG. 
und Art. 1 Bayer. Ausf.&ef. v. 28. Febr. 1884 (jeht Bader. 
Gef. dv. 26. Mai 1892). Ähnliche Vereinigungen beftehen 
dort in den diftriltiven Kranlenhausperbänden. 

2. Eine Mufterfagung für eine gemeinfame Gemeinde- 
Kranfenverfiherung, von der ehemaligen Kal. Landdroftei 
in Hannover für die gemeinfame, fämtliche Gemeinden des 
Amtsverbandes umfaſſende GemeindesStrantenverfiherung 
der dortigen Amtsperbände entworfen, ift mit den zu⸗ 
gehörigen Formularen in der „Arbeiter-VBerforgung* Nr. 10 
für 1884 ©. 187 veröffentliht. Amtliche Mujterfagungen find 
ferner erlafien für Württemberg (Min.Bel. v. 20. Septbr. 
1892, Min.Amtsbl. ©. 289) und für Baden (Reichs⸗ und 
Zandesgejeße über die Kranfenverfiherung, amtliche Aus- 
gabe 1892 ©. 209; „Inval. u. Altersverſ.“ Zeitſchr. 
v. Fey u. Zeller in Darmftadbt 1892 ©. 41ff.). Val. aud 
die empfehlenswerte Arbeit von Schilling: „Die gemein 
fame Gemeinde-Krankenverficherung“. 

3. Sofern eine gemeinjame Gemeinde-Stranfenverfidderung 
eingerichtet ift, gilt für deren Verwaltung dasfelbe, was 
für die Verwaltung der GemeindesStranfenverfiherung in 
Einzelgemeinden vorgejehen iſt. An die Stelle der „Ges 
meinde” tritt dann die Verwaltung der gemeinfamen Ge⸗ 
meinde-Strantenverfiherung, bezw. der weitere Kommunal- 
verband. 

4. Darüber, dab den nad) Abſ. 2, 3 gefaßten Beichlüffen 
der weiteren Kommimalverbände oder der an die Stelle 
fehlender weiterer Kommunalverbände tretenden höheren 
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Berwaltungsbehörden auch die felbftändigen Gutsbezirke 
und Gemarkungen unterworfen find, vgl. v. Woedtle, Komm. 
3. KVG. Anm. 5a zu $ 12. 

5. Vgl. Anm. 4 zu 89. 

6. Ausf.Beft.: Preußen Ziffer 1, 2, 5, 11 bis 13 
Antw. dv. 10. Juli 1892; Bayern Art. 1 Gef. v. 26. Mat 
1892; Sachſen $1erordn. v. 28.Septbr.1883; Württem- 
berg $$ 18ff. Verordn. v. 2. Novbr. 1892; Baden $$ 21 
bis 28 Verordn. v. 3. Septbr. 1892; Hejfen Ziffer 7 Anw. 
d. 5. Novbr. 1892. 

8 13. 


J. Sind in einer Gemeinde nicht mindeftens fünfzig 
Perjonen vorhanden, für melde die Gemeinde- 
Krankenverſicherung einzutreten hat, oder ergibt fich 
aus den Jahresabſchlüſſen (89 Abſatz 3) einer Ges 
meinde, daß auch nad) Erhöhung der Verfiherungs- 
beiträge auf drei Prozent des ortsüblichen Tage- 
lohnes ($ 8) die Dedung der gefeglihen Kranken⸗ 
unterftügung fortlaufend Vorſchüſſe der Gemeinde 
fafje erfordert, fo Tann auf Antrag der Gemeinde 
deren Vereinigung mit einer oder mehreren benad)- 
barten Gemeinden zu gemeinfamer Krankenverſiche⸗ 
rung durch die Höhere Verwaltungsbehörde anges 
ordnet werden. 

II. Trifft diefe Vorausfegung für die Mehrzahl der 
einem weiteren Stommunalverbande angehörenden 
Gemeinden zu, fo kann die höhere Verwaltungs 
behörde anordnen, daß der weitere Kommunalverband 
für die Gemeinde-Strantenverfiherung der ihm ans» 
gehörenden Gemeinden an die Stelle der einzelnen 
Gemeinden zu treten bat. 
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Über die Verwaltung der Gemeinde-Krankenver⸗ III. 
fiderung find in Diejen Füllen die erforderlichen 
Vorſchriften nad) Anhörung der beteiligten Ge⸗ 
meinden und Verbände zu erlafien. 

Gegen die auf Grund der vorftehenden Beftim- IV. 
mungen von ber höheren Verwaltungsbehörde er- 
Iaffenen Anordnungen und Vorſchriften fteht den bes 
teiligten Gemeinden und Kommunalverbänden inner- 
halb vier Wochen die Beſchwerde an die Bentral- 
behörde zu. 

Gemeinden von mehr als zehntaufend Ein» V. 
wohnern fünnen ohne ihre Einwilligung nur dann 
mit Tleineren Gemeinden vereinigt werden, wenn 
ihnen die Verwaltung der gemeinfamen Gemeinde- 
Krankenverſicherung übertragen wird. 


Zu 8 13. 


1. Vgl. die Anm. 1, 2, 4 zu 812. 

2. Nah $ 83 gilt diefer Paragraph nicht für die jelb- 
jtändigen Gutsbezirke und Gemarkungen. 

3. Ausf.Beft. wie bei $ 12. 


8 14. 

Eine auf Grund des 8 12 oder des 8 13 herbei-⸗J. 
geführte Vereinigung fann auf demjelben Wege wieder 
aufgelöft werben, auf welchem fie herbeigeführt ift. 

Durch Beihluß des weiteren onmmunalverbandes II. 
ober Verfügung der höheren Verwaltungsbehörde 
kann die Auflöfung nur auf Antrag einer der be- 
teiligten Gemeinden herbeigeführt werden. 
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II. Über die ®erteilung eines etwa vorhandenen 
Nefervefonds ift, falls die Auflöfung dur) Beſchluß 
erfolgt, durch diefen, falls Jie von der höferen Vers 
waltungsbehörde angeordnet wird, in der die Aufe 
löſung anordnenden Verfügung Beftimmung zu treffen. 

IV. Gegen die Verfligung der höheren Verwaltungs⸗ 
behörde, durch welche die Genehmigung zu einer 
befchlofjenen Auflöfung erteilt oder verjagt wird, 
oder durch welche die Auflöfung angeordnet wird, 
fteht den beteiligten Gemeinden und Kommunalver⸗ 
bänden innerhalb vier Wochen die Beſchwerde an 
die Bentralbehörde zu. 


Zu 8 14. 

1. Komm.Ber. ©. 34: Die Auflöfung foll nur dann 
zugelafien werden, „wenn veränderte Umftände oder die 
durch Erfahrung gewonnene richtigere Beurteilung der bes 
ftehenden Berhältnifie den zur Entſcheidung berufenen 
Snftanzen die Überzeugung geben, daß der Zweck des Ge- 
feßes durch die Auflöfung der Organtfation beffer erreicht 
werden würde*. 

2. Bol. Anm. 4 zu 89 und Anm. 1 zu $ 12. 

3. Ausf.Beft.: Preußen, Bayern, Sadjen wie 
zu $ 12; Württemberg $$ 22, 23 Verordn. dv. 2. Novbr. 
1892; Baden $ 28 Verordn. v. 3. Septbr. 1892; Hefjen 
Ziffer 8, 9 Anw. v. 5. Nobbr. 1892. 


815. 

Für Gemeinden, welche nad) den Vandesgeſetzen 
den nad Vorſchrift dieſes Geſetzes verficherungs- 
pflichtigen Perfonen Strantenunterftügung gemähren 
und Dagegen zur Erhebung bejtimmter Beiträge be= 
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rechtigt find, gilt Die Iandesgefeglich geregelte Stranken- 
verfiherung als Gemeinde⸗-Krankenverſicherung im 
Sinne dieſes Gejehes, fofern die Unterftügung den 
Anforderungen dieſes Geſetzes genügt und höhere 
Beiträge, als nad) demfelben zuläffig find, nicht er⸗ 
hoben werden. Eine biernad) etwa erforderliche Er- 
höhung der Unterftügung oder Ermäßigung der Bei- 
träge muß fpäteftens bis zum Ablauf eines Jahres 
‚nad Inkrafttreten dieſes Gefeges herbeigeflihrt werden. 
3u 8 15. 

1. Diefer Paragraph berüdfitigt die Verhältniffe in 
Bayern. 

2. Audf.Beft.: Bayern Gef. v. 26. Mat 1892. 


Die übrigen Beitimmungen für die Gemeinde-Kranken⸗ 
verficherung (Pflicht der Arbeitgeber zur An- und Abmeldung 
ihrer Arbeiter jowie zur Beitragsleiftung, Verrechnung des 
Arbeiterbeitrags bei den Lohnzahlungen, Beitreibung und 
Vorrechte der Beiträge, Verhältnis der im Wege der Armen- 
pflege und anderweit gewährten oder zu gewährenden Unter: 
ftügungen zu der Kranfenverfiherung, Behandlung von 
Streitigleiten) fiehe im Abſchnitt D ($$ 49 bis 58). 


C. Orts-Arankenkaffen.*) 
8 16. 

Die Gemeinden find berechtigt, für die in ihrem]. 
Bezirke befhäftigten verfiherungspflichtigen Perfonen 
Orts⸗ſtrankenkaſſen zu errichten, fofern die Zahl der in 
der Kaſſe zu verfihernden Perfonen mindeftens ein- 
hundert beträgt. 

*) Vgl. auch die gemeinsamen Bestimmung en der 55 40 bis 58. 

v. Woedtte Euden-Addenhaufen, 2BG. 10. Aufl. 7 
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II. Die Vorſchriften des $ 5a finden and bier An- 
wendung. 

III. Die Orts⸗Krankenkaſſen jollen in der Regel für 
die in einem Gewerbszweige oder in einer Betriebsart 
beſchäftigten Perjonen errichtet werden. 

IV. Die Errichtung gemeinfamer Orts-Krantenlaflen 
für mehrere Gewerbszweige oder Betriebsarten ift zu- 
läffig, wenn die Zahl der in den einzelnen Gewerbs⸗ 
zweigen und Betriebsarten beichäftigten Perfonen 
mweniger als einhundert beträgt. 

V. Gewerbszweige oder Betriebsarten, in welden 
einhundert Perſonen oder mehr bejchäftigt werden, 
können mit anderen Gemwerbszmweigen oder Betriebs- 
arten zu einer gemeinjamen Orts-Krankenkaſſe nur 
vereinigt werden, nachdem den in ihnen bejchäftigten 
Berfonen Gelegenheit zu einer Äußerung über bie 
Errichtung der gemeinjamen Kaffe gegeben worden ift. 
Wird in diefem Falle Widerſpruch erhoben, fo ent- 
fcheidet über die Zuläfjigfeit der Errichtung die höhere 
Verwaltungsbehörde. 

Zu 8 16. 

1. Die Orts⸗Krankenkaſſen find Torporative, mit Selbft- 
vertvaltung ausgeftattete Verbände von Berufsgenoffen, 
alfo juriftifde Perfonen [vgl. $ 25 Anm. *)], welde 
Eigenſchaft auch den Betriebs- (Fabrik⸗) und Bau⸗Kranken⸗ 
kaſſen (vgl. au HRG. 8 5) zukommt, während die Innungs⸗ 
Krankenkaſſen nicht jelbftändige Rechtsſubjekte, ſondern 
Einrichtungen der Innung find. Die Orts-Krankenkaſſen 
ſollen die regelmäßige Form der Krankenver— 
ſicherung bilden, vgl. Einleitung. 

‚Zn der Regel werden die Bezirke der für Berufs⸗ 
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genofien zu errihtenden Krankenkaſſen am zweckmaͤßigſten 
jo abgegrenzt werden, daß fie mit den Bezirken der 
Gemeinden zufammenfallen. Daher jollen die Gemeinden, 
welde auch ein Intereſſe daran haben, daß die Aufgabe 
der GemeindesStrankenverfiherung durch Erridtung von 
organifierten Krankenkaſſen möglichit eingefchräntt wird, zur 
Errichtung der Orts-Krantentaffen berehtigt und... (unter 
Umftänden, 817)... auch verpflichtet jein. Auch hin—⸗ 
fihtlih der Orts Kranlkenkaſſen wird indeſſen, wie binfichtlich 
der Gemeinde-Krankenverfiherung, die Möglichleit vorzu⸗ 
fehen fein, Recht und Pflicht der Gemeinden auf eine Vereini« 
gung mehrerer Gemeinden oder auf einen größeren Verband 
zu übertragen. Bon diefer Übertragung ($ 43) wird nament- 
lih da Gebrauch zu madhen fein, wo gewiſſe gleichartige Ge- 
werbebetriebe über Örtliche Bezirke verbreitet find, welche mit 
ben Gemeindebezirten nicht zufammenfallen.” (Motive.) 

„Die Orts-Krankenlafien werden ihre nächſte Aufgabe 
am beiten erfüllen und eine moraliſche Wirkung auf ihre 
Mitglieder am ficherften ausüben, wenn ihre Mitglieder 
lediglih aus Berufsgenofjen beftehen. Sie follen daher, 
joweit dies möglich ift, für die in einem Gewerbe, eventuell 
für die in mehreren verwandten Bewerben beichäftigten 
Arbeiter gebildet werden. Jedoch joll, wenn die örtlichen 
Berhältnifie jonft eine Kaflenbildung nit ermöglichen, 
auch die Vereinigung verihiedenartiger und nötigen» 
falls ſelbſt aller Gewerbe zu einer Krankenkaſſe nicht 
ausgeichlojlen fein, da auch die verjchiedenartige Elemente 
zufammenfaflenden organtjierten Krankenkaſſen ihre Aufgabe 
immer noch volllommener erfüllen dürften als die Außerften- 
falls fubfidiär eintretende Gemeinde Krankenverficherung.“ 
(Motive) Die Regel des Ab. 3 erleidet die in Ab}. 4, 5, 
517 Abi. 2, $$ 85, 86 vorgejehenen Ausnahmen. 

Die $$ 16 bis 18a behandeln die Errichtung von Orts- 
Krankenkaſſen einzelner Gemeinden, die $$ 43, 43a die Bil- 
dung gemeinfamer Orts Krankenkaſſen für mehrere Ge- 
meinden; über die Vereinigung mehrerer Drts-Krantenkaffen 

7° 
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zu Verbänden für gewiffe gemeinfame Maßregeln vgl. $ 46. 
Der $ 16 erörtert das Necht, 8 17 die Pflicht der Gemeinde 
zur Errichtung; der $ 18 geitattet eine Ausnahme von der 
Regel des 8 16, und $ 18a regelt eine Erweiterung bes 
ftehender Orts⸗-Krankenkaſſen. 

Die Frage, ob als eine „Betriebsart" im Sinne des 
dritten Abſatzes auch der hausgewerbliche Betrieb anzujehen 
ift, kann bejaht werden, fo daß auch Orts⸗Krankenkaſſen aus» 
fchließlich für Hausgewerbetreibende ($ 2 Abf. 1 Ziffer 4), ſei 
es eines beftimmten Gewerbsjweiges oder mehrerer oder aller 
Gewerbszweige, gebildet werden Tönnen (Hahn in „Arb. 
Berf.“ 1902 ©. 716, 1903 ©. 244; dagegen Kraufe daf. 
1903 ©. 101). — Eine VBerweifung der Handlungsgehülfen 
und «Lehrlinge in befondere Orts-Krankenkaſſen ift unzuläffig. 

Den Gemeinden ftehen die Gutsherren und Ge—⸗ 
markungsberechtigten in felbjtändigen Gutsbezirten und Ge⸗ 
markungen glei, $ 83. 

ber die Beteiligung nicht verfiherungspflichtiger, 
in den betr. Gewerbszweigen u. f. w. beſchäftigter Perfonen 
vgl. 8 19, $ 4 Anm. 5; über die Beteiligung von Perfonen, 
welche in den betr. Gewerbszweigen die Beidhäftigung auf« 
gegeben haben, aber nicht zu einer die Mitgliedihaft in 
einer andern Krankenkaſſe begründenden Beichäftigung über- 
gegangen find, vgl. 8 27; über. die Berechtigung, durch das 
Kaffenftatut auch andere als die in den 88 1 bis 3 genannten 
Perſonen als Mitglieder zuzulaffen, vgl. 5268 Abi. 2 Ziffer5. 

3. Ausnahmen für folche Fälle, in denen Kaflen durch 
Bermögen, Zuwendungen u. ſ. w. in der Lage fich befinden, 
troß geringerer Mitgliederzahl ihren Verpflichtungen gerecht 
zu werden, ſiehe in 8 18. 

4. Die Mitgliedihaft in der Kaffe richtet ſich auch Hier 
nad der Beihäftigung; die Vorichriften des $ 5a Darüber, 
welcher Ort als ‚Beſchäftigungsort“ gelten fol, haben nach 
dem zweiten Abjat auch bier Geltung. 

5. In Preußen entjcheidet als höhere Verwaltungsbe⸗ 
hörde der Regierungspräfident, für Berlin der Oberpräfident. 
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6. Ausf.Beit.: Preußen Biffer 2, 4, 5, 16, 31 Anm, 
v.10.S$uli 1892, Ziffer4 Min.Berf.v.30.Mail903; Bayern 
88 2,3 Verordn. v. 8. Juni 1892, Ziffer 14 — 16 Min.Bel. v. 
15. Oktbr. 1892; Sachſen $ 1 Verordn. v. 28. Septbr. 1892; 
Württemberg 88 4ff. Verordn. v. 2. Novbr. 1892; Baden 
$ 29 Verordn. v. 3. Septbr. 1892; Heſſen Ziffer 11 Anw. v. 
5. Rovbr. 1892. 


8 17. 

Durch Anordnung der höheren Verwaltungsbehörde I. 
kann die Gemeinde verpflichtet werden, für Die in einem 
Gemwerbszweig oder in einer Betriebsart befchäftigten 
Perſonen eine Orts-Krankenkaſſe zu errichten, wenn 
dies von Beteiligten beantragt wird und diefen An⸗ 
trage, nachdem ſämtlichen Beteiligten zu einer Außerung 
darüber Gelegenheit gegeben ift, mehr als die Hälfte 
derfelben und mindeftens einhundert beitreten. 

Dasjelbe gilt von der Errichtung einer gemein- LI. 
famen Orts-Krankenkaſſe für mehrere Gewerbszweige 
oder Betriebsarten, wenn dem Antrage mehr als die 
Hälfte der in jedem Gewerbszweig oder Tn jeder Be⸗ 
triebsart bejchäftigten Perfonen und im ganzen min- 
deftens einhundert beitreten. 

Gegen die Verfügung der höheren Verwaltungs: II. 
behörde, durch welche die Errichtung einer gemein- 
famen Orts⸗Krankenkaſſe angeordnet wird, fteht der 
Gemeinde innerhalb vier Wochen die Befchwerde an 
die Bentralbehörde zu. 

Gemeinden, welche dieferBerpfligtunginnerhalb der IV. 
von der höheren Berwaltungsbehörde zu beftimmenden 
Friſt nicht nachkommen, dürfen von denjenigen Per- 


102 Krankenverficherungsgeſetz. 88 18, 18a. 


fonen, für welche Die Errichtung einer Orts⸗trankenkaſſe 
angeordnet ift, Verficherungsbeiträge zur Gemeinde⸗ 
Kranfenverjiherung ($ 5 Abfag 2) nicht erheben. 


3u8 1. 

1. gl. die Anmerkungen zu $ 16. 

2. Ausf.Beft.: Preußen Ziffer 2, 4, 5, 18, 19 Anw. 
v. 10. Suli 1892; Bayern $$ 3, 6Verordn.d. 8. Juni 1892, 
Biffer 16 Min.Bel. v. 15. Olibr. 1892; Sachſen $ 1 Ver- 
ordn. dv. 28. Eeptbr. 1883; Württemberg $$ 26ff. Ver⸗ 
ordn. d. 2. Novbr. 1892; Baden 830 Verordn. v. 3. Septbr. 
1882; Heffen Ziffer 14 Anw. v. 5. Novbr. 1892. 


8 18, 

Beträgt die Zahl der in einem Gewerbszweig oder 
einerBetriebsart bejchäftigten Perſonen weniger als ein 
hundert, jo fann die Errichtung einer Orts⸗Krankenkaſſe 
geitattet werden, wenn die dauernde Leiftungsfähigfeit 
der Staffe in einer von der Höheren Berwaltungsbehörde 
für ausreihend eradhteten Weife fichergeftellt ift. 

Zu 8 18. 

1. Die Sicherſtellung geſchieht durch alles, was der Höheren 
Verwaltungsbehörde die Überzeugung von ber dauernden 
Leiftungsfähigfeit der Kaffe zu geben geeignet ift. Vgl. Anm. 3 
au 8 16, $ 85. 

2. Bol. Anm. 2 zu 8 16. 

3. Ausf.Beft.: Preußen Biffer 2, 21, 31 Anw. v. 
10. Zuli 1892; Bayern 8 3 Verordn. dv. 8. Zunt 1892, 
Sachſen 8 1Verordn. v. 28. Septbr. 1883; Württemberg 
88 26 ff. Verordn. v. 2. Novbr. 1892. 

8 18a. 
J. Die Gemeinden find berechtigt, Gewerbszweige oder 
Betriebarten, für welde eine Orts-Strantentafle nicht 
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beiteht, einer beftehenden Orts-Strantentafle nad An- 
börung derfelben, und nachdem den beteiligten Ber: 
fiherungspflichtigen Gelegenheit zu einer Aukerung dar- 
über gegeben worden iſt, zuzuweiſen. Die Zuweiſung 
ſoll tunlichſt an eine für verwandte Gewerbszweige oder 
Betriebdarten beftehende Orts⸗ſtrankenkaſſe erfolgen. 
Gegen den Beſcheid, durch welchen die Snweifung II. 
ausgeſprochen wird, ſteht der Kaffe innerhalb vier 
Wochen nad der Zuftellung die Beihwerde an die 
höhere Berwaltungsbehörde zu. 


Zu $ 188. 

1. Diefer Paragraph ift eingefügt worden, um insbe⸗ 
fondere neu entjtehende Gewerbszweige in die nad) 8 16 
von ber Gemeinde geregelte Organifation der Orts-Kranken⸗ 
Taffen auch wider den Willen der letzteren einbeziehen zu 
innen, ift aber auf derartige Fälle nicht beſchränkt. Für 
gemeinjante Orts-Krankenkafſen mehrerer Gemeinden trifft 
$ 43a gleichartige Vorſchriften. Die nach folder Zuweiſung 
erforderliche Änderung des Kaflenftatuts (vgl. 8 19 Abf. 1) 
kann nad) $ 48a Abſ. 2 auch gegen den Willen der Kaſſe 
borgenommen werden. Vgl. $ 57h. 

2. Ausf.Beft.: Preußen Biffer 2, 23, 31, 33 Anw. 
v. 10. Juli 18925; Bayern $$ 2, 3 Verordn. v. 8. Juni 1892, 
Ziffer 17 Min. Bek. v. 15. Oktbr. 1892; Württemberg 8$26 ff. 
Verordn. v. 2. Novbr. 1892; Baden 831 Verordn. v.3.Septbr. 
1892; Hefſen Ziffer 24, 25 Anw. v. 5. Novbr. 1892. 


819.9) 

Die Gewerbszweige und Betriebsarten, für welche J. 
eine Orts⸗Krankenkaſſe errichtet wird, ſind in dem 
Kaſſenſtatut (8 28) zu bezeichnen. 

Die in dieſen Gewerbszweigen und Betriebsarten II. 
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befhäftigten Perfonen werden, ſoweit fie verficherungs- 
pflidjtig find, vorbehaltlih der Beilimmung des 
$ 75, mit dem Tage, an weldem fie in die Be- 
Thäftigung eintreten, Mitglieder der Kaffe, jofern fie 
nicht vermöge ihrer Beſchäftiguug einer ber in 88 59, 
69, 73, 74 bezeichneten Kaffen angehören. 

III. Someit fie nicht verfiherungspflicätig find, haben 
fie das Recht, der Kaffe beizutreten, fofern ihr jähr- 
liches Geſamteinkommen zweitauſend Mark nicht über- 
fteigt. Der Beitritt erfolgt durch ſchriftliche oder 
mündliche Anmeldung bei dem Kaſſenvorſtand oder 
der auf Grund des 8 49 Abſatz 5 errichteten Melde⸗ 
ftelle, gewährt aber feinen Anſpruch auf Unterftüßung 
im Falle einer bereitS zur Zeit diefer Anmeldung 
eingetretenen Erkrankung. Die Kaffe tft berechtigt, nicht 
verfiherungspflichtige Perſonen, welche ſich zum Ber- 
tritte melden, einer ärztlichen Unterſuchung unterziehen 
zu laſſen und ihre Aufnahme abzulehnen, wenn bie 
Unterfudung eine bereits beitehende NKraufheit ergibt. 

Iv. Sind mehrere Gewerbszweige oder Betrtebsarten 
zu einem Betriebe vereinigt, jo gehören die in dieſem 
beihäftigten verfiherungapflichtigen Berfonen derjenigen 
Orts⸗ſtraukenkaſſe an, welche für den Gewerbäjweig 
oder die Betriebsart errichtet tft, in denen die Mehr, 
zahl diefer Perſonen beihäftigt if. Im Zweifel ent- 
fcheidet, nad Auhörung des Betriehsunternehmers, der 

Vorſtände der beteiligten Kaflen und der Auffichtsbe⸗ 
börde, die höhere Berwaltungsbehörbe endgültig. 
V. Der Austritt ift verfiherungspflicätigen Perſonen 
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mit dem Schluffe bes Rechnungsjahres zu geftatten, 
wenn. fie benfelben ſpäteſtens drei Monate zuvor 
bei bem Vorftande beantragen und vor bem Aus— 
tritte nacjweifen, baß fie Mitglieber einer der im 8 75 
bezeichneten Kaſſen geworden find. 

Die Mitgliedſchaft nihtverfigerungspflichtiger Per» VI. 
fonenerlifcht, wenn fie bie Beiträge an zwei aufeinander 
folgenden Zahlungsterminen nicht geleiftet haben. 

’*) Abs.5 gilt auch für Innungs-Krankonkassen (578). Im übrigen 


entspricht dem $ 19 der 69, welcher gleichartige Vorschriften für Be- 
triebs- (Fabrik-) Krankenkassen und nach $72 auch für Bau-Kranken- 


kassen trifft. 
3u819. 

1. Durch die Novelle von 1892 find in Ubf. 2, 4 
biejenigen Mbänberungen vorgenommen, weldje erforderlich 
waren, um das Verhältnis ber derſchiebenen Kaffen zu ein- 
ander zweifellofer als nach der früheren Faflung feftzuftelen 
(ogl. Am. 3, 4). Außerdem ift im Abi. 3, entſprechend dem 
$4 U. 3, die freiwillige Verficjerung befejräntt, auch ber 
Kafle das Net eingeräumt, freiwillig Beitretende ärztlich 
unterfuchen zu Laffen und ihren Beitritt abzulehnen, wenn 
fie fi dabei als Krank erweifen. Endlich iſt durch Abi. 4 
bie Frage der Kaffenzugehörigkeit gemifchter Betriebe geregelt. 

2. Unalog dem $ 4 regelt dieſer Paragraph ben obliga- 
torifehen fowie ben freiwilligen Eintritt indie Ortö-franfen« 
Taffe und den Austritt aus derfelben. Die freiwillige Fort» 
Teßung bes Verfiherungsverhältniffes durg foldje Perfonen, 
welche gezwungen oder freiwillig der Orts · Krankenkafſe beiges 
treten waren, demnädhft aber bie —Se dieſes verhãit · 
niffes (die Beſchaftigung in bem Betriebe)oßneÜbertrittzueiner 
die Mitgliedſchaft in einer anderen Krankenkaſſe bedingenden 
anderen veſchãftigung aufgegeben haben, regelt dagegen $ 27. 

3. Rad den Beitimmungen des $ 19 gehören ver. 
figerungspffigitige Perfonen, weldie in den einer Ort“ 
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Krantentaffe zugewiefenen Gewerbszweigen oder Betriebsarten 
beihäftigt find, Traft Geſetzes diejer Orts-Krantenlafie 
an; nur dann fit dies nicht der Yall, wenn fie entweder 
Mitglieder einer die Mindeftleiftungen gewährenden Hilfs 
kafſe find (8 75) oder vermöge ihrer Beihhäftigung einer 
Betrieb (Yabril-), Bau, Innungs⸗ oder Knappſchaftskafſe 
anzugebören haben (Abſ. 2). Verfiherungspflichtige Berfonen, 
welche hiernach Mitglieder der Orts⸗⸗Krankenkaſſe find, bleiben 
fo lange Mitglieder, bis fie nach Maßgabe des Abf. 5 ihren 
Übertritt zu einer Hilfsfaffe vollziehen oder die die Mit- 
gltedfehaft begründende Beſchäftigung aufgeben. Sobald 
letzteres geichieht, ſcheiden fie aus, dürfen aber freiwillig in 
der Kaffe weiter verbleiben, falls fie nicht in eine Beichäftigung 
eintreten, durch welche fie obligatorifches Mitglied einer anderen 
organtfierten Kaffe werden (827). Vgl. Anm. 3, 4 zu $ 27. 

Nihtverfiherungspflichtige, in den betr. Gewerbs⸗ 
jweigen oder Betriebsarten beichäftigte Perfonen (Anm. 5 
zu 84) bi8 zu 2000 Mark Sahreseintommen, ſowie die durch 
Kaflenftatut zum freiwilligen Beitritt zugelaffenen fonftigen 
Perſonen bis zu 2000 Marl Sahreseinfommen ($ 26a Abf. 2 
Biffer5) dürfen der Orts⸗Krankenkaſſe Freiwillig beitreten 
(Ab}. 3); ihre Mitgliedfchaft erliicht, fofern fie vermöge ihrer 
Beſchaͤftigung Zwangsmitglieder einer anderen organifterten 
Krankenkaſſe werden oder freiwillig bezw. gemäß Abf. 6 
dur Nichtentrichtung der Beiträge ausſcheiden. 

4. Ein Verfiherungspflichtiger kann niemals gleichzeitig 
zwei organifierten Krankenkaſſen oder einer organifterten 
Krankenkafſe und der Gemeinde - Scrantenverficherung anges 
hören. (Vgl. Anm. 1 zu 811.) Wohl aber kann er gleich- 
zeitig einer organtfierten Krankenkaſſe bezw. einer Gemeinde- 
Krankenverficherung und einer oder mehreren Hilfskaſſen 
angehören, doch hat er in ſolchem Yal unter Umftänden eine 
Kürzimg des Krantengelbes zu erwarten, vgl. $ 26a Abi. 1. 

5. Über den Einfluß der Begründung eines neuen Ver⸗ 
fiherungsverhältniffes auf „ſchwebende“ Unterftügungsan- 
fprüde vgl. Hahn im Berwaltungsardiv 5 ©. 259 ff. 
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6. Ausf.Beft.: Bayern $$ 3, 4 Verordn. v. 8. Juni 
1892, Ziffer 18 Min.Bel. v. 15. Oftbr. 1892. 


5 20.) | 

Die Orts-Krankenkaſſen follen mindeftens ge=I. 
währen: 

1.im Yale einer Kranfheit oder durch Krankheit 
herbeigeführten Erwerbönnfähigfeit eine Kranken⸗ 
unterftügung, melde nad) SS 6, 7, 8 mit der 
Dtaßgabe zu bemeffen ift, daß der durchjchnittliche 
Tagelohn derjenigen Klaſſen der Verficherten, für 
welche die Kaffe errichtet wird, ſoweit er vier 
Mark fir den Arbeitstag nicht überſchreitet, an 
die Stelle des ortsüblichen Tagelohnes gewöhn⸗ 
licher Tagearbeiter tritt; 
eine Unterftügung in Höhe des KKrantengeldes an 
Wöchnerinnen, welche innerhalb des letzten Jahres, 
vom Tage der Entbindung ab gerechnet, mindeften? 
ſechs Monate hindurch einer auf Grund dieſes Ge- 
ſetzes errichteten Kafje oder einer Gemeinde⸗Kranken⸗ 
verfiherung angehört haben, auf die Dauer von 
sechs Wochen nach ihrer Niederkunft; 

3. für den Todesfall eines Mitgliedes ein Sterbe- 
geld im zwanzigfachen Betrage des durchſchnitt⸗ 
lichen Tagelohnes (Ziffer 1). 

Die Feſtſtellung des durchſchnittlichen Tagelohnes II. 
kann aud unter Berüdfihtigung der zwiſchen den 
Kaſſenmitgliedern hinſichtlich der Lohnhöhe beftehenden 
Verſchiedenheiten klaſſenweiſe erfolgen. Der durch⸗ 
ſchnittliche Tagelobn einer Klaſſe darf in dieſem Falle 


D 
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nit über den Betrag von fünf Mark feftgejtellt 
werden. | 

111. Verſtirbt ein als Mitglied der Kaſſe Erfrantter 
nad Beendigung der Krantenunterftügung, fo iſt das 
Sterbegeld zu gewähren, wenn die Erwerbsunfähigkeit 
bis zum Tode fortgebauert hat und der Tod infolge 
derſelben Krantheit vor Ablauf eines Jahres nad Be⸗ 
endigung der Krankenunterftützung eingetreten if. 

IV. Das Sterbegeld iſt zunächſt zur Deddung der Koſten 
des Begräbnifies beftimmt und in dem aufgewenbeten 
Betrage demjenigen auszuzahlen, weldher das Begräbnis 
beforgt. Ein etwaiger Überſchnß tft dem Hinterbliebenen 
Ehegatten, in Ermangelung eines ſolchen ben nächſten 
Erben auszuzahlen. Sind ſolche Perſonen nit vor- 
handen, jo verbleibt der überſchuß ber Kaſſe. 

V. In den Fällen, in welchen auf Grund der Reichsge- 
setze über Un/allversicherung gleichfalls ein Anspruch 
auf Sterbegeld begründet ist, ist der Kasse bis zur Höhe 
des von ihr gewährten Sterbegeldes durch Überweisung 
des auf Grund der Unfalwersicherungsgesetze zu ge- 


währenden Sterbegeldes Ersatz zu leisten. 

*) 820 gilt auch für Betriebs- (Fabrik-) und Bau-Krankenkassen 
(88 64, 72), sowie für Innungs-Krankonkassen ($ 78) und Knappschafts- 
kassen ($ 74), der Abs. 5 des $ 20 auch für die im 8 75 bezeichneten 
Hilfskassen ohne Beitrittszwang ($ 76). 


Zu 8 20. 

1. Die Orts-Kranktenlaffen haben, ebenfo wie nach $ 5 
die Gemeinde⸗Krankenverſicherungen, die Krantenunterftägung 
nicht nur im Falle der Krankheit, ſondern aud im Fall einer 
„durch Krankheit herbeigeführten Erwerbsunfähigkeit“ zu ge- 
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währen. Über den Begriff „Erwerbsunfähigfeit“ vgl. $ 5 
Anm. 2. Die Wöchnerinnenunterftäbung tft erhöht worben; 
ebenfo der angenommene Lohnſatz in Abſ. 1 Ziffer 1, Abf. 2. 
Für das Sterbegeld tft der durchfchnittliche Tagelohn (nach 
Biffer 1), anftatt früher des ortsüblichen Tagelohns ($ 8), maß- 
gebend; die Gewährung von Sterbegeld iſt unter Umftänden 
auch Über die Dauer der Krankenunterftützung hinaus ange 
ordnet und die Auszahlung des Sterbegeldes geregelt; auch iſt 
feftgeftellt worden, „daß die Abſicht nicht beftanden bat, den 
Hinterbliebenen von Unfallverlegten doppeltes Sterbegeld, 
nämlich von der Krankenkaſſe und von der Berufsgenoffenfchaft, 
zu gewähren. Nachdem aus der Fafjung der 8$ 15, 25 des Ge⸗ 
werbe-Unfallverfiherungsgefeßes Zweifel hergeleitet worden 
find, ob ihr Wortlaut diefer gejeßgebertfchen Abficht entiprechend 
gewählt ift, ftellt der Entwurf klar, daß die Berufsgenofjenfchaft 
für das Sterbegeld gemäß $ 15 a.a. O. baftet und den 
Betrag des Sterbegeldes der Krankenkaſſe zu erftatten Hat, 
ſoweit diefe jenen Betrag hat zahlen müſſen.“ (Mot. von 1903 
©. 12; vgl. die zutreffende Ausführung in v. Woedtke— 
Caspar, Komm. 3. GUVG., Anm. 1 zu $ 25). 

2. Der $ 20 beftimmt die Mindeftleiftungen der Orts« 
Krankenkafſen, 8 21 die zuläffigen Erhöhungen und Er 
weiterungen, 88 26, 26a die in einzelnen befonderen Fällen 
Statthaften Änderungen der Kaffenleiftungen. Die Kaffen- 
Yeiftungen müſſen bei den organifierten Krankenkafſen inner- 
halb der gefetlichen Grenzen dur ein Statut feitgeftellt 
werben, während fie bei der ®emeinde-Strantenverficherung, 
die auch ohne befondere Beichlüffe der Gemeinden fofort 
durchführbar tft, Thon auf Grund des Geſetzes feititehen und 
nur in wenigen Punkten modifiziert, aber nach 8 10 wejentlich 
erhöht oder erweitert werden dürfen. 

Der Mindeftbetrag der von den organilierten Kranken⸗ 
Laflen zu gewährenden Krankenunterftützung entſpricht dem⸗ 
jenigen, was die Gemeinde-Strankenverfierung zu leiten 
hat, „jedoch mit der durch bie in höherem oder geringerem 
Grade vorhandene Gleichartigkeit der Kafjenmitglieder ge- 
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techtfertigten Modifilation, daß an die Stelle des ortsüblichen 
Tagelohnes gewöhnlicher Tagearbeiter der Durchſchnittstage⸗ 
lohn derjenigen Klaffe von Verficherten tritt, für welche die 
Kafle erritet ift“. (Val. au 8 26a Ziffer 61) „Mit 
Rückficht auf die bisherige Entwidelung des Krankenkaſſen⸗ 
weſens foll den organisierten Krankenkaſſen allgemein 
zugleich die Funktion von Sterbelafjen übertragen werben. 
Bon jeher tft die Krantenverficherung der Regel nad mit 
Sterbegeldverfiherung verbunden geweſen. Auch die Gefeh- 
gebung bat diefe Verbindung bisher ſtets, wenn auch metft nur 
als fafultative, aufrecht erhalten, und die unteren Volksklaſſen 
legen erfahrungsmäßig auf die Sicherung eines anftändigen 
Begräbniffes einen gleich hoben, ja meift einen höheren Wert, 
als auf die Sicherung einer Unterftügung in Krankheitsfällen. 
Die Befugnis zur Erhöhung und Erweiterung der Kaffen- 
leiftungen wird fo zu begrenzen fein, daß die Leiſtungsfähigkeit 
der Kaſſen dadurch nicht gefährdet und ihre Wirkſamkeit nicht 
auf Verfiherungen ausgedehnt werden kann, für welche ihre 
Organtjation nit ausreicht und ein Zwang in diejer Form 
nicht gerechtfertigt erjcheint.” (Motive ©. 36.) 

Bu den Mindeftletftungen der organifierten Krankenkaſſen 
gehört ferner die Unterftüßung von ſelbſt verficherten 
MWöhnerinnen, welche im Wochenbett nicht eigentlich Fran 
find. Man will dadurch ein zu frühes, der Geſundheit 
ſchädliches Arbeiten der Wöchnerinnen verhindern, val. 8137 
Abſ. 5 GO., jedoch erliſcht der Anſpruch auf Wöchnerimen⸗ 
Unterſtüßung nicht, wenn die Wöchnerin ihre Erwerbs⸗ 
tätigleit wiederaufnimmt (anders $ 21 Ziffer 4). Geftaltet 
fid das Wochenbett zu einer Krankheit, fo tritt die Be⸗ 
ftimmung der Ziffer 1 (d. 5. volle Krankenunterſtützung) 
ein, wie der Kommiffionsberiht ausdrücklich konſtatiert. 
Für die nicht jelbft verficherungspflichtigen Ehefrauen der 
Kaffenmitglieder gehört außer der Krankenbehandlung eine 
der Wöchnerinnen⸗Unterſtützung gleide Schwangeren-Unter- 
ſtützung fowie freie Gewährung der erforderliden Hebammen» 
dienste und freie ärztliche Behandlung ber Schwangeridafts- 
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beichwerden zu ben ftatutarifh zuläffigen Leiftungen, $ 21 
Abi.1 Zifferd. — DieDauer der Wöchnerinnen-Unterftügung 
ift Durch die Novelle von 1903 im 820 Ziffer 2 allgemein 
auf 6 Wochen verlängert worden, und zwar ohne Rückſicht auf 
die Arbeitsfähigfeit der Wöchnerin. 

3.. Der durchſchnittliche Tagelohn (Ziffer 1) wird bei Orts⸗ 
Krankenkaſſen auch der Bemeſſung der Beiträge zu Grunde ge- 
Yegt (8822, 31). Überfteigt er den Betrag von täglich 4 oder bei 
Haffenweifer Abitufung (Abf. 2) von täglich 5 Mark, fo tommt 
der dieſen Betrag überfteigende Teildesfelben nicht in Rechnung. 

Der für die Krankenverſicherung feitgefehte durchſchnittliche 
Zagelohn der Mitglieder von Orts⸗ und anderen organtfierten 
Krankenkaſſen ift auch für deren Beiträge und Renten in 
der Snvalidenverficherung maßgebend, 88 34, 35 IVG. 

4. Un Stelle des „durchſchnittlichen Tagelohns“ kann der 
Individuallohn der einzelnen Verficherten bis zu täglich 5 Mart 
gejeßt werden, vgl. 8 26a Abj.2 Ziffer 6; dieſer ift dann ebenfalls 
maßgebend für die Beiträge und Renten der betr. Kaſſenmit⸗ 
glieder bei der Invalidenverſicherung, 88 34, 35 3VG. 

5. Durch Abf. 3 tft eine Streitfrage, die ſich aus der Altern 
Faffung ergab, erledigt. Es fol ein Sterbegeld für Perfonen, 
welche als Kaffenmitglieder erfranft und während der vor 
geichriebenen Zeit unterjtüßt find, auch dann gewährt werden, 
wenn fie nad Beendigung der Kranktenunterftühung ver 
fterben, aber nur unter der Borausfeung, daß 1.die Erwerbs. 
unfähigteit bis zum Tode fortgedauert hat, 2.der Tod die Folge 
derjelben Krankheit war und 3. der Tod vor Ablaufeines Jahres 
feit Beendigung der Krankenunterſtützung eingetreten tft. 

6. Wegen Abſatz 5 vgl. Anm. 1a. E. 

7. Für die Übergangszeit vgl. unten Axt. III der Novelle 
vom 25. Mat 1903. j 

8. Ausf.Beit.: Preußen Biffer 7, 20, 21, 23 Anw. v. 
10. Zuli 1892, Ziffer 20 Min.Berf. v. 30. Mai 1903; 
Bayern Biffer 19 Min.Bel. v. 15. Dftbr. 18925 Sachſen 
81 Verordn. v. 28. Septbr. 1883; Baden $ 32 Verordn. v. 
3. Septbr. 1892; Helfen Ziffer 2 Antw. v. 5. Novbr. 1892. 
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8 21.*) 
Eine Erhöhung und Erweiterung der Leiftungen der 
s⸗Krankenkaſſen ift in folgendem Umfange zuläffig: 
Die Dauer der Krankenunterſtützung kann auf 
einen längeren Beitraum als sechsundzwanezig 
Wochen bis zu einem Jahre feftgefegt werden. 
Das Krankengeld Tann allgemein oder unter be- 
ſtimmten Boransjehungen ſchon vom Tage des Ein- 
tritt8 der Erwerbäunfähtgleit ab, ſowie für Sonn: 
und Feſttage gewährt werden, jofern dieſes ſowohl 
von der Bertretung der zu Beiträgen verpflichteten 
Arbeitgeber (8 38) als aud) von derjenigen der Ber: 
fiherten beichlofien wird, oder fofern der Betrag des 
geſetzlich vorgeſchriebenen Reſervefonds erreicht iſt. 


. Das Krankengeld kann auf einen höheren Betrag, 


und zwar bis zu drei Viertel des durchſchnittlichen 
Tagelohnes (8 20) feſtgeſetzt werden; neben freier 
ärztlicher Behandlung und Arznei können auch 
andere,als die im 8 6 bezeichneten Heilmittel 
gewährt werden. 


‚Neben freier Eur und Verpflegung in einem 


Krankenhause kann, falle der Untergebrachte 
Angehörige hat, deren Unterhalt bisher aus seinem 
Arbeitsverdienste bestritten wurde, ein Kranken- 
geld bis zur Hälfte des durchschnittlichen Tage- 
Iohns ($ 20) bewilligtjwerden. 


. Neben freier Sur und Verpflegung in einem 


Krankenhauſe kann Krankengeld bi zu einem 
Viertel des durchſchnittlichen Tagelohnes (8 20) 





3 


an 
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auch ſolchen bewilligt werden, welche nicht den 
Unterhalt von Angehörigen aus ihrem Lohne 
beitritten haben. 

Tür die Dauer eines Jahres von Beendigung ber 
Kranlenunterftükung ab kann Fürforge für Rekon⸗ 
valeszenten, namentlich auch Unterbringung in einer 
Relonvaleszentenanftalt gewährt werben. 


. Schwangeren, welche mindestens sechs Monate der 


Kasse angehören, kann eine der Wöchnerinnen- 
Unterstützung gleiche Unterstützung wegen der 
durch die Schwangerschaft verursachten Erwerbs- 
unfähigkeit bis zur Gesamtdauer von sechs Wochen 
gewährt werden. Auch kann freie Gewährung 
der erforderlichen Hebammendienste und freie 
ärztliche Behandlung der Schwangerschaftsbe- 
schwerden beschlossen werden. 


. Freie ärztlide Behandlung, freie Arznei und 


fonftige Heilmittel können für erkrankte Familien- 
angebörige der Kafjenmitglieder, fofern fie nicht 
felbjt dem Krankenverſicherungszwange unter- 
liegen, auf bejonderen Antrag oder allgemein ge= 
währt werden. linter derjelben Vorausjegung 
kann für Ehefrauen der Kafjenmitglieder die nach 
Ziffer 4 zuläffige Unterftügung gewährt werden. 


. Das Sterbegeld kann auf einen höheren als den 


zwanzigfachen Betrag, und zwar bis zum vierzig- 
fachen Betrage des durchſchnittlichen Tagelohnes 
(8 20) erhöht, auch kann ein Mindestbetrag von 
fünfzig Mark festgesetzt werden. 


v. Woedtke, Euden:Nddenhaufen, ABS. 10. Aufl. 8 
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7. Beim Tode der Ehefrau ober eines Kindes eines 
Rafjenmitgliebes kann, fofern biefe Perfonen nicht 
felbft in einem gefeglichen Verſicherungsverhältniffe 
ſtehen, auf Grund befien ihren Hinterbliebenen ein 
Auſpruch auf Sterbegeld aufteht, ein Gterbegeld, 
und zwar für erftere im Betrage bis zu zwei 
Dritteln, für Iegtere bis zur Hälfte bes für das Mit- 
glied feftgeftellten Sterbegeldes gewährt werden. 

I. Quf weitere Unterftügungen, namentlid auf In» 
validen-, Witwen⸗ und Waifenunterftügungen, dürfen 
die Leiftungen der Orts· Krankenkaſſen nicht ausgebehnt 
werben. 

*) Dieser Paragraph gilt auch für Betriebs- (Fubrik-), Ban- 
und Innungs-Krankenkassen ($$ 64, 73, 78). 


Zug 21. 

1. Diefe Vorſchriften handeln von den ftatutarifchen 
Medrleiftungen der Orts-Krankentafjen. Die Biffes 1a ent- 
fprigt dem für die GemeindesKranfenverfiherung geltenden 
$ 6a Ziffer 4 mit der Im Interefle der Sicherheit der Kaſſe 
für erforberfik mniteten Mahanhe hab Nie Aeisitinumn 
der Karenzge 
von Beteilig 
teijung be 
auläffig fein 
jedoch nad 
ivexden, da 
ftägung der 
ichrift des 
ob den in 
von ſolchen 
geld bezw. 
ergab fich 


Stommifion 


folgende übereinftimmende Meinung: Die Re 
Ronvales 


zeuten ſeien nicht mehr als Kranke im Sime des 


i gelb in feinem falle mehr gewährt werben; 
wmahgebenb für fie jei vielmehr Das Bebirfnis der Melon, 
Saleögenz in jedem Eingelfalle. Bu bieiem Swede Tönnten 
Babeluren, Zuftluren u, f.w., und wenn das Beblrfnis 
«8 erheifee, aud) Geldunterftügungen, aud) bis zum Betrage 
des Srantengelbes, mır nicht als Krantengelb gewährt 
werben. Cine grunbjäpfidie Regel fei nicht aufzuftellen; 
es müfle von Fall_zu Fall darüber entihieden werben.” 
(Komm. Beridjt 1903 6, 26.) 

Bufolge der neuen Biffer 4, welche der Initiative des 
Neihstags entftammt, ift Die Kaffe befugt, ihren weiblichen 
Berfigerten, fon vor Beginn der Wöchnerinnen-Unter- 
fihung 6 20 Biffer 2) und außer Diefer, eine Gewangeren- 

Au d außer dieſer eine, 


—S— 
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7. Beim Tode der Ehefrau oder eines Kindes eines 
Kafjenmitgliedes Tann, fofern diefe Perſonen nicht 
jelbft in einem gejeglihen Berfiderungsverhältnifie 
ftehen, auf Grund defjen ihren Hinterblichenen ein 
Anſpruch anf Sterbegeld aufteht, ein Sterbegeld, 
und zwar für erftere im Betrage bis zu zwei 
Dritteln, für legtere bis zur Hälfte des für das Mit- 
glied feftgeftellten Sterbegelde8 gewährt werden, 

I. Auf weitere Unterftügungen, namentlih auf In⸗ 
validen-, Witwen- und Waifenunterftügungen, dürfen 
die Leiftungen der Orts Krankenkafſen nicht ausgedehnt 
werden. 


*) Dieser Paragraph gilt auch für Betriebs- (Fuhrik-), Bau- 
und Innungs-Krankenkassen ($$ 64, 72, 73). 


Zu 8 21. 

1. Dieſe Vorſchriften Handeln von den ftatutarifchen 
Mehrleiftungen der Orts⸗Krankenkaſſen. Die Ziffes 1a ent- 
ſpricht dem für die GemeindesSrantenverfiherung geltenden 
8 6a Ziffer 4 mit der im Intereſſe der Sicherheit der Kaffe 
für erforderlich erachteten Maßgabe, daB die Bejeitigung 
der Karenzzeit u.|.w. nur unter Zuftimmung beider Gruppen 
von Beteiligten (88 37, 38, 38a), andernfalls erſt nach Er- 
reihung des gejeglich vorgeichriebenen Reſervefonds ($ 32) 
zuläffig fein fol. — Zu Ziffer 2a vgl. $7 Ann. 3; es muß 
jedoch nad den Wortlaute der Ziffer 2a angenommen 
werden, daß (im Gegenſatze zu $ 7 Abf. 2) die Unter 
ftügung der Angehörigen gemäß Biffer 2a unter die Bor 
ichrift des $ 26a Ziffer 2 fällt. — „Über die Frage, 
ob den in Walderholungsjtätten untergebradten oder 
von ſolchen Gebrauch machenden Genejenden ein Kranten- 
geld bezw. eine Geldunterftügung gewährt werden dürfe, 
ergab fi ſowohl feitens der Bundesratsvertreter als der 
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Kommtifion folgende übereinitimmende Meinung: Die Re 
fonvaleszenten feien nicht mehr als Kranke im Sinne des 
Krantenverfiherungsgefebes anzuſehen; daher könne ihnen 
ein Krantengeld in Feinem Falle mehr gewährt werden; 
maßgebend für fie fei vielmehr das Bedürfnis der Rekon⸗ 
valeszenz in jedem Einzelfall. Zu diefem Zwede Tünnten 
Badeluren, Luftkuren u. |. w., und wenn das Bedürfnis 
es erheijche, auch Geldunterftügungen, auch bis zum Betrage 
des Krantengeldes, nur nicht als SKrantengeld gewährt 
werden. Cine grundfäglicde Regel ſei nicht aufzuftellen; 
es müfle von Fall zu Fall darliber entichieden werben.“ 
(Komm.Beriht 1903 ©. 26.) 

Zufolge der neuen Ziffer 4, welche der Snitiative des 
Reichstags entitammt, iſt die Kaffe befugt, ihren weiblichen 
Verſicherten, ſchon vor Beginn der Wöchnerinnen-Unter: 
ſtützung ($ 20 Biffer 2) und außer diejer, eine Schwangeren 
Unterftügung jowie freie ärztliche Behandlung der Schwanger- 
ſchaftsbeſchwerden und freie Hebammendienfte zu gewähren. 
Borausjegung tit, daß die Schwangere mindeitens 6 Monate 
„der“, d. 5. dieſer, Kaffe angehört hat (anders 8 20 
Biffer 2), jowie daß eine Erwerbsunfähigfeit als Folge der 
Schwangerihaft eingetreten ift (anders $ 20 Ziffer 2). Die 
6wödige Geſamtdauer der Schwangeren-Unterjtäung braudt 
nicht in einer ununterbrocddenen Beitfolge zu beftehen; die 
neben der Schwangeren-Unteritähung zuläflige freie Behand 
lung gemäß Ziffer 4 Sat 2 tft auf eine bejtimmte Zeitdauer 
gejeglih nicht befhräntt worden. — Zu Ziffer 5: Nah 
der Regierungsvorlage zur Novelle von 1903, in welder 
(wie im ganzen Gejeke alle bisherigen Citate) abfichtlich 
die Worte „Ziffer 4* Stehen geblieben waren, obgleich die 
bisherige Biffer 4 wegen der Abänderung in $ 20 
Kiffer 2 entbehrlich wurde, war nur die Auslegung. mög- 
lich, dab den nicht ſelbſt verſicherungspflichtigen Ehefrauen 
der Kafjenmitglieder „im Falle der Entbindung" (dieje 
Worte der bisherigen Ziffer 5 hat der Reichstag gejtrichen) 
die nach der bisherigen Ziffer 4 zuläfftge Wöchnerinnen- 

8” 
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Unterftüägung nad] wie vor folle gewährt werden Tönnen. 
Nah dem Wortlaute der vom NReichstage dem $ 21 
gegebenen abgeänderten Faffung ift aber für die nicht felbft 
verficherungspflichtigen Ehefrauen der Kaffenmitglieder die 
Schwangeren-Unterftügung nebit den übrigen in der 
jegigen Ziffer 4 bezeichneten Leiftungen”an die Stelle 
einer WöchnerinnensUnterftügung getreten. Immerhin gibt 
die neue Fafjung in vielen Fällen die Möglichkeit nicht 
nur gleichwertiger, ſondern noch Höherwertiger Leiftungen. 
Insbeſondere in der freien Hebammenhilfe find alle für 
den Entbindungsatt ndtigen Hebammendienſte einbegriffen, 
alfo auch diejenigen, welche vor und nad der Entbindung 
erforderlich werden. Die Worte „unter derjelben Boraus- 
fegung“ bedeuten, daß der 2. Satz der Ziffer 5 Platz greift, 
falls die Ehefrauen der Kaffenmitglieder nicht felbft dem 
Krantenverfiherungszwange funterliegen. Die Ziffer 5 
geftattet neben der zuläffigen allgemeinen Kranten 
fürforge für Angehörige auch eine jolche, Die, wie bet der 
Gemeinde, Kranfenverfiherung ($ 6a Ziffer 5), nur auf 
beionderen Antrag eintritt. In Fällen der letzteren Art 
darf ein befonderer Zufatbeitrag erhoben werden ($ 22 
Abt. 2). — „Erwerbsunfähigkeit" im Sinne der Ziffer 5 
jet nit voraus, daß die Ehefrau bes Kaſfenmit— 
glieds regelmäßig eine andere als hauswirtſchaftliche Tätig: 
keit ausübt (, Berufsinvalidität"), im übrigen vgl.$5 Anım.2. 

2. Die Zulafjung einer Verfiherung von Yamiltenange- 
hörtgen ohne bejonderen Beitrag gibt, wie ein Regterungs- 
vertreterbeiden Verhandlungen über das Krankenverſicherung s8⸗ 
gejeg ausführte, einem großen Prinzip Ausdrud, nämlich dem 
Prinzip der Solidarität des deutſchen Haufes 
und der deutſchen familie. (Sten. Ber. 1883 ©. 2108.) 

3. Wegen Snvaliden, Witwen. und Waijenunter- 
ftüßungen vgl. 88 85, 86, 

4. Ausf.Beſt.: Breußen Ziffer 2f Min. Verf. v. 30. Mai 
1903; Bayern Nr. 10 Min.Bel.10.15.Mat18845 Elſaß⸗ 
Lothr. Nr. II BA Abſ. 6 Min,Berf. v. 14. März 1884. 


C. Orts-Krankenkafſen. & 22, 117 


8 22,*) 

Die Beiträge zu den Orts-Krankenkaſſen find inl. 
Prozenten des durchſchnittlichen Tagelohnes (8 20) 
fo zu bemeffen, daß fie unter Einrechnung der et= 
waigen [onftigen Einnahmen der Kaffe ausreichen, um 
Die jtatutenmäßigen Unterftügungen, Die Verwaltungs: 
foften und die zur Anſammlung oder Ergänzung des 
Refervefonds (8 32) erforderlichen Rücklagen zu deden. 

Krankenkaſſen, welche die im 8 21 Abſatz 1 Ziffer 5 II. 
bezeichneten beionderen Beiftungen auf Antrag gewähren, 
find nad Beilimmung des Statuts befugt, für dieſe 
Leiftungen von Kaſſeumitgliedern mit Familienan⸗ 
gehörigen einen bejonderen, allgemein feitzufehenden 
Zuſatzbeitrag zu erheben, 

Ort3-Srantentaffen, welche für verſchiedene Gewerbs. DIL. 
zweige oder Betriebsarten errichtet find, Tönnen bie 
Höhe der Beiträge für die einzelnen Gewerbszweige 
und Betriehsarten verſchieden bemefien, wenn und jp- 
weit die Verſchiedenheit der Gewerbszweige und Betriebs⸗ 
arten. eine erhebliche Verſchiedeuheit der Erfrantung?- 
gefahr bedingt. Feſtſetzungen diefer Art bedürfen ber 
Genehmigung der höheren Berwaltungsbehörde. | 

*) Dieser Paragraph gilt auch für Betriebs- (Fabrik-), Bau- 
und Innungs-Krankenkassen ($$ 64, 72, 78). 

Z3u 8 22. 

1. Motive: „Selbſtverſtändlich müſſen die Beiträge 
der Kaffenmitglieder fo bemeſſen werben, daß dieſelben zu⸗ 
jammen mit etwa vorhandenen jonftigen Einnahmen unter 
allen Umftänden — mag die Kaffe ſich auf die gejeglichen 
Mindeftleiftungen befchränten nder darüber hinausgehen — 





I. 


I. 
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zur nachhaltigen Deckung der Verpflichtungen der Kafie 
ausreihen ... Die Enticheidung darüber, ob die Ber 
jtimmungen des Kafjenftatuts in diefer Beziehung der 
Anforderung des Geſetzes genügen, muß der für bie 
Genehmigung des Statuts zuftändigen Behörde Übertragen 
werden.” Dgl 88 30ff. Wegen der Abrundung der Lohn⸗ 
höhe vgl. Anm. 4 zu $6. Wegen „jonftiger Einnahmen‘ 
der Kaffen vgl. auch $ 148 Abf. 3, $ 151 Abſ. 2 IVG. 

2. Sind die Löhne zum Zweck der Krankenunterſtützung 
klaſſenweiſe abgejtuft, jo muß dieje Abftufung auch für Die 
Bemeffung der Beiträge maßgebend fein. Wird das Kranken⸗ 
geld nad) dem Individuallohn gewährt, jo muß lehterer auch 
den Beiträgen zu Grunde gelegt werden ($ 26a Ziffer 6). 

3. Wegen des Abf. 2 vgl. Anm. 1 zu $ 21 fowie $ 52b. 
Der Abi. 3 geftattet die Einführung von Gefahrenklaffen. 

4. Aust. Beft.: Preußen Ziffer 20 bis 23 Anw. v, 
10. Zuli 18925 Bayern $ 3 Verordn. dv. 8. Juni 1892; 
Württemberg $$ 30, 35, 36 Verordn. v. 2. Novbr. 1892; 
Baden 833 Verordn. d.3.Septbr. 1892; Hefjen Ziffer 15. 
16 Antw. v. 5. Novbr. 1892. 


5 23.) 

Für jede Orts-Krankenkaſſe ift von der Gemeinde- 
behörde nad Anhörung der Beteiligten oder von 
Vertretern derfelben ein Kaffenftatut zu errichten. 

Dasfelbe muß Beftimmung treffen: 

1. über die Klaffen der dem Krankenverſicherungs⸗ 
zwange unterliegenden Berfonen, welche der Kaſſe 
als Mitglieder angehören ſollen; 

2. über Art und Umfang der Unterftügungen; 

3. über die Höhe ber Beiträge; 

4. über die Bildung des Vorſtandes und den Uns 
fang feiner Befugnifle; 





C. Orts⸗Krankenkaſſen. $ 23. 119 


5. über die Zufammenjegung und Berufung Der 
Generalverfammlung und über die Art ihrer 


Beſchlußfaſſung; 

6. über die Abänderung des Statuts; 

7. über die Aufſtellung und Prüfung der Jahres⸗ 
rehnung ' 

Das Statut darf feine Beitimmung enthalten, 
welche mit dem Zwecke der Kaffe nicht in Verbindung 
fteht oder gefeglichen Vorſchriften zumiderläuft. 

*) Dieser Paragraph gilt vorbehaltlich der Modifiketion nach 
$ 64 auch für Betriebs- (Fabrik-) und Bau-Krankenkassen ($$ 64, 72.) 


Zu 8 2. | 

1. Motive: „Da die Gemeinden für die Begründung der 
Orts-Krankenkaſſen verantwortlich find, fo müfjen ihre Or- 
gane auch zur Errichtung des Kaſſenſtatuts berechtigt und 
verpflichtet fein, ohne an eine enticheidende Mitwirkung der 
Beteiligten, weldde unter Umftänden das Zuftandefommen 
der Kafle unmöglich machen Tönnte, gebunden zu fein." Wegen 
Unklarheiten bei Beitimmung derjenigen Kategorieen, für 
welche die Kaſſe beftimmt ift (Ab. 2 Ziffer 1), vgl. 8$ 57b, 58. 

2. Über weitere Punkte, die das Statut regeln muß, 
vgl. $ 27 (gewiffe Angelegenheiten freiwilliger, auswärts fidh 
aufbaltender Kaflenmitglieder), & 49 (Meldeftelle), $ 52 
(Zahlungstermin). Vgl. auch 88 37 ff. wegen der Vertretung 
in der Generalverſammlung. Natürlich muß die Kaffe aud 
einen befonderen Namen erhalten, vgl. $ 25; ebenjo iſt eine 
Befitimmung über den Sit der Kaffe zu treffen, befonders 
wenn ihr Bezirk mehrere Gemeinden umfaßt. 

3. Bom Bundesrat find Mufterfagungen fürOrts-Kranken⸗ 
kaſſen (für einen fowie für mehrere Betriebszweige) und für Be- 
triebs⸗(Fabrik⸗) Krankenkaſſen beichloffen ; denſelben find erläu⸗ 
ternde Bemerkungen beigefügt (Centralblatt f. d. Deutſche Reich 
1892 Nr. 29 S. 515, 1903, Nr. 30, S. 243; #gl. Anhang X 


Il. 





120 Krankenverfiherungsgejeh. 8 24, 


diefes Buchs). Die Kgl. Württembergifche Regierung hat 
Mufterfagungen zu gemeinfamen Orts-Krankenkaſſen und zu 
gemeinfamen Gemeinde-Stranfenverfiherungen für mehrere 
Gemeinden ebenfalls mit erläuternden Bemerkungen veröffent- 
Licht (Min.Bel. v. 20. Septbr. 1892, Min.Amtsbl. S. 289). 

4. Ausf.Beit.: Preußen Ziffer 2, 4, 36, 43, 52 Anm. 
v. 10. Zuli 1892, Min.Berf. v. 30. Mat 1903; Bayern $2 
Verordn. dv. 8. Juni 1892, Ziffer 20 Min.Bel. v. 15. Oktbr. 
1892; Sachſen 81 Verordn. v. 28. San. 1883; Württem— 
berg Min.Bek. v. 20. Septbr. 1892; Baden 88 34, 35 Ver⸗ 
ordn. v. 3. Septbr. 1892. 


8 24.*) 

Das Kaſſenſtatut bedarf der Genehmigung der höher 
ren Verwaltungsbehörde. Beſcheid ift innerhalb ſechs 
Wochen zu erteilen. Die Genehmigung darf nur verfagt 
werden, wenn das Statut den Anforderungen diefes Ge- 
feges nicht genügt oder wenn die Beftimmung über die 
Klafien von Perſonen, welde der Kaſſe angehören jollen 
(8 23 Abſatz 2 Ziffer 1), mit den Beitimmungen des 
Statuts einer andern Kafle im Widerfprud fteht. Wird 
die Genehmigung verfagt, fo find die Gründe mitzu- 
teilen. Der verfagende Beicheid kann im Wege des Ver- 
waltungsjtreitverfahrens, wo ein folche8 nicht beiteht, 
im Wege des Refurjes nah Maßgabe der Vorſchriften 
ber SS 20, 21 der Gewerbeordnung angefochten werden. 

Jf. Abänderungen des Statut3 unterliegen der gleichen 
Vorſchrift. | 
III. Jedes Mitglied erhält ein Eremplar des Kafſenſtatuts 

und etwaiger Abänderungen. 
IV. Den Zeitpuntt, mit weldem die Kaſſe ins Leben 
tritt, beſtimmt die höhere Berwaltungsbehörde. 


C. DOrts-Kranfenfaflen. 8 24. 121 


*, Die Bestimmungen dieses Paragraphen gelten auch für Be- 

triebe- (Fabrik-) und Ban-Krankenkassen ($$ 64, 72). 
Zu 8 24. 

1. Abſ. 1 enthält die Gründe, welche zur Verſagung der 
Genehmigung des Kaſſenſtatuts berechtigen. 

2. Der binnen ſechs Wochen zu erteilende Beſcheid braucht 
kein abſchließender zu ſein; vgl. v. Woedtke, Komm. z. 
KVG. Anm. 3 zu $ 24. 

3. Su Preußen ift höhere Verwaltungsbehdrde für die 
Genehmigung der Statuten der Bezirksausſchuß; an diefen 
bat der Reg.-Präf. die von ihm inftruierte Sache nach Feft- 
fegung der Durchſchnittslöhne und ihrer Abftufungen abzu⸗ 
geben. Dieſe Feſtſetzung ſowie die Genehmigung einer ver, 
ſchiedenen Bemeſſung der Beiträge ($ 22 Abf. 3) und die Zu— 
weijung weiterer Gewerbszweige und Betriebsarten ($$ 18a, 
43a, 47 Abſ. 6) find für den Bezirksausſchuß bindend. Als 
Rechtsmittel, wenn ber Bezirksausſchuß die Genehmigung 
des Statuts verjagt oder nur unter Bedingungen erteilt, ift 
das Berwaltungsitreitverfahren (vor dem Bezirksausſchuß 
vorbehaltlich der Reviſion) gegeben. Verordn. v. 9. Aug. 1892 
(Geſ.S. ©. 239). 

4. Die beim Mangel eines landesrechtlichen VBerwaltungs- 
ftreitverfahrens niaßgebenden $$ 20, 21 der Gewerbeordnung 
lauten: 

„8 20. Gegen den Befcheid ift Rekurs an die nädjlt- 
vorgeſetzte Behörde zuläffig, welcher bei Verluſt desjelben 
binnen vierzehn Tagen, vom Tage der Eröffnung des 
Beiheids an gerechnet, gerechtfertigt werden muß. 

Der Rekursbeſcheid iſt den Parteien fchriftlich zu er: 
öffnen und muß mit Gründen verjehen fein. 

$ 21. Die näheren Beſtimmungen über die Behörden 
und das Verfahren, fowohl in der eriten als in der Re⸗ 
kurs⸗Inſtanz, bleiben den Landesgeſetzen vorbehalten. 
Es find jedoch folgende Grundfäße einzuhalten: 

1. In erfter oder in zweiter Inſtanz muß die Entſcheidung 
hörde ift befugt, Unterfuhungen an Ort und Stelle 
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zu veranlafien, Zeugen und Sachverſtändige zu laden 
und eidlich zu vernehmen, überhaupt den angetretenen 
Beweis in vollen Umfange zu erheben. 

2. Bildet die Tollegiale Behörde die erſte Inſtanz, fo 
erteilt fie ihre Entſcheidung in öffentlicher Sitzung, 
nach erfolgter Ladung und Anhörung der Parteien, 
aud in dem Falle, wenn zwar Einwendungen nicht 
angebradt find, die Behörde aber nicht ohne weiteres 
durch eine follegiale Behörde erfolgen. Dieje Be» 
die Genehmigung erteilen will, und der Antragiteller 
innerhalb vierzehn Tagen nad) Empfang des die Ge- 
nehmigung verfagenden oder nur unter Bedingungen 
erteilenden Beſcheids der Behörde auf mündliche Ver- 
handlung anträgt. 

3. Bildet die kollegiale Behörde die zweite Inſtanz, fo 
erteilt fie ſtets ihre Entſcheidung in Öffentlicher Sitzung, 
nad) erfolgter Ladung und Anhörung der Parteien. 

4. Als Parteien find der Unternehmer (Antragfteller) 
jowie diejenigen Perfonen zu betrachten, welche Ein- 
wendungen erhoben haben. 

. Die Öffentlichkeit der Sitzungen kann unter entfprechen« 
der Anwendung der 88 173 bis 176 des Gerichtsver⸗ 
faflungsgefeßes ausgeſchloſſen oder beſchränkt werden.“ 

5. Wegen Abänderung einer Genehmigung vgl. $ 48a. 
6. Ausf.Beit.: Preußen Ziffer 2, 20ff., 35 ff. Anw. v. 

10. Juli 1892; Bayern Art. 3, 5 Gef. v. 26. Mat 1892, 

$ 3 Verordn. dv. 8. Juni 1892, Ziffer 20 bis 23 Min. Bek. 

v. 15. Oftober 1892; Sachſen $ 1 Verordn. v. 28. Septbr. 

1883; Baden$8 36, 37 Verordn. v. 3. Septbr. 18925 Heffen 

88 7, 13 Anw. v. 5. Novbr. 1892. 


5 25.) 
I. Die Orts⸗Krankenkaſſe kann unter ihrem Namen 
Rechte erwerben und Verbindlichkeiten eingehen, vor 
Gericht klagen und verklagt werden. 


en 


€. Orts-Krantenkafien. 8 26. 123 


Für alle Verbindlichkeiten der Kaſſe haftet den II. 


Kaffengläubigern nur das Bermögen der Kaſſe. 
*) Die Bestimmungen dieses Paragraphen gelten auch für Be- 
triebs- (Fabrik-) und für Bau-Krankenkassen (88 64, 72). 


au g 2. 

Durch die Beftimmung im Abf. 1 ift den Orts-Kranten- 

kaſſen juriftiihe Perfönlichleit beigelegt worden. 
3 26.) 

Für ſämtliche verfiderungspfliätige Kaffenmit- I. 
glieder beginnt ber Auſpruch auf die gefehlihen Unter⸗ 
ftügungen der Kaſſe zum Betrage der gefeglihen Min- 
deftleiftungen der Kaffe (8 20) mit dem Beitpunfte, in 
welchem fie Mitglieder der Kaffe geworden find (8. 19). 
Bon Kaffenmitgliedern, welche nachweiſen, daß fie be⸗ 
reit3 einer anderen Krankenkaſſe angehört oder Beiträge 
zur Gemeinde⸗Krankenverſicherung geleiftet haben, 
und Daß zwiſchen dem Zeitpunkte, mit welchem fie 
aufgehört haben, einer ſolchen Krankenkaſſe anzıtge- 
hören oder Beiträge zur Gemeinde-Stranfenverficherung 
zu leiften, und dem Zeitpunfte, in welchem fie Mit- 
glieder der Orts-Krankenkaſſe geworden find, nicht 
mehr als sechsundswaneig Wochen liegen, darf ein 
Eintrittsgeld nicht erhoben werden. 

Kaſſenmitglieder, welche aus der Beichäftigung, ver: II. 
möge welcher fie der Kafſe angehörten, behufs Erfüllung 
ihrer Dienftpflicht im Heere oder in der Marine aus⸗ 
geſchieden find und nad Erfüllung der Dienſtpflicht in 
eine Beſchäftigung zurüdfehren, vermöge welcher fie der 
Kaffe wieder angehören, erwerben mit dem Zeitpuntte 
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des Wiedereintrittö in bie Kafle dad Recht anf die vollen 
ftatutenmäßigen Unterſtützungen berjelben und können 
zur Zahlung eines neuen Eintrittiögeldes nicht ver- 
pflihtet werden. Dasfelbe gilt von denjenigen, welche 
einer Kafle vermöge der Beidhäftigung in einem Ge- 
werbözweige angehört haben, deſſen Natur eine pert- 
odiſch wiederfehrende zeitweilige Einftellung des Be- 
triebes mit fi bringt, wenn fie infolge der lebteren 
ausgeidhieden, aber nad Wieberbeginn der Betriebs⸗ 
periode in eine Beichäftigung aurüdgelehrt find, ver: 
möge welcher fie wieder Mitglieder berfelben Kaſſe werben. 
III. Soweit die vorftehenden Beftimmungen nicht ent- 
gegeniteben, kann durch Kafjenftatut beftimmt werden, 
daß das Recht auf die Unterjtügungen der Kaffe erft 
nah Ablauf einer Karenzzeit beginnt und daß neu 
eintretende Kafjenmitglieder ein EintrittSgeld zu zahlen 

. haben. Die Karenzzeit darfden Zeitraum von jechs Mo- 
naten, das EintrittSgeld darf den Betrag des für ſechs 
Wochen zu leiftenden Kafjenbeitrages nicht überfteigen. 
*) Dieser Paragraph gilt auch für Betriebs- (Fabrik-) Bau- 


und Innungs-Krankenkassen (88 64, 72, 73), Abs. 1 sowie Abs. 2 
Satz 1 auch für Knappschafiskassen ($ 74). 


Zu $ 26. 

1. Der frühere 8 26 ift durch die Novelle von 1892 in 
zwei Paragraphen ($$ 26 und 268) zerlegt worden. Der 
jeßige $ 26 enthält die Abſ. 1 und 2 des früheren $ 26, 
zwilchen welche ein neuer, auf den Wiedereintritt in Die 
Kaffe nach militärischen Dienftletftungen und nach pertodiic 
wiederlehrenden Betrtebseinftellungen fich beziehender Abſatz 
eingefhoben worden ift. 


C. Oris-Krankenkafſen. $ 26. 125 


2. Der $ 26 behandelt für die OrtsKrankenkafſen die 
Frage nach der Zuläffigkeit einer Karenzzeit, jowie das 
Eintrittsgeld. — Dabei fihert der $ 26 „jeden Ber- 
fiderungspflidtigen von dem Augenblid an, wo der 
Bwang gegen ihn wirkſam wird, den Anſpruch auf die ge» 
ſetzliche Mindeftunteritäßung und jhüßt ihn bei ein. 
tretendem Orts⸗ oder Berufswechiel gegen wiederholte Zah⸗ 
lung eines Eintrittsgeldes. Nur für den die Mindeit- 
leiftung überjteigenden Zeil der linterjtüßung 
foll es geftattetjein, durch daß Kafjenftatut eine 
Karenzzeit feitzuftellen” (Mot. ©. 38). 

Die Beitimmungen über die Karenzzeit find durd 
$ 26a Abi. 2 Ziffer 4 ergänzt, wonach für die nidht- 
verfiherungspflitigen, freiwilligen Mitglieder 
neben der obligatorifchen Vorſchrift des 8 19 Abi. 3 eine 
volle Karenzzeit in dem Sinn eingeführt werden fann, 
dab für neue Mitglieder während der erften ſechs auf ihre 
Beitrittserflärung folgenden Wochen jede Krankenunter⸗ 
ftügung ausgeſchloſſen fein joll. 

3. Die Karenzzeit hat bier eine andere Bedeutung 
als in dem 8 6. Dort iſt obligatoriich beitimmt, daß in 
jedem Kranfheitsfalle während der eriten beiden vollen 
Tage fein Krankengeld, wohl aber freie Behandlung zu ge- 
währen tft, ohne NRüdficht darauf, wie lange das erkrankte 
Mitglied der Kaffe angehört oder zur Gemeinde-Kranken⸗ 
verfiherung Beiträge zahlt. (Vgl. aber auh $ 6a Abi. 1 
Biffer 4 fowie $ 21 Abf. 1 Ziffer 1a.) Hier dagegen wird 
für neue Kafjenmitglieder eine ſtatutariſche Beichränfung 
oder Ausfchließung der ftatutenmäßigen Leiftungen bis zu 
6 Monaten zugelaffen, und zwar a) für verfiherungs- 
pflihtige SKaflenmitglieder nur binfihtlihd der Mehr- 
Yeiftungen ($ 21) — während ihnen die Minpdeitleiftungen 
($ 20) unverfürzt von Anfang an, jedoch auch bier (vor- 
behaltlih der Beitimmung des 8 21 Abf. 1 Biffer 1a) mit 
der Maßgabe zu gewähren find, daß das Krankengeld in der 
Regel erft vom dritten Tage nah Beginn der Krankheit 
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gezahlt wird —, b) für nichtverſicherungspflichtige, 
freiwillige Mitglieder außerdem für die erſten 6 Wochen 
ohne dieſe Beſchraͤnkung. Enthält das Statut eine ſolche 
Beitimmung nicht, fo find in Krankheitsfällen die vollen 
ftatutenmäßigen Kaflenletitungen fofort nad dem Beginne 
der Mitgliedſchaft — ſoweit nicht 88 6, 19 Abf. 3 entgegen- 
ftehen — jämtliden Kaflenmitgliedern zu gewähren. Bei 
einer innerhalb der Karenzzeit eingetretenen Erkrankung 
entftebt Tein Anfpruch auf die betreffenden Leiſtungen, auch 
nicht für die Zeit nad) dem Ablaufe der Karenzfrift. — Über 
die Karenzzeit vgl. auch v. Sch icker, Komm. z. KVG. Anm. 22 
zu $26 und Hahn, Komm. z. KVG. Anm. 1a zu $ 26. 

4. Eintrittsgeld darf nur für foldde neu eintretende 
Mitglieder eingeführt werben, welche während der letzten 
26 Wochen vor dem Eintritt in die Kaffe derjelben oder 
einer anderen Krankenkaſſe (fei e8 auch nur einer Hilfskafſe 
gemäß $ 75 KB.) oder der GemeindeKrankenverficherung 
nit angehört haben, vgl. auch 54a. Aber au dann, 
wenn diefe Vorausſetzungen zutreffen, tft das Eintrittsgeld 
ausgeſchloſſen, jofern es fih um einen Wiedereintritt 
in diefelbe Kaffe nad militäriichen Dienftletftungen oder 
periodiſch wiederkehrenden Betriebseinftellungen, 3. B. in 
einer Zuckerfabrik, handelt. 

Weitere Beitimmungen über das Eintrittsgeldb fiehe in 
88 51, 52, 52a, 53, 53a, 54, 55, 56, 58, 65. Die Ge 
meinde-Sranlenverfiherung darf Eintrittsgeld nicht erheben. 


5 268.*) 

Kaffenmitgliedern, welche gleichzeitig anderweitig 
gegen Krankheit verfichert find, iſt das Krankengeld 
jomeit zu fürzen, als dasfelbe zufammen mit dem 
aus anderweiter Verſicherung bezogenen Krankengelde 
den vollen Betrag ihres durchſchnittlichen Tagelohnes 
überjteigen würde. Durch das Kaſſenſtatut kann Diefe 
Kürzung ganz oder teilmeife ausgefchloffen werben. 
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Durch das Kaſſenſtatut kann ferner beftimmt werden: II. 

1. dat die Mitglieder verpflichtet find, andere von 
ihnen eingegangene Berfiherungsverhältnifle, aus 
welchen ihnen Anfprüde auf Krantenunterftügung 
zuftehen, fofern fie zur Zeit des Eintritts in bie 
Safe bereits beftanden, binnen einer Woche nad 
dem Eintritte, jofern fie ſpäter abgeſchloſſen werben, 
binnen einer Woche nah dem Abfchlufle, dem 
Kaflenvorftand anzuzeigen; 

2. daß Mitgliedern, welche die Kaffe dur eine mit 
dem Beriufte der bürgerlichen Ehrenrechte bedrohte 
firafbare Handlung geſchädigt haben, für die Dauer 
von zwölf Monaten feit Begehung ber Straftat, 
fowie dab Verfiderten, welche fih eine Krankheit 
vorfäglich oder durch ſchuldhafte Beteiligung bei 
Sclägereien oder Raufhändeln oder durch Trunk⸗ 
fälligfeit zugezogen haben, für diefe Krankheit 
das ftatutenmäßige Krankengeld gar nicht oder 
nur teilmeife zu gewähren ift; 

2a. dab Mitglieder, welche der gemäh Ziffer 1 ge 
troffenen Beitimmung oder den durch Beſchluß der 
Generalverfammlung über die Srantenmeldung, 
das Berbalten ber Stranten und die Ktrranken⸗ 
anffiht erlaflenen Borfchriften oder den Anord⸗ 
nungen des behandelnden Arztes zumwiderhaudeln, 
Ordnungsſtrafen bis zum dreifachen Betrage des 
täglichen Krankengeldes für jeden einzelnen Über- 
tretungsfall zu erlegen haben; 

2b. daß die ärztliche Behandlung, die Lieferung der 
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Arzuet und die Kur und Verpflegung nur durch 
beftimmte Ärzte, Apotheken und Krankenhäuſer zu 
gewähren find und die Bezahlung der dur In⸗ 
anſpruchnahme anderer Ärzte, Apothelen und 
Strantenhänfer entitandenen Koften, von dringenden 
Fällen abgeiehen, abgelehnt werden Tann; die auf 
Grund dieser Bestimmung abgeschlossenen Ver- 
träge sind der Aufsichtsbehörde ($44) mitzuteilen ; 


. daß Mitgliedern, welche von diefer Krankenkaſſe 


eine Krankenunterftügung ununterbrochen oder 
im Laufe eines Zeitraums von zwölf Monaten 
für sechsundzwanzig Wochen bezogen haben, bei 
Eintritt eined neuen Unterflügungsfalls, ſofern 
diefer durch die gleiche nicht gehobene Krankheits⸗ 
urſache veranlaßt worden ift, im Laufe der nädften 
zwölf Monate Kranfenunterftügung unr im gefeb- 
lichen Mindeftbetrage (8 20) und nur für die Geſamt⸗ 
dauer von dreizehn Wochen zu gewähren tft; 


. daß Perfonen, melde der Berficherungspflicht 


nit unterliegen und freimillig der Kaſſe bei- 
treten, erjt nad) Ablauf einer auf höchſtens ſechs 
Wochen vom Beitritt ab zu bemefjenden Frift 
Kranfenunterftügung erhalten; 


. daß auch andere als die in den 88 1bis 3 genannten 


Perſonen als Mitglieder der Kaffe aufgenommen 
werden fönnen, foferu ihr jährliches Geſamtein⸗ 
fommen zweitaufend Mark nicht überfteigt; 


. dat die Unterftügungen und Beiträge ftatt nad den 


durchſchnittlichen Tagelöhnen ($ 20) in Brozenten 
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des wirklicden Arbeitöverbienftes ber einzelnen Ber: 
fiderten feftgefeht werben, foweit diefer fünf Mart 
für den Arbeitstag nit überfteigt. 
Die unter 2a bezeichneten Beichlüfle der Generalver- 
famminng bedürfen der Genehmigung der Auffichtd- 
behörde. Über Beiäwerden gegen die Berjagung der 
Genehmigung entfcheibet die nächſt vorgeſetzte Dienft- 
bebörde endgültig. 

Abänderungen des Statuts, durch welche die bis⸗III. 
herigen Kaſſenleiſtungen herabgeſetzt werden, finden 
auf ſolche Mitglieder, welchen bereits zur Zeit der 
Abänderung ein Unterſtützungsanſpruch wegen ein- 
getretener Krankheit zufteht, für die Dauer Diefer 
Krankheit feine Anwendung. 

*) Der $ 26a gilt auch für Betriebs- (Fabrik-), Bau- und 
Innungs-Krankenkassen ($$ 64, 72, 73). 

Zu $ 268. 

1. Vgl. Anm. 1 zu $ 26. Sm übrigen beziehen ſich die 
durch die Novellen von 1892 und von 1903 bewirkten Abs 
änderungen insbefondere auf folgende Punkte: 

a) Die Kürzung bei mehrfacher Verficherung betrifft nicht, 
wie früher, die volle Krankenunterſtützung, jondern nur 
noch das Krankengeld; 

b) Zuläffigkeit einer Verpflichtung zur Anzeige andermweiter 
Berfiherungsverhältniife (Abi. 2 Ziffer 1), wobei gleich 
zeitig Ordnungsftrafe gemäß Ziffer 2a angedroht werden 
kann; 

e) Zuläffigkeit der (nad) $ 76e anfechtbaren und nad 8 56 
Abt. 3 zur Aufrechnung zugelajienen) Ordnungsftrafen 
gegen Erkrankte wegen Verftoß gegen die Anordnungen 
des Arztes u. ſ. w. (Biffer 28); 

d) Beitimmung, daß befondere Kafjenärzte u. |. m., ent⸗ 

v. Woedtke, Eucken⸗ Addenhauſen, KVWG. 10. Aufl. 9 
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fprechend den Vorſchriften des 8 6a Abi. 1 Ziffer 6 für 
die Gemeinde Krankenverficherung, beftellt werden dürfen, 
und dat die auf Grund diefer Beitimmung abge» 
Thlofjenen, alfo aud die am 1. Sanuar 1904 noch 
gültig ſchon vorhandenen Verträge der Auffichtsbehörde 
mitzuteilen find (Biffer 2b, ſ. $ 45 Abf. 1); vgl. $ 6a 
Anm. 5 a. €. 

e) bei Benachteiligung der Kaffe und aus den Übrigen gejeh- 
lich beſtimmten Gründen tft, entiprechend den gleihartigen 
Vorſchriften für die Gemeinde» Kranfenverfiherung, 
Kürzung des Krankengeldes, nicht Ausfchließung aus 
der Kaffe, zuläffig (Ziffer 2), vgl. $ 6a Abi. 1 Ziffer 2 
nebft Anm. dazu; 

f) die Vorſchriften über die teilweiſe Verſagung der Kranken⸗ 
unterftägung (Ziffer 3) find entſprechend den Vorjchriften 
des $ 6a Ubi. 1 Ziffer 3 geändert worden; 

g) die Aufnahme anderer Berjonen tft auf Berfonen mit einem 
Sahreseintommen bis zu 2000 Darf beſchränkt worden 
(für die GemeindesKrantenverfiherung vgl. 8 4 Abf. 2); 

b) die früher nur für Betriebs (Fabril-) Krankenkaſſen 
geltende Vorſchrift, dab die Unterftüßungen ftatt nad) 
dem Durchſchnittslohn auch nad dem Individuallohne 
bemefjen werden dürfen, ift auf Orts-Krankenfaffen 
ausgedehnt worden (Ziffer 6). Dies gilt auch für Bau⸗ 
und Innungs-Krankenkaſſen, da 8 26a gemäß 88 72,73 
auf diefe Anwendung findet. Vgl. Anın. 4 zu 8 20. 

2. Nur durch die Beitimmungen der Statuten fönnen für 
gewiffe Klaſſen die gefeglich zugelafjenen Verfchtedenheiten 
begründet fein; der SKaflenverwaltung aber fteht eine Be- 
vorzugung einzelner Kaſſenmitglieder Innerhalb diejer Klaſſen 
nicht zu. Vgl. darüber v. Woedtke, Komm. z. KVG. Ann. 3 
au $ 26. 

3. Die Doppelverfiherung führt nach der geſetzlichen Regel 
zu einer Kürzung, foweit fie ſich als Überverficherung darftellt ; 
doch kann diefe Kürzung durd das Statut ausgeichloffen werden. 

Man beachte den Unterſchied: Die Kürzung im Yalle der 
Doppelverficherung tritt auf Grund des Geſetzes ein, Tann aber 
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durch das Statutausgeichloffen werden (Abf. 1); die Kürzung bei 
Verſchulden u. ſ. w. jowie bei wiederholter Erkrankung (Abſ. 2 
Ziffer 2, 3) tritt Dagegen nur auf Grund der Statuten ein. 

4. Wegen der Kaflenärzte u.f.w. vgl. Ann. 5 zu $ 6a 
fowie $ 56a und wegen der Karenzzeit vgl. Anm. 2,3 zu $ 26. 

5. Dur, die Beitimmung des Abf. 2 Ziffer 5 wird bie 
Möglichleit gegeben, die OrtsKrankenkaſſen auch folchen 
Berfonen zugänglich zu machen, welden das Geſetz weder 
die Verpflichtung noch die Berechtigung zum Beitritte beilegt. 
Man bat hierbei namentlih an die Kleinen jelbitändigen 
Handwerksmeiſter gedacht, deren Verhältniſſe und ſoziale 
Stellung eine Krankenverſicherung oft ebenſo wünſchenswert 
machen, wie bei unfelbftändigen Arbeitern, Geſellen u. ſ. w. Auch 
andere jelbftändige Gewerbetreibende, 3.8. ſolche Perſonen, 
welche aus der Leiſtung von Einzeldienſten ein Gewerbe 
machen, wie Dienftmänner, koönnen hiernach beitrittsberechtigt 
werden, ebenſo Dienſtboten, welchen durch das Geſezt ſelbſt 
nur das Beitrittsrecht zur Gemeinde Krankenverſicherung bei⸗ 
gelegt ift ($ 4), vgl. Anm. ) zu $1 Anm. 1. Selbſtver⸗ 
ſtändlich zahlen die auf Grund folder ftatutarifchen Ber 
ftimmung freiwillig beitretenden Perfonen ebenfo wie bie 
anderen freiwilligen Kaffenmitglieder die. vollen jtatuten- 
mäßigen Beiträge einfchließlich des Beitrags, den der Arbeits 
geber für ſeine unfelbftändigen verfiherungspflicätigen Arbeiter 
zu Ietften hat, vgl. Aum. 5 zu $4. Dadurch wird nicht aus- 
geichloffen, daß dieſe Beiträge von einem anderen übernommen 
werden, 3. B. von Dienjtheren für feine Dienftboten, wenn 
er letztere verfihert. — Für die verwandten Gebiete der 
Unfall und Snvalidenverfiherung f. $ 5 EUB®., $ 14 3VG. 

6. Ausf.Beft.: Preußen Ziffer 11, 30 Anw.v. 10. Juli 
1892, Biffer 2e Min.-Berf. v. 30. Mai 1903; Bayern 
84 Berordn. v. 8. Juni 1892, Biffer 15, 16 Anw. v. 5. Novbr. 
1892; Heffen Ziffer 23 Anw. v. 5. Novbr. 1892. 


5 27.) 
Kaſſenmitglieder, welche aus der die Mitgliedſchaft J. 
9* 


II. 


III. 


IV. 
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begründenden Beihäftigung ausſcheiden und nicht zu 
einer Beſchäftigung übergehen, vermöge welcher ſie 


73, 74 ‚bezeichneten Krankenkaſſen werden, bleiben fo. 
lange Mitglieder, als fie ich im Gebiete des Deutichen 
Reichs aufhalten, fofern fie ihre dahin gehende Abficht 
binnen einer Woche dem Kaſſenvorſtand anzeigen. 
Die Zahlung ber vollen ftatutenmäßigen Kaffenbeiträge 
zum erſten Fälligleitstermin ift der ausdrüdlichen 
Anzeige gleich zu erachten, fofern der Fälligkeitötermin 
innerhalb der für die letztere vorgeichriebenen ein- 
wöchigen Friſt liegt. 

Die Mitgliedſchaft erliſcht, wenn die Beiträge an 
zwei auf einander folgenden Zahlungsterminen nicht 
geleiſtet werden. 


Durch Kaſſenſtatut kann beſtimmt werden, daß für 
nicht im Bezirke der Krankenkaſſe oder eines für die 
Zwede bed $ 46 Abſatz 1 Ziffer 2 und 3 erridteten 
Kaflenverbandes ſich aufhaltende Mitglieder derimerften 
Abfate bezeichneten Art an die Stelle der im $ 6 Ab. 
ſatz 1 Ziffer 1 bezeichneten Leitungen eine Vergütung in 
Höhe von mindeitend der Hälfte Des Krankengeldes tritt. 

‘ Über die Einfendung der Beiträge, die Auszahlung 
der Unterftügungen und die Krankenkontrolle für Die 
nicht im Bezirke der Gemeinde fich aufhaltenden Per⸗ 
fonen hat das Kaſſenſtatut Beftimmung zu treffen. 


*) Der $ 27 gilt auch für Betriebs- (Fabrik-) und Bau-Kranken- 
kassen vorbehaltlich der Modifikation gemäss $ 64 Ziffer 5 (58 64, 
72), sowie für Innungs-Krankenkassen ($ 78), 
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Zu 8 27. 

1. Der $ 27 hat das Ausjheiden aus der Beſchäftigung 
(mag dieſe die Verfiherungspflicht oder das Recht freiwilligen 
Beitriits begründen) ſchlechthin und ohne Rückſicht auf eine 
dadurch etwa bedingte Erwerbslofigfeit, $ 28 aber den fpeziellen 
Hal im Auge, daB der Ausicheidende zugleich erwerbslos 
wird und keine Zahlung leiften Tann. Wegen des Ber 
bältniffes zu $ 19 vgl. Anm. 3 zu $ 19. — Für die Ge 
meinde Krankenverficherung vgl. 8 11. 

2. Der erſten Beitragszahlung nach dem Austritt ſoll die 
Wirkung einer ausdrücklichen Erklaͤrung, daß die Mitglied⸗ 
ſchaft freiwillig fortgeſetzt werden ſoll, nur dann beiwohnen, 
wenn der Fäalligkeitstermin für dieſe Beitragsleiſtung inner⸗ 
halb der für die Anzeige vorgeſchriebenen Friſt von einer Woche 
liegt. Im Abi. 3 iſt vorgeſehen, daß eine Vergütung ſtatt 
der ärztlichen Behandlung (darunter iſt nicht etwa ein 
erhöhtes „Krankengeld“ zu verſtehen) ſolchen freiwilligen 
Mitgliedern gewährt werden darf, welche ſich außerhalb 
des Bezirks der Gemeinde oder außerhalb des Bezirks der Kaſſe 
oder des Kaſſenverbandes aufhalten. Vgl. damit 8 75 Abſ. 3. 

3. Wer nach dem Aufgeben feiner bisherigen Beſchäftigung 
eine ſolche Beihäftigung aufnimmt, welde ihm die Mitglied- 
ſchaft In einer anderen Orts⸗ oder in einer Betriebs: (Yabrik:), 
Baus, Innungs⸗ oder Knappſchaftskaſſe fichert, tft nicht be- 
rechtigt, das Verhältnis zu der feiner bisherigen Beſchäftigung 
entſprechenden Krankenkaſſe fortzufegen. Das Verbleiben tn 
der letzteren fteht nur demjenigen Verficherten frei, welcher 
entweder zeitweile ohne Beſchaͤftigung bleibt oder zu einer 
Beihäftigung übergeht, für welde überhaupt oder an dein 
betreffenden Ort eine Kaffe der erwähnten Art nicht befteht, 
alfo zu einer Beihäftigung, welche ihn des Verſicherungs⸗ 
zwanges entweder ganz überhebt (3. B. indem ex jelbitändig 
arbeitet) oder. ihn der Gemeinde Krankenverſicherung (welche 
feine „Kaffe“ tft, vgl. Anm. 2 zu $ 4) des Beichäftigungsorts 
zuweift. Der legteren gehört dann der freiwillig in der Orts⸗ 
Krankenkafſe verbleibende Verficherungspflichtige nicht an. 
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4. Zu beadten ift, daß grumdjägli die Mitgliedichaft 
im Sinne des KVG. nur jo lange währt, wie die Be 
ſchäftigung dauert, auch wenn die Beiträge für eine längere 
Zeit, 3. 3. für die Woche, gezahlt werden. Ausnahmen in $ 2 
Abi. 1 Ziffer 4a. E., 88 27,54a; vgl. $ 4Abſ. 4u. 19 Abſ. 6. 

5. Wer binnen einer Woche nach dem Ausicheiden aus 
der die Mitgliedichaft begründenden Beichäftigung erfrantt, 
tft (im Falle einer entiprechenden Mitteilung oder Fort⸗ 
zahlung der Beiträge) durch $ 27 gededt, jo daß er, falls 
er nicht inzwiſchen auf Grund feiner neuen Beichäftigung 
Mitglied einer anderen Krankeukaſſe geworden tft, aus der 
feiner bisherigen Beichäftigung entfprechenden Krankenkaſſe 
Unterftügung zu beanſpruchen bat (Komm.Ber. ©. 49, vgl. 
v. Woedtfe, Komm. 3. KVG. Anm. 4, 6 zu $ 27). 

6. Auch Hier find die vollen Beiträge zu zahlen. Val. 
Anm. 5 zu $ 26a. 

8 28.) 


I. Perſonen, welche infolge eintretender Erwerbalofig- 
feit ans der Kafle ausicheiden, verbleibt der Anſpruch 
auf die gejeglihen Mindeftleiftungen der Kaffe in 
Unterftühungsfällen, welche während der Erwerbsloſig⸗ 

keit und innerhalb eines Zeitraums von Drei Wochen 
nah dem Ausicheiden aus der Kaffe eintreten, wenn 
der Ausicheidende vor jeinem Ausicheiden mindeitens 
brei Wochen ununterbrochen einer auf Grund dieſes 
Geſetzes errichteten ſtrankenkaſſe angehört Hat. 

II dDieſer Anſpruch fällt fort, wenn der Beteiligte ſich 
nicht im Gebiete des Deutſchen Reichs aufhält, ſoweit 


nicht durch Kaflenftatut Ausnahmen vorgefehen werben. 
*) Der $ 28 gilt auch für Betriebs- (Fabrik-), Bau- und Innungs- 
Krankenkassen ($$ 64, 72, 73). 


Zu 28. 
1, Vgl. Anm. 1 zu $ 27. — Erwerbstofigkeit kann auch 


C. Orts- Krankenkaſſen. 8 29, 185 


bei Erwerbsfähigfeit und bei Arbeitswilligkett beftehen, unter 
Umſtänden jogar bei vorübergehendem feinen Nebenverdienfte. 

2. Durch diejegige Faffung wird außer Zweifel geftellt (mas 
bei richtiger Auslegung des 8 28 in der alten Faſſung freilich 
ebenfalls jchon geltendes Necht war), daß einem infolge Er- 
werbslofigleit ausgejchiedenen Mitgliede „ein Unterjtügungs- 
aniprud zwar nur in Yällen, welche fpätejtens binnen drei 
Moden nad dem Ausicheiden eintreten, dann aber auch im 
vollen Umfange der gejeglichen Mindeftleiftung . . . gewährt 
werden ſoll“ (Mot.) Außerdem tft bejtimmt, daß der Aus» 
geichtedene vorher drei Wochen hindurch nur irgend einer 
auf Grund des Geſetzes (vgl. $ 4 Abf. 1) errichteten Kranken⸗ 
fafle angehört zu haben braucht (früher mußte er diefe Zeit Hin- 
duch Derjelben Kaſſe, aus derer ausſchied, angehört haben), 
und daß eine Mitgliedichaft, welche Die Dauer von drei Wochen 
nicht erreicht, einen folden Anſpruch nicht begründen foll. 

3. Die geſetzlichen Mindeftleiftungen der Kaffe enthält 
8 20. Tritt mithin innerhalb der Dauer der Kranken⸗ 
unterftügung der Tod ein, jo erwächſt auch ein Aniprud 
auf Sterbegeld. Dagegen tjt letzteres nicht zu zahlen, wenn 
der Tod erſt nad Beendigung ber Krankenunterſtützung ein- 
tritt, weil die Vorſchrift des $ 20 Abi. 3 nur für foldhe 
Perjonen gilt, die „als Mitglieder der Kaffe” erkrankt find. 
Die beſonderen Rechte als Kaffenmitglied (Wahlfähig- 
keit, Wählbarkeit) bleiben im Falle des 8 28 nicht erhalten; 
vgl. $ 27 Anm. 4. 


5 29.) 

Die Mitglieder find der Staffe gegenüber lediglich I. 
zu den auf Grund dieſes Geſetzes und des Kaffenftatuts 
feftgeftellten Beiträgen verpflichtet. 

Bu anderen Zwecken als den ftatutenmäßigen Unters II. 
ftügungen, der ftatutenmäßigen Anfammlung und 
Ergänzung des Nefervefonds und der Dedung der 
Berwaltungstoften dürfen weder Beiträge von Mit« 
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gliedern erhoben werden, noch Verwendungen aus 
dem Vermögen der Kaſſe erfolgen. 

*) Dieser Paragraph gilt auch für Betriels- (Fabrik-), Bau- 
und Innungs-Krankenkassen ($$ 64, 72, 73). 

Zu 8 29, 

1. Was hier von den Kaffenmitgliedern gejagt tft, gilt 
auch von ihren Arbeitgebern. 

2. Zu den Berwaltungstojten gehören 3. B. aud) Auf- 
wendungen, welche den Krankenkaſſen zufolge der Vorfchriften 
des 8 148 IVBG. erwachſen, ebenfalls der Bau von Kranken» 
häufern und die Beitragsleiftung an Diakontfjenhäufer. 

8 30.) 

Entjtehen Zweifel darüber, ob die im Stafjenftatute 
vorgenommene Bemefjung der Beiträge der Anforde- 
rung des $ 22 entjpricht, To hat die Höhere Bermaltungs= 
behörde vor der Erteilung der Genehmigung eine ſach⸗ 
verftändige Prüfung herbeizuführen und, falls dieſe 
die Unzulänglichkeit Der Beiträge ergibt, die Erteilung 
der Genehmigung von einer Erhöhung der Beiträge 
‘oder einer Minderung der Unterjtüßungen bis auf den 
gejeglichen Mindeftbetrag (8 20) abhängig zu machen. 

*) 8 80 gilt auch für Betriebs- (Fabrik-), Bau- und Innungs- 
Krankenkassen (88 64, 72, 73). 

Zu $ 30. 

1. Eine Erhöhung der Beiträge ift nur bis auf den geſetz⸗ 
lichen Höchſtbetrag zuläffig (8$ 31, 47). Vgl. Anm. 1 zu $ 31. 

2. Höhere VBerwaltungsbehörde tft in Preußen der Ber 


zirksausſchuß. 

3. Ausf.Beit.: Preußen Ziffer 2,30 Anw. v. 10. Juli 
1892; Bayern 83 Verordn. v. 8. Juni 1892, Ziffer 21 Min.⸗ 
Bek. 0.15. Oktbr. 1892; Sachſen $ 1 Verordn. v. 28. Septbr. 
1883; Württemberg $ 30 Verordn. v. 2. Novbr. 1892, 
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8 31.” 

Bei der Errichtung der Kaſſe dürfen die Beiträge, fo I. 
weit fie den Kaſſenmitgliedern ſelbſt zur Laſt fallen (851), 
nicht über drei Prozent desjenigen Betraged, nad) welchem 
bie Unterftügungen zu bemefjen find (88 20, 26a Ziffer6), 
feitgefegt werden, jofern jolddes nicht zur Dedung der 
Mindeftleiftungen der Kaſſe ($ 20) erforderlich ift. 

Eine fpätere Erhöhung der Beiträge über diejen II. 
Betrag, weldde nicht zur Dedung der Mindeſtleiſtungen 
erforderlich wird, ift nur big zur Höhe von vier Prozent 
besjenigen Betrages, nach welchem die Unterftügungen 
zu bemeflen find (88 20, 26a Ziffer 6), und nur dann 
zuläjjig, wenn dieſelbe ſowohl von der Vertretung 
Der zu Beiträgen verpflichteten Arbeitgeber (8 38) als 
von derjenigen der Kaſſenmitglieder beſchloſſen wird. 

*) Dieser Paragraph gilt auch für Betriebs- (Fabrik-), Bau- 
und Innungs-Krankenkassen ($5 64, 72, 78). 

1. Zu den im Texte genannten Beiträgen tritt der Beitrag 
ber Urbeitgeber mit 50%), des Beitrags der Arbeitnehnter 
Binzu (vgl. Anın. 2 zu $ 9, jowie $ 51). Die regelmäßigen 
Höchſtſätze find durch die Novelle von 1903 erhöht (Mot. 
©. 7f., 18ff.). Hiernach dürfen die Beiträge der ver- 
fiherungspflicgtigen Kaffenmitglieder 

a) in einer Orts⸗Krankenkaſſe, welche nur die Mindeſt⸗ 
leiltungen gewähren ſoll ($ 20), höchftens 49), (die Ges 
famtbeiträge alfo höchftens 6 %/,) des auf 4bezw. 5 Mark 
angenommenen Lohns betragen ($ 31 Ubi. 1, $ 47); 

b) in einer Orts-Krankenkaſſe, welche größere als bie 
Mindeftleiltungen in Ausfiht nimmt ($ 21), bei der 
Errihtung der Kaffe höchſtens 3%), (die Gejamtbei- 
träge alfo höchſtens 4!/s%j,) betragen ($ 31 Abi. 1) 
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und im weiteren Verlaufe des Beitehens der Kaffe nur 
mit Zuftimmung beider Gruppen von Beteiligten, Die 
zu diefem Zwecke getrennt abftimmen, bi8 auf 4%, 
(die Gejamtbeiträge aljo bis auf 6 %,) erhöht werden 
(8 31 Abi. 2). Können die Kaflenleiftungen (ftatuten- 
mäßigen Mebrleiftungen) hiermit nicht gededt werden, 
fo find fie bis auf die geſetzlichen Mindeſtleiſtungen 
(88 20, 22) zu ermäßigen. 

Wenn die Mindeitleiitungen troß der Erhebung der 
hiernach zuläjfigen Beiträge nicht beftritten werden können, 
fo ift die Errichtung der Orts⸗Krankenkaſſe unzuläfftg, 
eine ſchon bejtehende Kaſſe aber muß geichlofien werden, 
falls nicht etwa mit Zuftimmung beider Gruppen von Bes 
teiligten, die zu dieſem Zwecke getrennt abftimmen, eine 
weitere Erhöhung der Kafjenbeiträge beſchloſſen wird, $ 47. 
(Bei Betriebs, [Yabrik-], bei Bau» und bei Innungs⸗Kranken⸗ 
kaſſen tritt nicht die Schließung, fondern die Zufchußverbind- 
lichleit des Fabrifheren, des Bauherın oder der Innung 
ein, $ 65 Abf. 2, 88 72, 73). 

2. Außer den Kaffenleiftungen find bei Berechnung der 
Beiträge einerfeits die etwaigen fonftigen Einnahmen der 
Kaffe einzurechnen, andererfeitS aber auch die VBerwaltungs« 
often und die Nüdlagen zur Bildung und Ergänzung des 
Nefervefonds in Betracht zu ziehen, 88 22, 47 Abj. 7. Bei 
Bemeſſung des Höchſtbetrags ift auch auf eine Erhöhung der 
ärztliden Honorare Rüdficht genommen (Mot. 1903 ©. 23). 

3. Auf die befonderen Zufaßbeiträge bei Yamilienunter- 
jtüßung ($ 22 Abf.2) bezieht fih $ 31 nicht. Vgl. F10 Anm. 4. 

4. Ausf.Beit.: Elſaß-Lothr. Nr. IB 4 Min.Berf. 
v. 14. März 1884. 

8 32°) 


I. Die Orts⸗Krankenkaſſe hat einen Refervefonds im 
Mindeftbetrage der durchſchnittlichen Jahresausgabe 
der legten drei Jahre anzujammeln und erforderlichen⸗ 
falls bis zu dieſer Höhe zu ergänzen. 
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Solange der NRefervefonds diefen Betrag nicht II. 
erreicht, ift demfelben mindeftens ein Behntel des 


Kahresbetrages der Kafjenbeiträge zuzuführen. 

*) Dieser Paragraph gilt auch für Betriebs- (Fabrik-) und 
Innungs- Krankenkassen ($$ 64, 73), sowie nach Befinden der 
höheren Verwaltungsbehörde für Bau-Krunkenkassen ($ 72). 


Zu 8 32. 

1. Wegen der Obergrenze des Rejervefonds vgl. 833 Abſ. 2. 
Beſondere Reichtümer follen in der Kaffe nicht angejanımelt wer- 
den, um nicht die Gegenwart zu Gunften der Zukunft zu belaften. 

2. Der frühere Mindejitbetrag des Rejervefonds in Höhe 
„einer durchſchnittlichen Jahresausgabe“ ift in der aus dem 
Text erfihtlihen Weiſe präzifiert worden. 

8 33.*) 

Ergibt fi) aus den Jahresabſchlüſſen der Kaffe, I. 
daß die Einnahmen derfelben zur Dedung ihrer Aus- 
gaben einjchlieglich der Nüdlagen zur Unfammlung 
und Ergänzung des Nefervefonds nicht ausreichen, 
fo ift entweder unter Berlidfichtigung der Vorjchriften 
des 8 31 eine Erhöhung der Beiträge oder eine 
Minderung ber Kafjenleiftungen herbeizuführen. 

Ergibt Jich dagegen aus den Jahresabſchlüſſen, daß LI. 
die Jahreseinnahmen die Jahresausgaben überjteigen, 
fo ift, falls der Refervefonds das Doppelte des geſetz⸗ 
lien Mindeſtbetrages erreicht bat, entweder eine 
Ermäßigung der Beiträge oder unter Berüdfichtigung 
der Borfchriften der SS 21 und 31 eine Erhöhung 
oder Erweiterung der Kafjenleiftungen herbeizuführen. 

Unterläßt die Vertretung der Kaffe, dieſe Ab- III. 
änderungen zu befchließen, jo bat die höhere Ver⸗ 
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waltungsbehörde die Beſchlußfaſſung anzuordnen, und 
falls dieſer Anordnung feine Folge gegeben wird, ihrers 
feit8 die erforderlihe Abänderung des Kaſſenſtatuts 
von Amts wegen mit redhtsverbindlider Wirkung zu 
vollziehen. 

IV. Wird zur Aufrechterhaltung oder Wiederberitellung 
der Leiſtungsfähigkeit einer Kafle eine ſchleunige Ber- 
mehrung ihrer Einnahmen oder Verminderung ihrer 
Ausgaben erforderlich, To Tann die Höhere Verwaltungs: 
behörbe, vorbehaltlich des vorſtehend vorgeichriebenen 
Verfahrens, eine fofortige vorläufige Erhöhung der 
Beiträge ober Herabjegung der Leiſtungen, Ichtere bis 
zur gejeglihen Mindeftleiftung und unbeihadet ber 
Borichrift des $ 26a Abſatz 3, verfügen. Gegen dieje 
Berfügung tft die Beſchwerde an die Zeutralbehörde 
zuläffie. Diejelbe bat keine aufihiebende Wirkung. 


*) Dieser Paragraph gilt auch für Betriebs- (Fabrik-), Bau- 
und Innungs-Krankenkassen ($$ 64, 72, 73). 


Zu g 33. 

1. Bgl. die Anmerkungen zu $ 31. 

2. Höhere Berwaltungsbehörde ift in Preußen der Re— 
gierungspräftdent, in Berlin der Oberpräfident. 

3. Ausf.Beft.: Preußen Ziffer 2, 28, 37 Anw. v. 
10. Juli 1892; Sachſen $ 1 Verordn. v. 28. Septbr. 1883; 
Württemberg 88 39ff, Verorbn. v. 2. Novbr. 1892; 
Baden$37 Berordn. v. 3. Septbr, 1892; Heſſen Ziffer 33 
Unw. v. 5. Novbr. 1892. 


5 3 
1. _ Die Kaffe muß einen von der Generalverfammlung 
($ 37) gewählten Vorftand haben. Die Wahl, welche, 
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abgefehen von der den Arbeitgebern nad) $ 38 zu- 
ftehenden Vertretung, aus der Mitte der Kaſſenmit⸗ 
glieder erfolgt, findet unter Leitung des Vorftandes 
Statt. Nur die erfte Wahl nad) Errichtung der Kaſſe, 
fomwie fpätere Wahlen, bei welchen ein Vorftand nicht 
vorhanden ift, werden von einem Vertreter der Auf⸗ 
ſichtsbehörde geleitet. fiber die Wahlverhandlung 
iſt ein Protokoll aufzunehmen. 

Der Borftand hat Über jede Anderung in feiner II. 
Zufammenfegung und über das Ergebnis jeder Wahl 
der Auffichtsbehörde binnen einer Woche Anzeige zu 
erftatten. Iſt die Anzeige nicht erfolgt, fo kann die 
Anderung dritten Perfonen nur dann entgegengefett 
werben, wenn bemwiefen wird, daß fie legteren bes 
fannt war. 

*) 8 34 gilt auch für Betriebs- (Fabrik-) und Bau -Kranken- 
kassen (88 64, 72) mit der im $ 64 Ziffer 2 vorgesehenen Modifikation, 
sowie mit der Modifikation aus 90 GO. auch für Innungs-Kranken- 


kassen ($ 73 Anm. 1). 
Zu 8 34. 


1. 88 34 ff. behandeln die innere Organifation und die 
Selbitverwaltung der Orts-Krankenkafſen. Der Vorſtand tit 
eine Behörde. Seine Wahlperiode, Rechte und Pflichten find 
im Statut zu vegeln, joweit es nicht im Geſetze geſchehen ift. 

2. Ergänzung des Vorftandes durch Zumahl (Cooptation) 
ift nicht zuläffig. 

3. Ausf.Beit.: Preußen Biffer2, 25 Anw. v. 10. Juli 
1892; Bayern 88 3, 4, 6 Verordn. dv. 8. Juni 1892, Ziffer 
24—26 Min.Bel.v. 15. Oftbr. 1892; Sachſen 81 VBerordn. 
v. 28. Septbr. 1883; Württemberg $ 37 Berordn. v. 
2. Nopbr. 1892; Baden 8 39 Verordn. v. 3 Septbr. 1892; 
Hefien Ziffer 19 Anw. v. 5. Novbr. 1892, 
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8 34a.) 

I. Die Mitglieder des Borftandes verwalten ihr Amt 
als Ehrenamt unentgeltlich, Tofern nicht durch das 
Statut eine Entihädigung für den Dur Wahrnehmung 
der Borftandögefhäfte ihnen erwachſenden Zeitverluft 
und entgehenden Arbeitsverdienſt beftimmt wird. Bare 
Auslagen werden ihnen von der Kaſſe erjebt. 

II. Die Ablehnung der Wahl zum Vorſtandsmitglied 
ift ans denſelben Gründen aulälfig, aus welden das 
Amt eines Bormundes abgelehnt werben Tann, Die 
Wahrnehmung eines auf Grund der Unfallverficherung 
und der Invaliditätsverfiherung übernommenen Ehren: 
amts fteht der Führung einer Vormundſchaft gleich. 
Eine Wiederwahl Tann nah mindeſtens zweijähriger 
Amtsführung für die nächſte Wahlperiode abgelehnt 
werden. Staflenmitgliedern, welde eine Wahl ohne 
geſetzlichen Grund ablehnen, Tann auf Beſchluß ber 
Generalverfammlung für beftimmte Zeit, jedoch nicht 
über die Dauer der Wahlperiode, das Stimmredt in 
der Generalverfammlung entzogen werden. 


*), Der $ 34a gilt auch für Betriebs- (Fabrik-) und Bau- 
Krankenkassen (88 64, 72), sowie für Innangs-Krunkenkassen ($ 73). 


Zu $ 34a. 
1. Mit 8 34a vgl. 843 Abi. 2,3, $ 44 GUVG. fowie 
$8 92, 94 XV. 

23. Über die Ablehnungsbefugnis vgl. $ 1786 BGB.: 

„Die Übernahme der Bormundihaft Tann ablehnen: 
1. eine Frau; 
2. wer das fechzigite Lebensjahr vollendet hat; 
3. wer mehr als vier minderjährige eheliche Kinder hat; 
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ein von einem andern an Kindesftatt angenommenes 
Kind wird nicht gerechnet; 

4. wer dur Krankheit oder durch Gebrechen verhindert 

ift, die VBormundfchaft ordnungsmäßig zu führen; 

5. wer wegen Entfernung feines Wohnfiges von dem Sitze 
des Bormundichaftsgerichts die Vormundſchaft nicht ohne 
befondere Beläftigung führen kann; 

. wer nad) $ 1844 zur Sicherheitsleiftung angehalten wird; 

. wer mit einem anderen zur gemeinjchaftlichen Führung 
der Vormundſchaft bejtellt werden fol; 

8. wer mehr als eine Vormundſchaft oder Pflegichaft 
führt; die Vormundſchaft oder Pflegſchaft über mehrere 
Geſchwiſter gilt nur als eine; die Führung von zwei 
Gegenvormundſchaften fteht der Führung einer Vormund⸗ 
fchaft glei. 

Das Ablehnungsreht erliicht, wenn es nicht vor der Be- 
jtellung bei dem Vormundſchaftsgerichte geltend gemacht wird.” 


8 35.*) 

Der Borftand vertritt die Kaffe gerichtlich und J. 
außergerihtlih und führt nad) Maßgabe des Kaſſen⸗ 
ftatut8 die laufende Verwaltung derjelben, Die Ber- 
tretung erjtredt fi) auch auf diejenigen Geſchäfte und 
Rechtshandlungen, für welche nad} den Geſetzen eine 
Spezialvollmacht erforderlih ift. Durch das Statut 
kann einem Mitgliede oder mehreren Mitgliedern des 
Borftande3 die Vertretung nah außen übertragen 
werden. 

Bur Legitimation des Vorſtandes bei allen Rechts: II. 
geſchäften genügt die Beicheinigung der Auffichts- 
behörde, daß die darzin bezeichneten PBerfonen zur Zeit 
den Borftand bilden. 

Der Vorsitzende des Vorstandes hat Beschlüsse der III. 


109 
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Kassenorgane, welche gegen die gesetzlichen oder 
statutarischen Vorschriften verstossen, unter Angabe 
der Gründe mit aufschiebender Wirkung zu bean- 
standen. Die Beanstandung erfolgt mittels Berichts 
an die Aufsichtsbehörde. 

*) Dieser Paragraph gilt auch für Betriebs- (Fabrik-) und Bau- 
Krankenkassen ($$ 64, 72), sowie für Innungs-Krankenkassen ($ 78). 

| Zu 8 35. 

1. Über die dem Kaffenvorftande zugewieſenen Obliegen- 
beiten nach 88 11, 12, 25, 64ff., 88, 96, 136, 144, 154 
GuVG., 55 18Ff., 5 62, $ 82 Abi. 2, 88 148 Ff., 166 IVG. 
vgl. das Weſentlichſte im Anhang III, IV. 

2. Zu Abf. 3 vgl. $ 42 Anm. 2, ferner 8 45 Abf. 1,5. 

3. Ausf.Beit.: Preußen Ziffer 5,25 Anm. v. 10. Juli 
1892; Bayern 84 Berordn. dv. 8. Zuni 1892, Ziffer 28 
Mn.Bel.v.15.OMtbr. 1892; Sa chjen Verordn. v. 28. Septbr. 
1883; Württemberg $ 37 Verordn. v. 2. Novbr. 1892; 
Heſſen Ziffer 19 Anw. v. 5. Novbr. 1892. 


5 3.” 

Soweit die Wahrnehmung der Angelegenheiten Der 
Kaffe nicht nad) Vorfchrift des Geſetzes oder Des 
Statuts dem Vorſtand obliegt, fteht die Beſchluß⸗ 
nahme darüber der Generalverfammlung zu. Derjelben 
muß vorbehalten bleiben: 

1. die Abnahme der Jahresrehnung und die Be- 
fugnis, diejelbe vorgängig durch einen befonderen 
Ausſchuß prüfen zu laſſen; 

2. die Verfolgung von Anfprüden, welche der Kaffe 
gegen Borftandsmitgliedergaus deren Amts⸗ 
führung erwachſen, durch Beauftragte; 

3, die Beſchlußnahme über Abänderung der Statuten. 
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*) 8 86 gilt auch für Betriebs- (Fabrik-) und Bau-Kranken- 

kassen (88 64, 72), sowie für Innungs-Krankenkassen ($ 78). 
Zu 8 36. 

1. Der Generalverfammlung ſteht nur eine „Beichluß- 
nahme“ zu. Die Ausführung ihrer gejeg- und ftatutenz 
gemäßen Beichlüffe ift Sache des Vorftandes, im Falle der 
Ziffer 2 Sache eines von der Generalverfammlung befonders 
zu beitellenden Beauftragten. 

2. Bol. $ 35 Abi. 3. 

837.) 

Die Öeneralverfammlung bejteht nad) Beſtimmung I. 
des Statuts entweder aus ſämtlichen Kafjenmitgliedern, 
welche großjährig und im Befige der bürgerlichen Ehren- 
rechte find, oder aus Vertretern, welche von den be- 
zeichneten Mitgliedern aus ihrer Mitte gemählt werden. 

Die Beneralverfammlung muß aus Vertretern bes II. 
ftehen, wenn die Kaſſe fünfhundert oder mehr Mit- 
glieder zählt. 

Befteht die Generalverfammlung aus Vertretern, III. 
fo find diefe in geheimer Wahl unter Leitung des 
Borftandes zu wählen. Nur die erftmalige Wahl 
nad) Errichtung der Kaffe, ſowie [pätere Wahlen, bei 
welchen ein Borftand nicht vorhanden ift, werden von 
einem Bertreter der Aufſichtsbehörde geleitet. 


*) Dieser Paragraph gilt auch für Betriebs- (Fabrik-) und Bau- 

Krankenkassen ($$ 64, 72), sowie für Innungs-Krankenkassen ($ 73). 
Zu g 37. 

1. Die verfiherten Frauen und Ausländer haben gleiches 
Stimmrecht wie die Männer und Inlaänder, weil es fi 
nit um politifche oder fommunale, jondern um eigene 
wirtſchaftliche Angelegenheiten handelt. 

v. Woedtke, Euden-Addenhaujen, WG. 10. Aufl. 10 
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2. Die Vorſchrift der „Großjährigleit”" ift nach 88 2, 3 
BGB. zu beurteilen; die Volljährigkeit tritt mit der Voll⸗ 
endung des 21. Lebensjahres ein. 

3. Die Verhältnismahl ober PBroportionalwahl iſt zu⸗ 
läffig, fofern die Wahlberechtigten weder in der Auswahl 
unterden wählbaren Berjonen noch in der Geheimheit der Wahl 
beſchraͤnkt werden (Sten.Ber. des Reichstags 1903 S. 9099). 
Akklamation und mündlide Abitimmung find unzuläffte. 

4. Ausf.Beft.: Preußen Ziffer 5, 24, 25, 29 Anw. v. 
10. Zult 1892; Bayern $ 4 Verordn. v. 8. Juni 1892, 
Ziffer 25 Min.Bel.v. 15. Oftbr. 1892; Sachſen $1 Verordn. 
v. 28. Septbr. 1883; Württemberg $ 31 Verordn. v. 
2. Novbr. 1892; Baden $39 Verordn. v. 3. Septbr. 1892; 
Heſſen Ziffer 17, 18 Anw. v. 5. Novbr. 1892. 


8 38.°) 

I. Arbeitgeber, welche für die von ihnen beſchäftigten 
Mitglieder einer Orts⸗Krankenkaſſe an dieſe Beiträge 
aus eigenen Mitteln zu zahlen verpflichtet ſind (8 51), 
haben Anjprud) auf Bertretung im Vorſtand und 
der Generalverfammlung der Kaffe. 

I. Die Bertretung ift nad) dem Verhältnis der von 
den Arbeitgebern aus eigenen Mitteln zu zahlenden 
Beiträge zu dem Gefamtbetrage der Beiträge zu be- 
mejjen. Mehr als ein Drittel der Stimmen darf den 
Arbeitgebern weder in der Generalverfammlung noch 
im Vorſtand eingeräumt werden. 

III. Die Wahlen der Generalverſammlung zum Vor⸗ 
Stande find geheim und werden getrennt von Arbeit⸗ 
gebern und Kafferrmitgliedern vorgenommen. 

IV. Durch das Statut kann beftimmt werden, daß 
Arbeitgeber, welche mit Zahlung ber Beiträge im 


ug 
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Rüdjtande find, von der Vertretung und der Wahls 
berechtigung auszufchließen find. 

*) Dieser Paragraph gilt auch für Betriebs- (Fabrik-) und Bau- 
Krankenkassen ($$ 64, 72), sowie mit der Modifikation aus $ 90 GO. 
für Innungs-Krankenkassen ($ 78 Anm. 1). 


Zu $ 38. 

1. „E&8 wurde feftgeftellt, daß der Arbeitgeber befugt tft, 
auf das Recht zu verzichten oder dasjelbe ruhen zu laſſen, 
ſowie daß die Arbeitgeber zwar berechtigt, aber nicht verpflichtet 
find, ihre Vertreter aus dem Kreife der Kaflenmitglieder zu 
wählen.“ (Komm.Ber. ©. 58.) Vgl. aud) $ 38a und $ 39 
Abſ. 2. — Über den Begriff „Arbeitgeber* vgl. v. Woedtfe, 
Komm. 3. KVG. Anm. 3 zu 849. Ein Arbeitsverhältnts im 
Sinne des KVG. Tann auch zwischen Ehegatten beftehen. 

2. Unter den „Stimmen“ find alle in der Generalver- 
fammlung und im Vorftande demnächſt vertretenen Stimmen, 
d. 5. die Stimmen der Mitglieder zuzüglich der Stimmen 
der beitragspflichtigen Arbeitgeber, zu verſtehen, jo daß bie 
Arbeitgeber, wenn fie die gejeglich zugelaffene Quote von !/s 
führen, 50 Prozent der Stimmen der verfiherungspflichtigen 
Arbeitnehmer haben, analog ihrer geſetzlichen Beitragspflicht 
($ 51); vgl. aber für Innungs-Krankenkaſſen $ 90 GO. — 
Arbeitgeber, die zugleich freiwillig Verficherte find, haben ſo⸗ 
wohl als Arbeitgeber als auch als Kaffenmitglied Stiminredt. 

3. Zu der Vorſchrift, daß die Vorftandswahlen frei und 
geheim fein follen, vgl. $37 Anm. 3. Die Modalitäten der 
Wahlen kann das Statut beftimmen, joweit das Gejeg feine 
zwingenden Vorichriften enthält. 

4. Ausf.Beit.: Preußen Ziffer 24 Anm. v. 10. Juli 
1892; Württemberg $ 31 Verordn. dv. 2. Novbr. 1892. 


8 38a.*) 
Die Arbeitgeber find berechtigt, fi in der General- I. 
verfammiung durch ihre Geichäftsführer oder Betriebs⸗ 


beamten vertreten zu laſſen. Bon der Vertretung iſt dem 
10* 
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Staflenvorftande vor Beginn der Generalverfammlung 
Anzeige zu machen. 

II. Die Arbeitgeber find ferner berechtigt, zu Mitgliedern 
der aus Vertretern beftehenden Generalverfammiung und 
des Borftandes Geſchäftsführer oder Betriebsbeamte der 
zu Beiträgen verpflichteten Arbeitgeber zu wählen. Eine 
Bertretung der gewählten Mitglieder der Generalver: 


fammlung oder des Borftandes findet nicht ftatt. 
*) Der % 38a gilt auch für Betriebs- (Fabrik-) und Bau- 
Krankenkassen (88 64, 72). 


au 8 33a. 
Über die fonftigen Eigenfhaften der Vertreter vgl. 8 37 
Abſ. 1. 


3 39.*) 

L Bird die Wahl des Vorftandes von der General- 
verfanmlung oder die Wahl der Vertreter zur Generals 
verfammlung durch Die Wahlberechtigten vermweigert, jo 
tritt an ihre Stelle Ernennung der Mitglieder des 
Borftandes oder der Generalverfammlung durch Die 
Aufſichtsbehörde. 

II. Haben die Arbeitgeber auf die ihnen zuſtehende Ver⸗ 
tretung in der Generalverſammlung oder im Vorſtande 
verzichtet, ſo können ſie dieſe Vertretung nur mit Ablauf 


einer Wahlperiode wieder in Anſpruch nehmen. 


*) Der $ 39 gilt auch für Betriebs- (Fabrik-), Bau- und 
Innungs-Krankenkassen (85 64, 72, 73). 


Zu 8 39. 
Ausf.Beft.: Preußen Ziffer 5, 25 Anw. v. 10. Juli 
1892; Bayern $4 Verordn. dv. 8. Juni 1892, Ziffer 25 
Min.Bel. v. 15. Ditbr. 1892; Sachſen 8 1 Verordn. v. 
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28.Septbr.1883; Württemberg $31 Berordn.v.2.Novbr. 
1892; Baden $ 39 Verorbn. v. 3. Septbr. 1892; Heſſen 
Ziffer 17, 18 Anw. v. 5. Nobbr. 1892. 


8 40.*) 

Die Einnahmen und Ausgaben der Safje findl. 
von allen den Zwecken der Kaſſe fremden Berein- 
nahmungen und Berausgabungen getrennt feitzu- 
ftellen; ihre Beftände find gefondert zu verwahren. 

Wertpapiere, welche zum Vermögen der Kaſſe ge- II. 
hören und nicht lediglich zur vorübergehenden An- 
legung zeitweilig verfügbarer Betriebsgelder für Die 
Kaffe erworben find, find bei der AuffichtSbehörde oder 
nad) deren Anmeifung verwahrlich niederzulegen. 

Berfügbare Gelder dürfen nur in öffentlichen III. 
Sparkaſſen oder wie die Gelder Bevormundeter an⸗ 
gelegt werden. 

Sofern befondere geſetzliche Vorfchriften über die IV. 
Anlegung der Gelder Benormundeter nicht beitehen, 
kann die Anlegung der verfügbaren Gelder in Schuld- 
verfchreibungen, welche von dem Deutfchen Reiche, von 
einem deutſchen Bundesftaat oder dem Reichsland 
Elſaß⸗Lothringen mit gefeglicher Ermächtigung aus: 
geftellt find, oder in Schuldverfchreibungen, deren Ver⸗ 
zinfung von dem Deutfchen Reiche, von einem deutſchen 
Bundesftaat oder dem Reichsland Eljaß-Lothringen 
gefeglich garantiert ijt, oder in Schuldverfchreibungen, 
welche von deutſchen fommunalen Korporationen (Pro- 
vinzen, Kreifen, Gemeinden 2c.) oder von Deren Kredit- 
anftalten ausgeftellt und entweder feiteng der Inhaber 
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fündbar find, oder einer regelmäßigen Amortifation 
unterliegen, erfolgen. Auch fünnen die Gelder bet der 
Reichsbank verzinslich angelegt werden. 

V. Die Zentralbehörde Tann die Anlegung verfügbarer 
Gelder in anderen ala den vorftehend bezeichneten zins⸗ 
tragenden Bapieren, jowie Die vorübergehende Anlegung 
zeitweilig verfügbarer Betriebägelder bei anderen als 
den vorbezeichneten Krebitanftalten widerruflich geftatten. 


*) Dieser Paragraph gilt auch Betriebs- (Fabrik-) und für Bau- 
Krankenkassen ($$ 64, 72), sowie für Innungs-Krankenkassen ($ 73). 


Zu 8 40. 

1. Die Beftimmungen in Abi. 4, welche niit einigen Durch 
die Verhältniffe der betreffenden Zeile des Deutſchen Reichs 
gebotenen Kürzungen der Preuß. Vormundſchaftsordnung v. 
5. Juli 1875 nachgebildet waren, haben jeit 1. Januar 1900 
ihre Bedeutung verloren, weil jeitbem die reichsgeſetzlichen 
Beitimmungen der 8 5 1806 ff. B6B. über die Anlegung von 
Mündelgeldern nerbine Geltung erlangt haben. Vgl. au 
Art. 212 des Einführungsgefeßes zum BGB., wonach die 
vor dem 1. Januar 1900 landesgeſetzlich als mündelficher 
bezeichneten Wertpapiere auch ferner zur Anlegung von Mündel- 
geld für geeignet erflärt find, fowie Art. 73 bis 76 des Preuß. 
Ausführungsgejehes 3. BGB., vo für Preußen die Beſtim⸗ 
mungen über die Sicherheitögrenzen mündelficherer Hypothefen, 
Rentenbriefe, landſch. Pfandbriefe u. |. mw. gegeben find. 
Die 88 1806 bis 1808 BGB. lauten: 

„F 1806. Der Bormund hat das zum Vermögen des 
Mündels gehörende Geld verzinslich anzulegen, ſoweit es 
nicht zur Beftreitung von Ausgaben bereit zu Halten ift. 

$ 1807. Die im $ 1806 vorgefchriebene Anlegung von 
Mündelgeld fol nur erfolgen: 

1. in Forderungen, für die eine ſichere Hypothek an einem 

inländifhen Grundſtücke befteht, oder in ficheren 
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Grundſchulden oder Rentenſchulden an inländifchen 
Grundftüden; 

2. in verbrieften Forderungen gegen Das Reich oder einen 
Bundesstaat fowie in Forderungen, die in das Reichs⸗ 
ſchuldbuch oder in das Staatsſchuldbuch eines Bundes⸗ 
ftaats eingetragen find; 

3. in verbrieften Forberungen, deren Verzinſung von 
dem Reich oder einem Bundesftaate gewährleiftet tit; 

4.in Wertpapieren, insbefondere Pfandbriefen, ſowie 
in verbrieften Forderungen jeder Art gegen eine 
inländiihe kommunale Körperſchaft oder die Kredit- 
anftalt einer folden Körperichaft, jofern die Wert- 
papiere ober Die Forderungen von dem Bundesrate zur 
Anlegung von Mündelgeld für geeignet erflärt find; 

5. bei einer inländiſchen Öffentlichen Sparkaſſe, wenn fte 
von der zuftändigen Behörde des Bundesftaats, in 
welchem fte ihren Si& hat, zur Anlegung von Mündels 
geld für geeignet erflärt ift. 

Die Landesgejete Tönnen für die innerhalb ihres 
Geltungsbereichs belegenen Grundftüde die Grundſätze 
beftimmen, nach denen die Sicherheit einer Hypothek, einer 
Grundſchuld oder einer Rentenſchuld feitzuftellen tit. 

8 1808. Kann die Anlegung den Umftänden nach nicht in 
der im $1807 bezeichneten Wetje erfolgen, fo iſt das Geld bei 
der Reichsbank, bei einer Staatsbank oder bei einer anderen 
durch Landesgeſetz dazu für geeignet erflärten inländifchen 
Bank oder bei einer Hinterlegungsitelle anzulegen.“ 

Wegen Zuwiderhandlung gegen die Beittimmungen des 
$ 40 vgl. $ 42. 

2. Der 5. Abſatz findet fich entfprechend auch in $ 164 
Mi. 2 3VG. 

8. Ausf.Beft.: Preußen Ziffer 5 Anw. v. 10. Juli 
1892; Bayern 88 4, 6 Verorbn. v. 8. Zunt 1892, Ziffer 27 
Min.Bel. v. 25. Dlibr. 1892; Sachſen $ 1 DVerordn. v. 
28. Septbr. 1883; Württemberg $ 38 Verordn. v. 2. No» 
uhr. 1892; Baden $ 40 Verordn. dv. 3. Septbr. 1892. 
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8 41.*) 

I. Die Kaffe ift verpflichtet, in den vorgefchriebenen 
Friſten und nach den vorgefchriebenen Formularen 
Überfichten über die Mitglieder, iiber die Kranfheits- 
und Sterbefälle, über die vereinnahmten Beiträge und 
die geleifteten Unterftügungen, ſowie einen Rechnungs⸗ 
abſchluß der Auffichtsbehörbe einzureichen. 

I. Die höhere Verwaltungsbehörde ift befugt, über 

Art und Form der Rehnungsführung Vorfehriften zu 

erlaſſen. 


*) Dieser Paragraph gilt auch für Betriebs- (Fabrik-), für 
Bau- und für Innungs-Krankenkassen (58 64, 72, 78). 


Zu 8 41. 

1. Diejes Material ergibt die Unterlage für die Be- 
urtetlung der Bermögenslage der Kaffe und für die damit zu- 
fammenhängenden Anordnungen der höheren Verwaltungs 
behörden wegen Erhöhung oder Ermäßigung der Beiträge 
und Leiftungen, ſowie wegen etwaiger Schließung der Kaffe, 
vol. 88 33, 47. Wegen der ſtatiſtiſchen Verarbeitung des 
Materials vgl. 8 79. Die entiprechenden Vorſchriften für die 
Gemeinde-Serankenverfiherung befinden fih in $ 9 Abi. 3. 

2. Die Friften und Kormulare für die Überfichten und 
den Rechnungsabſchluß (Abf. 1) hat der Bundesrat ($ 79) 
feftgeftellt; vgl. Bek. d. Reichskanzlers v. 16. Novbr. 1892 und 
die abändernde Bel. dazu v. 26. Novbr. 1897 im AnhangVII. 

Zu den Vorschriften über Die Art und Form der Rechnungs⸗ 
führung (Abi. 2) Hat der Bundesrat den Regierungen ein 
beftimmte® Mufter empfohlen. 

3. Ausf.Beft.: Breußengiffer2,5, 29 Anw. v. 10. Juli 
1892; Bayern 883, 4 Verordn. v. 8. Zuni 1892, Ziffer 28 
Min.Bel, v. 15. Oftbr. 1892; Sachſen $ 1 Verordn. v. 
28. Septbr. 18835; Württemberg 88 39ff. Verordn. v. 
2. Novbr. 1892; Heſſen Ziffer 22 Anw. v. 5. Novbr. 1892, 
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5 42.) 

Die Dtitglieder des Borftandes, ſowie Rechnungs⸗J. 
und Kaſſenführer haften der Kaffe für pflichtmäßige 
Berwaltung wie Bormünder ihren Mündeln. 

Verwenden fie verfügbare Gelder der Kaffe in II. 
ihrem Nutzen, To können fie unbefchabet der ftrafrecht- 
Lihen Verfolgung durch die Aufſichtsbehörde angehalten 
werden, das in ihrem Nuten verwendete Geld von 
Beginn der Verwendung an zu verzinfen. Den Zins- 
fuß beftimmt die Aufſichtsbehörde nad) ihrem Ermeſſen 
auf at bis zwanzig vom Hundert. 

Handeln fie abfihtlih zum Nachteile der Kaffe IIL 
fo unterliegen fie der Beftimmung des 8 266 des 
Strafgeſetzbuchs. 

Ist ein Vorstandsmitglied, ein Bechnungs- oder w. 
Kassenführer infolge gerichtlicher Anordnung in 
der Verfügung über sein Vermögen beschränkt oder 
ist gegen eine dieser Personen auf Verlust der Fähig- 
keit zur Bekleidung öffentlicher Ämter oder auf Ver- 
lust der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt oder werden 
hinsichtlich einer dieser Personen Tatsachen bekannt, 
welche sich als grobe Verletzung der Amtspflichten in 
bezug auf die Kassenführung darstellen, so kanm der 
Betreffende, nachdem ihm und dem Kassenvorstande 
Gelegenheit zur Äusserung gegeben worden ist, durch 
die Aufsichtsbehörde seines Amtes enthoben werden. 

Ist gegen ein Vorstandsmitglied, einen Rechnungs- V. 
oder Kassenführer das Hauptverfahren wegen eines 
Verbrechens oder Vergehens erüffnet, das die Aberken- 
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nung der bürgerlichen Eihrenrechte oder der Fähigkeit 

: zur Bekleidung öffentlicher Ämter zur Folge haben 
kann, 80 kann der Betreffende bis zur Beendigung 
des Strafverfahrens durch die Aufsichtsbehörde seines 
Amtes enthoben werden. 

VI. Die Entscheidung der Aufsichtsbehörde kann binnen 
vier Wochen nach der Zustellung derselben auf dem 
im $ 58 Abs. 3 Satz 2 bezeichneten Wege angefochten 
werden. Die Anfechtung hat keime aufschiebende 
Wirkung. 

*) Dieser Paragraph gilt auch für Betriebs- (Fabrik-) und Bau- 


Krankenkassen vorbehaltlich der Modifikation in $ 64 Ziffer 8 
(88 64, 72), sowie für Innungs-Krankenkassen ($ 73). 
Zu 8 42. 

1. 8 266 StrGB. lautet, ſoweit er Hierin Betracht kommt: 

„Wegen Untreue werden mit Gefängnis, neben welchem 
auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werden 
fan, beitraft: 

1. VBormünder . . ., wenn fie abfihtlich zum Nachteile der 
ihrer Aufficht anvertrauten Perfonen oder Sachen 
handeln; ... 

Wird die Untreue begangen, um fi) oder einem anderen 
einen VBermögensporteil zu verichaffen, fo fann neben der 
Gefängnisftrafe auf Geldftrafe bis zu dreitaufend Mark 
erfannt werden.” 

2. Die auf der Novelle von 1903 beruhenden Vorjchriften 
des 8 35 Abi. 3, $ 42 Abf. 4—6 find im Öffentlichen Interefſe 
zum Zwecke der Sicherheit der Krankenkaſſen getroffen und find 
neben den für Vorftandsmitglieder, Rechnungs u. Kafjen« 
führer geltenden Bertragsbeftimmungen Traft Geſetzes maß- 
nebend. „Je größer der Umfang der Krantenverfiherung wird, 
defto mehr erhöht ih das Intereſſe der Allgemeinheit an einer 
Nermeidung der vorgelommenen finanziellen Schädigungen. 
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Bor folden Nachteilen müſſen auch die Kaſſen ſelbſt geſchützt 
werden, denn mit dem Wachen ihrer Aufgaben tft die Gefahr 
vergrößert worden, daß fie und mittelbar die Verficherten und 
deren Arbeitgeber Schaden erleiden. Sekt fchon find manche 
Krankenkaſſen im Befitz umfangreicher Verwaltungen, einzelne 
fogar von bedeutenden Vermögenswerten, 3. B. von Grund- 
ftüdlen. Außerdem find nach $ 148 des Invalidenverficherungs⸗ 
gejeßes viele Kaflen, über ihren urſprünglichen Kranken⸗ 
verficherungszwed hinaus, Einzugsftellen für die Beiträge zur 
Snvalidenverfiderung geworden. Dazu werden durch den 
Entwurf die Verpflichtungen der Kaffe gegenüber ihren 
Mitgliedern in Erfranfungs- und Erwerbsunfähigfeitsfällen 
noch erhöht. Deshalb tft ein Schuß ſowohl der Kaffen jelbft 
als aud der an ihr Beteiligten, vor allem der Verficherten, 
gegen willfürliches, eigenmächtiges oder unredliches Ver⸗ 
halten von Borftandsmitgliedern und von Rechnungs und 
Kaffenführern erforderlid. Diefem Zwecke dienen die vorge 
fchlagenen Zufäße* (Mot.1903©.12): Vgl. auch Sten.Ber. des 
Reichstags 1903 S. 9135. Ähnliche Faſſungen ing 47 GUVG., 
88 75, 9132. Der Entwurf enthielt ftatt der Worte „Ver- 
legung der Amtspflichten in bezug auf die Kaflenführung* 
(Abf. 4) das Wort „Pflichtverlegung’. Schon nad) den mit 
geteilten Motiven kam dieſe hier nur in bezug auf die Kaſſen⸗ 
führung feitens „einer diefer Perſonen“, alſo ſowohl der 
Borftandsmitglieder als aud der Kaffen- und Red- 
nungsführer, jedoch nicht in bezug auf ihr Privatleben in 
Betracht; vgl. auch Sten.Ber. Des Reichstags 1903 ©. 9192. 

3. Ausf.Beit.: Preußen Ziffer 5, 28 Anm. v. 10. Zuli 
1892; Bayern $ 4 Verordn. v. 8. Zuni 1892, Ziffer 30 
Min.Bel. v. 15. Oktbr. 1892; Sachſen $ 1 Verordn. v. 
28. Septbr. 1883. 

84 


Mehrere Gemeinden Tönnen fi) durch überein« I. 
ftimmenbe Befchlüffe zur Errichtung gemeinfamer Orts⸗ 
Krankenkaſſen für ihre Bezirke vereinigen. 
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I. Durch Beihluß eines weiteren Rommunalver- 
bandes Tann für deſſen Bezirk oder für Teile bes 
felben die Errichtung gemeinjamer Orts⸗Krankenkaſſen 
angeordnet werden. 

III. BomeitereStommunalverbände nicht beftehen, kann 
die Erriätung gemeinfamer Orts-Krankenkaſſen durch 
Verfügung der Höheren Bermwaltungsbehörde für 
einzelne Teile ihres Verwaltungsbezirks angeordnet 
werden. 

IV. Derartige Befchlüffe und Verfügungen müffen zus 
gleih Beitimmungen darüber treffen, für melde 
Gewerbszweige oder Betriebsarten die gemeinfamen 
Orts⸗Krankenkaſſen errichtet und von welcher Be- 
börde für die Jeßteren die den Gemeindebehörden 
übertragenen Obliegenbeiten wahrgenommen merden 
follen. 

V. Die Beſchlüſſe bedürfen der Genehmigung der 
höheren Berwaltungsbehörde. Dieſe kann vor Er- 
teilung der Genehmigung den bei der Errichtung der 
gemeinjamen Krankenkaſſen beteiligten ‘Berfonen zu 
einer Äußerung darüber Gelegenheit geben und bie 
Genehmigung verfagen, wenn aus der Mitte der Be- 
teiligten Widerſpruch dagegen erhoben wird. 

VI. Gegen die Verfügung der höheren Berwaltungs- 
behörde, durch welche die Genehmigung verfagt oder 
erteilt oder die Errichtung einer gemeinfamen Orts- 
Krankenkaſſe angeordnet wird, fteht den beteiligten 
Gemeinden und Rommunalverbänden innerhalb vier 
Wochen die Beſchwerde an die Bentralbehörde zu. 
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Zu 8 43. 

1. Wie nad) 8 12 die Zuſammenlegung mehrerer Ge 
meinden zu gemeinfamer Gemeinde-Franfenverficherung zu- 
läffig ift, jo geftattet $ 43 die Bildung gemeinjamer Orts⸗ 
Krankenkaſſen für mehr als eine Gemeinde, einfchl. der jelb- 
ftändigen Gutsbezirfe und Gemarkungen, $ 83. Die Ber- 
eintgung, welche alsdann eine organifierte Orts⸗Kranken⸗ 
faffe* mit juriſtiſcher Perjönlichkeit darſtellt, ift, wie auch bei 
der Gemeinde⸗Krankenverſicherung ($ 12), zuläffig auf Grund: 

a) freiwilliger Beichlüffe mehrerer Gemeinden (Abi. 1), 
b) Anordnung eines weiteren Kommunalverbandes fürjeinen 
Bezirk (Abi. 2), 
ec) Anordnung eines weiteren Kommunalverbandes für Teile 
feines Bezirks 
(wo weitere Kommunalverbände nicht beftehen, tritt Die höhere 
Berwaltungsbehörde an deren Stelle), während eine direkte 
Zwangsbefugnis der höheren Verwaltungsbehörde, wie fie 
unter gewiſſen Einfchränfungen für die gemeinfame Gemeinde⸗ 
Kranlenverfiherung zugelaffen worden ift ($ 13), nach den 
die Regierungsvorlage abändernden Beichlüffen des Reichs⸗ 
tags bier verfagt wird. Die höhere Verwaltungsbehörde 
kann aber ihre betr. Wünfche durch Einwirkung auf die kom⸗ 
munalen Organe zur Geltung bringen. (Vgl. darüber 
v. Woedtke, Komm. 3. KVG. Anm. 1 zu $ 43.) 

Wegen der Wiederauflöfung diefer Vereinigungen vgl. 
8 48 Abf. 3 und 4. 

Verſchieden hiervon ift die Errihtung von Verbänden 
mehrerer Kaſſen innerhalb des Bezirks einer Auffihtsbehörde 
zur gemeinfamen Betreibung gewiſſer Angelegenheiten. Dieje 
Kafjenverbände behandeln 88 A6ff. 

2. Höhere Berwaltungsbehörde, 584. In Preußen 
ift es für Berlin und, foweit es fih um Beichlüffe eines 
Provinztalverbandes (in Heffen-Naffau der Landesfommunal- 
verbände) handelt, der Oberpräfident, im übrigen der Res 
gierungspräfident; Beſchwerde an den Minifter für Handel 
und Gewerbe. — Wenn der Kaffenbezirt über das Gebiet 
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eines Bundesftaats hinausgeht, find Die höheren Verwaltungs: 
behörden der beteiligten Staaten gemeinfam zuftändig. 

Nah Erledigung des in diefem Paragraphen vorge» 
fchriebenen Verfahrens richtet fich die Zuftändigfeit und das 
Verfahren bei Errichtung des Statuts u. |. w. nad) $$ 23, 24. 

3. Wegen Mufterfagungen für gemeinfame OKK. vgl. 
Anm. 3 zu 8 23. 

4. Ausf.Beft.: Preußen Biffer 1,2, 5, 16, 34, 38, 39 
Anw. d. 10. Juli 1892; Bayern 8$ 1 bis 3, 6 Verordn. v. 
8. Juni 1892, Ziffer 29 Min. Bek. v. 15. Oktbr. 1892; Sachſen 
$ 1 Berordn. v. 28. Septbr. 1883, Württemberg 88 26ff. 
Berorbn. v. 2. Novbr. 1892; Baden $$ 41 bis 43 Verordn. 
b.3.Septbr.1892; Heffen Ziffer12,13 Anw. v. 5.Novbr.1892. 

8 43a. 

Dur Beſchluß des weiteren Kommunalverbandes 
mit Genehmigung der höheren Berwaltungsbehörde 
oder, wo weitere Kommunalverbände nicht beftehen, durch 
Berfügung der höheren Berwaltungsbehörde Tönnen 
Klafien von Berfiherungspflicgtigen, für weldde Orts⸗ 
Krantentaflen nicht beftehen, einer beftehenden gemein- 
famen Orts⸗Krankenkaſſe nad) Anhörung derfelben nnd 
nahdem Bertreiern der beteiligten Verſicherungs⸗ 
pflichtigen Gelegenheit zu einer Äußerung gegeben 
worden tft, zugewielen werben. Gegen die Berfügung 
der höheren Berwaltungsbehörde, durch welche die Zu- 
weifung genehmigt oder angeordnet wird, fteht ber 
Kafle innerhalb vier Wochen nad) der Zuftellung die 
Beichwerde an die Zentralbehörde zu. 

Zu S 438. 

1. Diejer Paragraph „Jo für gemeinfame Orts-Kranfen- 
fafien mehrerer Gemeinden oder eines ganzen Bezirks die 
Zuweiſung weiterer Klaffen von Verficherungspflichtigen ebenso 
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ermöglichen, wie $ 18a für die Orts⸗Krankenkaſſen einer ein» 
zelnen Gemeinde“ (Mot. S. 53). Vgl. auch 8 488, 57 b. 

2. Ausf.Beft.: Preußen Ziffer 1, 2, 31ff. Anw. v. 
10. Juli 1892; Bayern $$1,3, 6 Verordn. v. 8. $uni 1892; 
Württemberg $$ 26 ff. Verordn. v. 2. Novbr. 1892; Baden 
$ 43 Verordn. dv. 3. Septbr. 1892; Heſſen Ziffer 24, 27 
Anw. v. 5. Novbr. 1892. 


5 4.) 

Unter Oberaufficht Der Höheren Berwaltungsbehörbe 
wird die Auffiht über Orts-Krankenkaſſen, welche für 
deu Bezirk einer Gemeinde von mehr als zehntaufend 
Einwohnern errichtet find, Durch die Gemeindebehörden, 
bei allen übrigen Orts⸗Krankenkaſſen dur die feitens 
der Landesregierungen zu bejitimmenden Behörden 


wahrgenommen. 
*) 844 gilt mit der aus 884 Abs. 8 sich ergebenden Modifikation 
auch für Betriebs- (Fubrik-) und für Bau-Krankenkussen ($8 66, 72). 


Zu 8 4. 

1. In der jetzigen Faſſung ift wejentlich, daß Die Gemeinde- 
aufficht Traft Geſetzes fi nur noch auf Orts⸗Krankenkaſſen 
für den Bezirk der betr. Gemeinde, nicht mehr auf alle 
Orts-Krantenlaffen in der Gemeinde zu erftreden hat. Natür« 
lich Tann aud für andere Orts-Srantenlaften die Gemeinde- 
behörde mit der Aufficht betraut werben, ſoweit dies der 
Zentralbehörde zweckmaßig erfcheint. 

2. Buftändig find in Breußen bei Krankenkafſen für den 
Bezirk einer einzelnen Gemeinde von mehr ald 10000 Ein- 
wohnern die Gemeindebehörbe, im übrigen vorbehaltlich be: 
fonderer Anordnungen in Einzelfällen die Kommunalauffihts« 
behörden, aljo für das platte Land der Landrat (Oberamtmann), 
für Städte der Regierungspräfident. „Den lekteren bleibt 
jedoch überlaffen, die ihnen biernady zuſtehende Aufficht in 
Städten von nicht mehr ald 10000 Einwohnern der unteren 
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Berwaltungsbehörde (Landrat, Oberamtmann) vdez der Ges 
meindebehörde, in der Rheinprovinz und in Weitfalen für 
Gemeinden von weniger als 10 000 Einwohnern in geeigneten 
Fällen auch dem Bürgermeifter bezw. dem Amtmann zu über- 
tragen. Die hierüber erlaffenen Anordnungen find zu ver⸗ 
Öffentlichen.“ (Antw. v. 10. Zuli 1892 Ziffer 5 Abf. 3.) Yür 
gemeinjame Orts-Krankenkaſſen mehrerer Gemeinden wird die 
Auffichtsbehörde von der höheren Berwaltungsbehörde, event. 
vom Miniſter für Handel und Gewerbe beitimmt. 

3. Ausf.Beft.: Preußen Ziffer5, 26 ff. Anw. v. 10. Suli 
1892; Bayern $$2bi84 Verordn.v. 8. Juni 1892; Sachſen 
8 1 Berordn. v. 28. Septbr. 1883; Württemberg 88 39 ff. 
Berordn. v. 2. Novbr. 1892; Baden $$ 4, 5 Verordn. v. 
3. Septbr. 1892. 


3 45.*) 

1. _ Die Auffichtshehörde überwacht die Befolgung der 
gefeglihen und ftatutarifchen Vorſchriften und kann 
Diefelbe durch Androhung, Feitfegung und Vollſtreckung 
von Ordnunggftrafen gegen die Mitglieder des Kajjen- 
vorſtandes erzwingen. 

II. Sie ift befugt, von allen Verhandlungen, Büchern 
und Rechnungen der Kaffe Einfiht zu nehmen und 
die Kafje zu revidieren. 

III. Siekann die Berufung derfaffenorganegubigungen 
verlangen und, falls dieſem Verlangen nicht entſprochen 
wird, die Sigungen felbft anberaumen. 

IV. Im den auf ihren Anlaß anberaumten Sigungen 
fann fie die Leitung der Verhandlungen übernehmen. 

V. Solange der Vorſtand oder die Generalverfamms 
lung nit zuftande fommt oder die Organe der Kaffe 
die Erfüllung ihrer gejeglichen oder ftatutenmäßigen 
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Obliegenheiten verweigern, Tann die Aufſichtsbehörde 
die Befugniffe und Obliegenbeiten der Kaſſenorgane 
felbft oder durch von ihr zu beftellende Vertreter auf 
Koften der Kaffe wahrnehmen. 

Die von der Aufsichtsbehörde auf Grund des Abs. 1 VI. 
oder des Abs. 5 getroffenen Anordnungen können von 
dem Vorstand oder der Generalversammlung der Kasse 
oder von dem durch die Anordnung betroffenen Vor- 
standemitgliede binnen vier Wochen nach der Zustellung 
auf dem im $ 24 bezeichneten Wege angefochten werden, 
sofern die Anfechtung darauf gestützt wird, dass die 
getroffene Anordnung rechtlich nicht begründet und 
die Kasse oder das Vorstandsmitglied durch die An- 
ordnung in einem Bechte verletzt oder mit einer recht- 
lich nicht begründeten Verbindlichkeit belastet sei. 

®) Der $45 gilt auch für Betriebs- (Fabrik-) und Bau-Kranken- 
kassen ($$ 66, 72) mit der aus $ 66 Abe. 2 sich ergebenden Er- 
weiterung. Der 545 Abs. 5 gilt auch für Innungs- Krankenkassen 
(8 73), vgl. 88 90, 96 GO. 

u 8. 

1. „Bei der Beratung wurbe unter Buftimmung der 
Regterungsvertreter feitgeftellt, Daß die hier genannte Auffichts⸗ 
behörde diejenige des $ 40 (jetzt $ 44) nach den dort gefaßten 
Beſchlüfſen, alfo bei Kaffen für größere Gemeinden die Ge- 
meindebehörde fei, und daß der erſte Abſatz des 8 41 (jet 
$ 45) nicht ausſprechen folle, daß auch ſolche Kaffenleiftungen 
im Auffichtswege erzmungen werben Tönnten, welche zwiſchen 
den Kaflenmitgliedern oder anderen Berfonen und der Kaffen- 
verwaltung ftreitig feien; auf derartige Leiftungen beziehe 
fi der $ 52" (jetzt 58). Komm.Ber. ©. 65. Im übrigen 
find die Befugniffe der Auffihtsbehörde weder hier noch an 
anderen Stellen des KVG. erichöpfend aufgezählt; vielmehr 

v. Woedtte, Euden-Kbdenhaufen, RES. 10. Aufl 11 
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muß es als Recht und Pflicht der Auffichtsbehörde erachtet 
werden, auch weitere Maßnahmen zu treffen, welche ohne 
Eingriffin Die Selbftverwaltung der Kaffen zur Durchführung 
der Überwachung notwendig find und nicht im Widerfpruche mit 
zwingenden Vorjchriften jtehen. — Art, Maß und Anfechtung 
der Ordnungsitrafen (Abf. 1) beftimmt da8 Landesredt. 

2. Über das Recht der Auffichtsbehörde, die Mitglieder 
des Borftandes und die Vertreter zur Generalverfammlung, 
falls die Wahl von den Berechtigten verweigert wird, ihrer- 
feit8 zu ernennen, vgl. $ 39, ſowie ähnlich 8 46 Abſ. 2. 

3. Über die Frage, ob die Anfechtung (Abf. 6) im Wege des 
$ 24 zuläſſig ift, haben auf friftzeitiges Anrufen die nad) $ 24 
Abf. 1 Sat 5 zuftändigen Behörden ſelbſt nach freiem Er- 
mefjen zu entſcheiden. Wird die Frage verneint oder wird 
die Anfehtung von vorn herein nicht gemäß Abf. 6 be= 
gründet oder handelt es fih um Anordnungen auf Grund 
der Abjähe 2 bis 4 oder kommt eine Innungs-Krankenkaſſe 
in Frage, fo fteht die Beſchwerde an die Oberauffihtsbehörde 
offen, bei Innungs-Krankenkaſſen nad) $ 96 GO. 

4. Ausf.Beft.: Preußen Ziffer 26}. Anw. v. 10. Juli 
1892, Biffer 5 Min. Verf. v. 30. Mat 19035 Bayeıng 4 
Berordn. vd. 8. Sunt 1892, Biffer 30, 31 Min. Bel. v. 
15. Oftbr. 1892; Sachſen $ 1 Verordn. v. 28. Septbr. 
1883; Württemberg $$ 37, 39ff. Verordn. v. 2. Novbr. 
18925 Baden $ 44 Verordn. v. 3. Septbr. 1892; Heſſen 
Biffer 20, 21 Anw. v. 5. Nopbr. 1892. 


5 46.*) 

I. Sämtliche ober mehrere @emetnde-Stranlenver- 
fiherungen und Orts-Krankenkaſſen innerhalb des 
Bezirks einer Aufſichtsbehörde können durch übereins 
ſtimmende Befchlüffe der beteiligten Kommunnlverbände 
and der Öeneralverfammlungen der beteiligten Hafen 
fi$ zu einem Verbande vereinigen zum Zweck: 

1. der Anftellung eines gemeinfamen Rechnungs⸗ 
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und Kafjenführers und anderer gemeinfamer Be- 
dienfteten, 

2. der Abfchließung gemeinfamerBerträge mit Ärzten, 
Apotheken, Krankenhäuſern und Bteferanten von 
Heilmitteln und anderer, Bebürfniffe der Kranken⸗ 
pflege, 

3. der Anlage und des Betriebes gemeinfamer Ans 
ftalten zur Heilung und Verpflegung erkrankter Mit: 
glieder, ſowie zur Fürſorge für. Nelonvaleszenten, 

4. der gemeinfamen ‚Beitreitung der Krankenunter⸗ 
fHügungstoften zu einem die Hälfte ihres Geſamt⸗ 
Betrages nicht überſteigenden Teil. 


Die Vertretung des Kafjenverbandes und die Ges II, 


ſchäftsführung für denfelben wird nad) Maßgabe eines 
von der höheren Verwaltungsbehörde zu genehmigen- 
den Berbandsitatuts Durch einen von den Berwalinngen 
ber beteiligten Gemeinde⸗Krankenverſicherungen und den 
Vorftänden der beteiligten Kaſſen zu mählenden oder, 
folange eine Wahl nicht zuftande fommt, von der 
Auffihtsbehörde zu ernennenden Vorſtand wahrge- 
nommen. Ym Falle der Anftellung eines gemeinfamen 
Rechnungs und Kaflenführers können durch das Ber- 
bandsſtatut Beſtimmungen über gemeinfame Ber: 
wahrung der Beftände der beteiligten Gemeinde⸗Kranken⸗ 
verfigerungen und Krankenkaſſen getroffen werden. 


Der Berband Tann unter feinem Namen Rechte er- III. 


werden und Verbindlichkeiten eingehen, vor Gericht 

Hagen und verklagt werden. Die Ausgaben des Ver⸗ 

bandes werben durd) Beiträge der beteiligten Gemeinde: 
11* 


IV. 
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Krankenverſicherungen und Krankenkaſſen gedeckt, welche 
in Ermangelung anderweiter durch Übereinfommen der⸗ 
ſelben getroffener Regelung am Schluſſe jedes Rechnungs⸗ 
jahres nad dem Verhältnis der im Laufe des Rechnungs⸗ 
jahres vereinnahmten Kaflenbeiträge umgelegt werben. 

Die Gemeinde-Srantenverfiherungen und Kranken⸗ 
kaſſen, welche bem Berbande angehören, find verpflichtet, 
auf Aufforderung bes Berbandsvorftandes im Baufe des 
Nehnungsjahres diejenigen Borfhüfle zur Verbands: 
kaſſe zu leiſten, welde zur Dedung der gemeinfamen 
Ausgaben erforderlich find. Die Vorſchüſſe find in Er- 
mangelung anderweiter durch das Berbandäftatut ge 
troffener Regelung nad dem Verhältnis der im Laufe 
des zunächſt voraufgegangenen Rechnungsjahres ver- 
einnahmten Kaſſenbeiträge auszuſchreiben und innerhalb 
zweier Wochen nach erfolgter Ausſchreibung einzuzahlen. 
Die im Laufe des Rechnungsjahres geleiſteten Vor⸗ 
ſchüſſe ſind bei der am Schluſſe desſelben erfolgenden 


Umlegung zur Anrechnung zu bringen. 

*) Der $ 46 gilt auoh für Betriebs- (Fabrik-), Bau- und 

Innungs-Krankenkassen ($$ 64, 72, 73). 
Zu 8 46. 

1. Zur Bildung von Kaſſenverbänden (unbeſchadet 
der fortbeftehenden Selbftändigfeit der einzelnen Kaſſen), 
insbefondere behufstunlichfter Verminderung derBerwaltungs« 
und Kurfojien, führt „die Erwägung, daß die Verwaltungs: 
foften, welche bei kleineren Kaffen leicht eine unverhältnis- 
mäßige Höhe erreichen, auf ein jehr geringes Maß zurüd: 
geführt werden Fönnen, wenn die Rechnungs und Kaffen- 
führung fämtlicher für den Bezirk einer Gemeinde beftehenden 
Orts-Srantenkafen in einer Hand vereinigt wird, und dag, 





C. Orts-Kranlentaflen. & 46, 165 


wenn mit der gemeinfamen Rechnungs und Kaffenführung 
auch die Funktionen der in $ 44 (jet 849) vorgefehenen gemein- 
ſamen Meldeitelle verbunden werden, die einfachfte und ficherfte 
Durdführung des Verfiherungsziwanges und der richtigen 
Verteilung der Verficherungspflichtigen auf die verjchtedenen 
Kaffen bei möglichft geringer Beläftigung der Arbeitgeberdurd 
die An⸗ und Abmeldepflicht erreicht wird”. 

„Die Bereinigung fämtlicher oder mehrerer Orts⸗Kranken⸗ 
kaffen zur Abſchließung gemeinfamer Verträge mit Ärzten und 
Apotheken bietet unter allen Umftänden die Möglichkeit, die 
Gewährung freier ärztlicher Behandlung und freier Arznei 
mit dem möglichſt geringen Koftenaufwande zu befchaffen, 
und bildet in ſolchen Fällen, wo für einen größeren Bezirk 
mehrere Kaflen mit zahlreichen Örtlich zerftreuten Mitgliedern 
beftehen, nicht felten die notwendige Vorausfegung für die 
Übernahme der Gewährung freier ärztlicher Behandlung durch 
die Kaflen, fofern die Funktionen eines Kaſſenarztes gegen eine 
für die Kaffe erſchwingbare Vergütung nur unter der Vor- 
ausfegung wahrgenommen werden, daß der Bezirk der Kaffen 
in Drtlide Abtellungen zerlegt wird und in jeder Abteilung 
ein Arzt für die Mitglieder jämtlicher Kaflen die Behandlung 
übernimmt” (Motive). 

2. Es tft durch Abſ. 1 des 8 46 auch der Gemeinde⸗-Kranken⸗ 
verfiherung, durch 88 64, 72, 73 auch den Betriebs, (Yabril-), 
Bau und Innungs-Krankenkafſen die Betetligung an einem 
Kafienverband ermöglicht worden; über Hilfskafſen⸗Verbände 
vgl. 35 HRG. — Ubf.2 des $ 46 ermöglicht zur Erleichterung 
der Kafjenverwaltung die gemeinfame Verwahrung der Be- 
ftände, wogegen die Verrechnung für die einzelnen Kaſſen eine 
gefonderte bleiben muß; in Abf. 3 und 4 ift den Verbänden 
zur beſſeren Erfüllung ihrer Aufgabe rechtliche Selbftändigfeit 
verliehen (vgl. $ 25 Abi. 1), die Verpflichtung der Kaffen 
zur vorſchußweiſen Einzahlung von Beiträgen ausgeſprochen 
und als Norm für die Aufbringung der Beiträge die Höhe der 
im letzten Jahre vereinnahmten Kafjenbeiträge oder ein durch 
Übereinfommen feftgeftellter anderweiter Maßftab hingeftellt. 
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Nach $ 58 Abf.3, 4 find Streitigkeiten Aber Anſprüche 
des Verbandes gegen feine Mitglieder von der Auffichtsbehörde 
zu enticheiden, die Entſcheidung ift vorläufig vollitredibar. 

3. Höhere Verwaltungsbehörbe tft in Preußen der Res 
gierungs-Präfident, für Berlin der Ober-Präfident. 

4. AusfBeft.: Preußen Biffer 2, 5, 54 Anw. v. 
10. Suli 1892; Bayerı 88 2 bis 4 Verordn. v. 8. Juni 
1892, Ziffer 32 Min.Bel. v. 15. Oftbr. 1892; Sachſen 81 
Verordn. d. 28. Septbr. 1883; Württemberg $$ 44, 45 
Berordn. dv. 2. Novbr. 1892; Baden $$ 45, 46 Berordu. v. 
3. Septbr. 1892; Heſſen Ziffer 49 ff. Anw. v. 5. Novbr. 1892. 


5 468.) 

Il. Ein nad 846 Abjak 1 gebildeter Berband Tann 
durch übereinftimmende Beichlüfe der beteiligten 
Kommunnlverbände und der Generalverfammlungen 
ber beteiligten Krankenkaſſen aufgelöft werben. 

II Jede Gemeinde-SKrantenverfiherung und Kranken⸗ 
kaſſe Tann nach ſechs Monate vorher erfolgter Auf- 
Tündigung mit dem Schlufie des Kalenderjahres aus 
dem Berband austreten. 

III. Soweit nicht durch das Berbandäftatut oder durch 
Übereinkommen etwas anderes beſtimmt iſt, wird bei 
der Auflöſung des Verbandes oder beim Ausſcheiden 
einer der beteiligten Kaſſen von dem nach Dedung 
der Schulden verbleibenden Bermögen bed Berbandes 
jeder ausſcheidenden Kaffe derjenige Anteil überwiejen, 
welcherauf fie nah dem Berhältnifie der im Laufe bes 
legten Kalenderjahres vereinnahmten Staflenbeiträge 
entfällt. 

*) Der $ 46a gilt auch für Betriebs- (Fabrik-), Bau: und In- 
nungs-Krankenkassen (88 64, 72, 78). 
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Su 8 468. 

1. Diefer Paragraph regelt die Auflöfung der Kaflen- 
verbände und den Austritt aus denjelben einjchl. der ver 
mögensredtlichen Yolgen folder Maßnahmen. Vgl. $ 46 
Anm. 2 Abf. 2. 

2. Ausf. Beit.: Bayern $ 2 Verordn.d. 8. Juni 1892; 
Württemberg 8544,45 Verordn. v. 2. Novbr. 1892; Baden 
$ 47 Verordn. v. 3. Septbr. 1892; Heſſen Ziffer 53 Anw 
v. 5. Novbr. 1892. 

8 46b.*) 


Durch die Zentralbehörde Tann beftimmt werben, daß 
und unter welden Vorausſetzungen bereitö beftehende 
Bereinigungen von Gemeinde» rantenverfiherungen 
und auf Grund dieſes Gefeges errichteter Krantentlaflen, 
welde Zwede der im & 46 unter Ziffer 1 bis 4 be 
zeichneten Art verfolgen, die Rechte der auf Grund des 
8 46 erriditeten Verbände haben. 

*) Der $ 46b gilt auch für Betriebs- (Fabrik-), Bau- und In- 
nungs-Krankonkassen (88 64, 72, 78). 

Zu 8 46h. 

1. Diefer Paragraph will Vorforge treffen, daß ſolche 
bereit8 beftehenden Vereinigungen von Kaffen, welche Zwecke 
der in $ 46 bezeichneten Axt verfolgen, ohne Rückficht darauf, 
wie. fie zuftande gekommen find und ob ihre Verwaltung den 
Vorſchriften des 846 entipricht, die Rechte der Kafjenverbände, 
insbeſondere deren rechtliche Selbftändigfeit, erhalten können. 

2. Ausf.Beft.: Bayern $6 Verordn. v. 8. Juni 1892. 

8 41.” 

Die Schließung einer Orts⸗Krankenkaſſe muß ers 1 
folgen: 

1. wenn die Zahl der? Mitglieder dauernd unter 
fünfzig fintt; 
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2. wenn fi aus den Yahresabichlüffen der Kaffe 
ergibt, daß die geſetzlichen Mindeftleiftungen auch 
nad erfolgter Erhöhung der Beiträge der Ver⸗ 
fiherten auf vier Prozent desjenigen Betrages, 
nad welchem die Unterflügungen zu bemeflen find 
(88 20, 36a Ziffer 6), nicht gebedit werben können, 
und eime weitere Erhöhung der Beiträge nicht 
anf dem im 8 31 Abſatz 2 vorgeiehenen Wege 
beſchloſſen wird. 

II. Die Auflöfung kann erfolgen, wenn fie von ber 
Gemeindebehörde unter Zuftimmung der Generals 
verjammlung beantragt wird. 

II. Die Schließung oder Auflöfung erfolgt durch Ver⸗ 
fügung der höheren Verwaltungsbehörde, welche, fo- 
fern fie auf Schließung einer Kaſſe gerichtet ift, von 
ber Generalverfommliung, fofern dadurch Die Auflöfung 
einer Kaſſe abgelehnt wird, von ber Gemeindebehörde 
beziehungäweife der Generalverfammlung nah Maße 
gabe des 8 24 angefochten werden kann. 

IV. Bird eine Orts⸗Krankenkaſſe gefehloffen oder aufe 
gelöft, jo find die verfiherungspflichtigen Perfonen, 
für welche fie errichtet war, anderen Orts⸗Kranken⸗ 
taffen und, ſoweit dies nicht ohne erhebliche Benach⸗ 
teiligung anderer Orts⸗Krankenkaſſen gejchehen kann, 
ber GemeindesStrantenverficherung zu übermeifen. 

V. Das etwa vorhandene Vermögen der Kaffe tft in 
diefem Falle zunächft zur Berichtigung der etwa vor» 
handenen Schulden und zur Dedung der vor ber 
Schließung oder Auflöfung bereits entftandenen Unter⸗ 
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ftügungsanfprücdhe zu verwenden. Der Reft fällt den- 
jenigen Orts⸗Krankenkaſſen, fowie der Gemeinde⸗ 
Krankenverſicherung zu, welchen die der gefchloffenen 
oder aufgelöften Kaſſe angehörenden Perſonen über: 
wiejen werden. Findet eine ſolche Überweifung nicht ſtatt, 
fo ift der Reit des Bermögens in der dem biöherigen 
Zwei am meilten entipredhenden Weiſe zu verwenden. 
Die Berfügung Über die Zuweiſung der verfiderung®- VI. 
pflichtigen Berfonen, für weldge die geichloflene oder aufs 
gelöfte Kaſſe errichtet war, an andere Krankenkaſſen ober 
bie Gemeinde-Sirantenverfiderung, fowie über die Ber- 
teilung oder Verwendung bes Reftvermögens wird von 
ber höheren Berwaltungsbehörde getroffen. Gegen dieſe 
Berfügung fteht den Beteiligten innerhalb vier Wochen 
die Beſchwerde an die Zeutralbehörde zu. Die Beſchwerde 
bat, foweit es fi um bie Zuweiſung ber verficherungs" 
pflichtigen Berfonen handelt, feine auficgtebende Wirkung. 
Die Vorſchrift des erften Abſatzes findet feine An- VII. 
wendung, wenn nad) dem Urteil der höheren Ber: 
waltungsbehörde die Gewährung der gefeßlichen 
Minbeftleiftungen durch vorhandenes Vermögen oder 
durch andere außerordentliche Hilfsquellen gefichert tft. 


*) Abs.5 des $ 47 gilt im allgemeinen auch für Betriebs- (Fabrik-) 
Krankenkassen ($ 68 Abs.5). Wegen der Bau-Krankenkassen vgl. $ 72. 
Die Absätze 8 bis 6 des $ 47 gelten auch für Innungs-Kranken- 


kassen ($ 73). 
Zu $ 47. 
1. Der $ 47 behandelt die Aufhebung von Orts-Stranten- 
taflen, und zwar jowohl diejenige von Amts wegen auf Grund 
der Leiftungsunfähigleit (Schliekung), wie diejenige auf 
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Antrag (Aufldfung) Er gilt für Orts-Krankenlaffen aller 
Art; Für größere Kafjenorganijationen (gemeinfame Orts» 
Krankenkaſſen einer Gemeinde, gemeinfame Orts Krankenkaſſen 
mehrerer Gemeinden, Orts⸗Krankenkaſſen für den Bezirk eines 
weiteren Kommunalverbandes) gibt außerdem $48 noch weitere, 
die Auflöfung auf Antrag ſowie die Ausſcheidung einzelner 
Beitandteile betreffende Vorſchriften. 

Die Schließung darf nur erfolgen wegen keiftungsunfähig- 
fett. Diefe wird 

a) erwiejen (Abf. 1 Ziffer 2), wenn die Jahresabſchlüſſe 
ergeben, daß mit den regelmäßigen gejeglichen Maximal⸗ 
beitrage die geſetzlichen Mindeftleiftungen nicht mehr 
gedeckt werden Fönnen, anderweitige® Vermögen nicht 
vorhanden tft (Abf. 7) und eine Erhöhung der Beiträge 
über jenen Betrag hinaus nicht auf dem im $ 31 Abf. 2 
vorgejehenen Wege beichlofien wird; 

b) auf Grund des Gefeßes und bis zum Beweiſe bes Gegen- 
teils vermutet(Abf. 1 Ziffer 1), wenn die Mitgliederzahl 
dauernd unter 50 finkt. Der Gegenbeweis hat darzutun, daß 
trotz der geringen Mitgliederzahl die Gewährung der ge- 
jeglichen Mindeftleiftungen anderweit gefichert tft (Abſ. 7). 

(Für die Gemeinde-Strantenverfiherung geht eine Schließung 
begrifflih nicht an; für diefelbe tft daher in analogen Fällen 
ber Leiftungsunfähigleit unter der Borausfegung, daß bie 
Gemeinde zur Ermäßigung ihrer Vorſchußverbindlichkeit ent⸗ 
iprechende Anträge ftellt, Die zivangsweife Vereinigung mehrerer 
Gemeinden zu gemeinfamer&emeinde-Srantenverfiherung vor. 
gejehen worden, $ 13.) 

2. Durch die Novellen find die bisherigen Beftimmungen 
biefes Paragraphen materiell infofern geändert worden, als 
einmal eine Erhöhung der Beiträge über das regelmäßige, 
in der Novelle von 1903 wefentli erhöhte (vorher ftand 
in Ziffer 2 ftatt 4%), :3%/,) Maximum hinaus nit [don 
an dem Widerjpruch eines einzelnen jcheitern joll, und ferner 
die Zumwelfung von Mitgliedern geſchloſſener oder aufgelöfter 
Krankenkaſſen an andere Krankenkaſſen nur dann unterbleiben 
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fol, wenn fie zu einer „erheblihen‘ Schädigung der letzteren 
führen würde. Die übrigen Abänderungen und Ergänzungen 
bezwecden größere Klarheit in der Zuitändigleit und im Ver 
fahren. In letzterer Beztehung tit insbeſondere der jetzige Abſ. 6, 
welcher in $ 48a feine Ergänzung findet, eingejhoben worden. 

3. Höhere Verwaltungsbehörde iſt in Preußen der Be 
zirksausſchuß (vorbehaltlich des Verwaltungsftreitverfahrens 
vor demfelben mit event. Revifion, Verordn. v. 9. Aug. 1892, 
GS. S. 239), foweit es fich aber um die Überweifung der 
Kaffenmitglieder und die Verwendung des Vermögens handelt, 
der NRegierungd-Präfident (in Berlin der Ober⸗Prafident). 

4. Ausf. Beſt.: Preußen Ziffer 2, 23, 28, 38ff. Anw. 
vd. 10. Suli 1892; Bayern Art. 3,5 ©. v. 26. Mat 1892, 
sg 2, 3, 6 Verordn. v. 8. Juni 1892, Ziffer 33 bis 35 Min. Bek. 
vd. 15. Oftbr. 1892; Sachen $ 1 Berorbn. dv. 28. Septbr. 
1883; Württemberg 88 46 ff. Verorbn. v. 2. Novbr. 1892; 
Baden $$ 48 bis 50 Verorbn. v. 3, Septbr, 1892; Heſſen 
Biffer 31 ff. Anw. dv. 5. Novbr. 1892. 


8 48, 

Orts⸗Krankenkaſſen, weldhe auf Grund ber 88 16,1. 
17 oder 18a für verfiherungspflichtige Perſonen ver⸗ 
ſchiedener Gewerbszweige oder Betriebsarten errichtet 
find, können nad) Anhörung der Gemeinde aufgeldft 
werden, wenn die Generalverfammlung der Kaffe dies 
beantragt. 

Unter der gleihen VBorausjegung kann die Aus- 11. 
ſcheidung der demjelben Gewerbszweig oder derjelben 
Betriebsart angehörenden Kafjenmitglieder aus der 
gemeinfamen Kaffe erfolgen, wenn die Mehrzahl diefer 
Kaſſenmitglieder zuftimmt. 

Für Orts⸗Krankenkaſſen, welde auf Grund der III. 
SS 43 oder 43a gemeinfam für mehrere Gemeinden 
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oder für einen weiteren Kommunalverband errichtet 
find, kann auf Antrag einer der beteiligten Gemeinden 
oder der Generaluerfammlung der beteiligten Kaffe 
bie Auflöfung oder die Ausfcheidung der in einer oder 
mehreren der beteiligten Gemeinden befchäftigten 
Kafjenmitglieder erfolgen. 

IV. Die Auflöfung oder Ausfcheidung erfolgt durch 
Verfügung der höheren Verwaltungsbehörde. Gegen 
die Verfügung, durch welche die Auflöfung oder Aus⸗ 
ſcheidung angeorönet oder verjagt wird, fteht den Be- 
teiligten innerhalb vier Wochen die Beſchwerde an Die 
Zentralbehörde zu. Über die Verwendung und Ver⸗ 
teilung des Vermögens, ſowie über Die anderweitige Ver⸗ 
fiderung der verfiherungspflicätigen Perjonen tft nad 
Maßgabe des 847 Abſatz 4 6186 Beitimmung zutreffen. 


Zu 8 48. 

1. Vgl. die Anm. 13u 8 47. Höhere Berwaltungsbehörde 
ift in Preußen der Bezirksausſchuß, foweit es fi aber um 
die Überweiſung der Kaffenmitglieder und die Verwendung 
des Vermögens handelt, der Regierungs-Präfident (in Berlin 
der Ober-Präfident). 

2. Ausf.Beft.: Preußen Ziffer 2, 5, 38ff. Anw. v. 
10. Zuli 1892; Bayern $$ 1bis 3, 6 Verordn. v. 8. Juni 
1892, Ziffer 33 bis 35 Min. Bek. v. 15. Oftbr. 1892; Sachſen 
8 1 Berorbn. v. 28. Septbr. 1883; Württemberg $$ 46ff. 
Verordn. v. 2. Novbr. 1892; Baden $$ 4861850 Verorbn. v. 
3. Septbr. 1892; Hejfen Ziffer 31 ff. Anw. v. 5. Novbr. 1892. 


8 48a.*) 


I. Ergibt fi, daß einem Kaſſenſtatut nach $ 24 Abſatz 1 
die Genehmigung hätte verfagt werden müflen, fo bat 
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bie höhere Berwaltungsbehörde bie erforderliche Ab⸗ 
änderung anzuordnen. Der die Abänderung anordnende 
Beſcheid Tann auf dem im $ 24 Abfak 1 bezeichneten 
Wege angefochten werden. 

Unterläßt die Bertretung der Kaffe, die endgültig II. 
angeordnete Abänderung au beichliehen, fo hat die höhere 
Berwaltungsbehörde die Beſchlußfafſſung anzuorbnen 
und, falls dieſer Anordnung Teine Folge gegeben wird, 
threrfeitö die erforderliche Abänderung des KKaflenflatuts 
von Amts wegen mit rechtsverbindlicher Wirkung zu 
vollziehen. Dasjelbe gilt, wenn die Bertretung der Kafle 
unterläßt, diejenigen Abänderungen bes Kaſſenſtatuts 
zu beidhliehen, welche durch endgültige, auf Grund ber 
$8 18a, 43a, 47 Abjak 6 erlaflene Anordnungen er- 
fordert werden. 


*) Der $ 48a gilt auch für Betriebs- (Fabrik-) und Bau- 
Krankenkassen ($$ 64, 72), der Abs.2 auch für Innungs-Kranken- 


kussen ($ 78). 
Zu $ 48a. 

1. Diejer Baragraph joll insbeſondere Vorjorge treffen, 
daß Srrtümer, die bei der Genehmigung der Kaffe vorge 
kommen find, nachträglich geheilt werden können. Wie die 
Motive der Novelle 1892 jagen (©. 58), tft es häufig vorge 
kommen, daß Kaflenftatuten den gejeglichen Anforderungen 
nicht entipradhen und aus Irrtum der Behörde doch genehmigt 
wurden; zahlreich jeten namentlich diejenigen Yäülle geweſen, 
in denen ein Kaffenitatut genehmigt wurde, obwohl die Be- 
ftimmung desjelben über die Klaffen der-ber Kaffe angehören 
den Perſonen mit der gleichen Beftimmung anderer Kaflen« 
ftatute im Widerjpruche ftanden. Zuftändigkeit in Preußen: 
Anordnung des Regierungs-Bräftdenten (für Berlin des Ober⸗ 
Präfidenten); Klage beim Ober-Bermaltungsgericäte binnen 
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zwei Wochen nad der Zuftellung der Anordnung. GVer⸗ 
ordn. d. 9. Aug. 1892, GS. ©. 239). Das gemäß der Ans 
ordnung bon der Kafle abgeänderte Statut bedarf der Ges 
nehmigung durch den Bezirksausſchuß (8 24). 

2. Ausf.Beft.: Preußen Ziffer 2, 36 Anw.v. 10. Kult 
1892; Bayern Aıt.3,5 ©. v. 26. Mat 1892, $ 3 Verordn. 
v. 8. Juni 1892; Württemberg ss 34, 51 Verordn. v. 
2. Novbr. 1862; Heſſen Ziffer 26,29 Anw. v. 5. Novbr. 1892. 


D. Gemeinſame Beſtimmungen 


für die Gemeinde Krankenverſicherung“) und für die 
@rts-Arankenkaflen.**) 


8 49, 

I. Die Arbeitgeber haben jede von ihnen befchäftigte 
verjiherungspflidhtige Perfon, welche weder einer 
Betriebs. (Fabrik) Krankenkaſſe (8 59), Bau-Stranten- 
kaſſe (8 69), Innungs⸗Krankenkafſe (8 73), Knappſchafts⸗ 
Tale (8 74) angehört, noch gemäß 8 75 von der Ber: 
pflichtuug, der Gemeinde Krankenverſicherung oder einer 
Drts-FKrantenlafle anzugebören, befreit tft, ſpäteſtens 
am dritten Tage nad) Beginn der Befhäftigung an- 
zumelden und fpäteftens am dritten Tage nad) Be— 
endigung derfelben wiederabzumelden. Veränderungen, 
durch welche während der Dauer der Beihäftigung die 
Berfiherungspflit für folde Berfonen begründet wird, 
die der Berfiherungspflicht auf Grund ihrer Beichäftigung 
bisher nicht unterlagen, find ſpäteſtens am dritten Tage 


) 88 4 bis 15. 
**) 85 16 bis 48a. 
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nach ihrem Eintritte gleichfalls anzumelden. Das gleiche 
gilt bei Änderungen des Arbeitsvertrages, welche die 
Verſicherungspflicht der im 81 Abſatz 4*) bezeichneten 
Perſonen zur Folge haben. 

Die Anmeldungen und Abmeldungen erfolgen für II. 
verſicherungspflichtige Perſonen ſolcher Klaſſen, für 
welche Orts-Krankenkaſſen beſtehen (8 23 Abſatz 2 
Ziffer 1), bei den durch das Statut dieſer Kaſſen be- 
ftimmten Stellen, übrigens bei der Gemeinbebehörbe 
oder einer von diefer zu beftimmenden Meldeſtelle. 

In der Anmeldung zur Orts⸗Krankenkaſſe find auch ILL. 
die behufs der Berechnung der Beiträge durch dag Statut 
geforderten Angaben über die Lohnverhältnifie zu machen. 
Änderungen in diefen Berhältnifien find fpäteftens am 
dritten Tage, nachdem fie eingetreten, anzumelden. 

Durh Beſchluß der Berwaltung der Gemeinde IV. 
Strantenverfiherung und durch das Kaflenitatut Tann 
die Zrift für die An- und Abmeldungen bis zum letzten 
Werktage der Kalenderwoche, in welcher die dreitägige 
Frift (Abſatz 1) abläuft, erftredt werden. 

Die Auffichtsbehörde, ſowie die höhere Berwaltungs- V. 
behörde Tann für ſämtliche Gemeindesstrantenverfide- 
rungen und Orts-Strantentaffen ihres Bezirks oder 
einzelner Teile desſelben eine gemeinfame Meldejtelle 
errichten. Die Aufbringung der Koften derjelben 
erfolgt durch die beteiligten Gemeinden und Orts» 
Krankenkaſſen nad) Maßgabe des 8 46 Abſatz 3, 4. 


*) Der oitierte Absatz 4 des $ 1 ist der frühere Absatz 4 
des 8 1; vgl. Aum. ö zu $ 49. 
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Zu $ 49. 

1. Die gemeinfamen Beitimmungen für die Gemeinde, 
Krantenverfiherung und die Orts⸗Krankenkaſſen regeln die 
An: und Abmeldung der dem Verfiherungszwang unter- 
liegenden Perfonen ($$ 49 bis 50), die Beitragspflicht 
(88 51, 54a), und die Einzablungspflidt ($$ 52 bis 
53) der Arbeitgeber, die Sonderftellung gewifjer Kategorieen 
von Verſicherten ($ 54), die Beitreibung rüdftändiger Bei- 
träge ($ 55), die zwangsweiſe Anftellung weiterer Kaflen- 
ärzte u. ſ. w. ($ 56a), die Begrenzung einer Angreifbarfeit 
der Unterftühungen ($ 56), das Verhältnis zur Armenpflege 
und zu anderweiten Unterftühungsaniprüden ($ 57), die Ge 
währung gegenfeitiger Aushilfe in Krankheitsfällen ($ 57a) 
und die Entiheidung von Streitigfeiten ($$ 53a, 57b, 58). 

2. Die Meldepflicht des Arbeitgebers ift zur Durchführung 
des Berfiherungszwanges erforderlich, weil e8 bei dem aus⸗ 
gedehnten Orts» und Berufswechtel vieler Arbeiter unmöglich 
fein würde, den Zwang, in das Verfiherungsverhältnis einzu- 
treten und in demjelben zu verbleiben, gegen die Iebteren 
direft anzuwenden. 

Die Meldepflicht des Arbeitgebers bezieht ſich nur auf bie 
Biwangsmitglieder, nicht auf die freiwilligen Mitglieder. 
Wegen Begründung der Meldepflicht für die auf Grund des 
$ 2 Ziffer 1 und 4 der Verfiherungspflicht ftatutartfch unter» 
ftellten Perfonen vgl. $ 54. 

3. Die Anmeldung bat nur die Bedeutung der Kontrolle 
und der tatſächlichen Feftitellung eines bereits eingetretenen 
Berhältniffes. Das letztere ſelbſt aber tritt kraft Geſetzes auf 
Grund des Eintritts in die Beſchäftigung und auf Grund der 
Zatjache ein, daß eine andere nach dem Geſetze zugelaflene Ver⸗ 
ficherung nicht befteht. Die einzelne Kaffe hat an der Meldung 
ein erhebliches Intereſſe, weil fie dadurch in den Stand ge- 
feßt wird, die Zugehörigkeit der einzelnen Verfiherten zur 
Kafle zu prüfen und die Beiträge von ihren Mitgliedern zu 
erheben. Zur Unterftügung in Krankheitsfällen ift die Kaffe, 
unbeſchadet ihres Rüdgriffs an fäumige Arbeitgeber ($ 50), 
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auch dann verpflichtet, wenn der Erkrankte nicht gemeldet 
war, denn derfelbe ift Traft Geſetzes durch den Eintritt in die 
Beihäftiging Mitglied geworden. 

4. Nichtbeachtung der Vorſchriften dieſes Paragraphen 
zieht Beftrafung nach 8 81 und die Verpflichtung zur Er- 
ftattung geleifteter Unterftüßungen gemäß $ 50 nad fid). 
Über den Begriff „Arbeitgeber“ vgl. $ 38 Anm. 1. 

5. Diefer Paragraph hat mehrere Änderungen der anfäng« 
lichen Faſſung erhalten, welche aber nicht prinzipieller Natur 
find. Urfprünglich war durch den Wortlaut des Geſetzes die Vor⸗ 
ichrift, welche Arbeiter zu melden feien, nur indirekt aus- 
gedrückt, indem die Vorſchrift dahin ging, es ſeien alle die- 
jenigen verfiherungspflichtigen Perfonen an» bezw. abzu- 
melden, „für welche die Gemeinde-Krankenverficherung ein- 
tritt oder welche einer Orts⸗Krankenkaſſe angehören‘. Sekt 
wird direkt gejagt, wer zu melden ſei, während fachlich die 
Meldepflicht die gleiche geblieben iſt; es find nämlich jekt 
wie früher alle diejenigen verfiherungspflichtigen Perjonen 
zu melden, welche Traft ihrer Beichäftigung einer Betriebs- 
(Fabrik), Baur, Innungs⸗ oder Knappſchaftskaſſe nicht an⸗ 
gehören und auch nicht, infolge ihrer Zugehörigkeit zu einer 
dieMindeftleiftungen gemwährenden freien Hilfsfaffe (88 75,75a), 
von dem Beitritte zur GemeinderKranfenverfierung oder 
zu der fonft zuftändigen Orts⸗Krankenkaſſe befreit find. Die 
Regierung wollte auch die Mitglieder diefer freien Hilfsfaffen 
der Meldepflicht unterwerfen und deren Befreiung von der 
Zugehörigkeit zur Orts⸗-Krankenkaſſe beziv. Gemeinde-Stranten- 
verfiderung nur auf Antrag eintreten laſſen; denn die 
Orts⸗Krankenkaſſe u. ſ. w. müfje felbft die Prüfung darüber 
vornehmen, ob die Befreiung der Mitglieder ſolcher Hilfs- 
fafjen gejeßlich begründet jet, dem Arbeitgeber aber müſſe 
der Anreiz, die läftige Meldepflicht zu umgehen und deshalb 
nur Mitglieder von Hilfstaffen in Arbeit zu nehmen, ges 
nommen werben, ebenjo aber aud das ſchwere Rififo, indem 
er fich bei einer etwa aus Irrtum über die Verpflichtung 
unterlaffenen Meldung der Erſatzverpflichtung des $ 50 


v. Woedtle, Eucken⸗ Addenhauſen, LBS. 10. Aufl. 12 


— 
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ausjegt. Der Reichstag Hat e8 aber im mwejentlichen beim 
alten belafjen. 

Die Prüfung, ob die Beteiligung an einer Hilfskaſſe von 
der Zugehörigfeit zur Orts-Krantentaffe befreit, wird dadurch 
erleichtert, daß nach $ 75 b die den freten Hilfskaſſen behördlich 
erteilten Bejcheinigungen allgemein maßgebend find. Gehört 
aber der Arbeiter einer Hilfskaſſe an, für welche er (etwa in 
feinem Beitragsqutttungsbuch) eine Beicheintgung nad) $ 75b 
vorweifen Tann, jo hat der Arbeitgeber noch feitzuftellen, 
ob das von der Hilfgtaffe gewährte Krankengeld mindeitens 
ſo body tft wie die Hälfte des ortsüblichen Tagelohns des 
Beihäftigungsorts. Sit dies der Fall, fo tft die Meldung 
entbehrlich; andernfalls tft fie notwendig. Im Zweifelsfalle 
ift fie zur Vermeidung von Weiterungen empfehlenswert. 

Die Meldepflichtdes Arbeitgebers befteht nur bei dvem@in- 
tritt in die verfiherungspflichtige Beichäftigung. Bei Ver: 
änderungen während der Dauer der Beichäftigung hat der 
Ürbeitgeber im allgemeinen nichts zu melden; er hat viel- 
mehr folde Beränderungen nur dann zu melden, 
wenn Perfonen, die bisher nicht verficderungspflichtig waren, 
fortan verfiherungspflichtig werden (3.8. wenn jemand, der 
bisher feinen Lohn erhielt, fortan gelohnt wird, oder wenn 
ein freiwilliges Mitglied verjicherungspflicätig wird, oder 
wenn das Gehalt eines Handlungsgehilfen oder eines Betriebs- 
beamten auf 2000 Mar? herabgejekt wird), Der Schluß- 
fat des Abf. 1 tft durch die Novelle von 1903 gegenitanbslos 
geworden. Er betraf die im früheren Abf. 4 des $ 1 be- 
zeichneten Handlungsgehilfen und «Lehrlinge; vgl.S$1 Unm.*) 
unds 1 Anm.3untera. Veränderungen in ber Kaſſen— 
zugehörigfeit, d. h. die Tatſache, ob ein an fi Ber- 
fiherungspflichtiger während der Dauer der Beihäftigung 
aus der freien Hilfskaſſe oder der betr. Mitgliederflaffe aus- 
tritt, braucht der Arbeitgeber nicht zu Tontrollieren; aber die 
Hilfskaſſen felbjt find Fraft Geſetzes zur Anzeige derartiger 
Beränderungen verpflichtet ($ 49a). 

6. Die Meldepflicht des Arbeitgeber umfaßt nad dem 
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Abi. 3 unter Umitänden auch die Verpflichtung zu Angaben 
über die Lohnverhältnifie. 

7. Der Abf. 4 geitattet im Intereſſe der Erleichterung 
des meldepflichtigen Arbeitgebers eine Hinausihiebung der 
Meldefrift bis zum lekten Werktage (im allgemeinen Sonn⸗ 
abend) derjenigen Kalenderwoche, in welcher die dreitägige 
Frift abläuft. Wegen Hinausjhiebung der Meldefrift um 
zwei Wochen für Mitglieder von Hilfskaflen vgl. $ 75 Abf. 2. 

8. Die Errihtung einer gemeinfamen Meldeitelle Tann 
nah Abſ. 5 auch durch die höhere Verwaltungsbehörde für 
deren Bezirke erfolgen. Hierdurd) wird Die Errichtung gemein- 
famer Meldeftellen für größere Bezirke ermöglicht. 

9. Ausf.Beft.: Preußen Ziffer 2, 5, 55, 56 Anw. v. 
10. Zuli 1892; Bayern Art. 1, 2 Gef. v. 26. Mat 1892, 
88 2 bis 4 Verordn. v. 8. Juni 1892, Ziffer 36 Min.BVel. v. 
15. Oktbr. 1892; Sachſen 8 1 Berordn. v.28. Septbr. 1883; 
Mürttemberg $$ 52ff. Verordn. dv. 2. Novbr. 1892; Ba⸗ 
den 88 51, 52 Verordn. v. 3. Septbr. 1892; Heffen Ziffer 
54 ff. Anw.v.5. Novbr. 1892, 813 Verordn. v. 5. Novbr. 1892. 


8 49a.*) 

Hilfskaſſen der im 8 75 bezeichneten Art haben jedes I. 
Ausſcheiden eines verſicherungspflichtigen Mitgliebesang 
der Kaffe und jedes Übertreten eines foldhen in eine 
niedrigere Mitgliederklafle innerhalb Monatsfrift bei 
der gemeinjamen Meldeftelle oder beider Aufſichtsbehörde 
desjenigen Bezirks, in welchem das Mitglied zur Zeit 
der legten Beitragszahlung beihäftigt war, unter An⸗ 
gabe jeines Aufenthaltsortes und feiner Beſchäftigung 
zu dieſer Zeit ſchriftlich anzuzeigen. 

Für Hilfskafſen, welche örtlihe Berwaltungsftellen II. 
errichtet haben, tft die Anzeige von der örtlichen Ber- 


waltungöftelle au erftatten. 
12* 
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II. Zur Erftattung der Anzeige tft für jede Hilfskaſſe, 
fofern deren Borftand nicht eine andere Perſon damit 
beauftragt, der Rechnuugsführer derfelben, für die ört- 
liche Berwaltungsftelle dasjenige Mitglied, welches bie 
Rechnungsgeſchäfte derſelben führt, verpflichtet. 

IV. Die Auffichtsbehörde hat die an fie gelangenden An⸗ 
zeigender Berwaltung der Gemeinde-SRrantenverfiherung 
oder dem Borfiande der Ortö-Srantentafle, welcher bie 
in der Anzeige bezeichnete Perfon nach der in derſelben 
angegebenen Beihäftigung anzugehören verpflichtet ift, 
zu überweifen. 


*) Abs. 4 gilt auch für Betriebs- (Fabrik-), Bau- und Innungs- 
Krankenkassen (88 64, 72, 78). 


Zu 8 49a. 

1. Vgl. Anm. 5 zu 849. Wegen der gemeinfamen Melde 
ftelle vgl. $ 49 Abi. 5. 

2. Unterlaſſung der Anzeigen ift ftraffällig nad $ 81; 
$ 50 dagegen findet bier. feine Anwendung. 

3. Ausf.Beit.: Preußen Ziffer 5, 56 Antw. v. 10. Juli 
1892; Bayern Art. 1,2 Geſ. v. 26. Mat 1892, $4 Verordn. 
v. 8. Suni 1892; Württemberg $$ 54, 55, 78 Verorbn. v. 
2. Novbr. 1892; Baden 8 52 Verorbn. dv. 3. Septbr. 1892; 
Heffen Ziffer 55 Anw. v. 5. Novbr. 1892, 


8 50. 

I. Arbeitgeber, welche der ihnen nad) 8 49 ohliegenden 
Anmeldepflicht vorfägiih oder fahrläffigerwetfe nicht 
genügen, baden alle Aufwendungen, welche eine Ge: 
meinde-Stranfenverfiherung oder eine Orts⸗Kranken⸗ 
fafle auf Grund gefeglicher oder ftatutarifcher Vorfchrift 
in einem vor der Anmeldung durch die nicht angemeldete 
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Perſon veranlaßten Unterſtützungsfalle gemacht hat, zu 
erſtatten. 

Die Verpflichtung zur Entrichtung von Beiträgen II. 
für die Zeit, während welcher die nicht angemeldete oder 
nicht angezeigte Perſon der Gemeinde-Strantenverfiche- 
rung oder ber Orts⸗Ktrankenkafſe anzugehören verpflichtet 
war, wird hierdurch nicht berührt. 

Zu 8 50. 

1. Die Abänderungen des Abſ. 1 ſollen außer Zweifel 
ſtellen, daß fich der Anſpruch auch auf das Sterbegeld erſtreckt, 
welches an die Hinterbliebenen eines nicht rechtzeitig ange 
meldeten Verfiherungspflichtigen zu zahlen war, ferner auf 
die Wöchnerinnen⸗, Relonvaleszenten-, kurz auf alle Unter- 
ftüägungen; — Berwaltungstoften find ausgeſchloſſen. Durch 
Abſ. 2 wird im Intereſſe der Klarftellung ausdrücklich ausge- 
ſprochen, daß die Verpflichtung zur Zahlung der Beiträge und 
Eintrittögelder durch den etwaigen Eintritt der Erfagpflicht 
nicht berührt wird. 

2. Streitigkeiten über Anſprüche aus $ 50 werden nach der 
jetzigen Yaflung des $ 58 nicht fofort im Rechtswege, fondern 
zunächft von der AuffichtSbehörde, vorbehaltlich des Rechts» 
weges (event. des Verwaltungsftreitverfahrens), entſchieden. 

3. Neben den privatrechtlichen Folgen, die der $ 50 ordnet, 
beftehen die ftrafrechtlichen Folgen gemäß $ 81. ber beide 
vgl. v. Schicker, Komm. z. KVG. Ann. 11 zu 8 50 und 
Hahn, Komm. 3. KVBG. Anm. 1 zu 8 50. 

4. Die Anſprüche aus Abi. 1 verjähren nach $ 195 BOB. 
in 30 Sahren, die Anſprüche aus Abj. 2 verjähren nach $ 55 
KVG. — ©. auch $ 82a Abi. 3. 

5. Ausf.Beft.: Bayern Art. 1,2 Gef. v. 26. Mai 1892. 


8 51.” 
Die Beiträge zur Krankenverſicherung entfallen bei. 
verfiherungspflichtigen Perſonen zu zwei Dritteln auf 
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diefe, zu einem Drittel auf ihre Arbeitgeber. Eintritis- 
gelder belaften nur die Berficherten. 

Il. Durch ftatutarifhe Regelung (8 2) kann beftimmt 
mwerden, daß Arbeitgeber, in deren Betrieben Dampf- 
teflel oder durd) elementare Kraft bewegte Triebmerfe 
nit verwendet und mehr als zwei dem Kranken⸗ 
verfiherungszwange unterliegende Perjonen nicht be- 
I&äftigt werden, von der Verpflichtung zur Leiftung 
von Beiträgen aus eigenen Mitteln befreit find. 

*) Dieser Parugraph gilt auch für Innungs-Krankenkassen ($ 78), 


jedoch mit der Modifikation aus $90 GO. Nach $8 65, 72 gilt 551 
analog auch für Betriebs- (Fabrik-) und Bau-Krankenkassen. 


3u 8 5l. 

1. Die jegige Yaflung des Abf. 1 fol in Verbindung mit 
der anderweiten Yaflung des $ 52 die Beitragsverpflichtung 
des verficherten Arbeiters jchärfer zum Ausdrude bringen, 
als dies früher der Fall war. Eintrittsgeld und Zufaßbeiträge 
($ 52b) trägt der Verficherte allein. 

2. Die Beitragspflicht der Arbeitgeber (331/35 Prozent 
des Sefamtfranfenverfiherungsbeitrags, aljo 50 Prozent des« 
jenigen Anteils, den der Arbeitnehmer beizutragen hat [ein 
Betrag, welcher der früheren Preuß. Geſetzgebung und dem 
RS. dv. 8. April 1876, betr. die Abänderung des Tit. VI 
der Gewerbeordnung, entipricht]), iſt ein aus ſozialpolitiſchen 
Gründen dem verfiderungspflichtigen Arbeitnehmer auf 
Koften des Arbeitgebers zugeiprochener Vorteil. Derjelbe war 
aber nur bei Perfonen, welche zur Verfiherung verpflichtet 
wurden, und nur für die mit Beitrittszwang ausgeitatteten Ein- 
richtungen (die gleichartigen Iandesgefeglichen Beitimmungen 
für Knappſchaftskaſſen bleiben nad dem Neichsgeje unbe 
rührt, $ 74) gerechtfertigt; denn diefe Einrichtungen find fo 
getroffen, daß jede verfiherungspflichtige Perſon in einer dieſer 
Organiſationen der Verfiherungspflicht genügen und durch 
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die Beteiligung an denjelben der der Berfiherungspflicht ent« 
ſprechenden Rechtswohltat teilhaftig werden Tann. Wer fi) 
dem freiwillig entzieht und Mitglied einer neben jenen Ein- 
richtungen zugelaffenen Hilfstaffe ohne Beitrittszwang ($ 75) 
wird, dem kann dieſe Rechtswohltat nicht wider feinen Willen 
aufgedrängt werden. Hieraus ergibt fi: 

a) Zu Hilfskaflen ohne Beitrittszwang ($ 75) tft kein Bei⸗ 
trag der Arbeitgeber zu entrichten (Hilfstaffen mit Bei- 
trittsziwang gelten als Orts⸗ u. |. w. Krankenkafſen, $ 85); 

b) durch freiwillige Beteiligung nichtverfiderungspflichtiger 
Berjonen wird eine Beitragsverpflichtung des Arbeit 
gebers nicht begründet, vgl. Ann. 5 zu 54. Dies gilt 
fowohl für die freiwillig eintretenden ($$ 4, 19, 26a, 
63, 72) als aud für die nad) Aufhören ihrer Beichäfti- 
gung freiwillig bleibenden Perſonen ($$ 11, 27, 64, 72, 
73). Dieje freiwilligen Mitglieder zahlen die vollen 
Kafjenbeiträge einfchl. des Anteils der Arbeitgeber. 

Das Geſetz geitattet, dur ftatutarifhe Regelung 
folgende Ausnahmen von der Beitragspflidt des Arbeits 
gebers zu begründen: 

a) Für die in ganz kleinen Betrieben beſchäftigten Arbeiter 
($ 51 Abf. 2), weil in ſolchen Tleinen Betrieben Arbeits 
nehmer und Arbeitgeber fozial oft gleichftehen und letztere 
durch Beiträge für die erfteren zu fehr belaftet werben 
würden; 

b) für die auf Grund des $ 2 ftatutartjch verficherten un⸗ 
ftändigen Arbeiter und Hausgewerbetreibenden ($ 54), 
weil die Verhältniffe Hier zu verſchieden find, als daß 
ſich überjehen ließe, ob die Beitragsleiftung der Arbeit- 
geber praktiſch mögli und durchführbar fein wird. 

Soweit Arbeitgeber von der Zahlung der Beiträge aus 
eigenen Mitteln befreit find, nehmen fie an der Kaflenver- 
waltung nicht teil ($ 38). 

MWegen der weitergehenden Zuichußverbindlichkeit der Fa⸗ 
brifherren, ber Bauherren und der Innungen bei Snfuffizienz 
ber Betriebs (Yabrik), der Bau- und der Innungs Kranken⸗ 
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fajfen vgl. $ 65 Abf. 2, 88 72, 73. Bei Innungs-Kranken⸗ 
kaſſen können die Snnung&Mitglieder 50 Prozent der Ge- 
famtbeiträge übernehmen, dann aber ben Vorſitz und diehälftige 
Vertretung in den Kaffenorganen beanſpruchen, $ 90 GO. 
. (. Anhang VI). 

3. Über den Begriff „Arbeitgeber“ vgl. $ 38 Anm. 1. 

4. Ausf.Beft.: Preußen Ziffer 2, 8 bis 10 Anw. v. 
10. Juli 1892; Bayern Art. 1, 2 Gef. v. 26. Mat 1892, 
88 2, 3 Derordn. v. 8. Juni 1892; Baden $ 10 Berordn. 
v. 3. Septbr. 1892; Heſſen Ziffer 3 Anw. v. 5. Novbr. 1892. 


8 52.*) 

I. Die Arbeitgeber find verpflichtet, die Beiträge nnd 
Eintrittögelder, welche für die von ihnen beſchäftigten 
Berfonen zur Gemeinde-Strankenverficherung oder zu 
einer Orts⸗Krankenkaſſe zu entrichten find, einzuzahlen. 
Die Beiträge find an die Gemeinde⸗Krankenverſicherung, 
fofern nicht durch Gemeindebeſchluß andere Zahlungs⸗ 
termine feftgefegt find, wöchentlich im voraus, an bie 
Orts⸗Krankenkaſſe zu den durch Statut fejtgefegten 
Bahlungsterminen einzuzahlen. Das Eintrittsgeld ift 
mit dem erften fälligen Beitrage einzuzahlen. Die Bei- 
träge find folange fortzuzablen, bis die vorjhrifts- 
mäßige Abmeldung (8 49) erfolgt ift, und für den 
betreffenden Beitteil zurüdzuerftatten, wenn Die recht⸗ 
zeitig abgemeldete Perſon innerhalb der Bahlungs- 
periode aus der bisherigen Beſchäftigung ausfcheidet. 

II. Wenn der Verſicherte gleichzeitig in mehreren die 
Berfiherungspflicht begründenden Arbettsverhältnifien 
fteht, jo haften die ſämtlichen Arbeitgeber ala Geſamt⸗ 
ſchuldner für Die vollen Beiträge und Eintrittägelder. 
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Durch Gemeindebeſchluß mit Genehmigung der Auf- III. 
ſichtsbehörde oder durch Kaſſenſtatut Tann beftimmt 
werden, daß die Beiträge ſtets für volle Wochen er- 


hoben und aurüdgezahlt werden. 
25: *) Dieser Paragraph gilt auch für Innungs-Krankenkassen ($ 73); 
‚analog auch für Betriebs- (Fabrik-) und Bau-Krankenkassen ($$ 65, 72). 


Zu 8 52, 

1. Diefer Paragraph findet auf die Zufahbeiträge feine 
Anwendung ($ 52b). 

2. Die Verpflichtung, die Kafjenbeiträge feiner dem Ver⸗ 
fiherungszwang unteriworfenen Arbeiter einzuzahlen, ift 
dem Arbeitgeber um deswillen auferlegt worden, weil es nicht 
möglich fein würde, diejelben von jedem einzelnen Arbeiter, 
fofern fie nicht freiwillig entrichtet werden, zwangsweiſe ein- 
zuziehen. 

3. Darüber, daß für Perfonen, welche nah $ 2 Ziffer 1 
und 4 dem Verficherungszwange ftatutarifch unterftellt werden, 
die Einzahlungsverbindlichleit der Arbeitgeber nach Maßgabe 
ihrerbejonderen Berhältniffe durch eine anderweite Beſtimmung 
erfegt oder auch ganz in Fortfall gebracht werden kann, vgl. 
$ 54; darüber, daß auf freiwillige Kaffenmitglieder die Ein- 
zahlungsverbindlichfeit des Arbeitgebers Teine Anwendung 
findet, vgl. Anm. 5 zu $4. Die für die Arbeiter veraus- 
lagten Beträge kann der Arbeitgeber bei der Lohnzahlung 
anrechnen, $ 53; wegen rüdjtändiger fälliger Beiträge findet 
gegen den lehteren die Zwangsbeitreibung im Verwaltungs- 
wege, 855, jowie event. die Ausſchließung von der Vertretung 
und Wahlberechtigung zu den Kaffenorganen ftatt, 838 Ab}. 4. 

4. Der Regelung durch Gemeindebeſchluß oder durch Kafjen- 
ftatut ift es überlaffen, ob die Beiträge im voraus oder nad. 
folgend erhoben werden jollen. Nur für den Fall, daß für 
Die Gemeinde-Kranfenverfiherung eine bejondere Beftimmung 
durch Gemeindebeſchluß nicht getroffen wird, bleibt es bei der 
Borauszahlung. 
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5. Abf. 2 regelt die Einzahlung der Beiträge für ſolche 
Berficherten, welche gleichzeitig mehrere Arbeitgeber haben — 
was beiden Hausgewerbetreibenden die Regel iſt —, und Abſ. 3 
bezwect die Erleichterung des Kaflen- und Rechnungsweſens. 

6. Ausf.Beit.: Bayern Art.1,2 Geſ. v. 26. Mai 1892, 
58 3, 4 Verordn. v. 8. Juni 1892; Württemberg $ 56 
Verordn. v. 2. Novbr. 1892; Baden 819 Verordn. v. 3.Septbr. 
1892; Heſſen Ziffer 5, 6 Anw. v. 5. Novbr. 1892. 


8 52a.*) 

I. Auf Antrag der Gemeinde-Srantenverfiherung oder 
einer Orts⸗Krankenkaſſe kann die Auffihtbehörde wider: 
ruflih anordnen, daß ſolche Arbeitgeber, die mit Ab- 
führung der Beiträge im Nüdftande geblieben find und 
deren Zahlungsunfähiglett im Zwangsbeitreibungs⸗ 
verfahren feftgeftellt worden tft, nur den auf fie ſelbſt 
ala Arbeitgeber entfallenden Teil der Beträge, welche 
für die von ihnen beſchäftigten verfiherungspflichtigen 
Berjonen zur Gemeinde-Strantenverfidjerung oder Orts⸗ 
Krankenklaſſe zu entrichten find, einzuzahlen haben. 

II. Wird dies angeordnet, jo find die von ſolchen Ar- 
beitgebern beſchäftigten verfiherungspflichtigen Berjonen 
verpflichtet, die Eintrittägelder ſowie den anf fie ſelbſt 
entfallenden Teil der Beiträge zu den feitgeitellten 
Zahlungsterminen jelbft an die Gemeinde-Strantenver: 
fiderung oder Krankenkaſſe einzuzahlen. 

III. Die Anordnungen (Abſatz 1) müflen diejenigen 
Arbeitgeber, für welche fie gelten follen, nah Namen, 
Wohnort und Geſchäftsbetrieb deutlich bezeichnen und 
find dieſen Arbeitgebern ſchriftlich mitzuteilen. 

IV. Die von ſolchen Anordnungen betroffenen Arbeit- 
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geber find verpflichtet, dieſelben den von ihnen be 
Thäftigten, in der Gemeinde-Srantenverfiherung oder 
Orts⸗Krankeunkafſe verfiderten verfiherungspflichtigen 
Berfonen dur dauernden Anshang in den Betriebs⸗ 
ftätten befannt zu machen und bei jeder Lohnzahlung 
die von ihnen beſchäftigten verfiherungspflichtigen Ber- 
Tonen darauf hinzuweiſen, dab dieſe die im Abſatz 2 
bezeichneten Beiträge felbft einzuzahlen haben. 

Gegen die im Abſatz 1 bezeichneten Anordnungen V. 
findet binnen zwei Wochen nad) der Zuftellung bie Be⸗ 
ſchwerde an die höhere Berwaltungsbehörde ftatt. Die 
Beſchwerde bat Leine aufichiebende Wirkung Die 
Entſcheidung der höheren Berwaltungsbehörbe tft end- 
gültig. 

*) Der $ 52a gilt auch für Betriebs- (Fabrik-), Bau- und 
Innungs-Krankenkassen (88 65, 72, 78). 

Zu 8 52a. 

1. Diejer Paragraph enthält ſcharfe Beitimmungen, durch 
welche, in Verbindung mit $ 82b, einer von leiftungs- 
unfähigen Arbeitgebern namentlich im Baugewerbe zuweilen 
beobachteten gewiſſenloſen und die Kaffe fhädigenden Praxis 
ein Ende bereitet wird. Es ift vorgelommen, daß jolche, 
troßdem fie völlig leiftungsunfähig find, ihr Gewerbe weiter 
betreiben, ihren Arbeitern bei der Lohnzahlung die Kranken⸗ 
verficherungsbeiträge abziehen, aber weder dieſe noch ihren 
eigenen Zeil an Kafjenbeiträgen der Kafje zuführen, fondern 
dieje Beträge für fich behalten. Solche Arbeitgeber werden 
nad $ 82b beftraft, gleichzeitig aber fanıı auf Grund des 
8 525 die Kaſſe zu ihrem Gelde, foweit die Beiträge von 
den Berficherten zu entrichten find, dadurch gebracht werden, 
daß die Iehteren zu direlten Schuldnern der Kaffe gemacht 
werden. Die Einbuße der Krankenkafſſe beiteht dann, ab- 
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gefehen von gewifjen Weiterungen, welche die Eingtehung dev 
Beiträge inzahlreichen FleinenBeträgen der verficherten Arbeiter 
hervorruft, nur noch in dem einen auf die Arbeitgeber ent- 
fallenden Drittel. 

Bol. die diefelbe Abficht verfolgenden Beitimmungen für 
die Invaliden⸗ und die Unfallverfiherung in $ 142 Abi. 4 
IVG. (Anhang IV) und in 8 104 GUVG. 

2. Ausf.Beft.: Bayern Art. 1,2 Gef.v. 26.Mai1892, 
88 3,4 Berordn. v. S. Juni1892; Württemberg857 Berordn. 
v. 2. Novbr. 1892; Baden 853 Verordn. v. 3. Septbr. 1892. 


8 52h.*) 

Auf Zufagbeiträge der Verficherten für befondere 
auf Antrag zu gewährende Kafſenleiſtuugen an Famtlien- 
angehörige (8 6a Abfak 1 Ziifer 5, 8 9 Abſatz 1 Sak 2, 
g 21 Abſatz 1 Ziffer 5, 8 22 Abſatz 2) finden bie Bor: 
fhriften der 88 51 und 52 Teine Anwendung. 


*) Der 8 52b gilt auch für Betriebs- (Fabrik-), Bau- und 
Innungs-Krankenkassen (8$ 65, 72, 78). 


Zu 8 52». 

1. Zujaßbeiträge für Familienunterſtützung werden (eben- 
fo wie Eintrittsgelder, $ 51 Abf. 1) niemals von dem 
Arbeitgeber eingezahlt oder anteilig getragen, jondern immer 
nur von dem Verficherten felbit. Denn bei Familienunter⸗ 
ftägungen, die „auf Antrag” gewährt werden (in der Gent. 
Kr.Beri. [$ 6a Abi. 1 3.5], ſowie nad Wahl der Kafle in 
organifierten Krankenkaſſen [$ 21 Abf. 1 3.5]), finden die 
bon der anteiligen Übernahme der Beiträge durch die Arbeit- 
geber und von deren Einzahlungsperpflichtung handelnden 
88 51, 52 „feine Anwendung“; für ſolche Familienunter⸗ 
ftüungen aber, die von organifierten Krankenkaſſen „all» 
gemein“, aljo ohne bejonderen Antrag gewährt werden [$ 21 
Abt. 18.5], Dürfen Zufagbeiträge überhaupt nicht erhoben 
werden (8 22 Abi. 2). 

2. Auf. Beit.: Bayern Art. 1,2 Gef.v. 26.Mai 1892. 
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3 53.*) 

Die Verſicherten find verpflichtet die Eintrittsgelder I. 
und Beiträge, Iehtere nad) Abzug des auf den Arbeit- 
geber entfallenden Drittels (8 51), beiden Lohnzahlungen 
fih einbehalten zu laſſen. Die Arbeitgeber dürfen nur 
anf diefem Wege den auf die VBerfiherten entfallenden 
Betrag wieder einziehen. Die Abzüge für Beiträge 
find auf die Kohnzahlungspertoden, auf welde fie ent- 
fallen, gleichmäßig au verteilen, Diefe Teilbeträge dürfen, 
ohne daß dadurch Mehrbelaftungen der Berfiherten ber’ 
beigeführt werden, auf volle zehn Piennig abgerundet 
werden. Sind Abzüge für eine Lohnzahlungsperiode 
unterblteben, fo dürfen fie nur noch bei der Lohnzahlung 
für die nädjftfolgende Lohnzahlungsperiode nachgeholt 
werden, 

Hat der Arbeitgeber Beiträge um deswillen nad Il. 
zuzablen, weil die Verpflichtung zur Entrichtung von 
Beiträgen zwar vom Arbeitgeber anerlannt, von dem 
Berfiherten, der Gemeinde-Sirantenverfiherung oder 
Drts-Serantentafie aber beitritien wurde und erft durch 
einen Rechtsſtreit (8 58) bat feitgeftellt werden müflen, 
ober weil die im & 49a vorgeichriebene Anzeige erft 
nad Ablauf der im Abſatz 1 bezeichneten Zeiträume 
oder gar nicht eritaitet worden ift, fo findet die Wieder⸗ 
einziehung des auf den Berfiherten entfallenden Teiles 
der Beiträge ohne die vorſtehend aufgeführten Be- 
ſchränkungeun ftatt. 

Arbeitgeber, deren Zahlungsunfähigkeit im Zwang: III. 
beitreibungsverfahren feitgeftellt worden tft, find, ſo⸗ 
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lange für fie nicht eine Anordnung der im $ 52a be- 
zeichneten Art getroffen worden tft, verpflichtet, die im 
Abſatz 1 augelaffenen Lohnabzüge zu machen und deren 
Betrag fofort, nachdem der Abzug gemacht worden iſt, 
an die bereiitigte Kaſſe abzuliefern. 


*) Dieser Paragraph gilt auch für Betriebs- (Fabrik-), Ban- und 
Innungs-Krankenkassen (88 65, 72, 73). 


an 8 58. 

1. Die in dem $ 53 der früheren Saffung enthaltenen 
Grundjäße find durch die Novelle von 1892 in zwei Para- 
graphen (53 und 53a) verteilt und wetter ausgeftaltet worden. 

2. Der $ 53 beftimmt den Weg, auf welchen: die Arbeit» 
geber die EintrittSgelder und denjenigen Teil der VBeiträge, 
welcher gemäß $ 51 den Verficherten zur Laſt fällt, von diefen 
wieder einziehen können. Der erſte Sab des Abi. 1 ent- 
fpricht fachlich der früheren Vorfchrift des $ 53 Abf. 1, dreht 
aber die leßtere, welche nur die Berechtigung des Arbeitgebers 
zum Abzug der Beiträge ausſprach, um und macht hieraus 
eine Verpflichtung des Verſicherten, den Abzug zu 
dulden. Es ift hierdurch zu beflerem Ausdrude gebradt 
worden, daß der Verficherte nicht den geringiten Anſpruch 
darauf hat, daß ihm der Arbeitgeber etwa den Beitrag erläßt; 
tertümliche, in der Praxis hervorgetretene Auffaffungen ließen 
eine folche prägtjere Yaflung der bisherigen Vorſchrift rätlich 
erſcheinen. 

Durch den zweiten Satz des erſten Abſatzes wird ebenfalls 
nur deutlicher als früher zum Ausdrucke gebracht, daß die Ab⸗ 
züge nur bet der Lohnzahlung ſollen erfolgen dürfen, während 
die weiteren Säße Vorjorge treffen, daß die Abzüge für Beiträge 
gleihmäßig verteilt und nicht zum Nachteile des Verficherten 
in zu großen Summen auf einmalgemacht werden dürfen. Für 
befondere Fälle, in denen der Arbeitgeber nicht in der Lage 
tft, den Abzug rechtzeitig zu machen, enthält der Abſ. 2 Aus⸗ 
nahmen. Strafvorſchriften in 88 82, 82b, 
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3. Der Abf. 3 enthält eine weitere Ausgeitaltung des in 
$ 52a enthaltenen Gedankens für ſolche Fälle, in denen die 
ſcharfen Maßregeln des 8 52a noch nicht erforderlich erichtenen 
find. Sn Fällen diefer Art ift der leiftungsunfähtge Arbeitgeber 
verpflichtet (nicht bloß, wie leiftungsfähige Arbeitgeber, be⸗ 
rechtigt), den Verficherten die auffieentfallenden EintrittSgelder 
und Beitragsteile abzuziehen; er tft dann weiter zur fo> 
fortigen Abführung diefer Beträge an die Kaffe verpflichtet. 
Strafvorichrift in $ 82. 

4. Ausf.Beit.: Bayern Art. 1,2 Gef. v. 26. Mat 1892. 

8 53a.*) 

Streitigtetten zwiſchen dem Arbeitgeber und ben I. 
von ihm beihhäftigten Perſonen über die Berechnung 
und Anrechnung der von diefen zu leiftenden Beiträge 
werden nad den Vorſchriften des Geſetzes, betreffend 
bie Gewerbegertähte, vom 29, Juli 1890 (Reichs⸗Geſetzbl. 
©. 141) entihieden.t) 

Die Borichriften des letzteren Geſetzes finden aud II. 
auf Streitigkeiten zwiſchen den bezeichneten Perfonen 
über die Berechnnng und Anrechnung des Gintrittd- 
geldes Anwendung. Zur Enticheidung diejer Streitig- 
fett find and die auf Grund des 8 50 jenes Gefeges**) 
fortdeftehenden Gewerbegerichte auftändig. 

*) Der $ 53a gilt auch für Betriebs- (Fabrik-), Bau- und 
Ianungs-Krankenkassen ($$ 65, 72, 78). 

+) Jetzt nach den Vorschriften des Gewerbegerichtsgeseizes 
(BGBl, 1901 8. 853); vgl. Artikel 3 Abs. 2 des Gesetzes vom 
30. Juni 1901 (RGBI. 8. 249). 

*#) Jetzt des $ 85 des Gewerbegeriohtsgesetzes. 
Zu 8 58a. 
1. Bgl. Anm. 1 zu $ 53. 
Streitigfeiten zwiſchen Arbeitgebern und Berficherten über 
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die Berechnung und Anrechnung der auf letztere entfallenden 
Eintrittsgelder und Beiträge werden verfchieden behandelt, 
je nad der Kategorie der Beteiligten: 

a) Bei Gejellen, Gehilfen, $abrifarbeitern, 
Heimarbeitern, Lehrlingen (f. aber b), Betriebs. 
beanten, Werlmeiftern, mit höheren techniſchen 
Dienftleiftungen betrauten Angeſtellten und 
Hausgewerbetreibenden, auf welde fich die jachlidhe 
Zuftändigfeit der Gewerbegerichte grundfäglich erſtreckt (68 1, 
3,5 des Gewerbegerichtsgefehes), müffen dieje Streitigkeiten 
in erfter Snftanz bei Gewerbegerichten zur Entſcheidung 
gebracht werden, falls ſolche errichtet worden find; die 
Berufung geht an das Landgericht, ift aber nur zuläffig, wenn 
der Wert des Streitgegenitandes den Betrag von 100 Mart 
überfteigt (8 55 a. a. O.). Sind Gewerbegeridte nit 
errichtet, fo findet wahlmwetfe das Verfahren vor dem Ge⸗ 
meindevorjteher vorbehaltlich des Nechtsiweges ($ 76 bis 80 
a.a. D.) oder die jofortige Beichreitung des Rechtswegs ftatt. 

b) Bei anderen Verficherten, insbefondere land» und 
forftwirtfhaftliden Arbeitern, verjiderungs- 
pfliätigen Reihs-, Staats- und Kommunalbe- 
amten, Handlungsgedilfen und -Lehrlingen ſo— 
wie Arbeitern der Heeres. und der Marinever- 
waltung, Tann wahlweiſe das Verfahren vor dem Ge- 
meindevorfteher vorbehaltlich des Rechtswegs oder fofort der 
Rechtsweg eingefchlagen werden. (88 76 bis 81, 83 a. a. O.) 

e) Bei Innungen find ausſchließlich zuftändig die Sn» 
nungen (für Streitigfeiten mitXehrlingen, $81a Ziffer 4 GO.) 
und die Snnungsschtedsgerichte (für Streitigfeiten mit Ge- 
jellen, Gehilfen und Arbeitern), dieſe, joweit von der Befugnis, 
folche Innungsſchiedsgerichte zuerrichten, Gebrauch gemacht tft 
($ 81b Ziffer 4 GO.), und zwar in beiden Fällen vorbehaltlich 
der Berufung auf den ordentlichen Rechtsweg ($ IIb GO., 
8 84 Abſ. 2 des Gewerbegerichtsgefeges). Sind SInnungs- 
ſchiedsgerichte nicht errichtet, fo gelten für Streitigkeiten mit 
Gejellen, Gehilfen und Arbeitern die Beitimmungen unter a. 
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d) Die Zuſtändigkeit beſonderer landesrechtlicher Ge— 
werbegerichte bleibt unberührt ($ 85 des Gewerbegerichts⸗ 
geſetzes). | 

2. Ausf.Beit.: Bayern Art. 1,2 Gef.v. 26.Mai1892; 
Württemberg 8 58 Verorbn. v. 2. Novbr. 1892. 


854 


Ob und inwieweit die Vorſchriften des S 49 Ab.J. 


ja 1 bis 3, 8 51, 852 Abſatz 1 auf die Arbeitgeber 

ber im $ 2 Abfa 1 unter Ziffer 1 und 4 bezeichneten 

Perfonen Anmwendung finden, ift durch ftatutarifche Be- 

ſtimmung zu regeln; dieſelbe bedarf der Genehmigung 
der höheren Verwaltungsbehörde, 

Auf dem gleihen Wege Tann beitimmt werben: 

1. daß für diejenigen Verſicherten, auf welde die An- 

wendung der Vorſchriften des 8 1 auf Grund des 

8 2 Abſatz 1 Ziffer 4 erftredt ift, ſowie für die 

von ihnen beſchäftigten verfiherungspflichtigen Per: 

ſonen die Beiträge und Unterſtützungen ftatt nad 

dem ortsüblichen Lohne gewöhnlicher Tagearbeiter 

(88) in Progenten des wirklichen Arbeitsverdienſtes, 

foweit biefer fünf Mark für den Arbeitötag nicht 
überſchreitet, feftzuftellen find; 

2. daß die Arbeitgeber der im 82 Abſatz 1 Ziffer 4 

bezeichneten Gewerbetreibenden, ſofern auf dieſe 


II, 


die Anwendung der Borfchriften des 8 1 erftredt . 


it, auch die Beiträge für die von dieſen Gewerbe. 
treibenden beichäftigten verfiherungspflichtigen Ber: 
fonen einzuzahlen und zu einem Drittel aus eigenen 
Mitteln zu beftreiten haben; 

v. Woedtke, Euden-Addendaufen, ABS. 10. Aufl. 13 


II. 


IV. 


V. 
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daß und inwieweitin Fällen, inmwelden 
Die Bejhäftigung von Hausgemerbe- 
treibenden ($ 2 Abf. 1 Ziffer 4) durd 
Zwiſchenperſonen (AUusgeber, Faktoren, 


Zwiſchenmeiſter u.f. mw.) vermittelt wird, 


diejeniger Gemwerbetreibenden, in deren 
Auftrag die Zwifhenperfonen die Waren 
beritellen oderbearbeitenlaffen, die Bei- 
träge.88 9, 10,22, 8 26a Abſ. 2 Ziffer 6,88 64, 
73) und Eintrittsgelder ($ 26 Abf. 3) für die 
Hausgemwerbetreibenden jomwie für deren 
Gefellen (Öehilfen) und Lehrlinge einzu- 
zahlen und die Beiträge zu einem Drittel 
aus eigenen Mitteln zu entriten haben. 


Auf Gewerbetreibende, für melde An- 


ordnungen derin Übf. 2 Ziffer 3 bezeichneten 
Art getroffen worden find, finden die für 
Arbeitgeber geltenden Vorſchriften der SS 52, 
52a, 52b, 53, 53a, 57a, 80, 82, 82a, 82b ent- 
[predende Anwendung. 


Die den Beitimmungen der Abf. 1, 2 ent- 


fpredenden Anordnungen können in den 
Fällen des 82 Abf. 4 auch durch Beſchluß 
des Bundesrats getroffen werden. 


Aufdemin den Abf. 1,4 bezeichnete Wegen 


tann beftimmt werden, daß Eintrittsgelder 
($ 26 Abf. 3) von Hausgemwerbetreibenden 
fowie von deren Gefellen (Gehilfen) und 
Lehrlingen nit erhoben werden dürfen. 
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Wird eine Beftimmung der im Abf. 2VI. 
Ziffer 2 und 3 bezeichneten Art erlaffen, fo 
ftebt den die Arbeit vergebenden Gemwerbe- 
treibenden das Recht zu, zwei Dritteldervon 
ihnen entrichteten Beiträge von den Haus— 
gewerbetreibenden oder, wenn fie die Waren 
dur Zwiſchenperſonen heritellen oder be= 
arbeiten laffen, von den Zwifchenperfonen 
fi erftattenzulajjen. Diegmwifhenperjonen, 
welche den Gewerbetreibenden (Ziffer 3)diefe 
zwei Drittel erjtattet haben, find befugt, 
biefen Betrag von den Hausgemwerbe- 
treibenden wieder einzuziehen. 

Auf Streitigfeiten finden die Beftim- VII. 
mungen des 8 58 Abf. 1 entfprehende Ans 
wendung. : 

Zu 8 54. 

1. Die Meldepflicht des 8 49 ſowie die Vorſchriften über 
Einzahlung und Tragung derBeiträge fanden nad} der urſprüng⸗ 
lichen Faſſung beiallening 2 bezeichneten Berfonenfategorteen 
nur auf befonderen Beichluß Anwendung. Für die land⸗ und 
forftwirtfchaftlichen Arbeiter wurde dies durch $ 139 des land» 
und forftwirtihaftliden Unfal- und Kranfenverfiderungs- 
gefeßes geändert. Nach der jegigen Faſſung des $ 54 bleiben 
für dieſe befondere Beſchlußfaſſung nur noch die vorübergehend 
befchäftigten Perfonen (8 2 Ziffer 1) und die Hausindus 
ftriellen ($ 2 Ziffer 4) übrig. Für dieſe beiden Kategorieen 
fol das nötigſte ſchon bei der Eritredung der Verfiherungs- 
pflicht geregelt werden ($ 2 Abf. 2). 

2. Der dur) die Novelle von 1892 zugefügte Ab}. 2 
Ziffer 1, 2 beabfichtigt, die Einführung und Durchführung 
der Krankenverſicherung in der Hausinduftrie (52 Ziffer 4) 

13* 
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zu erleichtern. Wegen der Vorſchrift, daß die Arbeitgeber 
der Hausinbduftriellen auch für die von den letzteren befchäftigten 
Hilfsperfonen zur Beitragsleiftung herangezogen werben 
dürfen, vgl. für das verwandte Gebiet der Snvaliden- 
verſicherung: $ 2 Abf. 2 IVG., Bel. des Reichskanz⸗ 
lers v. 16. Dez. 1891 (REBL. ©. 395) — Hausgewerbe- 
treibende der Zabaffabrifation —, Bel. des Reichskanzlers v. 
1. März 1894 (RGBl. ©. 824) 
9. Nov. 1895 (MOB. ©. 462) — Hausgewerbetreibende der Textil⸗ 
induſtrie —. 

3. Die durch die Novelle von 1900 (RGEBl. ©. 332) ein» 
gefügten und gemäß Art. IT a. a.O. und Art. 16 des Gefehes, 
betr. die Abänderung der Gewerbeordnung, vom 30. Juni 
1900 (RGEBl. S. 321) am 1. Oktober 1900 in Kraft getretenen 
Zufätze (Abi. 2 Ziffer 3, ſowie Abf. 3 bis 7) verfolgen den 
Zwed, die Einführung und Durdführung der Krankenver⸗ 
fiherung inder Sausinduftrie insbefondere da, wo zwiſchen 
den Fabrifanten und den Hausgewerbetreibenden ein fog. 
Zwiſchenmeiſter (Faktor u.dergl.) fich einfchtebt, noch mehr 
zu erleihtern. Für diefe Fälle fol dur jtatutarifche Be⸗ 
ftinnmung der Gemeinden zc. (Abſ. 1) oder Durch den Bundesrat, 
wenn diejer die Verfiherungspflicht beichloffen hat (Abſ. 4), 
angeordnet werden Dürfen, daß die Pflichten des Arbeit 
gebers (Abſ. 3), insbefondere die Pflicht zur Einzahlung und 
teilweifen (?/s) Übernahme der Beiträge für die Hausgewerbe- 
treibenden und deren Hilfsperjonal (Ab. 2 Ziffer 3) von 
dem Fabrikanten als tndireften Arbeitgeber, jtatt von dem 
Bivifchenmeifter als direftem Arbeitgeber, zu erfüllen find. 
Die Fabrikanten können fi dann ?/s der eingezahlten Beträge 
beider Lohnzahlung (Abf. 3, 6, ſowie $ 53) von den Haus« 
gemwerbetreibenden direkt oder von den Zwiſchenmeiſtern er- 
ſtatten laſſen; wird der Zwiſchenmeiſter zur Erftattung heran⸗ 
gezogen, jo kann diefer wiederum bei der Lohnzahlung fich 
an den KHausgewerbetreibenden halten (Abi. 6). Zur Er 
leiterung dient weſentlich die Vorfchrift des Abf. 2 Ziffer 1, 
wonad die Beiträge in dieſen Fällen in Prozenten des wirf- 
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lichen Arbeitsverdienites, den der Fabrikant dem Zwiſchen⸗ 
meifter und diefer dem von ihm beichäftigten Hausgewerbe⸗ 
treibenden zu bezahlen bat, bemefjen werden dürfen, und zwar 
jetzt bi8 zu 5 (Früher bis zu 4) Mark; dies ermöglicht die Beitrags 
entriätung und antetlige Erſtattung auch dann, wenn der 
Zwiſchennieiſter oder der Hausgewerbetreibende für mehrere Fa⸗ 
brikanten 2c. arbeitet. Die Beſtimmungen des Abſ. 3 gelten auch 
für die Fälle des Abf. 4. Endlich geftattet Abf. 5, die für die 
Berfiherung zuftändigen Krankenkafſen zum Verzicht auf Ein- 
trittSgelder für Hausgewerbetreibende und deren Hilfsperjonal 
zu nötigen, um bei der Neueinführung der Kranlenverfiherung 
die zumeiſt unbemtttelten Hausgewerbetreibenden nicht zu 
belaften ($ 51 Abi. 1 Sab 2. — Vgl. im übrigen 
Anm. 3 zu 8 63 und die Anm. zum Schlußartifel des 
Abänderungsgejetes von 1900. 

4. Ausf.Beit.: Preußen Ziffer 2, 8 bis 10 Auw. v. 
10. Zuli 1892, Min.Berf. v. 24. Novbr. 1902 (Min. Bl. der 
Handels⸗ u. Gewerbeverwaltung Nr. 23 0. 27. Novbr. 1902); 
Bayern Art. 1, 2 Geſ. v. 26. Mai 1892, $$ 1 bis 3 Verordn. 
v. 8. Zunt 1892, Ziffer 2 bis 4 Min. Bek. v. 15. Oftbr. 1892; 
Sadfen $ 1 Berordn. v. 28. Septbr. 1883; Baden $ 10 
Berordn.d.3. Septbr. 1892, Hefjen Ziffer 3 Anw. v.5. Novbr. 
1892. 


8 54a”) 

Im alle der Erwerbäunfähigleit werden für bie 
Dauer ber Krantenuuterftügung Beiträge nicht entrichtet. 
Die Mitgliedſchaft dauert während des Bezuges von 
Krantenunterftügung fort. 


*) Dieser Paragraph gilt auclı für Betriebs- (Fabrik-), Bau- 
und Innungs-Krankenkassen ($$ 65, 72, 78). Vgl. auch $ 76 Anm. 8. 


Zu 8 544. 
1. Der $ 54a foll Zweifel befeitigen, die in der Praxis 
bervorgetreten waren. Er bezieht jih nit auf Zuſatzbei⸗ 





I. 


11. 


II. 
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träge (8 52b) und nicht auf die während der Erwerbs: 
fähigfeit bezogene Kranfenunterjtüßung. 

2. Über die Tragweite des $ 54a vgl. au Anm. 4 zu 
8 27, Anm. 3 zu 8 76. 

5 59.*) 

Der Anfprud auf Eintrittögelder und Beiträge ver- 
jährt in einem Jahre nad Ablauf des Kalenderjahres, 
in weldem er entitanden if. NRüdftändige Eintritts- 
gelder und Beiträge werden in derfelben Weile bei- 
getrieben, wie&emeindeabgaben. Die dafür beitehenden 
landesrechtlichen Vorſchriften finden auch injofern An- 
wendung, als fie über die auffhiebende Wirkung etwaiger 
gegen die Zahlungspflicht erhobener Einwendungen Be 
ſtimmung treffen. 

Die rüditändigen Eintrittägelder und Beiträge haben 
das Vorzugsrecht des 8 54 Ziffer 1 der Reichs⸗ 
Konfursordnung vom 10. Februar 1877 (Reichs⸗Ge⸗ 
fegbl. ©. 351).**) 

Sofern nah Gemeindebeſchluß oder Kaſſenſtatut ber 
Einleitung des Beitreibungsverfahreng ein Mahnver- 
fahren vorangeht, kann von Arbeitgeberu, welde die 
Eintrittägelder und Beiträge nicht zum Fälligkeitstermine 


‚eingezahlt haben, eine Mahngebühr erhoben und wie 


die Rückſtände Heigetrieben werden. Die Feitiekung des 
Betrages der Mahngebühr unterliegt der Genehmigung 
der Auffichtsbehörde. 

*) Dieser Paragraph gilt auch für Betriebs- (Fabrik-), Bau- 
und Innungs-Krankenkassen (88 65, 72, 78). 


**) Der $61 Ziffer 1 der Konkursordnung ist Iaut Bek. v. 20. Mai 
1898 (RGBI. 8.369) an die Stelle des früheren 8 54 Ziffer 1 der 
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Reichs-Konkursordnung v. 10. 2. 77 getreten, vgl. 8 1 Abs. 2 Ges. v. 
17.5. 1898 (RGBi. 8. 842). 


gu $ 55. 

1. Durch die im Abf. 1 vorgejehenen Zujäße der Novelle 
von 1892 iſt für rückſtändige Eintrittsgelder und Beiträge 
eine kurze Berjährungsfrift beftimnit und zur Bejeitiguug ent: 
Itandener Zweifel ausdrücklich angeordnet, daß auch Eintritts- 
gelder (nicht die nach $ 26a Ziffer 2a verhängten Ordnunge- 
ftrafen) im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben werben 
fönnen, und daß für letzteres insbejondere dasjenige gilt, was 
im 3. Satze des Abi. 1 gejagt ift (Hierzu vgl. jedoch 8 56 Abf. 3). 

2. Dur die zugelaſſene Erhebung einer Mahngebühr 
wird „in vielen Yällen die Einziehung rüdjtändiger Beiträge 
ohne Einleitung des umftändlicheren und Eoftipieligeren Bei- 
treibungsverfahrens ermöglicht werden“. (Mot. d. Nov. von 
1892). Dur außergerihtlihes Mahnverfahren wird der 
Lauf der VBerjährungsfrift nicht unterbrochen (88 208 ff. BGB.). 

3. Ausf.Beft.: Preußen Ziffer 5, 11, 20 Anm. v. 
10. Juli 1892; Bayern Urt. 1, 2 Gef. v. 26. Mai 1892, 8 4 
Verordn. d. 8. Juni 1892; Württemberg 8 59 Verordn. 
v.2. Novbr. 1892; Baden 8 54 Verorbn. v. 3. Septbr. 1892; 
Heſſen Biffer 6 Anw. v. 5. Novbr. 1892. 


5 5%.) 
Die Unterſtützungsanſprüche auf Grund dieſes Geſetzes J. 
verjähren in zwei Jahren vom Tage ihrer Entſtehung an. 
Die Übertragung der dem Unterstützungsberech- II. 
tigten zustehenden Ansprüche auf Dritte sowie die 
Verpfändung oder Pfändung hat nur insoweit recht- 
liche Wirkung, als sie erfolgt: 
1.zur Deckung eines Vorschusses, welcher dem Be- 
rechtigten auf seine Ansprüche vor Anweisung 
der Unterstützung von dem Arbeitgeber oder einem 
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Organe der Kasse oder dem Mitglied eines solchen 
Organs gegeben worden ist; 

2.zur Deckung der im $ 850 Abs. 4 der Civil. 
prozessordnung bezeichneten Forderungen. 

III. Die Ansprüche dürfen auf geschuldete Eintritts- 
gelder und Beiträge, auf gezahlte Vorschüsse, auf zu 
Unrecht gezahlte Unterstützungsbeträge und auf die 
von den Organen der Kassen verhängten Geldstrafen 
aufgerechnet werden. Die Ansprüche dürfen ferner 
aufgerechnet werden auf Ersatzforderungen für Be- 
träge, welche der Unterstützungsberechtigte in den 
Fällen des $ 57 Abs. 4 oder auf Grund der Reichs- 
gesetze über Unfallversicherung bezogen, aber an die 
Kasse zu erstatten hat; Ansprüche auf Krankengeld 
dürfen jedoch nur bis zur Hälfte aufgerechnet werden. 

IV. Ausnahmsweise darf'der Berechtigte den Anspruch 
ganz oder zum Teil auf andere übertragen, sofern dies 


von der unteren Verwaltungsbehörde genehmigt wird. 

*) Dieser Paragraph gilt auch für Betriebs- (Fabrik-), Bau- 
und Innungs-Krankenkassen (58 65, 72, 73), die Absätze 2 bis 4 
gelten auch für Knappschaftskassen und zwar auch hinsichtlich 

"aller den Kneppschaftskassen berggesetzlich obliegenden 
Leistungen ($ 74). 
Zu 8 56. 

1. Durch die Novelle von 1892 iſt in Abſ. 1 eine kurze 
Verjährungsfriſt für die Anſprüche auf Krankenunterſtützung 
eingeführt worden. 

Dur die Novelle von 1903 find die Vorfchriften über 
die Übertragung, Verpfändung, Pfändung und Aufrechnung 
der bezeichneten Anſprüche neu geordnet, und zwar im Anſchluß 

- an die Beſtimmungen des 8 96 SUNG. ,$ 55 IV. Insbe⸗ 
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fondere binfichtlich der Aufrechnung der Forderungen des Unter- 
ftügungsberedhtigten auf die von ihm geſchuldeten Leiftungen, 
da3 find: Beiträge gemäß $ 52a Abi. 2, Zufakbeiträge und 
Strafgelder, fowie alle Leiftungen im Falle freiwilliger Ver⸗ 
fiderung, jagt die Begründung ©. 13, 14: „Im $ 56 Abi. 2 
des (bisher) geltenden KVG. ift ausdrüdlich ausgeſprochen, 
dag nur ſolche Beiträge aufgerechnet werden können, welche von 
dem Unterjtüßungsberedtigten jelbft einzuzahlen waren. Diefer 
letere Zufaß iſt im Abf. 3 des Entwurfs nicht wieder aufge 
nommen worden. Eine materielle Anderung enthält indeflen 
der Yortfall diefes Zufages nit. Die Streihung erfolgt 
vielmehr um deswillen, weil nach der ausdrücklichen Vorjchrift 
des $ 387 BGB. nur foldhe gleichartigen Leiftungen auf 
rechenbar find, welche zwei Perfonen einander Schulden. Für 
die Aufrechnung können daher nur die vom Unterſtützungs⸗ 
berechtigten gejchuldeten Beiträge, d. h. nur die Beiträge, welche 
von dem Unterftügungsberedhtigten ſelbſt einzuzahlen waren, 
in Betracht fommen. Es erſcheint überflüffig, dieje fih aus 
der Sache ergebende Beſchränkung noch befonders auszufprechen. 
Sm $ 55 Abi. 2 IVG. tft gleichfalls nur von geſchuldeten Bei. 
trägen ohne weiteren Zufah die Rede. — In den Fällen 
des 8 57 Abf. 4 KVG. geht der Entihädigungsaniprud 
des Berficherten gegen Dritte auf die Krankenkaſſe über, welche 
den Berfiherten unterftügt hat. In diefen Ballen kann nach 
dem Übergange des Anſpruchs noch rechtsgültig an den Ver- 
fiherten von dem Entfhädigungspflichtigen gezahlt werden, 
iolange diefer den Übergang des Anfpruchs noch nicht Tennt 
(88 407,412 BGB.). Die beteiligte Krankenkaſſe hat aber dann 
einen Erſatzanſpruch gegen den Verficherten aus defien unge. 
techtfertigter Bereicherung ($ 816 Abi. 2 BGB.) Für diefen 
Erſatzanſpruch muß der Krankenkaſſe Befriedigung durch Auf 
rechnung auf weiter fällig werdende Kranfengeldbeträge er» 
möglicht werden. Ähnlich verhält es fi in den Fällen, wenn 
nad $ 25 GUVG. und den entiprechenden Beitimmungen der 
anderen Reichsgeſetze über Unfallverficherung fowie dem neuen 
Abſ. 5 des 5 20 KVG. die Krankenkaſſe gegen einen Träger 
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der Unfallverfiherung Auſpruch auf Erſatz für gewährte Inter- 
ftügungen durch Überweifung von Renten und Sterbegeldern 
hat, die Zahlung aber an den Unfallverlegten erfolgt ift und 
dafür die Krankenkaſſe Erftattung verlangen Tann, weitere 
zur Überweifung zu benußende Renten jedoch nicht oder 
nicht in ausreihendem Maße zur Verfügung ftehen. Diefe 
Fälle find namentlich bei der Anwendung des 8 56 auf die 
Knappſchaftskaſſen von Bedeutung. — Die Aufrechnung von 
Kranfengeldanfprüdhen auf die im zweiten Sabe des Abf. 3 
bezeichneten Erjaßforderungen joll nur infoweit zuläffig fein, 
daß dem Unterftügungsberedhtigten mindeſtens die Hälfte der 
fällig werdenden Kranfengeldanfprüche fret bleibt. Diefe Vor⸗ 
jhriftberuht auf den gleichen Erwägungen wie die Vorſchrift im 
825 Abi. 4und 5 GUVG.. welche die Überweifung nur derhalben 
Unfallrente an die dort bezeichneten Korporationen zuläßt.“ 

2. Na 8 616 BGB. wird der zur Dienftleiftung Ver⸗ 
pflichtete des Anspruchs auf die Vergütung nit dadurd 
verluftig, daß er für eine verhältnismäßig nicht erhebliche 
Beit durch einen in feiner Perſon liegenden Grund ohne fein 
Berihulden an der Dienftleiftung verhindert wird. Er muß 
fih jedod den Betrag anrechnen laſſen, welcher ihm für die 
Beitder Verhinderung aus einer auf Grund gefetliher Ber: 
pflichtung beftehenden Kranken⸗ oder Unfallverficherung zu- 
fommt. — Nach $ 617 BGB. fällt im Falle der Verpflegung 
und ärztlichen Behandlung durch eine Verfiherung oder durch 
eine Einrichtung der öffentlichen Krankenpflegedie Berpflichtung 
des Dienſtherrn fort, dem in die häusliche Gemein— 
ſchaft aufgenommenen Bedienſteten gegen Aufrechnung 
auf den Dienſtlohn Verpflegung und ärztliche Behandlung zu 
gewähren. Solchen Falls darfdie Aufrechnung der Unterſtützung 
auf den Lohn nicht ftattfinden, 8 57 Abſ. 1KBG. Weiter⸗ 
gehende Landesgefehliche Aniprüche des Dienftboten bleiben bes 
ftehen (Art. 95 Einf.®. 3. BGB). — Handlungsgehilfen und 
Lehrlinge haben, wenn fie in die Häusliche Gemeinſchaft aufge 
nommen find, diefelben Anfprüche; im übrigen haben fie ges 
mäß 8 63 des Handelsgejeßbuchs vom 10. Mai 1897 (RGBI. 
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©. 219) bei unverjchuldetem Unglüd Anſpruch auf Fortbezug 
von Gehalt und Unterhalt für höchſtens 6 Wochen, und es 
darf für den Fall der Kranken» oder Unfallverjicherung eine 
Aufrehnung der Unterftüßung auf den Lohn nit ſtatt⸗ 
finden. — Vgl. auch Anm. 3 zu 8 57. 

3. Der $ 850 Abf. 4 der Civilprozehordnung lautet: 

„Sn den Fällen der beiden vorhergehenden Abſätze ift die 
Pfändung ohne Rüdfiht auf den Betrag zuläffig, wenn fie 
wegen der den Verwandten, dem Ehegatten und dem früheren 
Ehegatten für die Zeit nah Erhebung der Klage und für 
das diefem Zeitpunkte vorausgehende lette Vierteljahr Traft 
Geſetzes zu entrichtenden Unterhaltsbeiträge beantragt wird. 
Das gleiche gilt in Anjehung der zu Gunften eines unehe- 
lichen Kindes von dent Vater für den bezeichneten Zeitraum 
kraft Geſetzes zu entrichtenden Unterhaltsbeiträge; diefe Vor- 
ſchrift findet jedoch infoweit feine Anwendung, als ber Schuld. 
ner zur Beftreitung feines notdärftigen Unterhalts und zur 
Erfüllung der ihm feinen Verwandten, jeiner Ehefrau oder 
feiner früheren Ehefrau gegenüber gejeßlich obliegenden Unter 
baltspflicht der Bezüge bedarf. Hierbei werden ausichlieh- 
lich die Leiftungen berüdfichtigt, welche vermdge einer folchen 
Unterhaltspflit für den nämlidden Zeitraum oder, falls Die 
Klage zu Gunften des unehelihen Kindes nach der Klage 
eines linterhaltsberechtigten erhoben ift, für Die Zeit vor dem 
Beginne des der Klage dieſes Bereäitigten borausgehenden 
legten Vierteljahrs ab zu entrichten find.” 

4. Ausf.Beft.: Preußen Ziffer 6 Min.Bel. v. 30. Mat 
1903 (im Anhang IX diejes Buchs). 


8 568.*) 

Auf Antrag von mindefteng dreißig beteiligten Ber- I, 
fiherten kann die höhere Berwaltungshehörde nad) An- 
hörung der Kaſſe und ber Auffichtsbehörde die Gewährung 
der im 8 6 Abſatz 1 Ziffer 1 und 8 7 Abſatz 1 bezeichneten 
Reiftungen Durch weitere ala die von der Kaſſe beftimmten 


II. 


III. 
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Ärzte, Apotheten und Krantenhänfer verfügen, wenn 
dur bie von der Kafle getroffenen Anordnungen eine 
den bereditigten Anforderungen der Berfiherten ent- 
fpredende Gewährung jener LBeiftungen nicht ge 
ſichert iſt. 

Wird einer ſolchen Verfügung nicht binnen der ge⸗ 
ſeßten Friſt Folge geleiſtet, ſo kann die höhere Ver⸗ 
waltungsbehörde die erforderlichen Anordnungen ftatt 
ber zuſtändigen Kaflenorgane mit verbindlicher Wirkung 
für die Kafle treffen. 

Die nah Abſatz 1 und 2 auläffigen Berfügungen 
find der Kafle zu eröffnen und zur Kenntnis der be- 
tetligten Berfiherten zu bringen. Die Verfügung der 
höheren Berwaltungsbehörde tft endgültig. 


*) Der 8 562 gilt auch für Betriebs- (Fabrik-), Bau-, Innungs- 

und Knappschaftskassen (88 65, 72, 78, 74). 
Zu $ 568. 

1. Durch diefen Paragraphen foll die Möglichkeit geboten 
werben, die Zahl det Kaffenärzte u. ſ. w. auch gegen ben 
Willen der Kaflenorgane zu vermehren, wenn dies den be 
rechtigten Intereſſen der Verfiherten nad dem Ermefjen der 
Behörde entipridt. Die letztere ift an beitimmte Formen 
oder an bejondere weitere VBorausfegungen für ihre freie 
pflichtmaͤßige Entichließung nicht gebunden. 

2. Die auf Grund des $ 6a Abi. 1 Ziffer 6, $ 26a Abi. 2 
Biffer 2b abgeſchloſſenen Verträge wegen ärztlicher Be- 
handlung u. j. w. nur durch beitimmte Ärzte u. ſ. w. find vom 
1. Sanuar 1904 ab der Auffihtsbehörde mitzuteilen, und 
zwar auch injoweit die Verträge ſchon vorher abgefchloffen 
und no gültig find; vgl. Anm. 5 zu $ 6a. 

3. Ausf.Beit.: Bayern $$ 3, 4 Verordn. v. 8. Juni 
1892, Ziffer 37 Min.Bel. v. 15, Oltbr. 1892; Württem- 
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berg $ 60 Verordn. v. 2. Novbr. 1892; Baden $ 55 Ber 
ordn. d. 3. Septbr. 1892. 
857. 

Die auf geſetzlicher Vorfchrift beruhende Ver⸗J. 
pflidtung von Gemeinden oder Armenverbänden zur 
Unterftügung bilfsbedürftiger Perſonen, ſowie die 
auf Geſetz, Vertrag oder Iehtwilliger Anordnung be- 
ruhenden Ansprüche der Berfiherten gegen Dritte 
werden durch dieſes Geſetz nicht berührt. | 

Soweit auf Grund diefer Verpflichtung Unter⸗II. 
ftügungen für einen Seitraum geleiftet find, für 
weldhen dem Unterftügten auf Grund dieſes Geſetzes 
ein Unterftügungsanfprud) zufteht, geht der legtere 
im Betrage der geleifteten Unterftügung auf Die Ge- 
meinde oder den Armenverband über, von welchen 
die Unterftügung geleiftet ift. 

Das gleiche gilt von den Betriebsunternehntern III. 
und Kaſſen, welche die den bezeichneten Gemeinden und 
Armenverbänden obliegende Verpflichtung zur Unter⸗ 
ſtützung auf Grund geſetzlicher VBorfchrift erfüllt haben. 

St von der Gemeinde-Strankenverjicherung oder IV. 
von der Orts-Krankenkaſſe Unterftügung in einem 
Krankheitsfalle geleitet, für melden dem Berficherten 
ein gejegliher Entſchädigungsanſpruch gegen Dritte 
zufteht, fo geht diefer Anſpruch in Höhe der geleifteten 
Unterftügung auf die Gemeinde-Krankenverſicherung 
oder die Orts-Krankenkaſſe über. 

In Füllen diefer Art gilt als Erfag der im S 6V. 
Abſatz 1 Ziffer 1 bezeichneten Leiftungen die Hälfte des 
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gefeglichen Dlindeftbetrages des Krankengeldes, sofern 


nicht höhere Aufwendungen nachgewiesen werden. 

*) Dieser Paragraph gilt auch für Betriebs- (Fabrik-), Bau- 
und Innungs-Krankenkassen (88 65, 72, 73), sowie für die im $ 75 
bezeichneten Hilfskassen ohne Beitrittszwang ($ 76.) 


1. Der 8 57 behandelt das Verhältnis der Kranfenunter« 
ftügung zu Anfprüden gegen Dritte ſowie zur Öffentlichen 
Armenpflege. Alle diefe befonderen VBerhältniffe werden durch 
die Krankenunterſtützung grundjäglich nicht berührt, nur ändern 
fih zum Zeil die Beziehungen der Beteiligten. 

Abſ. 1 enthält die allgemeine Vorſchrift; Abf. 2 und 3 
beziehen fih aufdas Zufammentreffen der Krantenunterftüßung 
mit der öffentlichen Armenpflege (vgl. in Abſ. und 2 
das Wort: Verpflichtung); Ab. 4 auf das Zujammentreffen 
mit Entfhädigungsaniprüden aus dem Geſetz; Abf. 5 
bezieht fih auf beide Fälle. Wegen der Zuftändigfeit zur 
Entideidung von Streitigkeiten vgl. 8 58. 

2. Die geſetzlichen Vorſchriften, auf Grund deren 
hilfsbedürftige Berfonen Anſprüche auf öffentlihe Armen» 
unterftüßung haben (gegen Armenverbände oder gegen dies 
jenigen, die in den Fällen des Abſ. 3 an Stelle der Armen: 
verbände Armenunterftügung gewährt haben), in$befondere 
alſo die Vorſchriften des Gejehes über den Unterjtügungs- 
wohnfig (RGBl. 1894 ©. 262), ſowie die gefeglihden Bor» 
ſchriften, auf®rundderen Berficherte im Yalleiner Krankheit 
Entihädigungsanfprüde gegen Dritte haben (3.82. 
in den Fällen der 88 823 ff. BGB.), bleiben beitehen. Doc 
ſoll der Verficherte in diefen Fällen nicht doppelt unterjtütt 
bezw, entfchädigt werden; die zur Entſchädigung Verpflichteten 
aber ſollen auch feinen Gewinn auf Koften der Krankenkaſſe 
oder Beihäftigungsgemeinde, dieje wiederum feinen Gewinn 
auf Koften der Armenverbände machen. Deshalb foll die 
Genmeinde-Srankenverfiherung oder die Krankenkaſſe, welche 
zur Unterjtüßung verpflichtet iit, innerhalb des durch Geſetz 
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bezw. Statut gegebenen Umfanges der Kranfenunterftügung 

a) die auf Grund der Armenpflege nad den Umftänden 
des einzelnen alles notwendige oder angemeflene und 
deshalb gewährte Unterftügung an den betr. Armen⸗ 
verband eritatten; 

b) den geſetzlichen Entſchädigungsanſpruch des 
Berfierten gegen Dritte (d.h. alfo nicht gegen Armen 
verbände) ihrerjeitS gegen diefe Dritten geltend 
maden können. 

Die Regreßnahme an die Arbeitgeber (ald Dritte) 
ift aber durch $$ 135 ff. GUVG. und durch die gleichartigen 
Beitimmungen deranderen Unfallverfiherungsgejeße für die- 
jenigen Fälle bejonders geregelt, in welden 
gegen Unfall verjidherte Perſonen durch einen 
Betriebsunfall verlegt find und zunächſt bon ven 
Krankenkaffen (oder der Gemeinde-Krankenverficherung) unter- 
ftüßt werden müflen. Kranfentaffen ⁊c., welche (durch 
einen Betriebsunfall) Verletzte unterſtützen, haben da- 
nad den Regreß nur gegen diejenigen Perjonen, 
durch deren eigenen Vorſatz oder kriminell ftraf- 
bare Fahrläſſigkeit der Unfall herbeigeführt ift, 
8136 a.a.D. Bgl. hierzu Anhang IU und v. Woedtfes 
Caspar, Komm. 3. GUVG. Anm. 1 zu $ 135, fowie über 
das Verhältniß der Krankenkaſſen zu den Berufsgenoffen- 
ihaften oben $ 1 Anm. 7. 

3. Aniprüde auf Fortzablung des Lohns oder 
Gehalts im Krankheitsfalle, mögen diefelben auf Vertrag 
oder auf lettwilliger Anordnung oder auf gejegliher Vor⸗ 
fchrift (3. B. in den Fällen der 88 616, 617 BGB., 8 63 
des Handelsgeſetzbuchs) beruhen, find feine , Entſchädigungs⸗ 
anfprüche“. Site bleiben daher im Falle der Krankenunter- 
ftügung ebenſo wie andere auf Geſetz, auf Vertrag (ins. 
bejondere Verfiherungsvertrag mit Privatverfiherungsgefell« 
ſchaften) oder auf legtwilliger Anordnung beruhenden Anfprüche 
der Verficherten gegen Dritte — unbeſchadet der nuch $ 26a 
Abf. 1 unter Umftänden eintretenden Beſchränkung im Falle 





I. 


II. 
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der Doppelverfiherung — dergeftalt unberührt, daß fie für 
die eine Unterftügung gewährenden Kaflen ein Eintrittsredht 
nit begründen. Vgl. $$ 80, 82. 

4. Die im Ubi. 5 gemeinten Fälle find diejenigen der 
Abſätze 2, 3 und 4. Der Zufah der Novelle von 1903 am 
Schluſſe des Ab. 5 bezwedt, „daß dem Erſatzberechtigten in 
den zahlreihen Yällen, in denen die Hälfte des gejeglichen 
Mindeftbetrags des Krankengeldes nur einen unzureichenden 
Erſatz der im 8 6 Abf. 1 Ziffer 1 bezeichneten Leiftungen aus- 
macht, die nachweislich höheren Aufwendungen zu erftatten 
find. Die Erfahrung hat gezeigt, daß dieſer Vorfchlag der 
Billigkeit entipricht, und deshalb tft Schon z. B. im 819 IV. 
und im $ 25 Abi. 3 GUVG. eine entiprechende Beſtimmung 
aufgenommen worden’ (Mot.) Val. 8532, 3b KVG., $ 11 
GUVG., 8 136 des Geſetzes vom 5. Mai 1886 (RGBl. S. 132). 

5. Ausf.-Beft.: Bayern Art.1,2 Geſ.v. 26. Mai 1892; 
Württemberg $ 61 Verordn. v. 2. Novbr. 1892. 


8 57a”) 

Auf Erfordern einer GemeindeKrankenverſicherung 
oder einer Orts⸗Krankenkaſſe tft den bei ihr verfidderten 
Perſonen, weldhe außerhalb Des Bezirks derſelben wohnen, 
imFalle der Erkrankung von der fürBerfiherungspflichtige 
beöfelben Gewerbszweiges oder derſelben Betriebsart be. 
ftehenden Orts Krankenkafſſe oder in Ermangelung einer 
ſolchen von der Gemeinde⸗Krankenverſicherung des Wohn: 
orte dieſelbe Unterftühung zu gewähren, weldhe ber 
Erkrankte von der Gemeinde-Krantenverfiherung oder 
Orts Krankenkaſſe, der er angehört, zu beanſpruchen 
bat. Diefe haben der unterftügenden OrtsKrankenkaſſe 
oder Gemeinde-Strantenverfiherung die hieraus er- 
wachſenden Koften zu erftatten. 

Dasſelbe gilt für Verfiherte, welche während eines 
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vorübergehenden Aufenthalts außerhalb des Bezirks der 
Gemeinde-Strantenverfiherung oder Orts⸗Krankenkaſſe, 
der fie angehören, erkranken, jofern oder folangeihre Über⸗ 
führung nad) ihrem Wohnorte nicht erfolgen kann. Eines 
befonderen Antrages der Gemeinde-Strankenverfidherung 
oder Orts-Sirantentafle bedarf es in dieſen Fällen nicht. 

Erfolgt die Erkrankung im Auslande, fo hat der Be III. 
triebsunternehmer dem Erfrantten, jofern oder folange 
eine Überführung in das Inland nicht erfolgen Tann, 
diejenigen Unterftühungen zu gewähren, welche der letztere 
von der Gemeinde-Stranlenverfiherung oder der Orts⸗ 
Krankenkaſſe, der er angehört, zu beaniprucden hat. 
Diefe hat dem Betriehsunternehmer, die ihm hieraus 
erwachſenden Koſten zu erftatten. 

Für die Erftattung der Koften gilt in dieſen Füllen IV. 
ala Erſatz der im 8 6 Abſatz 1 Ziffer 1 bezeichneten 
Reiftungen die Hälfte des Krankengeldes, sofern nicht 
höhere Aufwendungen nachgewiesen werden. 

*) Die Befugnisse aus $öjagelten auch für Betriebs- (Fabrik-): 
Bau- und Innungs-Krankenkassen ($8 65, 72, 78), sowie für Knapp- 
schaftskassen ($ 74), während die Aushilfepflichten lediglich 


den Orts-Krankenkassen und Gemeinde-Krankenversicherungen ob- 
‚ liegen (Sten.Ber. 1891/92 8. 4806). 


Zu 8 57a. 

1. Diejer Paragraph verpflichtet die Gemeinde 
Kranlenverfiherungen und Orts-Krankenkaſſen, 
für einander (jowie für Mitglieder anderer organifierter 
Krankenkaſſen, 88 65, 72, 73, 74) einzutreten, foweit es ſich 
um „bei* ihnen verjiherten Berfonen handelt, welche außer: 
halb des Bezirks der eigenen Kaffe erfranten. Dazu gehören 
auch die freiwillig Verficherten, ferner die in 88 27, 28 be 

v. Woedtke, Euden-Addenhaujen, KBS. 10. Aufl. 14 
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zeichneten Perſonen und die bei der erfuchenden Kafle mit- 
verfiherten Yamilienangehörigen. — Bei Erkrankungen im 
Auslande fol zunächſt der Unternehmer eintreten. 
Gtreitigfeiten werden nad) Maßgabe des $ 58 entichieden. 
2. Anſprüche auf Grund des $ 57a find nicht als Unter- 
ftüßungsanfprüde im Sinne des $ 57 Abf. 2 anzufehen. 
3. Die in Abf. 4 gemeinten Fälle find diejenigen der Ab- 
fäße 1, 2 und 3. Über den Zufaß der Novelle von 1903 am 
Schluſſe des Abi. 4 gilt das zu 8 57 in der Anın. 4 Geſagte. 
4. Ausf.Beit.: Württembergs 62 Verordn. v. 2. No- 
vbr. 1892; Baden 8 56 Verordn. v. 3. Septbr. 1892. 


8 57b.*) 

I.  Streitigleiten zwiſchen Gemeinde: Sirantenverfiche- 
rungen und Orts⸗Krankenkaſſen oder zwiſchen Orts⸗ 
Krankenkaſſen über die Frage, welder von ihnen bie 
in einem Gewerbszweige oder in einer Betriebdart oder 
in einem einzelnen Betriebe beichäftigten Perjonen an- 
gehören, werden von der höheren Berwaltungsbehörde 
entichieden. 

II. Gegen die Entjheidung fteht den Beteiligten nur 
die Beichwerde an die Zentralbehörde zu. Die Beihwerde 
iſt binnen zwei Wochen nad der Eröffnung der Ent- 
ſcheidung einzulegen. 

III. Ergeht die Entſcheidung dahin, daß verfiherungs- 
pflichtige Perfonen einer anderen Safle, als derjenigen, 
bei welcher fie bisher tatſächlich verfihert waren, an- 
zugebören haben, fo ift in derielben der Zeitpunft zu 
beftimmen, mit weldgen das neue Berfiherungsverbältnis 


in Kraft tritt, 
*) Der, $ 57b gilt auch für Betriebs- (Fubrik-), Buu- und 
Innungs-Krankenkassen ($8 65, 72, 73). 
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3n 8 57b. 


1. Diejer durch die Novelle von 1892 neu eingefchobene 
Paragraph ordnet an, dag in ſolchen Fällen, in denenzwifchen 
den in Betraht fommenden Kaffen ein Streit über 
die Kaffenzugehörtgfeit ganzer Gewerbszweige oder Betriebs⸗ 
arten oder ganzer Betriebe entjteht, die Verwaltungsbehörden 
enticheiden follen. Der Rechtsweg tit demgemäß in foldhen 
Fällen ausgeſchloſſen. Derartige Streitigkeiten betreffen meift 
Zweifel über dte durch das Kafjenftatut getroffenen organi- 
ſatoriſchen Feftjegungen und erfordern die Erledigung gemwerbe- 
techniſcher Fragen. Die Entſcheidung bat daher derjenigen 
Stelle übertragen werden nrüffen, „welche für die Genehmigung 
diefer organifatortfchen Beittimmungen zuftändig tft und die 
zur Beurteilung gewerbetechniſcher Fragen geeigneten Kräfte 
befigt* (Mot.). — Die legtinftanzliche Entſcheidung auf Grund 
des 8 57b ift endgültig und für fünftige nach 8 58 ergebende 
Entſcheidungen maßgebend. 

2. Entiteht der Streit über die Kafjenzugehörigkeit nicht 
zwiichen den einzelnen Kaflen, jondern zwiſchen einer Kaſſe 
und einem Berjiderungspflichtigen, fo findet $ 57b 
feine Anwendung; „die Entfcheidung über die Frage der 
Kaffenzugehörtgfett bildet dann nur eine Vorfrage in dem Ver⸗ 
fahren nad $ 58 Abi. 1" (Mot.). 

3. Ausf.Beit.: Bayern Art. 1,2 Gef. v. 26. Mai 
1892, $$ 3, 6 Verordn. v. 8. Zunt 1892; Württemberg 
8 63 Verordn. v. 2. Novbr. 1892. 


5 58.°) 

Streitigleiten, welche zwiſchen den auf Grund Diefes I. 
Geſetzes zu verfichernden Perfonen oder ihren Arbeit» 
gebern einerfeit8 und der Gemeinde-Strantenverfiches 
rung oder der Orts⸗Krankenkaſſe andererjeits über 
das Berfiderungsverhältnis oder Über Die Verpflichtung 
zur Leiftung oder Einzahlung von Eintrittögelbern 

14* 


II. 


III. 
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und Beiträgen oder über Unterftügungsanfprüde 
entjtehen, jowie Streitigleiten über Unterſtützungs⸗ 
aniprüdhe aus 8 57a Abſatz 3 und über Erftattungs- 
anſprüche au? 8 50 werden von der Auflihtsbehörde 
entſchieden. Erftredt fih der Bezirk der Gemeinde: 
SKrantenverfiherung oder der Orts⸗Krankenkafſſe über 
mehrere Gemeindebezirte, jo Tann durch die Zentral- 
behörde die Entſcheidung anderen Behörden übertragen 
werden. Die Entjheidung kann binnen vier Wochen 
nad der AZuftellung derjelben mittels Klage im 
ordentlichen Rechtswege, ſoweit aber landesgeſetzlich 
ſolche Streitigkeiten dem Verwaltungsftreitverfahren 
überwieſen find, im Wege des letzteren angefochten 
werden. 

Streitigkeiten über die im 8 57 Abſatz 2 und 3 
bezeichneten Anſprüche, Streitigfeiten über Erftattung®- 
aniprüdhe aus 8 3a Abſatz 4, 88 3b und 57a, ferner 
Streitigleiten zwiſchen Gemeinde⸗Krankenverſicherungen 
und Krankenkafſen über den Erſatz irrtümlich geleiſteter 
Unterftügungen werden im Verwaltungsftreitverfahren, 
wo ein folches nicht befteht, von der Auffichtsbehörde 
entjchieden. Die Entſcheidung der Auffichtsbehörde 
kann binnen vier Wochen nad Zuftellung derſelben im 
Wege des Rekurſes nah Maßgabe der 88 20 und 21 
der Gewerbeordnung angefochten werden. 

Streitigleiten zwiſchen einem Berbande und den 
betetligten Staflen ($ 46) aus dem Berbandsverhältnifie 
werden von der Auffichtsbehörde entichieden. Die Ent- 
Theidungen können binnen vier Wochen nad der Zu- 
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ftelung derſelben im Wege des Berwaltungsftreit- 
verfahrend, wo ein ſolches nicht befteht, im Wege des 
Rekurſes nah Maßgabe der Borfchriften der 88 20 
und 21 der Gewerbeordnung angefodten werden. . 

Die Entſcheidung der Aufficht8behörde über linter- IV. 
ftügßungsanfprücde oder über Anfprüde eines Ber- 
bandes an die beteiligten Kaflen (Abſatz + und 3) iſt 
vorläufig vollitredbar. 


*) Dieser Paragraph gilt auch für Betriebs- (Fabrik-), Bau- 
und Innungs-Krankenkassen ($$ 65, 72, 78), der Abs. 2 ausserdem 
auch für die im $ 75 bezeichneten Hilfekassen ohne Beitritiszwang 


(6 76). 
Zu 8 58. 


1. Die Beltimmungen diejes Paragraphen gelten für die 
Gemeinde⸗Krankenverficherung nur infomweit, als diejelbe auf 
Grund Diefes Geſetzes geregeltift. Esiftnah demKomm.Ber. 
(S. 75) von der Kommiſſion beſchloſſen, „ausdrüdlid im 
Bericht zu erflären, daß bei derjenigen Tandesgejeglich 
geregelten GemeindesKrantenverfiherung, für welche durch 
8 12 des Entwurfs (jet 8 15) die fortdauernde Geltung der 
landesrechtlichen Vorfehrift ausgeſprochen tft, auch die auf 
die Entſcheidung von Streitigleiten bezüglichen Iandesrecht- 
lichen Vorſchriften In Kraft bleiben ſollen.“ 

Für Bayern vgl. wegen der Gemeinde-Strankenver- 
fiherung Art. I 88 2 bis 4, wegen der Krankenkaſſen Art. 3 
Bayr. Ausf.Gef. v. 28. Yebr. 1884. 

2. Durch die Novelle von 1892 find 

a) einzelne, bisher nicht bejonders geregelte Streitfälle unter 
diefen Paragraphen gebracht, insbeſondere Streitigfetten 
über das BVerfiherungsperhältnis, über Erftattungs- 
anfprüche aus 8 3a Abſ. 4, $$ 3b, 50, 57a, über den 
Erſatz irrtümlich geletfteterlinterftügungen jowteStreitig- 
Teiten aus demſtaſſenverbandsverhaͤltnis ($ 46). Ferner iſt 
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b) in den wichtigen Fällen des Abſ. 1 der Rechtsweg 
gegen die zuerft anzurufende Entfcheidung der Aufſichts- 
behörde zwar belafjen, indeſſen geftattet worden, daß 
fubfidtär durch Landesgeſetz an Stelle des 
Rechtswegs das VBerwaltungsftreitverfahren 
gefeht werden darf. 

e) Für die Fälle des Abſ. 2 ift neben das Verwaltungs» 

ſtreitverfahren fubfidtär die Entſcheidung der Auf- 
ſichtsbehörde vorbehaltlich des Rekurſes nad 88 20, 21 
der Gewerbeordnung getreten. 

d) Dieaufdie Krankenkaſſe übergegangenenEntihädigungs- 
ansprüche des Verficherten gegen Dritte (8 57 Abi. 4) 
find nit mehr, wie früher, im Verwaltungsftreitver⸗ 
fahren, jondern — da nichts bejonderes gefagt wird, 
aljo die allgemeine Regel Plaß greift — im ordent- 
lihen Rechtswege zu enticheiden. 

3. Man beachte demgemäß: 

a) Streitigkeiten zwijchen der Gemeinde⸗Krankenverficherung 
(oder Krankenkaſſe) und den Verficherten, oder zwiſchen 
der Gemeinde-Kranfenverfiherung (oder Krankenkaſſe) 
und den Arbeitgebern über 
1.da8 Berfiherungsperhältnis, 
2.die Verpflichtung zur Letjtung von Eintrittsgeldern 

und Beiträgen, 
3. die Berpflihtung zur Einzahlung von Eintritts- 
geldern und Beiträgen, 
4.die Unterjtüßungsaniprüde, 
5. die Erftattungsanfprüche gegen Arbeitgeber aus 8 50 
entfcheidet die Auffichtsbehörde ($ 44) vorbehaltlich 
des Rechtswegs; an Stelle des Rechtswegs kann 
landesgeſetzlich das Berwaltungsitreitverfabren gelebt 
werden ($ 58 Abi. 1); vorläufig vollitredbar find die 
Entſcheidungen bei Unterftügungsaniprüden (8 58 
Abi. 4). Dasfelbe gilt für die Fälle des $ 54 Abſ. 7. 

b) Streitigleiten zwiichen den Urbeitgebern und den Ver. 

fiherten über dBtieBerehnung und Unrehnung der 
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d) 


Beiträge und Eintrittsgelder enticheiden Ge» 
werbegerichte, event. (mahlweife) der ordentliche 
Richter oder der &emeindevoriteher (vgl. Anm. 1a 
und b zu $ 53a), bei Innungen die Innung und das 
Innungsſchiedsgericht (vgl. Anm. le zu $ 53a). 
Streitigkeiten der Krankenkaſſen oder Gemeinde-⸗Kranken⸗ 
verfiherungen über Erftattungsaniprüde 

1. gegenüber Arbeitgebern befreiter Berfonen ($ 3a Abj. 4 
und $ 3b), 

2. gegenüber ſolchen Krankenkaſſen, die behufs Leitung 
der Kranfenunterftügung für die zunächſt verpflichtete 
Kaffe eingetreten find (8 57a), fowie mit Krankenkaſſen 
wegen irrtümlich geletfteterinterftügungen($58 Abf.2), 

3. gegenüber den Armenverbänden u. ſ. w. wegen Er⸗ 
ftattung der von den letteren geletfteten Armenunter⸗ 
ftüßungen (8 57 Abf. 2 und 3) 

werden im Verwaltungsftreitverfahren, event. 

don der Auffihtsbehörde vorbehaltlich des Nefurfes nach 

88 20, 21 der Gewerbeordnung und ohne fofortige Voll« 

ſtreckbarkeit entichteden ($ 58 Abi. 2). 

Streitigleiten der Krankenkafſen und Gemeinde-Stranten» 

verficherungen über Erjtattungsanfprüche gegenüber ent- 

ſchädigungspflichtigen Dritten werden im ordent- 
lihen Recht swege entſchieden ($ 57 Ab}. 4); dasfelbe 
gilt für Streitigfeiten über die im $ 57 Ab}. 1 bes 
zeichneten „anderen“ auf Geſetz, Vertrag ober letwilliger 
uerbmung beruhenden Anfprüche der Berfihertengegen 
Dritte. 


e) Streitigkeiten zwiſchen verichtedenen Krankenkafſen und 


GemeindesKrantenverfiherungen über die Kaffenzuge 
börigfeit beftimmter Klaffen von Perſonen enticheidet 
die höhere Verwaltungsbehörde, vorbehaltlich der An- 
rufung der Zentralbehörde ($ 57b). 


f) Streitigkeiten zwiſchen dem Kaffenverbande und den bes 


teiligten Kaffen aus dem Verbandsverhältnifie werden bon 
der Auffichtsbehörde vorbehaltlih des Verwaltungs⸗ 
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ftreitverfahrens entichteden ($ 58 Ab}. 3). Die Entjchei- 
dung der AuffichtSbehörde ift vorläufig vollſtreckbar 
($ 58 Abi. 4). 

4. Die 88 20, 21 der Gewerbeordnung vgl. in Anm. 4 
zu 8 24. 

5. Der 858 gilt nach 814 GUVG. aud für Erſatz⸗Streitig⸗ 
keiten zwiſchen Berufsgenoſſenſchaften und Krankenkaſſen (oder 
der Gemeinde⸗-Krankenverſicherung) wegen der den letzteren 
fettens einer Berufsgenoffenfchaft übertragenen Fürforge 
für Berunglüdte über die erſten 13 Wochen nad dem Unfall 
hinaus, ſowie bei Streitigkeiten über Krankenfürſorge und 
deren Umfang in den Fällen der 88 11 Abi. 1, 12, 13 Abf. 3 
GuUVG. (f. Anh. ID. — Ühnliches gilt bei Übertragung der 
Fürforge an Krankenkaſſen jettens der Invalidenverſicherungs⸗ 
Anftalten ($ 23 IVG. im Anhang IV). 

6. Su Preußen findet in den Fällen des Abſ. 1 gegen die 
Entſcheidung der Auffichtsbehörde nur der Rechtsweg ftatt; in 
den Fällen des Abi. 2, Abf. 3 Satz 2 tft der Bezirksausſchuß 
vorbehaltlich der Revifion zuftändig. 

7. Ausf.Beft.: Preußen Ziffer 2,5, 60 Anw. v.10. Suli 
1892; Bayern Art. 4, 5 Gef. v. 26. Mat 1892, 88 3, 4, 6 
Berordn.d.8. Jimi 1892; Sachſen81 Verordn. v. 28. Septbr. 
1883; Württemberg$$ 43, 64 Verordn. v. 2. Novbr. 1892. 


E. Betriebs- (Sabrik-) Arankenkaffen. 
8 59. 

Krankenkaſſen, welche für einen der im $ 1 be- 
zeichneten Betriebe oder für mehrere diefer Betriebe 
gemeinfam in der Weife errichtet werden, daß auf 
dem Wege des Arbeitsvertrages (durch Fabrifordnnung, 
Reglement u. ſ. mw.) die in dem Betriebe befchäftigten 
Perjonen zum Beitritte verpflichtet werden, unterliegen 
ben nachfolgenden Vorfchriften. 
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Zu 8 59. 

1. Vgl. v. Woedtle, Komm. 3. KVG. Anm. 1 zu $ 59. 
„Die in der Praxis berborgetretenen Vorzüge der Fabrik. 
Krankenkaſſen wurden lebhaft und unter Bezugnahme auf 
tatfächliche Verbältniffe, 3.38. im Elfaß, betont; wiederholt 
wurde unter Zuftimmung der Majorität der Kommijfion der 
Sat ausgejprodhen, daß eine gut eingeridhtete und ge» 
leitete Fabrik-Krankenkaſſedie fürdenArbeiterer- 
wünſchteſte Formder Kranfenverfiherung Sei‘... 
„Es beftehe um der Arbeiter willen ein erhebliches Intereſſe 
an der Aufrechterhaltung der Betriebs- (Fabril-Krantenfafjen. 
Mit diefen feten bedeutende Kapitalien an angefammeltem 
Gelde und an manderlei humanttären Einrihtungen ver- 
bunden. Ein Zwang zur Bildung von Betriebs. (Fabrik⸗) 
Kranfenfaflen fei nicht zu entbehren. Es Lönne ſonſt durch 
die Indolenz oder Widerwilligfeit eines Fabrikinhabers der 
Gemeinde wider ihren Willen der ganze umſtändliche Apparat 
einer Orts⸗Krankenkaſſe oder Gemeinde-Kranfenverficherung 
mit vielen Mitgliedern aufgedrängt werden. Auch jet ein Zur. 
fammenzwängen der Fabrifarbeiter mit den Handwerkern in 
eine und dieſelbe Kaſſe bedenklich, weil es den beiderjettigen 
Intereſſen widerſpreche. (Komm.Ber. ©. 76.) 

2. Die Beitimmungen der 88 59ff. gelten auch für die 
Fälle des 8 2 (3.3. für Arbeiter in der Land- und Forit- 
wirtſchaft), jomeit die Anwendung der VBorfchriften des & 1 
auf die dortgenannten Kategorieen erftredt worden tft. Hin⸗ 
fihtlih der Hausgemwerbetreibenden vgl. Anm. 33u$ 63. 

3. 859 enthält nur das Prinzip der Betriebs- (Fabrik) 
Krankenkaſſe. Die Beitrittsperpflichtung regelt fih nad 
8 63; Fabrikordnungen, Reglements zc. dürfen abweichende 
Beitimmungen nicht enthalten (88 80, 82). 

4. Für mehrere Betriebe kann eine gemeinichaftliche Be⸗ 
trieb8» (Fabrik⸗) Krankenfaffe nur dann neu (vgl. Anm. 1 zu 
860 ſowie 885) errichtet werden, wenn die Betriebe fämtlich von 
einem Unternehmer betrieben werden, $ 60. Vgl. aber $ 67a. 

5. Ausf.Beit.: Baden 856 Verordn. v. 11. Febr. 1884. 


I. 


II. 
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860. 

Ein Unternehmer, welcher in einem Betrieb oder 
in mehreren Betrieben fünfzig oder mehr dem Kranken⸗ 
verſicherungszwang unterliegende Perſonen bejchäf- 
tigt, iſt berechtigt, eine Betriebs- (Fabrik⸗) Kranken⸗ 
kaſſe zu errichten. 

Er kann dazu durch Anordnung der höheren Ver⸗ 
mwaltungsbebörde verpflichtet werden, wenn Dies von 
der Gemeinde, in mwelder die Beſchäftigung ftatt- 
findet, oder von der Krankenkaſſe, welcher die be— 
Thäftigten Berfonen angehören, beantragt wird. Bor 
der Anordnung ift dem Unternehmer, jowie den von 
ihm beſchäftigten Perfonen oder von dieſen gewählten 
Vertretern und, fall der Antrag von einer Orts⸗ 
Krankenkaſſe ausgegangen ift, auch der Gemeinde zu 
einer Äußerung darüber Gelegenheit zu geben. 


Zu 8 60. 

1. Darüber, daß die beim Snfrafttreten des Geſetzes be= 
ftehenden Fabrik⸗Krankenkaſſen, wenn für diefelben durch Regler 
ment, Fabrikordnung, Statut oder dergl. ein Beitrittsziwang 
eingeführt worden tft, als ſolche auch dann fortbeitehen, wenn 
fie — was für neu zu begründende Kaſſen dieſer Art unzu⸗ 
läfſig tft, vgl. Anm. 4 zu 8 59 — für die Betrtebe verſchiedener 
Unternehnter begründet worden find, daß fte aber im übrigen 
den Vorſchriften dieſes Gejeges auch dann unterworfen find, 
wenn fie in Geftalt eingefchriebener Hilfskaſſen errichtet worden 
find, vgl. $ 85, fowie v. Woedtfe, Komm. z. KVG. Anm. 2 
zu 8 60. 

2. Zuftändig tft in Breußen (abgejehen von den Staats“ 
betrieben, $ 84) der Regierungs-Präfident, Tür Berlin der 
Ober-Präfident. 
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3. Ausf.Beft.: Preußen Ziffer 2, 5, 44 ff. Anw. v. 
10. Zuli 1892; Bayern 88 2, 3,5 Verordn. v. 8. uni 1892, 
Ziffer 38 Min.Bel.v. 15. Oktbr. 1892; Sachſen 81 Verordn. 
vd. 28. Septbr. 1883; Württemberg 8 66 Verordn. v. 
2. Novbr. 1892; Baden 8 57 Verordn. v. 3.Septbr. 1892; 
Heſſen Ziffer 37 ff. Anw. v. 5. Novbr. 1892. 


8 61. 

Unternehmer eines Betriebes, welcher für die darin 1. 
befchäftigten Berfonen mit bejonderer Krankheits⸗ 
gefahr verbunden ift, können auch dann, wenn fie 
weniger als fünfzig Perſonen beſchäftigen, zur Er- 
richtung einer Betriebs- (Fabrik⸗) Krankenkaſſe an- 
gehalten werden. 

Unternehmern eines Betriebes, in welchem weniger II. 
als fünfzig Perſonen bejhäftigt werden, fann Die 
Erridtung einer Betriebs: (Fabril-) Krankenkaſſe ge- 
ftattet werden, wenn die nachhaltige Leiftungsfähigfeit 
der Kaffe in einer von der höheren Verwaltungs 
behörde für ausreichend erachteten Weife jicherge- 
ftellt ift. 

au 8 61. 

1. Für derartige Betriebs- (Fabrik) Krankenkaſſen gilt 
neben der für alle Betriebs. (Fabrik⸗) Krankenkaſſen vor- 
gejeäriebenen eventuellen Zuſchußverbindlichkeit der Fabrik⸗ 
herren (865 Abf. 2) auch deren Verpflichtung zu Vorſchüſſen 
im Bedarfsfall, $ 64 Biffer 4. 

2. Dgl. Anm. 2 zu $ 60. 

3. Ausf.Beft.: Preußen Ziffer 2, 5, 44 ff. Anw. v. 
10. Zuli 1892; Bayern $$ 3, 5 Verordn. v. 8. Juni 1892, 


Biffer 39 Min. Bek. v. 15. Oftbr. 18925; Sachſen 81 Verordn. 
v. 28. September 1883; Württemberg 8 66 Berordn. v. 
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2. Novbr. 1892; Baden $ 58 Verordn. d. 3. Septbr. 1892; 
Heifen Ziffer 37. Anw. v. 5. Novbr. 1892, 


8 62. 


I. Unternehmer, welche der Verpflichtung, eine Be- 
triebs- (Fabrif-) Krankenkaſſe zu errichten, innerhalb 
der von der höheren Bermwaltungsbehörde zu be- 
ftimmenden Frift nicht nachkommen, find verpflichtet, 
für jede in ihrem Betriebe bejchäftigte, dem Ber- 
fiherungszmang unterliegende Perjon Beiträge bis 
zu fünf Prozent des verdienten Bohnes aus eigenen 
Mitteln zur Gemeinde-Strankenverficherung oder zur 
Orts⸗Krankenkaſſe zu leiften. 

I. Die Höhe der zu leiftenden Beiträge wird nad) 
Anhörung der Gemeindebehörde von der höheren 
Berwaltungsbehörde endgültig feſtgeſetzt. 


Zu 8 62. 


1. Die Mehrbetträge auf Grund dieſes Paragraphen können 
von der höheren Verwaltungsbehörde (vgl. Anm. 2 zu 8 60) 
auch dann auferlegt werden, wenn die Betriebs⸗ (Fabrik⸗) 
Krankenkaſſe wegen unordentlider Kaffen- und Rechnungs. 
führung hat geichloffen werden müfjen($ 68A bj. 1 Ziffer 3,Ab}.2). 

Auch auf diefe Beiträge findet $ 55 Anwendung (8 65). 

2. Bal. 858 Abſ. 1 wegen der Entſcheidung von Streitig- 
feiten. 

3. Ausf.Beft.: Preußen Ziffer 2, 44ff., 50 Anm. v. 
10. Juli 1892; Bayern 8$2,3,5 Verordn. v. 8. Juni 1892, 
Biffer 40 Min.Bel.v. 15. Oktbr. 1892; Sachſen 81 Verorbn. 
v.28. Septbr.1883; Württemberg 866 Verordn. v. 2. Novbr. 
1892; BadenS$ 59 Derordn. v. 3. Septbr. 1892, Hefjen 
Biffer 37. Anw. dv. 5. Novbr. 1892. 
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568. 

Verſicherungspflichtige Perfonen, weldye in dem J. 
Betriebe, für welchen eine Betrieb8- (Fabrit-) Kranken⸗ 
kaſſe errichtet ift, bejchäftigt werden, gehören vor- 
behaltlich der Beilimmungen des 8 75 mit dem Tage 
des Eintritts in die Beihäftigung der Kaſſe als Mit- 
glieder an. 

Nichtverfiherungspflichtige in dem Betriebe bes II. 
ſchäftigte Perfonen haben das Recht, der Kaffe bei- 
zutreten, fofern ihr jährliches Geſamteinkommen zwei- 
taufend Mark nit überfteigt. Der Beitritt erfolgt 
durch Thriftlihe oder mündliche Anmeldung bei dem 
Kafjenvorftande, gewährt aber feinen Anſpruch auf 
Unterftüßung im Fall einer bereits zur Zeit diefer 
Anmeldung eingetretenen Erkrankung. Die Kafle if 
berechtigt, nichtverficherungspflichtige Perſonen, welche 
fih zum Beitritte melden, einer ärztlichen Unterſuchung 
unterziehen zu laſſen und ihre Aufnahme abzulehnen, 
wenn die Unterfuhung eine bereitö beitehende Kranf- 
heit ergibt. 


Verficherungspflichtigen Perfonen ift der Austritt III. 
mit dem Schluffe des Recdhnungsjahres zu geftatten, 
wenn fie denfelben mindeftens drei Monate vorher 
bei dem Vorſtande beantragen und vor dem Austritte 
nachweiſen, daß fie einer der im $ 75 bezeichneten 
Kaſſen angehören. 

Nichtverfiherungspflichtige Perfonen, welde die IV. 
Beiträge an zwei auf einander folgenden Zahlungs⸗ 
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terminen nicht geleijtet haben, fjcheiden damit aus 
der Kaſſe aus. 


*) Der 863 gilt auch für Bau-Krankenkassen ($ 72) und ent- 
spricht dem für Orts-Krankenkassen geltenden $ 19. 


Zu 868. 


1. Alle verficherungspflichtigen, in einer Fabrik befhäftigten 
Perjonen gehören kraft Gefetes, ohne daß $ 19 Abf. 5 An- 
wendung findet, der Betrtebs- (Yabril-) Krankenkaſſe an, falls 
fie nicht Mitglieder einer die Mindeftleiftungen gewährenden 
Hilfskaſſe ($ 75) find (vgl. $ 19 Anm. 4); fie dürfen während 
ihrer Beichäftigung in der Yabrif aus der für lebtere er. 
richteten Krankenkaſſe nach näherer Beitimmung des Abi. 3 
nur dann austreten, wenn fie einer ſolchen Hilfsfafle ($ 75) 
beigetreten find. Dafür hat die Betriebs: (Yabrif-) Kranken⸗ 
kaſſe nah Maßgabe ihrer Sabungen fofort, aud hin⸗ 
fichtlich der noch nicht beendeten Unterftügungsfälle, an Stelle 
der bisherigen Zwangskafſe einzutreten; vgl. jedohd Hahn 
im Berwaltungsardivp 5 ©. 259. 

2. Dur die Novelle von 1892 iſt die frühere Be— 
ftimmung in Abſ. 1, wonach auch bei Beteiligung an einer 
der in $$ 73, 74 bezeichneten (Innungs⸗ oder Knappichafts.) 
Kaſſen die Mitgliedfchaft bei Der Betriebs- (Yabrif-) Kranten- 
faffe nicht eintreten follte, bejeitigt und die freiwillige Be- 
teiligung, entiprechend den gleichartigen Vorſchriften für die 
Gemeinde⸗Krankenverficherung ($ 4) und die Orts-Kranken⸗ 
faflen ($ 19), beſchränkt worden. 

3. Die wichtige Yrage, ob die nah) $ 2 Biffer 4 für 
verfiherungspflichtig erflärten Hausgewerbetreibenden 
in die Betriebs- (Habrik) Krantenfaffen gehören, tft zu be- 
jahen (vgl. dv. Frankenberg in „Arb. Verſ.“ 1902 ©. 455, 
Krauje daf. 1903 ©. 97; dagegen v. Woedtfe, Komm. 
3. KBS. Anm. 3 zu $ 59, Hahn in „Arb.Berj.“ 1902 
S. 713, 1903 ©. 241). 

4. Ausf.Beft.: Preußen Min.Berf. v. 24. Novbr. 
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1902 (Min.Bl. der Handels- u. Gewerbeverwaltung Nr. 23 
v. 27. Novbr. 1902). 


5 64) 


Die für Orts Krankenkafſen geltenden Beitimmungen 


der 88 20 bis 42, 46 bis 46b, 48a und 49a Abſatz 4 
finden auf die Betriebs-(Fabrik-)Kranfenfaffen mit 
folgenden Abänderungen Unmendung: 

1. Das Kafjenftatut (8 23) ift durch den Betriebs: 


D 


unternehmer in Perfon oder durch einen Beauf- 
tragten nad) Anhörung der beichäftigten Per- 
fonen oder der von denfelben gewählten Ber- 
treter zu errichten. 

Durch das Kaſſenſtatut kann dem Betriebsunter- 
nehmer oder einem Bertreter desfelben der Vorfig 
im Borftande und in der Generalverfammlung 
übertragen werden. 


‚Die Rehnungs- und Raffenführung ift unter 


Verantwortlichkeit und auf Koſten des Betriebg- 
unternehmers durch einen von demfelben zu bes 
ftellenden Rechnungs⸗- und Kaffenführer mwahr- 
zunehmen. Berwendungen von Kaſſengeldern 
in den Nuten der Betriebsunternehmer fallen 
unter die Vorſchrift des $ 42 Abſatz 2. 


4. Reichen die Beftände einer auf Grund der Bor- 


fchrift des 8 61 errichteten Betriebs-(Fabrif-) 
Krankenkaſſe nit aus, um die laufenden Aus- 
gaben derſelben zu deden, jo find von dem Be- 
triebsunternehmer die erforderliden Vorſchüſſe 
zu leijten. 
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5. Die aus dem Betrieb ausgefchiedenen Perſonen, 
welche auf Grund der Vorſchrift des 8 27 Mit- 
glieder der Kaffe bleiben, fünnen Stimmred)te 


nit ausüben und Kaſſenämter nicht befleiden. 
*) Der $ 64 gilt auch für Bau-Krankenkassen ($ 72). 
Zu 8 64. 

1. Die urjprüngliche Ziffer 1 ift durch die Novelle von 
1892 als entbehrlich gejtrichen worden, weil die in derfelben 
zugelaflene Berechnung der Reiltungen und Beiträge nad) dent 
Sndividualverdienit nunmehr auch ſchon für Orts-Kranken- 
Taffen gilt (8 26a Biffer 6). 

2. &8 gelten für die Betriebs- (Fabrik-⸗) Krankenkaſſen 
folgende für Orts-Krankenkaſſen erlaffene Bejtimmungen: 

a) über die Mindeſt- und Höchftleiftungen ($$ 20, 21, 26a) 
und über Kaffenverbände (88 46 bis 46b); 

b) tiber die Karenzzeit ($$ 20, 26, 268), das Eintrittägeld 
und die zuläffigen Modififationen bei einzelnen Mit» 
gliedern (8 26); 

co) über die Feſtſetzung des durchſchnittlichenTagelohns ($ 20); 

d) über den Maßſtab für die Bemeffung der Beiträge ($$ 22, 
268); 

e) über die Höhe der Beiträge, vgl. Anm. 1 zu $ 31, mit 
der Maßgabe, daß, wern 4 Prozent (für Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer zufammen 6 Prozent) des Lohns zur Ge 
währung der Mindeftleijtungen nicht genügen, nicht eine 
Schließung der Kaffe ftattfindet, fondern nad) $ 65 Abf. 2 
die Zufchußverbindlichfeit des Fabrikherrn eintritt; 

f) über die event. Ausgleichung bei einem Mißverhältnis 
zwifchen Beiträgen und Leiftungen (8$ 20, 31, 33), vor» 
behaltlich der Beftimmung des $ 64 3. 4 und des 8 65 
Abf. 2; 

g) über den Anhalt, die Genehmigung und die etwaige 
zwangsweiſe Änderung des Statuts*) (88 23, 24, 30 


*) Wegen der Mufterfagungen vgl. Anm. 3 zu 8 28. 
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48a), wogegen die Errichtung desjelben nad) Maßgabe 
des 8 64 Ziffer 1, 2 erfolgt; 

h) über die Korporationsredhte der Kaffe ($ 25); 

i) über die freiwillige Fortſetzung der Mitgliedſchaft tro 
Ausiritts aus der Fabrik ($ 27) mit der Beſchränkung 
des 8 64 3.5, fowie über den einjtweiligen Fortbezug 
der Leiftungen im alle der Erwerbslofigfeit ($ 28) und 
über dieÜberweifung von Mitgliedern gemäß $ 49a Abf. 4; 

k) über den Refervefonds ($$ 32, 33) und die Beſchränkung 
der Zwede, zu denen Beiträge erhoben werden und 
Zahlungen aus der Kaffe geleiftet werden dürfen ($ 29); 

I) über die Generalverfammlung und den Vorſtand, ſowie 
fiber die Vertretung des Arbeitgebers in beiden (88 34 
bis 39, 42) vorbehaltlich der Beitimmung des $ 64 3.3; 
über die Rechnungs und Kafjenführung (88 0 42) vor⸗ 
behaltlich der Beftimmung des $ 64 3.3 

m) über bie ber Höheren VBerwaltungsbehörde einzureichenden 
Überfihten undderendemnädjitigeVerarbeitung(8$41,79). 

Außerden gelten für die Betriebs. (Yabril-) ) Krantentaffen 
nad) 8 63: 

n) im allgemeinen aud die Beitimmungen über den oblis 
gatoriſchen und freiwilligen Eintritt und Austritt, einfchl. 
der im $ 26a Abi. 2 Ziffer 5 nachgelaffenen Erweiterung 
des Mitgliederfreifes; 

ebenfo nad) 8 65 

o) die Beitimmungen über die Einzahlung und Verrechnung 
der Eintrittsgelder und Verficherungsbeiträge jowie die 
anteilige Übernahme der Ießteren durch Die Arbeitgeber 
(8$ 51, 52, 52a, 52b, 53, 53a, 54a) mit der Straf. 
vorſchrift des $ 82; 

p) über die Verjährung, die admintjtrative Zwangsvoll 
ftredung und die Aufrechnung u. |. w. bei Unterſtützungs⸗ 
anſprüchen ($$ 55, 56); 

q) über die Vermehrung der Kafjenärzte ($ 568); 

r) über das Verhältnis zur Armenpflege und zu zivilrecht« 
lihen Anſprüchen des Erkrankten gegen Dritte ($ 57); 
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8) über die Aushilfe-Befugnis gegen Orts-Krankenkaſſen, 
bezw. gegen &emeindesrantenverfiherungen (8 57a); 
t) über die GStreitigfeiten (88 57b, 58); 
ſowie nad) 866 vorbehaltlich der dort enthaltenen Modifikation 
u) über die Beauflichtigung der Kaſſen, $$ 44, 45. 
Wegen der Auffichtsbehörde vgl. $ 84. 

3. Über die Folgen, welche eine Berabfäumung der Für- 
forge für ordnungsmäßige Kaffen- und Rechnungsführung 
nad fich zieht, vgl. $ 68 Abf. 1 Ziffer 3, Abi. 2. 

4. Außer der bier vorgefehenen Verpflichtung des Fabrik⸗ 
berrn, für die Betriebs⸗(Fabrik⸗) Krankenkaſſen gejundheits- 
gefährlicher und unter der Normalzahl bleibender Betriebe 
im Bedarfsfall erftattungsfähige Vorſchüſſe zu leiften, tft 
nad 8 65 Abf. 2 jeder VBetriebsunternehmer verpflichtet, für 
den Fall der Inſuffizienz feiner Betriebs. (Habrik-) Kranken⸗ 
faffe Zuſchüſſe aus eigenen Mitteln ohne Erſtattungs— 
aniprud zu leiiten. 

5. „Die Ziffer 6 (jebt 5) des Paragraphen tft von der 
Kommiffion neu eingefügt worden, weil man anerfannte, 
daß aus der Arbeit ausgeichiedene Kaflenmitglieder, welche 
durch freiwillige Fortzahlung der (vollen, vgl. Anın. 5 zu $ 4) 
Beiträge fih die Kaſſenmitgliedſchaft erhalten, nicht wohl 
einen Anfpruch darauf haben dürften, an der Verwaltung 
der Kaſſe jelbft weiter mitzumwirfen, und daß andererjeits 
beim Fehlen einer derartigen Beitimmung unter Umftänden 
für die Fabrik-Krankenkaſſen erhebliche Übelftände dadurch 
herportreten können, daß eine größere Anzahl nicht in der 
Fabrik beſchäftigter Arbeiter Stimmrecht in Kaffenangelegen- 
beiten ausüben.“ (Komm.Ber. ©. 82.) 

Ber Orts⸗Krankenkaſſen vermochte man eine gleiche 
Gefaht nit zu erfennen und lehnte daher die Aus- 
dehnung diejer Beitimmung auf jene Kaffen ab (vgl. Komm. 
Ber. S. 49). 

6. Ausf.Beft.: Preußen Ziffer 2, 5, 7 Anw. v. 
10. Juli 18923 Bayern Ziffer 41 Min.Bel. v. 15. Oktbr. 
1892; Württemberg $ 67 Verordn. v. 2. Novbr. 1892; 
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Baden 8 60 Berorbn. dv. 3. Septbr. 1892; Heffen Ziffer 
37 ff. Anw. v. 5. Novbr. 1892. 


8 65.*) 

Die Betriebsunternehmer find verpflichtet, die J. 
ftatutenmäßigen &intrittögelder und Beiträge für 
die von ihnen beſchäftigten verficherungspflichtigen 
Kaffenmitglieder zu den durch das Kaſſenſtatut feft- 
gefegten Zahlungsterminen in die Kaffe einzuzahlen 
und die Beiträge zu einem Drittel aus eigenen 
Mitteln zu leiften. 

Werden die gefeglichen Diindeftleiftungen ber Kaffe I. 
($ 20) durch die Beiträge, nachdem biefe für die Ver- 
fierten vier Prozent der durchſchnittlichen Tagelöhne 
oder des Arbeitsverdienftes erreicht Haben, nicht gedeckt, 
fo hat der Betriebsunternehmer Die zur Dedung der- 
felben erforderliden Zufhüfle aus eigenen Mitteln 
zu leijten. 

Die Beftimmungen des 8 52 Abſatz 3 und der Ill. 
88 52a bis 53a, 54a bis 58 finden auch auf Be- 
trieb8- (Fabrit-) Krankenkaſſen entjpredende Une 
wendung. 


*) Der 8 65 gilt auch für Bau-Krunkenkassen ($ 72), der 
Abs. 2 auch für Innungs-Krankenkassen ($ 78). 


3u $ 65. 

1. Der 8 65 refapituliert in Abf. 1 die weientlichen Be⸗ 
ftimnungen der für die Orts-Krankenkaffen und für die 
Gemeinde Krankenverficherung geltenden 88 51 und 52 und 
erflärt in Abi. 3 die für dieſelben Formen der Kranten- 
verficherung gegebenen 88 52a bis 58 ferner für anwendbar 
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(mit alleiniger Ausnahme des hier nicht anwendbaren $ 54), 
welche insbefondere von ber teilweiſen Wiedererftattung der 
Beiträge durch die Verficherten, von der Aufrechnung u. ſ. w. 
der Unterjtügungsforderungen, von der Verjährung, von dem 
Berhältnis zur Urmenpflege und zu Entſchädigungsver⸗ 
pflichtungen Dritter, fowie von Streitigfeiten handeln. Der 
8 65 jtellt endlich in Abi. 2 den Grundſatz auf, daß jeder 
Betriebsunternehmer, welcher eine Betriebs⸗(Fabrik⸗) Kranken» 
faffe errichtet, für diejelbe aus eigenen Mitteln Zuſchüſſe 
(ohne Erjtattungsanfprudh) leiſten muß, falls die Kafjen- 
Yeiftungen, auf das gejeglihe Mindeitmaß reduziert, mit den 
auch Tür die übrigen organifierten Krankenkafſſen (d.h. für 
Orts⸗ Baus und Innungs-Krankenkaſſen) vorgeſchriebenen 
regelmaͤßigen Martmalbeiträgen (vgl. $ 31 Anm. 1) nicht 
beftritten werden fönnen. Während alfo für Orts⸗Krankenkaſſen 
nad) $ 47 als Folge einer Inſuffizienz die Schließung der Kaffe 
eintreten muß, tritt für Betriebs⸗(Fabrik⸗) und ebenfo auch für 
Baus und Innungs-Krankenkaſſen (88 72, 73) ftatt der Schlie- 
Bung die Zuſchußverbindlichkeit des Betriebsunternehmers ein. 
Dean ft dabei von der Anficht ausgegangen, daß eine Inſuffi⸗ 
zienz bier (zumal die Verwaltungskoſten nach $ 64 3.3 im all« 
gemeinen dem Betriebsunternehmer zur Laſt fallen, aus den 
Kafjenbeiträgen alfo nicht zu beitreiten find, überdies auch 
käufig Kaflenvermögen zur Verfügung ftehen wird) kaum 
eintreten, daß aber die Möglichkeit derjelben den Arbeit 
geber veranlaffen werde, „auf möglichite Befeitigung gejund- 
beitsgefährliher Einrichtungen in feiner Fabrik Bedacht zu 
nehmen" (Komm.Ber. ©. 83.). 

2. Der urfprüngliche Abſ. 2 iſt als entbehrlich geſtrichen 
worden, weil die in demfelben enthaltenen Vorſchriften über 
die Einbehaltung der auf die Verficherten entfallenden Bei- 
träge durch das Bitat des $ 53 im Abſ. 3 für anwendbar 
erflärt find. 

3. Ausf.Beft.: Preußen Ziffer 52 Anm. v. 10. Zuli 
1892; Württemberg 88 65, 67 Berorbn. v. 2. Novbr. 
1892; Baden $ 60 Verordn. v. 3. Septbr. 1892. 
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8 66.*) 

Auf die Beauffidhtigung der Betriebs» (Fabrik) I. 
Krankenkaſſen finden die SS 44, 45 Anmendung. 

Die Aufſichtsbehörde ift befugt, Anfprüche, welche II. 
der Kaſſe gegen den Betriebsunternehmer aus ber 
Rechnungs⸗ und Kaſſenführung erwachſen ($ 64 
Biffer 3), in Vertretung der Kaffe entweder felbit 
oder durch einen von ihr zu beftellenden Vertreter 


geltend zu machen. 
*) Der $ 66 gilt auch für Bau-Krankenkassen ($ 72). 
Zu $ 66. 

1. Wegen der Betriebe des Reichs oder der Staaten 
dal. auch 8 84. 

2. Motive ©. 42: „Die Abhängigkeit der Kaffenmit- 
glieder von dem Betriebsunternehmer könnte von dieſem 
leicht benugt werden, um den Vorſtand der Kaffe dahin zu 
beftimmen, daß er Anſprüche der lehteren gegen den Unter⸗ 
nehmer nicht geltend made. Um für folde Fälle die 
Wahrnehmung der Kafjeninterefjen gegen übelwollende Bes 
triebsunternehmer ſicher zu ftellen, ſoll die Auffihtsbehörde 
durch 8 60 (jebt $ 66) Abf. 2 ermächtigt werden, Anſprüche 
der Kafle gegen den Unternehmer in Vertretung der erjteren 
unabhängig von der Mitwirkung des Borftandes geltend 
zu machen.“ 

3. Ausf.Beit.: Preußen Biffer 5 Anw. v. 10. Zuli 
1892; Bayern $$ 4,5 Verordn. dv. 8. Juni 1892, Ziffer 42 
Min.Bel. v. 15. DOftbr. 1892; Sachſen $ 1 Verordn. v. 
28. Septbr. 18835 Württemberg $ 67 Verordn. v. 
2. Novbr. 1892; Baden $ 61 Verordn. v. 3. Septbr. 1892. 


8 67. 
Wird der Betrieb oder werden die Betriebe, für. 
welche die Kaffe errichtet ift, zeitweilig eingeftellt oder 


-| 
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I. 
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der Doppelverfiherung — dergeitalt unberührt, daß fie für 
die eine Unterftügung gewährenden Kaſſen ein Eintrittsrecht 
nicht begründen. Vgl. 88 80, 82. 

4. Die im Abi. 5 gemeinten Fälle find diejenigen der 
Abſätze 2, 3 und 4. Der Zuſatz der Novelle von 1903 am 
Schluſſe des Abi. 5 bezwedt, „daß dem Erſatzberechtigten in 
den zahlreihen Fällen, in denen die Hälfte des gejehlichen 
Mindeftbetrags des Krankengeldes nur einen unzureichenden 
Erſatz der im 8 6 Abf. 1 Ziffer 1 bezeichneten Leijtungen aus- 
madt, die nachweislich Höheren Aufwendungen zu eritatten 
find. Die Erfahrung hat gezeigt, daß diefer Vorſchlag der 
Billigkeit entipricht, und deshalb iſt ſchon 3.38. im 8 19 IJVG. 
und im 8 25 Abi. 3 GUVG. eine entipredende Beſtimmung 
aufgenommen worden” (Mot.) Vgl. $$3a, 3b KVG., 8 11 
GUVG., $ 136 des Sefehes vom 5. Mai 1886 (RGBl. S. 132). 

5. Ausf.r-Beft.: Bayern Art.1,2 ®ej.v.26.Mat1892; 
Württemberg $ 61 DVerordn. v. 2. Nobbr. 1892. 


8 57a.) 

Auf Erforbern einer Gemeinde-Strantenverfiherung 
oder einer Orts⸗Krankenkaſſe ift den bei ihr verſicherten 
Perſonen, welche außerhalb des Bezirks derfelben wohnen, 
imFalle der Erfranfung von der fürBerfiherungspflichtige 
besfelben Gewerbszweiges oder derjelben Betriebsart be- 
ftehenden Orts⸗Krankenkafſe oder in Ermangelung einer 
ſolchen von der Gemeinde-SKrantenverfiherung des Wohn: 
ortes dieſelbe Unterflügung zu gewähren, welche ber 
Erfrantte von der Gemeinde-Srantenverfiherung oder 
Orts Krankenkaſſe, der er angehört, zu beanſpruchen 
hat. Dieje haben ber unterftügenden Orts-Srantentafie 
oder Gemeinde-Sranfenverfiherung die hieraus er- 
wachſenden Koſten zu erftatten. 

Dasfelbe gilt für Berficherte, welche während eines 
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vorübergehenden Aufenthalts außerhalb des Bezirks der 
Gemeinde-Srantenverfiherung oder Orts⸗Krankenkaſſe, 
der fie angehören, erfranten, jofern oder ſolange ihre Über⸗ 
führung nad ihrem Wohnorte nicht erfolgen kann. Eines 
beſonderen Antrages der Semeinde-Sfrantenverfiherung 
oder Ortö-Strantenlafle bedarf es in dieſen Fällen nicht. 

Erfolgt die Erkrankung im Auslande, jo bat der Be- III. 
trieböunternehmer dem Erkrankten, jofern oder folange 
eine Überführung in das Inland nicht erfolgen Tann, 
diejenigen Unterftügungen zu gewähren, welche der Ichtere 
von der Gemeinde-Srantenverfiherung oder ber Orts⸗ 
Krantentafle, der er angehört, zu beanfpruden bat. 
Diele hat dem Betriehäunternehmer, die ihm hieraus 
erwachſenden Koften zu erftatten. 

Für die Erftattung der Koften gilt in Diefen Fällen IV. 
ala Eriak der im 8 6 Abſatz 1 Ziffer 1 bezeichneten 
Leiftungen die Hälfte des Krankengeldes, sofern nicht 
höhere Aufwendungen nachgewiesen werden. 

*) Die Befugnisse aus Söjagelten auch für Betriebs- (Fabrik-): 
Bau- und Innungs-Krankenkassen ($$ 65, 72, 78), sowie für Knapp- 
schaftskassen ($ 74), während die Aushilfepflichten lediglich 


den Orts-Krankenkassen und Gemeinde-Krankenversicherungen ob- 
_ liegen (Sten.Ber. 1891/92 8. 4806). 
3u 8 57a. 

1. Diefer Paragraph verpflichtet die Gemeinde. 
Krantenverjiherungen und Orts-Krankenkaſſen, 
für einander (ſowie für Mitglieder anderer organifierter 
Krantenkafjen, 88 65, 72, 73, 74) einzutreten, foweit e8 fich 
um „bei“ ihnen verficherten Berfonen handeit, welche außer⸗ 
halb des Bezirks der eigenen Kaffe erkranken. Dazu gehören 
auch die freiwillig Verficherten, ferner die in 88 27, 28 be 
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zeichneten Perfonen und die bei der erfuchenden Kaffe mit- 
verficherten Kamilienangehdrigen. — Bel Erkrankungen im 
Auslande ſoll zunächſt der Unternehmer eintreten. 
Streitigleiten werden nad) Maßgabe des 8 58 entfchieden. 
2. Aniprüde auf Grund des $ 57a find nicht als Unter- 
ftügungsaniprühe im Sinne des $ 57 Abi. 2 anzufehen. 
3. Die in Abf. 4 gemeinten Fälle find diejenigen der Ab- 
fäge 1, 2 und 3. Über den Zuſatz der Novelle von 1903 am 
Schluſſe des Abi. 4 gilt das zu 8 57 in der Anm. 4 Gejagte. 
4. Ausf.Beit.: Württemberg$ 62 Berordn. v. 2. No: 
vbr. 1892, Baden $ 56 Verordn. v. 3. Septbr. 1892. 


8 57b.*) 

I.  Streitigfeiten zwiſchen Gemeinde: SSrantenverfide- 
rungen und Orts⸗Krankenkaſſen oder zwiſchen Orts: 
Krankenkaſſen über die Frage, welcher von ihnen die 
in einem Gewerbszweige oder in einer Betriebdart oder 
in einem einzelnen Betriebe beihäftigten Perionen an- 
gehören, werden von ber höheren Berwaltungsbehörde 
entichieden. 

II. Gegen die Entiheibung fteht den Beteiligten nur 
die Beſchwerde an die Zentralbehörde gu. Die Beichwerde 
tft binnen zwei Wochen nad der Eröffnung der Ent- 
ſcheidung einzulegen. 

II. Ergeht die Entſcheidung dahin, daß verfiherungs- 
pilichtige Perfonen einer anderen Kaſſe, als derjenigen, 
bei welcher fie bisher tatfächlich verfichert waren, an- 
zugehören haben, fo tft in derjelben der Zeitpunkt zu 
beftimmen, mit welchem das neue Berfiherungsverhältnis 
in Kraft tritt. 


*) Der _$ 57b gilt auch für Betriebs- (Fabrik-), Buu- und 
Innungs-Krankenkassen (88 65, 72, 73). 
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Zu 8 57b. 


1. Diefer durch die Novelle von 1892 neu eingefchobene 
Paragraph ordnet an, daß in ſolchen Fällen, in denenzwifchen 
denin Betracht fommenden Kaſſen ein Streit über 
die Kafjenzugehörigfeit ganzer Gewerbszweige oder Betrieb$- 
arten oder ganzer Betriebe entjteht, die Verwaltungsbehörden 
entſcheiden follen. Der Rechtsweg tit demgemäß tin joldden 
Fällen ausgeichloffen. Derartige Streitigkeiten betreffen meift 
Zweifel über die durch das Kaſſenſtatut getroffenen organi- 
ſatoriſchen Feitiegungen und erfordern die Erledigung gewerbe- 
techniiher Fragen. Die Entiheidung hat daher derjenigen 
Stelle übertragen werden müfjen, „welche für Die Genehmigung 
diejer organifatorifhen Beitimmungen zuftändig tit und Die 
zur Beurteilung gewerbetehhnticher Fragen geeigneten Kräfte 
bejigt‘ (Mot.). — Die letztinſtanzliche Entſcheidung auf Grund 
des 8 57b ift endgültig und für künftige nach $ 58 ergehende 
Entſcheidungen maßgebenv. 

2. Entiteht der Streit über die Kaflenzugehörigfeit nicht 
zwijchen den einzelnen Kafjen, fondern zwiſchen einer Kaffe 
und einem Verſicherungspflichtigen, jo findet $ 57b 
feine Anwendung; „die Entiheidung über die Yrage der 
Kaflenzugebörtgteit bildet dann nur eine Vorfrage in dem Ver⸗ 
fahren nad $ 58 Abt. 1" (Mot.). 

3. Ausf.Beft.: Bayern Art. 1,2 Gef. v. 26. Mai 
1892, 88 3, 6 Verordn. v. 8. Sunt 1892; Württemberg 
8 63 Verordn. v. 2. Novbr. 1892. 


8 58.°) 

Streitigleiten, welche zwiſchen den auf Grund dieſes I. 
Gefeßes zu verſichernden Perfonen oder ihren Arbeit« 
gebern einerfeit8 und der Gemeinde-Stranlenverfiches 
rung oder der Orts⸗Krankenkaſſe andererfeits über 
das Berfiherungsverhältnis oder über Die Verpflichtung 
zur Leiftung oder Einzahlung von Eintrittägeldern 

14* 


II. 
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III. 
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und Beiträgen oder über Unterſtützungsanſprüche 
entſtehen, ſowie Streitigkeiten über Unterſtützungs⸗ 
anſprüche aus $ 57a Abſatz 3 und über Erſtattungs⸗ 
anſprüche ans $ 50 werden von der Auffichtsbehörde 
entſchieden. Erftredt fih der Bezirk der Gemeinde- 
Seranfenverfiherung oder der Orts-Srantenfafle über 
mehrere Gemeindebezirte, fo Tann durd die Zentral. 
behörde die Enticheidung anderen Behörden übertragen 
werden. Die Entſcheidung fann binnen vier Wochen 
nah der Zuſtellung derjelben mittel$ Klage im 
ordentlichen NRechtsmege, foweit aber landesgeſetzlich 
ſolche Strettigleiten dem Berwaltungsftreitverfahren 
überwiefen find, im Wege des Iebteren angefochten 
werden, 

Streitigkeiten über die im 8 57 Abfag 2 und 3 
bezeichneten Anfprüche, Streitigfeiten über Erftattung?- 
auſprüche aus $ 3a Abiat 4 88 35 und 57a, ferner 
Streitigfeiten zwiſchen Gemeinde-SErantenverfiherungen 
und Krankenkaſſen über den Erjak irrtümlich geleifteter 
Unterftügungen werden im Berwaltungsitreitverfahren, 
mo ein folcdes nicht beiteht, von der Auffihtsbehörde 
entihieden. Die Entiheidung der Auffichtsbehörde 
Tann binnen vier Wochen nad Zuftellung derfelben im 
Wege des Rekurſes nah Maßgabe der 8$ 20 und 21 
der Gewerbeordnung angefochten werben. 

Stretiigleiten zwiiden einem Berbande und den 
beteiligten Kafien (8 46) aus dem Berbandsverbältnifie 
werden von der Aufſichtsbehörde entichieden. Die Ent- 
ſcheidungen können binnen vier Wochen nad) der Zu- 
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Rellung derſelben im Wege des Berwaltungsftreit- 
verfahrens, wo ein ſolches nicht befteht, im Wege des 
Rekurſes nad) Maßgabe der Borichriften der 88 20 
und 21 der Gewerbeordnung angefochten werden. . 

Die Entſcheidung der Auffihtöhehörde über Uinter- IV. 
ftügungsanfprüde oder über Anſprüche eines Ber- 
bandes an die beteiligten Kaflen (Abſatz + und 3) ift 
vorläufig vollitredbar. 


*) Dieser Paragraph gilt auch für Betriebs- (Fabrik-), Bau- 
und Innungs-Krankenkassen (88 65, 72, 73), der Abs. 2 ausserdem 
auch für die im $ 75 bezeichneten Hilfskassen ohne Beitrittiszwang 


(8 76). 
au 8 58. 


1. Die Beftimmungen biefes Paragraphen gelten für die 
Gemeinde-Stranfenverfiherung nur injoweit, als dieſelbe auf 
Grund dieſes Geſetzes geregeltift. Es iſt nach demkKomm. Ber. 
(S. 75) von der Kommiſſion beſchloſſen, „ausdrücklich im 
Bericht zu erklären, daß bei derjenigen landesgeſetzlich 
geregelten Gemeinde-Krankenverſicherung, für welche durch 
8 12 des Entwurfs (jebt $ 15) die fortdauernde Geltung der 
landesrechtlichen Vorſchrift ausgefprochen tit, auch die auf 
die Entſcheidung von Streitigkeiten bezüglichen landesrecht⸗ 
lihen Vorſchriften in Kraft bleiben follen.” 

Für Bayern vgl. wegen der Gemeinde-Krankenver⸗ 
fiherung Art. I 88 2 bis 4, wegen ber Krankenkaſſen Art. 3 
Bayı. Ausf.Gef. v. 28. Febr. 1884. 

2. Durch die Novelle von 1892 find 

a) einzelne, bisher nicht befonders geregelte Streitfälle unter 
diefen Paragraphen gebracht, insbeſondere Streitigkeiten 
über das PVerfiherungsperhältnis, über Erftattungs- 
anfprücde aus 8 3a Abi. 4, $$ 3b, 50, 57a, über den 
Erſatz irrtümlich geletfteterinterftügungen jowieStreitig- 
Leiten ausbemfafjenverbandsverhältnis ($ 46). Ferner tft 
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3. Zuſtändig iſt in Preußen der Regierungs-Präfident, 
in Berlin der Ober-Präfident; als Rechtsmittel tft nur die Be- 
ſchwerde an den Miniiter für Handel und Gewerbe gegeben. 

4. Ausf.Beft.: Preußen Ziffer 50ff. Anw. v. 10. Juli 
1892; Bayerns$3, 5 Verordn. v. 8. Juni1892, Ziffer 44 bis 
46 Min. Bek. v. 15. Oftbr. 1892; Sachſen 8 1 Verordn. v. 
28. Septbr. 1883; Württemberg $ 71 Berordn. 5.2. Novbr. 
1892; Baden $ 62 Berordn. v. 3. Septbr. 1892; Heſſen 
Biffer 44 ff. Anw. v. 5. Novbr. 1892. 


F. Bau-Brankenkaflen. 


8 69. 

Für die bei Eifenbahn-, Kanal⸗, Weges, Stroms, 
Deih- und Feltungsbauten, ſowie in anderen vor⸗ 
übergehenden Baubetrieben beſchäftigten Perfonen 
haben die Bauherren auf Anorönung der höheren 
Vermaltungsbehörde Bau-Krankenkaſſen zu errichten, 
wenn fie zeitweilig eine größere Zahl von Arbeitern 
bejchäftigen. 

ſchäftig gu 8.68. 


1. Die8$ 69 6i8 72 „handeln von den Bausfrantentaffen, 
das heißt von ſolchen Krankenkaſſen, welche für die bei gewiſſen 
(größeren) Bauten beichäftigten Perfonen errichtet werden jollen, 
und deren Eriftenz mit der Beendigung des Baues und der Ab- 
widelung der dann noch verbleibenden Kaſſengeſchäfte er- 
Kit... Bei größeren Straßen, Eiſenbahn⸗ Tunnel, Kanals, 
Feſtungsbauten handelt es fich um eine flultuterende, nur vor 
übergehend an der Arbeitsftelle tätige Arbeiterfchaft, deren 
Glieder häufig Ausländer, namentlich Staltener, zu jein pfle- 
gen. Dieje Leute etwa einer beitehenden Krankenkaſſe zuzu- 
weiſen, erſchien auch der Kommiſſion völlig untunlidy“ 
(Komm.Ber. ©. 84). Auch größere Hochbauten von Private 
unternehmern gehören hierher, vgl. Komm.Ber. ©. 85. 
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„Wollte man den Gemeinden die Verpflihtung aufer- 
legen, auch für diefe fluftuierenden Arbeitermafien dur Er- 
richtung von Krankenkaſſen oder durdy die Gemeinde⸗Kranken⸗ 
verfiherung zu forgen, fo würde man ihnen eine gejchäftliche 
und finanzielle Laft aufbürden, welche namentlich von Heine- 
zen Gemeinden nicht zu bewältigen wäre. Außerdem würde 
diefe Regelung in den zahlreichen Fällen, wo Bauten der ge- 
dachten Art bei fortichreitender Ausführung fich örtlich weiter 
bewegen und folgeweife diejelben Arbeiter oft in raſchem 
Wedel in verſchiedenen Gemeindebezirten befchäftigt werden, 
überhaupt nicht durchführbar fein.“ (Motive.) 

Die (vorübergehenden Baubetrieben dienenden) Bau- 
Krantentujfen find den (audy für ftändige Baubetriebe 
in Frage Tonmenden) Betriebs-(Yabrif-) Kranten- 
kafſen nachgebildet. 

2. Soweit Bau⸗Krankenkaſſen nicht errichtet werden, fallen 
die gegen Lohn oder Gehalt „bei Bauten“ (8 1) beſchäftigten 
Perſonen in die fonft zugelafjenen Formen der Krankenver- 
fiherung. 

3. „Die Verpflichtung zur Errichtung dieſer Kaffen foll 
nicht dem Bauunternehmer, fondern dem Bauherrn ob» 
liegen, weil das Berhältnis zwiichen Bauherrn und Baus 
unternehmer, zwiſchen diefem und dem Unter-Unternehmer ein 
fo manntgfaltiges und oft fo unflares ift, daß es in der Praxis 
zu den erheblichften Zweifeln über die Berfon des Verpflichteten 
führen würde, wenn die Verpflichtung dein Bauunternehmer 
auferlegt werden würde. Dazu fonımt, daß als Bauunter- 
nehmer in den verfchiedenen Abftufungen nicht felten Per- 
fonen auftreten, deren wirtfchaftlihe Verhältniſſe die er- 
forderlihe Bürgſchaft für die Erfüllung der gefehlichen Ver⸗ 
pflichtung vermiſſen laſſen.“ (Motive.) 

Wegen der unter Umſtänden zugelaſſenen Übertragungdieſer 
Verpflichtung auf Bauunternehmer vgl. 8 70; wegen der Bau⸗ 
Krankenkaſſen für Reichs⸗ oder Staatsbetriebe bal. 8 84. 

4. Sn Preußen hiifft die Anordnung (vorbehaltlich der 
Fälle des $ 84 Abi. 3) der Regierungs-Präfident, für Berlin 
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der Ober-Präfident, vorbehaltlich der Beſchwerde an den 
Minifter für Handel und Gewerbe. Die Genehmigung 
des Statut8 erfolgt durch den Bezirksausſchuß (mie bei Orts« 
Krankenkafſen). 

5. Ausf.Beft.: Preußen Ziffer 2,5, 53 Anw. v. 10. Juli 
1892; Bayern 88 3, 5 Verordn. v. 8. Juni 1892, Ziffer 47, 
48 Min. Bek. v. 15. Oktbr. 1892; Sachſen 88 1, 2 Verordn. 
v. 28. Septbr. 1883; Württemberg 88 72ff. Verordn. v. 
2. Novbr. 1892; Baden $ 63 Verordn. v. 3. Septbr. 1892; 
Heſſen Ziffer 47 Anw. v. 5. Novbr. 1892. 


8 70. 

Die den Bauherren obliegende Verpflichtung kann 
mit Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde 
auf einen oder mehrere Unternehmer, welche die Aus⸗ 
führung des Baues oder eines Teiles desfelben für 
eigene Rechnung übernommen haben, übertragen 
werden, wenn diefelben für die Erfüllung der Ber- 
pflitung eine nad) dem Urteile der höheren Vers 
waltungsbehörde ausreichende Sicherheit beftellen. 


Zu 8 70. 

1. Bgl. Unm. 4 zu $ 69. 

2. Ausf.Beft.: Preußen Ziffer 2 Anm. v. 10. Zuli 
1892; Bayern $$ 3, 5 Verordn. dv. 8. Juni 1892, Ziffer 
47 Min.Bel. v. 15. Oft. 1892; Sachſen 8$ 1, 2 Verordn. 
v. 28. Septbr. 1883; Württemberg $$ 72ff. Verordn. v. 
2. Novbr. 1892; Baden $ 63 Verordn. v. 3. Septbr. 1892. 


8 71. 

Bauherren, welche der ihnen nad) 8 69 auferlegten 
Berpflitung nicht nachkommen, haben den von ihnen 
beſchäftigten Perfonen für den Fall einer Kranfheit 
und im alle des Todes berfelben ihren SHinter- 
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bliebenen die im 8 20 vorgefchriebenen Unterftügungen 
aus eigenen Mitteln zu leilten. 


3n g 1. 

1. Derjelbe Nachteil (zu Gunften der betreffenden Orts. 
Krankenkaſſen bezw. der Gemeinde-Krankenverſicherung) trifft 
die Bauherren oder Unternehmer nad) $ 72 Abi. 2, wenn fie 
(vgl. 8 70) nicht für ordnungsmäßige Kaflen- und Rechnungs⸗ 
führung Sorge tragen. — In Betracht kommen einerjeits nur 
die beihäftigten Berfiherungspflidtigen, andererjeits 
die uneingeihränften Mindeitleiitungen der Orts-Kran⸗ 
kenkaſſen. 

2. Wegen der aus 8 71 entſtehenden Streitigkeiten vgl. 
$ 72 Abſ. 4 und Anm. 2 zu $ 72. 

3. Ausf.Beft.: Bayern Ziffer 47 Min.Bel.v.15.Dftbr. 
1892; Württemberg 88 72ff. Verordn. v. 2. Novbr. 1892. 


872. 
Die in Gemäßheit des 8 69 errichteten Kranfen- I. 
kaſſen find zu jchließen: 

1. wenn der Betrieb, für welchen fie errichtet find, 
aufgelöft wird; 

2. wenn der Bauherr oder Unternehmer e8 unter- 
läßt, für ordnungsmäßige Kafjen- und Rechnungs⸗ 
führung Sorge zu tragen. 

In dem Falle zu 2 trifft den Bauherrn oder Unter- II. 
nehmer die im 8 71 ausgeſprochene Verpflichtung. 
Sm übrigen finden auf die in Gemäßheit des III. 
8 69 errichteten Krankenkaſſen die Vorjchriften der 
88 63 bis 68 mit der Maßgabe Anmendung, daß 
über die Anmendbarkeit der Vorſchrift des 8 82 die 
höhere Berwaltungsbehörde bei Genehmigung des 
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Kaffenftatuts, über Die Verwendung des bei Schließung 
oder Auflöjung einer Kaſſe verbleibenden Reſtes des 
Kaffenvermögens das Kaſſenſtatut Beftimmung treffen 
muß. Eine Berwendung zu Gunften des Bauherrn 
oder Unternehmers ift ausgefchloffen. 

IV. Auf Streitigfeiten über Unterftügungsanfprüche, 
welde auf Grund des 8 71 gegen den Bauberrn er- 
hoben werden, findet die Vorfchrift des $ 58 Abjag 1 
Anwendung; auf Streitigkeiten über Erfaganfprüche, 
welche auf Grund des 8 71 und des 8 57 Abſatz 2 
gegen den Bauherrn erhoben werden, findet die Vor: 
fchrift des 8S 58 Abſatz 2 Anwendung. 


au $ 72. 


1. Der 8 72 verweiit auf 88 63 bis 68. Bon diefen ver- 
weit wiederum der $ 64 auf 8$ 20 bis 42, 46 bi8 46b, 48a, 
49a Abſ. 4, ders 65 aufs 52 Abf. 3, 88 52a bis 53a, 88 54a 
bis 58, der 8 66 auf 88 44, 45. Hiernach gelten, da den 
88 51, 52 Abf. 1 der für die Betriebs- (Yabrik«) Krankenkaſſen 
geltende $ 65 tim meientlichen entipricht und $ 49a Abſ. 1 bis 
3 eine allgemein geltende Verpflichtung der Hilfstaffen enthält, 
aub für die Bau-Krankenkaſſen alle Beitimmun- 
gen der 88 20 bis 68, mit Ausnahme folgender: 

8 43 (gemeinjame Orts-Krankenkaſſen mehrerer Gemein- 
den), 

$ 43a (Zuweiſung Verſicherter an gemeinjame Orts⸗ 
Krankenkaſſen), 

ss 47, 48 (Schließung und Auflöſung der Orts⸗Kranken⸗ 
kaſſen), 

88 49, 50 (Anmeldung Verſicherter), 

8 52 Abſ. 2 (Haftung mehrerer Arbeitgeber desſelben Ver⸗ 
ſicherten), 

$ 54 (Ausnahmen für Hausinduſtrielle), 
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88 59 bis 62 (Errichtung von Betriebs⸗Fabrik⸗Kranken⸗ 
kaſſen), 
dies iedoch nur mit den Maßgaben, daß 
a) über die Bildung des Reſervefonds ($ 32), 
b) über die Verwendung des Vermögens bei Schließung oder 
Auflöfung der Kaſſe ($ 68), 
ec) über die Schließungsgründe und die den Unternehmer 
bei verjchuldeter Schließung treffenden Nachteile ($ 68) 
einige Modifikationen in $ 72 vorgefchrieben find, und daß be» 
züglich der Streitigfeiten ($ 58) nach 8 72 ein durch 8 71 er« 
forderlich gewordener Zufag gemacht worden ift. 

Mit dieſen Maßgaben gilt das, mas zu 8 64 über die Ber 
triebs-(Fabrife)Krantenkaffen gejagt worden tft, aud für Bau⸗ 
Krankenkaſſen. 

2. Iſt eine Bau-Krankenkaſſe zu Unrecht nicht errichtet 
worden ($ 71), und werden dann von den bei der Bauaus⸗ 
führung bejchäftigten verficherungspflichtigen Perſonen Unter: 
ſtützung sanſprüche erhoben (8 72 Ab}. 4), jo tit zu unterjcheiden:: 
Wird der Unterftügungsanjprud von den Unterftügungsbe- 
rechtigten gegen den Bauherrn direkt erhoben, fo entſcheidet 
im Streitfalle Die AuffichtSbehörde vorbehaltlich des Rechtswegs 
(event. des Berwaltungsftreitverfahrens), bei fofortiger Voll⸗ 
ſtreckbarkeit ihrer Entſcheidung ($ 58 Abf. 1, 4). Iſt dagegen 
die Unterjtügung bereit8 von anderen geletftet (verauslagt), 
3. B. von der Gemeinde-Sranfenverfiherung — folange eine 
befondere Krankenkaſſe nicht errichtet ift, fallen Die Bauarbeiter 
nach 88 1, 4 kraft Gefeßes der Gemeinde-Stranfenverficherung 
derjenigen Gemeinde, in deren Bezirk fie beihäftigt werden, 
($ 5a), zu —, jo fieht fich der fAuntige Bauherr einem Erſatz⸗ 
anfprudde gegenüber, welcher im Verwaltungsitreitverfahren, 
event. von der AuffichtSbehörde, vorbehaltlich des Rekurſes 
nad 88 21, 22 GO,., erledigt wird ($ 58 Abf. 2). 

3. Ausf.Beft.: Preußen Ziffer 2, 7, 53 Anm. v. 
10. Sult 1892; Bayern 88 3, 5 Verordn. v. 8. Juni 
1892, Biffer 47 Min.Bel. v. 15. Oftbr. 1892; Sadfen 
$$ 1, 2 Berordn. v. 28. Septbr. 1883; Württemberg 


v. Woedtte, Cucken⸗Addenhauſen. AUS. 10. Aufl. 16 
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55 72ff. Verordn. dv. 2. Novbr. 1892; Baden $ 63 
Verordn. dvd. 3. Septbr. 1892. 


6. Innungs Kraukenkaſſen. 
8 73. 

I. Auf Krantentaffen, welche auf Grund der Bor- 
Iriften des Titels VI der Gewerbeordnung von 
Innungen für die Gejellen und Lehrlinge ihrer Mit- 
glieder errichtet werden, finden die Vorfchriften Des 
8 19 Abſatz 5, 88 20 bis 22, 26 bis 33, 39 bis 42, 
46, 46a, 46b, 48a Abſatz 2, 8 49a Abſatz 4, 88 51 
bis 53a, 54a bis 58, 65 Abſatz 2 Anmendung.*) 

I. Wird für eine Innung nad Mahgabe der vor- 
ftehenden Beftimmung eine Annungs-Srantentafle er- 
richtet, jo werden die von Innungsmitgliedern in ihrem 
Gewerbebetriebe beichäftigten verfiherungspflichtigen 
Perſonen, vorbehaltiih der Beitimmung des $ 75, 
foweit fie zu dem Zeitpuntte, mit welchem die Kafle 
in? Leben tritt, in diefer Beſchäftigung ftehen, mit 
dieſem Zeitpunkte, ſoweit fie fpäter in dieſe Beſchäf⸗ 
tigung eintreten, mit dieſem Eintritte Mitglieder der 
Innungs⸗ſtrankenkaſſe. 

III. Verfſicherungspflichtige Perſonen, deren Arbeitgeber 
der Innung, für welche eine Annungs-Srantentafie 
errichtet ift, erft nad) deren Errichtung beitreten, werben, 
‚joweit fie bisher einer Orts-Krantenlafle angehörten, 
mit Beginn des neuen Nechnungsjahres Mitglieder 
‚der InnungsKrankenkafſe, jofern der Arbeitgeber drei 
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Monate zuvor dem Borftande der Ortö-SEranfentaffe 
feinen Eintritt in die Annnng nachgewieſen bat. 

Mit dem Zeitpunfte, mit welchem verficderungs- IV. 
pflichtige Berfonen Mitglieder einer Innungs⸗Kranken⸗ 
kaſſe werden, fcheiden fie ans anderen auf Grund dieſes 
Geſetzes errichteten Kaſſen, welchen fie bis dahin ver- 
möge ihrer Beichäftigung angehörten, aus. 

Den Zeitpunkt, mit weldem eine neu erridtiete V. 
Annungs-Srantentafle ind Leben tritt, heitimmt die 
höhere Berwaltungöbehörde. 

Im übrigen bleiben für dieſe Hafen die Vor: VI. 
Ihriften des Titels VI der Gewerbeordnung in Kraft. 


*) Aussordom finden hier Anwendung die Vorschriften 
der 88 34 bis 38, 8 45 Abs. 5, 8 47 Abs, 3 bis 6 (vgl. 8 90 
00. im Anhang VI). 


Zu 8 73. 

1. Die Innungs-Krankenkaſſen, weldde auf Grund des 
Titels VI der Gewerbeordnung von Innungen für ihre Ge— 
fellen und Lehrlinge errichtet find (8 85) oder errichtet 
werden (vgl. Anm. 2), find durch das Krankenverfiherungs- 
gejeß, da fie durch das Neichsgefeß vom 18. Zuli 1881 neu 
geregelt worden waren und deshalb, ebenſo wie die etwas 
älteren eingefchriebenen Hilfsfaflen, aufrecht erhalten bleiben 
follten, als zuläffige Form der allgemeinen BZmangsver- 
fiherung der im Handwerke befchäftigten Gehilfen, Gejellen 
und Lehrlinge (8 1 Abf. 1 Ziffer 2) anerfannt worden. 

Früher wurde die Zugehörigkeit zur Snnungs-SKranfen- 
taffe nicht unmittelbar durch die Beſchäftigung bei einem 
Innungsmeiſter, fondern nur mittelbar dadurd begründet, 
daß der Innungsmeiſter durch den Arbeitsvertrag feinen &e- 
jellen und Lehrling zum Beitritt nötigt. Hierin hat die No— 
volle von 1892 eine Durdhgreifende Änderung eintreten laffen, 

16* 
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indem durch die Abſätze 2 bis 5, ebenjo wie die Orts» und 
Betriebs⸗(Fabrik⸗) und Bau-Krankenkaſſen, „vie Innungs- 
Krankenkaſſen als Zwangskaſſen in dem Sinne 
anerfannt werden, daß die Beſchäftigung einer 
verfiherungspflidtigen Perjfon bei einem In— 
nungsmitgliede die Zugehörigfeit derjelben zu 
der Innungs-Krankenkafſſe zur unmittelbaren 
Folge hat‘ (Mot.). Smübrigen bezweden die Zuſätze der ge 
dachten Novelle, beitehende DOrts-Stranfenkaffen gegen die Fol⸗ 
gen einer plötzlichen wejentlichen Änderung ihres Mitglieder- 
ftandes, wie er durch Die Errichtung einer Innungs-Kranfen- 
kaſſe oder durch gleichzeitigen Eintritt zahlreicher Arbeitgeber 
in eine mit einer Snnungs-Krantenfaffe ausgeitattete Innung 
herbeigeführt werden Tann, ficherzuftellen. 

Dur 8 90 des Gejehes, betr. die Abänderung der Ge- 
mwerbeordnung, dv. 26. Zuli 1897 find endlich die Snnungs- 
Krankenkaſſen in dein Beftreben, den Berficherten einen größeren 
Einfluß auf die Kaffenverwaltung einzuräumen, den Orts« 
Krankenkaſſen noch mehr genähert worden, infofern noch weitere 
für leßtere geltende Beitimmungen, nämlich die 88 34 bis 
38, 45 Ab}. 5, 47 Abi. 3 bis 6, auf die erfteren für an- 
wendbar erflärt find. „Zedoch kann die Kaſſenverwaltung aus⸗ 
ſchließlich den Gefellen (Gehilfen) und Arbeitern übertragen, 
und unter der Borausfeßung, daß die Snnungsmitglieder die 
Hälfte der Kuaffenbeiträge aus eigenen Mitteln beftreiten, 
beichloffen werden, daß ber Vorfigende ſowie die Hälfte der 
Mitglieder des Vorftandes und der Generalverfanmlung von 
der Innung zu beitellen find.” ($ 90 a.a.D. [Anhang VI].) 

2. Der Innungs-Krankenkaſſe gehören nit nur die 
Geſellen und Lehrlinge der Innungsmeiſter, jondern auch die 
in dem Gewerbebetriebe der Iekteren etwa fonft noch be- 
ſchäftigten verfiherungspflicätigen Perfonen, 3.8. Arbeiter, 
Handlanger und dergl., an. Es ergibt fi) dies aus der 
Fafſung des Abf. 2, welcher von der Zugehörigkeit aller von In⸗ 
nungsmitgliedern beihäftigten verfiherungspflichtigen „Per- 
fonen“ ſpricht. 
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3. Die Innungs-Krankenkaſſen find den Orts- 
Krankenkaſſen nahgebildet, jedoch ift für den Yall, 
daß die Mindeftleiftungen mit den Höchftbeiträgen nicht be= 
jtritten werden fönnen, nit die Schließung, fondern Die 
Zuſchußverpflichtung der Arbeitgeber bezw. der Innung vor⸗ 
geichrieben (wie bei Betriebs. Fabrik⸗] Krankenkaſſen), $ 65 
Abi. 2, $ 73 Ab. 1. Ferner Tann die Kafjenverivaltung aus⸗ 
Ichließlih den Geſellen (Behilfen) und Arbeitern übertragen, 
oder e8 kann befchloffen werden, daß der Vorfigende ſowie 
die Hälfte (ftatt */s) der Mitglieder der Kaffenorgane von 
der Innung bejtellt werden follen, falls die Snnungsmit- 
glieder (ftatt !/s) die Hälfte Der Beiträge tragen (vgl. 
Anm. 1a. E.). 

Hiernach gelten für Innungs-Krankenkaſſen alle Bor- 
ſchriften für Orts-Krankenkaſſen, insbefondere auch die 
Vorſchriften Über die Kaffenleiftungen, die Beiträge und die 
Beitragsverpflihtung der Arbeitgeber, mit folgenden Aus- 
nahmen: 

a) Die Errihtung von Innungs-Krankenkaſſen und ihrer 
Statuten regelt fih nad $ 85 GO. Die Kaffe wird 
auf Beichluß der Snnungsverfammlung ($ 93 Abi. 2, 
Ziffer 9 ED.) dadurch errichtet, daß für fie nach den Be⸗ 
ftimmungen des Innungsftatufs ($ 83 Ab. 2 Ziffer 13 
SO.) und unter Beteiligung des Geſellenausſchuſſes (8 95 
Abi. 2 bis 4 SD.) ein Nebenftatut aufgeftellt wird; 
diejes unterliegt der Genehmigung der höheren Ber- 
waltungsbehörde, deren Genehmigung nad Ermefjen 
unter Angabe der Gründe verjagt werden kann; gegen 
die Verfügung diefer Behörde ift nur die Beſchwerde 
an die Landes-Bentralbehdrde binnen 4 Wochen zuläffig, 
welche endgültig enticheidet. Bor der Beſchlußfaſſung 
der höheren Berwaltungsbehörde find die Gemeinde. 
behörde des Innungsfitzes und die Auffichtsbehdrde zu 
hören ($ 85 GO.). Die Genehmigung des Nebenftatuts 
erfolgt gebühren- und Toftenfrei ($ 99 GO.). 

b) Die Abänderung der Nebenitatuten erfolgt nad $ 36 
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Ziffer 3 KVG., weldder dur $ I0 GO. auf Sunungs- 
Krankenkaſſen für anwendbar erklärt ift, Durch Die General- 
verfammlung der Kaffe (vgl. Art. 6 Nr.3 Gef. v. 26. Juli 
1897, RGBl. ©. 663), unter Beobadtung der Vor- 
Ichriften, die das Innungsſtatut über die Art diefer 
Beichlußfaffung der Generalverfammlung der Kaffe ge- 
troffen hat, $ 83 Abi. 2 Ziffer 13 GO. Hinfichtlich der 
Genehmigung der Abänderungen und der Mitwirkung 
des Geſellenausſchuſſes gelten dieſelben Grundfäße wie 
bei der Errichtung der Nebenftatuten. Darüber, daß 
8 85 Ubi. 1 letzter Sa GO. dem $ 90 a. a. O. nicht 
voll entjpricht, vgl. insbefondere Hoffmann, Die 
Organifation des Handwerks Anm. 5 zu $85. Die Zu 
ziehung eines Vertreter8 der Auffichtsbehörde zu Ab⸗ 
anderungsbejchlüffen tft nicht erforderlich, weil dieje Be—⸗ 
ſchlüſſe nicht von der Snnungsverfammlung, jondern von 
der Generalverfammlung der Kaffe gefaßt werden und 
nur bei Beichlüffen der erfteren die Zuziehung eines 
Vertreters der AuffichtSbehörde vorgeichrieben tft (8 96 
Abi. 6 GO.). 

Gemeinfame Innungs-⸗Krankenkaſſen find nicht zuläifig, 
88 43, 43a KVG. finden Feine Anwendung. 
Selbftändige juriſtiſche Perfönlichfett hat die Innungs⸗ 
Krankenkaſſe nicht, fie ift vielmehr eine Einrichtung 
der Innung, und lettere iſt nach wie vor Träger der 
Kaffe. Daran ändert der Umftand nichts, daß den Ver- 
fiherten durch das Geſetz ein Einfluß auf die Kaſſen⸗ 
verwaltung eingeräumt und die Kaſſe in einigen Be⸗ 
ziehungen jelbftändig geftellt worden ift. Der 825 KVE. 
findet auf Innungs⸗Krankenkafſen feine Anwendung ; das 
Bermögen der Innungs-Krankenkaſſe bildet einen Teil 
des Innungsvermögens; gleichwohl gelten für die Ver- 
mögenspverwaltung die für Orts⸗-Krankenkafſen gegebenen 
Vorſchriften der $$ 34 bis 38, 39 bis 42, insbejondere 
der 8 40 KVG. 


e) Die Beauffihtigung der Innungs.Krankenkaſſen 
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richtet fh nad den Vorjchriften der Gewerbeordnung, 
‚erfolgt alfo dur die die Aufficht über die Innung 
führende Behörde ($ 96 GO.: untere VBerwaltungsbe- 
börde, in deren Bezirk die Innung ihren Sik hat), in 
Preußen: in Städten über 10000 Einwohner und in 
den erimierten Städten der Provinz Hannover die Ge- 
meindebehörde, im übrigen der Landrat (Oberanıt- 
mann). Die $$ 44, 45 Abf. 1 bis 4 KVG. finden auf 
Snnungs-Kranfentaffen feine Anwendung. 

Der Inhalt des Auffichtsrechts ergibt ſich aus 88 94, 
96 SD. in Verbindung mit dem auf Innungs⸗Kranken⸗ 
faflen für anwendbar erflärten $ 45 Abi. 5 KVG. 
Wegen Anwendbarkeit des $ 96 Abſ. 6 GO. auf Innungs⸗ 
Krankenkaſſen vgl. oben b. 

Beichwerden über die Rechtoͤgültigkeit von Wahlen 
entſcheidet die Auffichtsbehörde endgültig ($ 94 GO.). 
Gegen Entſcheidungen der Auffihtsbehörde über Rechte 
und Pflichten der Snnungsämter (wohin auch der Kaſſen⸗ 
vorftand gehört, $ 96 Abi. 4 GO.) ift binnen 4 Wochen 
Beſchwerde zuläffig, welche in Preußen durch Klage 
beim Bezirksausſchuß zu erheben iſt; die Entſcheidung 
des Bezirksausſchufſes iſt endgültig ($ 96 Abi. 7 GO.). 
In allen übrigen Fällen richtet fich die Beichwerde an 
die vorgejeßte Behörde (in Preußen Regierungs-Brä- 
fident, für Berlin der Ober-Präfident). 

Außerdem finden die Vorſchriften der 88 35, 41, 42, 
45 Abi. 5 KVG. dergeitalt Anwendung, daß fie den 
Beitimmungen der GO. vorgehen. 

f). Die Kaflenorgane Tönnen nah $ 90 GO. anders ge- 
bildet werden, vgl. darüber den Eingang diejer Anm, 
8). Über die Auflöf ung von Innungs⸗-Krankenkaſſen ent- 
hält das Gejeß feine Beftimmungen; $ 47 Abi. 2 KVG. 
findet auf fie feine Anwendung. Die Auflöfung wird 
alio auf demfelben Wege, wie die Errichtung, erfolgen 
innen, nämlich duch Beſchluß der Innungsverſamm⸗ 
ung mit Zuftimmung der höheren Berwaltungsbehörde, 


248 


b) 


Krankenverſicherungsgeſetz. $ 78. 


welche dadurch die Auflöfung Tonftatiert ($ 47 Abi. 3 
KVG.); doch wird das Nebenjtatut der Kaffe befondere 
Beitimmungen über die Smitiative enthalten dürfen. 
Nah Preuß. Ausf. Anw. v. 1. März 1898 Ziffer 17 
fol das Nebenjtatut Beftimmungen über die Boraus- 
fegung und die Form feiner Aufhebung treffen (Anhang 
IXb). Sft die Auflöfung erfolgt, jo gelten für das 
weitere Verfahren die für anwendbar erflärten Abi. 4 
bis 6 des $ 47 KB. 

Die Schließung von Innungs-Krankenkaſſen erfolgt 
nicht auf Grund des 8 47 Abf. 1 KVG., denn diefer 
ailt für ſolche Kaffen nicht, fondern nach den Beſtim⸗ 
nungen der Gewerbeordnung. Bei freien Innungen 
wird im allgemeinen die Schließung der Innung auch 
die der Innungs⸗Krankenkaſſe zur Folge haben, da legtere 
feine jelbftändige Eriitenz hat und die Erteilung von 
Korporationsredten nur für Unterſtützungskaſſen, die 
nicht unter $ 73 KVG. fallen, vorgejehen ift, $ 98 
Abi. 3 GO. Wird aber die freie Innung um deswillen 
geichloffen, weil an ihrer Stelle eine Zmangsinnung 
tritt, jo Tann die Innungs-Krankenkaſſe der erjteren 
nur dann geſchloſſen werden, wenn die Vorausfeßungen 
des 8 1002 Abi. 2 GO. vorliegen (wenn ſich aljo die 
Bezirke und Gewerbszweige nicht deden); andernfalls 
geht dann die Innungs-Krankenkafſe nach 8 1002 Ab}. 1 
SO. mit allen Rechten und Verbindlichleiten auf die 
Bmangsinnung über. Bletbt bei Errichtung einergwangs⸗ 
innung die bisherige freie Snnung um desiwillen be 
ftehen, weil leßtere nur einen Teil ihrer Mitglieder 
an erftere abzugeben bat, fo bleibt auch die mit der 
freien Innung verbundene Innungs-Krankenkaſſe bes 
ftehen, kann aber zur anteiligen Herausgabe ihres Ver 
mögens angehalten werden, $ 100b Ubf.5, $100m GO. 
Die Abfäge 3 bis 6 des 847 KVG. finden Anwendung. 


i) Über die Zwangsmitgliedſchaft gelten die befonderen Be» 


ftimmungen der Abjäße 2 und 3 des $ 73 KVG. 
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k) Freiwilliger Eintritt nicht verfiherungspflichtiger Per: 
fonen ift nicht ſchon durch das Geſetz ſelbſt geftattet; 
8 19 Abſ. 3 KVG. findet Feine Anwendung. Das 
Kaffenitatut aber kann freiwillige Mitglieder zulaffen 
($ 26a Abi. 2 Ziffer 5 KVG.). 

1) Eine gefetliche Meldepflicht der Arbeitgeber befteht nicht, 
da 849 KB. nicht für anwendbar erflärt iſt; das 
Kaffenftatut ergibt das Nähere. 

m) Die Beiträge der Snnungsmitglieder können auf 50°%/o 
des Gefamtbetrages feitgeftellt werden, 8 90 GO.; vgl. 
den Eingang diejer Anm. 

n) Die für Hausgewerbetreibende u. ſ. w. zugelaffenen Aus- 
nahmen des $ 54 KBG. gelten nidt. 

0) Im Falle der Inſuffizienz erfolgt nicht die Schließung der 
Kaffe, jondern die Innung wird zu Zufchüffen genötigt, 
8 65 Abi. 2 KVG. 

p) Streitigkeiten zwiſchen Meifter und Verſicherten (Ge 
fellen, Gebilfen, Lehrlingen, Arbeitern) über die DBe- 
rechnung und Anrechnung der Eintrittsgelder und Bei- 
träge werden, joweit es ſich um Lehrlinge Handelt, 
obligatoriich durch die Innung ($ 8la Ziffer 4 GO.), 
foweit e8 ſich um andere Verſicherte handelt, durch das 
Innungsſchiedsgericht ($ 81b Ziffer 4 GO.) entſchieden. 
Iſt ein ſolches nicht errichtet, fo find für dieſe Streitig- 
feiten mit Gejellen und Arbeitern die Gewerbegerichte 
zuftändig ($ 4 Ziffer 5 des Gewerbegerichtsgeſetzes); 
fall8 aber auch ſolche nicht beftehen, findet wahlweiſe 
die Anrufung des Gemeindevorſtehers vorbehaltlich des 
Rechtswegs (88 76, 77 des Gewerbegerichtsgefehes) oder 
fofort der Rechtsweg ftatt. 

Wegenderfonitigen Streitigfeiten vgl. 88576, 68 KRVG. 
4. Die Gläubiger der Innungs-Krankenkaſſe haben das 
Recht auf abgefonderte Befriedigung, $ 85 Abſ. 2 letzter 
Sag SO. 

5. Smmmgsverbände dürfen Krankenkaſſen nur für 
Innungsmitglieder und deren Angehörige, aber nicht für Ge- 
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ſellen ımd Lehrlinge errichten, $ 1041 GO. Die Errichtung 
von Innungs⸗Krankenkaſſen im Sinne des 8 73 KVG. tft 
ihnen alfo verfagt. Lebteres gilt auch für Innungsausſchüffe 
($ 101 GO.), weil $ 73 KBC. fi nur auf die Innungen 
felbft bezieht. 

6. Wird infolge der Erridtung einer Zwangsinnung 
eine Innung, mit der die Innungs⸗Krankenkaſſe verbunden 
war, geichlofien, fo geht die Snnungs-Krantentaffe auf die 
BZwangsinnung über. Es werden dann die erforderlichen 
Abänderungen des Kaflenftatuts bis zur anderweiten Be- 
ſchlußfa ſſung der Innungsverſammlung von der höheren Ver⸗ 
waltungsbehörde mit rechtsverbindlicher Kraft vollzogen. 
Bis zu dieſer Abänderung haben die bisherigen Kafſenorgane 
die Verwaltung fortzuführen. $ 1001 GO. 

7. Ausf.Beft.: Preußen Ziffer 2, 5, 7, 53 Anw. v. 
10. Suli 1892, Biffer 2, 3, 15, 16, 25, 27, 30, 34 Anw. v. 
1. März 1898; Bayern $$ 3, 4 Verordn. v. 8. Juni 1892; 
Württemberg $ 75 Verordn. v. 2. Novbr. 1892; Baden 
8 64 Berordn. v. 3. Septbr. 1892; Heſſen Ziffer 48 Anw. 
vd. 5. Novbr. 1892. 


H. Lerhältnis der Anoppfchaftskaffen und der ein- 
gefchriehenen und anderen Bilfskaflen zur Aranken- 
nerficherung. 

874. 

1. Für die Mitglieder der auf Grund berggejeßlicher 
Vorſchriften errichteten Krankenkaſſen (Knappſchafts⸗ 
kaſſen) tritt weder die Gemeinde-Krankenverſicherung 
noch die Verpflichtung, einer nad) Maßgabe ber Vor⸗ 
fchriften dieſes Geſetzes errichteten Krankenkaſſe anzu⸗ 
gehören, ein. 

0. Die ſtatutenmäßigen Leiſtungen dieſer Kaſſen in 
Krankheitsfällen müſſen Die für die Betriebs⸗ (Fabrif-) 
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Krankenkaſſen vorgefchhriebenen Mindeftleiftungen er- 
reichen. 

Die Vorſchriften des S 20 Abe. 5, 8 26 Abf. 1 II. 
und Abi. 2 Sak 1, S 56 Abs. 2 bis 4, 8 56a und 
8 57a finden auch auf Knappfchaftsfaffen Anwendung, 
und zwar die Vorschriften des $ 56 Abs. 2 bis 4 auch 
hinsichtlich aller den Knappschaftskassen berggesetz- 
lich obliegenden Leistungen. 

Im übrigen bleiben die landesgefeglichen Vor- IV. 


ſchriften über die Knappſchaftskaſſen unberührt. 
Zu 8 74. 

1. Durch die Novelle von 1892 tft der urſprüngliche 8 74 
inſofern gefürzt worden, als diejenigen Vorſchriften der alten 
Faffung, welche nur eine Übergangsnatur hatten, geſtrichen 
find; im übrigen tft damals der Paragraph und damit die 
Stellung der Knappſchaftskaſſen zur Kranfenverfierung mit 
der Maßgabe unverändert geblieben, daß die Knappſchafts⸗ 
kaſſen zur Beftellung weiterer als der bisher fungierenden 
Kaffenärzte u. j. w. verpflichtet werden können (56a) und bei 
MWiedereintrittehemaliger Mitglieder nad) militäriſchen Dienſt⸗ 
leiftungen Fein Eintrittsgeld beanſpruchen dürfen ($ 26 Abf. 2 
Sat 1). Auch ijt den Knappſchaftskaſſen damals das Net 
eingeräunit, außerhalb ihres Bezirks erfrantende Mitglieder 
durch fremde Orts⸗Krankenkaſſen und Gemeinde-Sranten- 
verfiherungen unterftügen zu laſſen ($ 57a). — Durch die 
Novelle von 1903 find auf die Knappſchaftskaſſen neu für 
anwendbar erflärt worden die Beitimmungen wegen des 
Erſtattungsanſpruchs an die Berufsgenoflenihaften hinficht« 
lich des Sterbegeldes ($ 20 Abi. 5) und die Vorſchriften 
des 8 56 Abſ. 2 bis 4 mit der Maßgabe, daß dieſe Vor⸗ 
fchriften für ſämtliche den Knappſchaftskaſſen obliegenden 
Leiftungen maßgebend find. Die Motive von 1903 ©. 15 
fagen hierzu: „Nach den im Deutihen Reiche geltenden 
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Berggeſetzen ſind die Knappſchaftskaſſen — ganz in gleicher 
Weiſe wie die durch das Krankenverſicherungsgeſetz, die 
Unfallverficherungsgeſetze und das Invalidenverſicherungs⸗ 
geſetz geſchaffenen Organiſationen — dem öffentlichen Rechte 
angehörende Zwangsverſicherungen für die auf ſämtlichen 
in Frage kommenden Betrieben beſchäftigten Perſonen. 
Ferner find die geſetzlichen Aufgaben der Knappfſchafts⸗ 
faffen ihrem Weſen nad die gleihen wie die durch Die 
genannten fozialpolitifhen Reichsgeſetze feitgelegten Auf- 
gaben. Nach den geltenden Berggejeßen haben die Knapp- 
ſchaftskaſſen ihren Mitgliedern nicht nur in Krankheitsfällen 
die erforderliche Krankenunterſtützung und im Todesfall ein 
Sterbegeld zu gewähren, jondern es liegt den Knappſchafts⸗ 
kaſſen noch weiterhin die Verpflichtung ob, ihren Mitgliedern 
bei dauernder Unfähigkeit zur Berufsarbeit eine lebensläng- 
lihe Snvalidenunterftügung ſowie ben hinterbliebenen Wit. 
wen und Waiſen verftorbener Mitglieder fortlaufende Unter- 
ftügungen bis zum Tode oder bis zur Wiederverheiratung, 
beziehungsweife bei Waiſen bis zur Erreichung eines be- 
ftimmten Lebensalters zu gewähren. Dieſe Gleichartigkeit 
des Weſens bat Schon im (bißherigen) $ 74 KB. ſowie 
namentlich auch in der Vorſchrift des 8 10 IVG. ihre An- 
erfennung gefunden, auf Grund deren Knappſchaftskaſſen 
mehrfach als befondere Kafjeneinrichtungen und damit als 
den Berfiherungsanftalten im Sinne des Invalidenver⸗ 
fiherungsgefeßes gleichwertige Träger der Reichs⸗Invaliden⸗ 
verfiderung vom Bundesrate zugelafjen worden find. Diefe 
Gleichartigkeit des Weſens begründet die Notwendigfeit, die 
Frage nad der Zuläffigkeit der Übertragung, Verpfändung 
Pfändung und Aufrehnung der Kaffenletjtungen für die 
Knappſchaftskaſſen nach denjelben Grundfägen zu regeln, 
welche für die Regelung diefer Frage bei Erlaß der Unfall: 
verfiherungsgejege und des Snvalidenverficherungsgefeßes 
fowie bei Aufitellung des vorliegenden Entwurfs zum Kranken: 
verfiherungsgefege maßgebend geweſen find. Die gleichartige 
Regelung der in Rede ftehenden Sragen für ſämtliche den 
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Knappſchaftskaſſen gefeglich obliegenden Leiftungen entfpricht 
zudem auch einem dringenden praßtifchen Bedürfniſſe. Es 


ergibt fich dies fchon aus der Erwägung, daß anderenfalls ° 


eine und diefelbe Leiſtung einer einzelnen Knappſchaftskaſſe, 
je nachdem fie im einzelnen Yalle lediglich auf Grund berg- 
geſetzlicher Vorſchrift oder zugleich au) auf Grund des Kranken⸗ 
verficherungsgejeges oder — bei den als bejondere Kaſſen⸗ 
einrichtung zugelaffenen Knappfchaftstaflen — des Snvaliden- 
berficherungsgejeßes erfolgte, hinfichtlich der Übertragbarkeit, 
Pfändbarkeit und Aufrechenbarkeit verfchtedenen Rechtöregeln 
unterworfen wäre. Daß eine jolde Verſchiedenartigkeit in 
der Praxis fi kaum durchführen läßt, liegt auf der Hand.” 

2. Die Knappfchaftskaſſen find den Betriebs-(Yabrik-) 
Krankenkaſſen gleichgeitellt. Sie unterliegen im übrigen aber 
den Beitimmungen diejes Geſetzes nur darin, 

a) daß fie ihren Mitgliedern wenigftens die Mindeft- 
letftungen der Betriebs: (Yabril-) Krankenkaſſen (Kranfen- 
unterftüägung, Unterftügung für Wöchnerinnen, Sterbe- 
geld) gewähren müflen ($ 64) und 

b) daß die Vorfchriften des 8 20 Abi. 5, 8 26 Abf. 1 und 
Abi. 2 Satz 1, $ 56 Abſ. 2 bis 4, 8 56a, $ 57a auf fie 
nah Maßgabe des 8 74 Abi. 3 Anwendung finden. 
Vgl. beionders $ 56 Anm. 1. 

Anträge, weldhe die Anwendung weiterer Beftimmungen 
dieſes Geſetzes auf die Knappichaftstaffen bezwedten, wurden 
mit Rückficht auf den eigentümlichen Charakter der letzteren 
und um desiwillen abgelehnt, weil man bei der Verichieden- 
artigkeit der bergrechtlichen Verhältniife der Landesgeſetz- 
gebung nicht vorgreifen wollte. Insbeſondere finden alfo 
auch die 88 85, 86 auf die Knappſchaftskaſſen feine An- 
wendung. i 

3. Vgl. die Übergangsbeftimmung für die Knappſchafts⸗ 
kaſſen im Artikel IV der Novelle von 1903 (Hier abgedrudt 
am Schluſſe des KVG.). 

4. Ausf.Beft.: Breußen Ziffer 5 Anm. v. 10. Suli 
1892; Württemberg $ 76 Verordn. v. 2. Novbr. 1892, 
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8 75, 


Mitglieder der auf Grund des Gejeges*) über bie 
eingeſchriebenen Hilfskafſen vom er ae 


en errichteten Kaflen find von ber Ber- 
pflihtung, der Gemeinde⸗-Krankenverſicherung oder 
einer nad) Maßgabe dieſes Geſetzes errichteten Stranten- 
kaſſe anzugehören, befreit, wenn die Hilfstaffe, welcher 
fie angehören, allen ihren verfiherungspflichtigen Mit⸗ 
gliedern oder doch derjenigen Mitgliederklaſſe, zu welcher 
der Berfiherungspflichtige gehört, im Krankheitsfalle 
mindeftens diejenigen Leiftungen gewährt, welche nach 
Maßgabe der 88 6 nnd 7 von der Gemeinde, in deren 
Bezirk der Verſicherungspflichtige beſchäftigt ift, zu 
gewähren find. Die durch Kaflenftatut begründeten 
Beichräntungen der Unterflügungsaniprüde fliehen 
die Befreiung nicht aus, wenn fie fih innerhalb ber 
Grenzen der den Gemeinden nad 8 6a geftatteten 
Beſchränkungen halten. 

II. Tritt ein Mitglied einer eingeichriebenen Hilfstafie 
an einem Orte in Beſchäftigung, an welchem das 
Krantengeld der Mitgliederklafie, der es bisher an- 
gehörte, Hinter dem von der Gemeinde⸗Kranken⸗ 
verfiherung zu gewährenden Sranlengelde zurüdbleibt, 
fo gilt die Befreiung noch für die Dauer von 
zwei Wochen. Die Meldepfliht des Arbeitgebers 
(8 49 Abſatz 1) beginnt in diefen Fällen erft mit dem 
Ablaufe dieſer zwei Woden. 

Mitgliedern einer eingeſchriebenen Hilfskaſſe, welche 


m 
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zuglei der Gemeinde⸗Krankenverſicherung oder einer 
anf Grund dieſes Geſetzes errichteten Krantentafle an- 
gehören, kaun an Stelle der freien ärztlichen Behand- 
fung und Arznei eine Erhöhung des Ktrrankengeldes 
um ein Biertel des Betrages bed ortsüblichen Tage: 
Iohnes (8 8) ihres Beichäftigungsortes gewährt werden. 
Die vorftehenden Beſtimmungen finden aud auf IV. 
Mitglieder folder auf Grund landesreditlicher Vor: 
ſchriften errichteten Hilfsfaffen Anwendung, deren 
Statut von einer Staatöbehörde genehmigt ift und 
über die Bildung eines Nefervefonds den 88 32, 33 


entſprechende Beſtimmungen enthält. 

*) Den Text des HEG. v. 7. April 1876 in derjenigen Fassung, 
welche sich aus der zu demselben erlassenen Novelle v. 1. Juni 
1884 und aus Art. 32 des Gesetzes v. 10. April 1892 (RGBI. 8. 879) 
ergibt, siehe im Anhang V. 

3u8 7. 

1. Der $ 75 bat durch die Novelle von 1892 durch⸗ 
greifende Änderungen erfahren. 

Hilfstaffen ohne Beitrittszwang, weldeihre Mit. 
glieder von der Teilnahme an der Gemeinde-Kranfenverfiche- 
rung, Orts-Kranfenlaffe u. |. w. befreien ſollen, müjfen: 

a) allen ihren verfiherungspflichtigen Mitgliedern oder doch 
allen Mitgliedern derjenigen Mitgliederklaffe, zu welcher 
der zu befreiende VBerficherte gehört, freie arztliche Be— 
handlung und Arznei in natura gewähren, 
während fie früher an deren Stelle ein erhöhtes Kranken⸗ 
geld verabreichen durften. Lebteres genügt jegt nur noch 
bei ſolchen Mitgliedern, welche gleichzeitig der Hilfs- 
kaſſe und der Gemeinde Krankenverſicherung u. |. w. an- 
gehören, freien Arzt und Arznei alfo ſchon aus der 
Iegteren erhalten (Abſ. 3). 

b) Die bezeichneten Kaffen dürfen das Krankengeld nit 
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nad dem ortsüblichen Zagelohn ihres Kaſſenſitzes, 
fondern müflen dasjelbe nach dem ortsühlichen Tage- 
Iohn derjenigen verjhiedenen Orte, an denen 
die einzelnen zu befretenden Mitglieder be- 
fhäftigt find, bemeffen. „Durch die Bildung von 
Mitgliederflafien koͤnnen die Kaflen ihre Unterftügungen 
fo bemefien, daß fie in der höchſten Mitgliederklaffe für 
die Orte mit den höchſten ortsüblichen Tagelöhnen ge 
nügen, während für Orte mit niedrigeren orts⸗ 
üblichen ZTagelöhnen ſchon die Unterftühungsfäte der 
unteren Mitgliederflafje ausreichen.“ (Mot.) Vgl. 
Anm. 1 zu 88. 

Wer in einer niedrigeren Mitgliederklaffe verfichert 
ift, gilt mithin nicht mehr als befreit; zur Vermeidung 
bon Härten iſt jedoch durch Abi. 2 Vorforge getroffen, 
daß bei einem Wechſel des Beihäftigungsorts die bis- 
herigeBefretung noch 2 Wochen fortdauert, damit während 
diefer Zeit der Eintritt in die erforderliche höhere Mit- 
gliederflafje bewirkt und nachgemwiefen und dadurch die 
Befreiung aufrecht erhalten werden Tann, 

Durch diefe Beftimmungen find die Leiftungen der 
bezeichneten Hilfsfaffen auf das vom Geſetz verlangte 
Mindeftinaß der Krankenunterſtützung in der Gemeinde» 
Krankenverfiherung gebracht worben. 

Die auf Grund landesrehtliher Vorſchriften 
errichteten Hilfskaſſen find den eingeichriebenen Hilfs» 
faffen nicht mehr, wie früher, unbedingt, jondern nur noch 
dann gleichgeftellt, wenn Gewähr dafür beiteht, daß Ddiefe 
Kaflen die von ihnen in Ausficht geftellten Leiftungen nicht 
nur verſprechen, fondern auch wirklich gewähren können. 
Deshalb iſt behördliche Genehmigung des Statuts und die An⸗ 
fammlung eines genügenden Refervefonds gefordert (Abſ. 4). 

2. Willmandieden Hilfskaffen auferlegten Verpflichtungen 
als Erfäwerungen bezeichnen, jo ftehen diefen Erſchwerungen 
andererfett3 die erheblichen Erleichterungen gegenüber, 
welche durch $$ 758, 75b, 76 den Hilfskaſſen eingeräumt 
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worden find. Vgl. die Anm. zu diefen Paragraphen. Auch 
ſoll die Befreiung dadurch nicht befeitigt werden, daß Hilfe 
faffen gleiche Anordnungen treffen, wie fie in $ 6a den Ge- 
meinden eingeräumt find, wenn auch in derjenigen 
Gemeinde, in welder das betreffende Mitglied 
befhäftigt ift, fommunale Anordnungen der im 
8 6a aufgeführten Art nit getroffen worden find. 

Der in der Regierungsvorlage eingenommene Stand» 
punkt, wonach jeder Verfiherungspflichtige zunächſt Traft 
Geſetzes Mitglied der für feine Beihäftigung in Betracht 
fommenden Zmangsorganifation (Gemeinde-Krankenverſiche⸗ 
rung, Orts-Stranfentaffe u. ſ. w.) werde, demgemäß zur Ge- 
meinde⸗Krankenverficherung oder Orts⸗Krankenkaſſe angemeldet 
werden müſſe und nur auf ſeinen Antrag aus jenen 
Zwangsorganiſationen entlaffen werden könne, ſofern er die 
Zugehörigkeit zu einer den Vorausſetzungen des 8 75 ge- 
nügenden Hilfstaffe nachweiſt — tit in daS Geſetz nicht über- 
gegangen. Wer alfo einer Kaffe der letzteren Art in einer 
Mitgliederflaffe mit ausreichenden Unterſtützungsſätzen an« 
gehört, Fällt kraft Geſetzes nicht in die Zwangsorgani« 
fationen. Gr braudt deshalb zu letzteren weder ange 
meldet zu werden, noch jeinen Austritt aus denfelben durch 
eigene Handlungen herbeizuführen; er genügt vielmehr 
jeiner Verfiherungspflicht durch Die Zugehdrigfeit zur Hilfe« 
kaſſe. Er iſt indeſſen berechtigt, daneben den Zwangsorgani⸗ 
fationen als verſicherungspflichtiges Mitglied anzu- 
gehören, nicht nur freiwillig beizutreten; vgl. aber $ 26a 
Abi. 1. 

Die Kontrolle darüber, ob die Beteiligung an der Htlfs- 
kaſſe eine ſolche iſt, daß fie die Befreiung nad) fi) zieht, wird 
durch Vermittelung der Arbeitgeber und der Organe der Hilfe. 
kaſſe geübt. Die Arbeitgeber haben bei eigener ſchwerer Ver⸗ 
antwortlichleit bei Beginn der Beihäftigung bezw⸗ 
beißeginnder Berfiherungspflicht(ogl.849 Anm. 5) 
zu prüfen, ob eine Anmeldung des Hilfsfafjenmitgliedes er- 
folgen muß (88 49, 50, 81). Hierbei wird ihnen die Vor- 
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legung der in 8 75a, 75b bezeichneten Beicheinigung der 
höheren Berwaltungsbehörde bezw. des Reichskanzlers gute 
Dienite leiften ; indeffen bleibt für fie inner Die Schwierigkeit, 
daß fie auch fontrollieren müffen, ob die Mitgliederflafie 
welcher der Verficherte in der Hilfsfaffe angehört, ausreicht, 
da die Beicheinigung vorbehaltlich einer Nachprüfung über 
die Höhe des Krantengeldes erfolgt (vgl. au $ 75b Abi. 1). 
Die Kontrolle von Veränderungen hinfihtli der 
Kaſſenzugehdrigkeit während der Dauer der Be 
ihäftigung wird auf Grund von Anzeigen der Htlfsfaffen 
geführt, zu welchen dieje gemäß $ 49a verpflichtet find. Den 
Orts⸗Krankenkaſſen u. |. w. aber jteht, nachdem der Reichstag 
den Vorſchlag, die Befreiung nur auf Antrag eintreten zu 
Yaffen, abgelehnt hat, eine Einwirkung auf die Prüfung der 
Zugehörigkeit nicht zu, obwohl dieje Kaflen in erfter Reihe 
dabei intereffiert find, alle Berfonen, für welche fie im Yale 
der Erkrankung event. aufzulommen haben — die Zugehörigkeit 
zur Orts⸗Krankenkaſſe tritt ja, fofern nicht ein gejeßlicher 
Befreiungsgrund vorliegt, Fraft Gejeßes ein — zu fennen 
und zuden Beiträgen heranzuziehen. Auf dieſe Unzuträglichkeit 
iſt von den Bertretern der verblindeten Negierungen wieder- 
holt, aber ohne Erfolg, hingeiwiejen worden. 

3. Derjenige, welcher durch den Beitritt zu einer Hilfg- 
fafje ohne Beitrittszwang die Beteiligung au der Gemeinde- 
Krankenverſicherung oder an einer Orts-, Betriebs⸗ (Fabrif-), 
Bau- oder Innungs-Krankenkaſſe ablehnt, trennt ſich da— 
dur nicht nur von feinen Mitarbeitern, mit welchen ihn 
gemeinſameIntereſſen und dasGefichl derguſammeugehörigkeit 
vereinigen ſollten, ſondern er verliert auch die weſent— 
lichen Vorteile, welche die ſog. Zwangskaſſen vor den 
eingeſchriebenen und freien Hilfskaſſen bieten. Er büßt 
insbeſondere die Beiträge des Arbeitgebers ein, 
vgl. Anm. 2 zu 8 51, ebenſo die Beſchränkung der Beiträge 
auf ein gejegliches Marimum, bal. $$ 10, 31, 64, 65, 72, 73, 
denn ein folches tft bei freien Hifstaffen geieblich nicht bor- 
geichrieben, Werner zieht er feinen Gewinn aus der Ber: 
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bindlichfeit der Gemeinde. zu etwa nötigen Vorfchüffen zur 
Gemeinde⸗-Krankenverſicherung ($ 9) und aus der Verbindlichkeit 
der Fabrifherren, der Bauherren und der Innungen zu etwa 
erforderlichen Zufchhffen zu den Betriebs- (Fabrik), den Bau⸗ 
und den Innungs⸗Krankenkaſſen ($$ 65, 72, 73, vgl. auch $ 64 
Ziffer 4). Ihm fommt ferner nicht zugut die unentgeltliche 
Berwaltung der Kaffe, zu welcher die Gemeinden bei der 
Gemeinde-Krantenverlicherung ($ 9) und 3. T. die Betriebs: 
und die Bauherren bei den Betriebs (Yabril-) und bei dei 
Bau⸗Krankenkaſſen ($ 64 Ziffer 3, $ 72) verpflichtet find; und 
doch betragen die Verwaltungskoſten oft einen fehr exheb- 
lihen Zeil der Gejamtausgaben. Ferner befteht für ein- 
geichriebene Hilfstaffen ohne Beitrittszwang nicht die admini- 
ftrative Beitreibung fälliger Beiträge, fo daß gegen fäumtige 
Mitglieder nur die gerichtlihe Klage mit den daraus fich 
ergebenden Weiterungen übrig bleibt. Auch in Beziehung 
auf die Unfallverjiherung und die Invalidenver— 
ſicherung find den anderen Kaſſen wichtige Befugniffe bei- 
gelegt, welche den Hilfskaſſen ohne Beitrittszwang nicht Haben 
gewährt werben Tünnen. 

Alle dieſe erhebligen, bei der Beteiligung an den 
Zwangsorganifationen gebotenen Vorteile fönnten nur dann 
etwa aufgeivogen erfcheinen, wenn bei den Hilfskaſſen die 
Selbitverwaltung der Kaffenmitglieder weſentlich bedeutender 
wäre, als bei den anderen Formen der Krankenverfiherung. 
Das tft aber im allgemeinen nicht der Hall. Bei den Orts⸗, 
Betriebs- (Yabrif-) und Bau-FKranfenfafjen fowie 
bei den Innungs-Krankenkaſſen befteht volle Selbit- 
verwaltung der Kaffenmitglieder, nur bei der Gemeinde- 
Krantenverficherung haben die Verfiherten unmittelbar keine 
Berwaltungsbefugniffe. Daß aber die Mitwirkung der 
Arbeitgeber an der Kaffenverwaltung, wie fie bei 
den Ort! u. ſ. w. Krankenkaſſen vorgefehen ift, ein Nadh- 
teil fei gegenüber den Hilfskafſen, muß mit Nachdruck bes 
ftritten werden, vielmehr ift umgelehrt auf das Bu- 
fammenwirfen der Arbeitgeber und der Ber- 

17* 
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ſicherten aus ſozialpolitiſchen Gründen ein über 
wiegender Wert zu legen. 

4. Ausf.Beit.: Preußen Ziffer 5, 56, 59 Anw. 
vb. 10. Zuli 1892, Ziffer 3 Min.Berf. v. 30. Mai 1903; 
Bayern Ziffer 49 Min.Bel. v. 15. Oftbr. 1892; Württem- 
berg 88 52, 77ff. Verordn. v. 2. Novbr. 1892, Baden 
88 65, 66 Verordn. v. 3. Septbr. 1892; Helfen Biffer 
57, 60ff. Anw. v. 5. Novbr. 1892. 


S 75a. 

Den eingeſchriebenen Hilfskaſſen, jowie den im 8 75 
Abſatz 4 bezeichneten, auf Grund landesrechtlicher Bor: 
ſchriften errichteten Hilfskaſſen ift auf ihren Antrag 
eine amtliche Beſcheinigung darüber auszuftellen, dat 
fie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengeldes, den An- 
forderungen des & 75 genügen. 

I. Die Beihheinigung wird außgeftellt: 

1. für Kaflen, deren Bezirk über die Grenzen eines 

‚ Bundesftantes nicht hinausreicht, von der Zentral: 
behörde, 

2. für Kaſſen, deren Bezirk über die Grenzen eines 
Bundesſtaates hinausreicht, von dem Reichs⸗ 
kanzler. 

III. Wird die Beſcheinigung verſagt, ſo ſind die Gründe 
mitzuteilen. 

IV. Tritt in dem Statute der Kaffe eine Änderung ein, 
fo tft von Amts wegen zu prüfen, ob bie Kaffe den 
Anforderungen des 8 75 auch ferner entipridt. Nach 
dem Augfalle diefer Prüfung ift die Beichetnigung von 
neuem zu erteilen oder zu widerrufen. 

V. Die Beiheinigung und deren Widerruf find in dem 


' 
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Falle zu 1 durch das für Die amtlichen Bekanntmachungen 
der Zentralbehörde beftimmte Blatt, in dem Falle zu 2 


durch den Reichs⸗Anzeiger befannt zu machen. 
Zu 8 754. 

1. Durch die „SS 754 und 75b ſollen für die Folge 
die Unzuträglichkeiten beſeitigt werden, welche für alle Be 
teiligten bisher daraus entjtanden find, daß die Entſcheidung 
über die Yrage, ob eine Hilfsfafje den Anforderungen des 
8 75 entipricht, in jedem einzelnen Streitfalle von der für 
deſſen Entſcheidung zujtändigen Behörde jelbftändig zu er- 
meſſen war* (Mot.). Es joll deshalb die Beicheinigung 
von der für den Kafjenbezirk zuftändigen Zentralitelle aus- 
geftellt werden und dann für alle Beteiligten bindend jein. 

2. Bgl. Anm. 2 zu $ 75 und Anhang V, jowie für die 
Übergangszeit den Art. IV des Abänderungsgefehes v. 
25. Mai 1903. 

3. Ausf.Beft.: Preußen Ziffer 59 Anw. v. 10. Juli 
1892, Ziffer 3 Min.Verf. v. 30. Mai 1903; Bayern $ 6 
Berordn. v. 8. Juni 1892; Württemberg 88 77 ff. Verordn. 
dv. 2. Novbr. 1892; Baden 867 Verordn. dv. 3. GSeptbr. 
1892; Hejfen Ziffer 58, 59 Anw. v. 5. Novbr. 1892, 


8 75h. 

Bei Streitigleiten über die Befreiung eines Mit- 
gliedes einer Hilfskaſſe von der Verpflichtung, einer 
Gemeinde-SKrantenverficherung oder einer auf Grund 
dieſes Geſetzes errichteten Krankenkaſſe anzugehören, 
iſt für die Entſcheidung ber Frage, ob bie Kaſſe den 
Anforderungen des 8 75 genügt, vorbehaltlich der Frage, 
ob das Krankengeld die Hälfte des ortsüblichen Lohnes 
gewöhnlicher Tagearbeiter am Beihäftigungsorte bes 
Mitgliedes erreicht, die auf Grund des 8 75a aus: 
geftellte Beiheinigung maßgebend. 


m 
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II. Der Rabweis der Beſcheinigung wird durch Bor- 
legung eined Eremplars des Kaſſenſtatuts geführt, in 
welchem das die Bekanntmachung enthaltende Blatt 
nad Jahrgang, Nummer und Seitenzahl angegeben ift. 


Zu 8 75b. 


Ausf.Beft.: Preußen Ziffer 59 Anw. v. 10. Juli 1892; 
Württemberg 88 77 ff. Verordn. v. 2. Novbr. 1892. 


8 76. 

Die Beilimmungen des S 230 Abs. 5, 8 57, 8 58 
Abſ. 2 finden auf die im 8 75 bezeichneten Hilfstaflen 
Anwendung. 

Zu 8 76. 


1. Diefer Paragraph Hat die Bezeichnung „$ 76” ex» 
halten, nachdem der ınfprüngliche $ 76, welder die Behörden 
ermächtigte, die Hilfskaffen ihres Bezirks zu Veränderungs- 
anzeigen zu verpflichten, infolge der Aufnahme des $ 494, 
welcher ſolche Anzeigen allgemein anordnet, entbehrlich ge⸗ 
worden tft. 

2. „Es Hiegt fein Grund vor, den Gemeinden und 
Armenverbänden, welche verfiherten Perſonen Unterftügungen 
geleiftet haben, den freien Hilfsfaffen gegenäber nicht das» 
jelbe Recht, wie den Zwangskaſſen gegenüber, zu gewähren. 
Ebenfo entſpricht es der Billigleit, die geſetzlichen Ent- 
ihädigungsanfprüde der Verficherten gegen Dritte unter 
derfelben Vorausfegung und in demjelben Umfange auf die 
Hilfskaffen übergehen zu laſſen, wie fie nad $ 57 auf die 
Zwangskaſſen übergehen" (Mot.). 

3. Mit den in diefem Paragraphen aufgezählten Be- 
ftimmungen tft der Kreis derjenigen Vorſchriften, welche bei 
Ausstellung der Beicheinigung für die gemäß $ 75 von der 
Zwangsmitgliedſchaft befreienden Hilfstaffen zu beachten 
find, nicht ent: vgl. vielmehr befonders noch 88 6, 6a, 
7, 54a, 56 KL 





I. Schluß-, Straf und Übergangsbeftimmungen. 8 76a. 263 


I. Achiuß-, Atraf- und Übergangsbeftimmungen. 
8 fWa. 

Die Berwaltungen der Gemeinde-Sranlenverfide: I. 
rung, fowte die Borflände der Krankenkaſſen und ber 
im 8 75 bezeichneten Hilfskaſſen find verpflichtet, den 
Behörden von Gemeinden und Armenverbänden, welche 
auf Grund der ihnen obliegenden gefehlichen Verpflichtung 
zur Unterftügung hilfsbedürftiger Perfonen Berficherte 
unterftüßt haben, auf Erfordern Auskunft darüber zu 
erteilen, ob und in weldem Umfange diefen Perſonen 
gegen fie Unterflügungsaniprühe auf Grund biejes 
Geſetzes auftehen. 

Die Berwaltungen der Gemeinde-Sranfenverfide. II. 
rung, fowie die Borftände der Krankenkaſſen und der 
im 8 75 bezeichneten Hilfskaſſen find ferner verpflichtet, 
den auf Grund ber Unfallverfiherungsgefehe beftehenden 
Berufsgenofienihaften, fowie den auf Grund des Ge- 
ſetzes, betreffend die Invaliditäts- und Altersverficherung, 
vom 22, Juni 1889 (Reichs⸗Geſetzbl. S.97)*) beftehenden 
Berfiderungsanftalten zu geftatten, zum Zwede der 
Ermittelung der von ihren Mtigliedern beziehung? 
weife den Arbeitgebern ihres Bezirks beſchäftigten Ber- 
fißerten und deren Beihäftigungszett und Lohnhöhe 
dur) Beauftragte von den Büchern und Liften der 
Kafle in deren Geihäftsräumen während der Geſchäfts⸗ 
fiunden Einfiht zu nehmen. 

Die Mitglieder der Berwaltungen der Gemeinde: III. 
Serantenverfiherung und der Kaflenvorftände können 
zur Erfüllung der ihnen durch vorftehende Beſtimmungen 
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auferlegten Berpflihtungen von der Aufſichtsbehörde 
durch Beldftrafen bis zu zwanzig Marl angehalten werben. 


*) Das Invalidenversicherungsgeuetz vom 18. Juli 1899 (in der 
Fassung der Bek. v. 19. Juli 1899, R.G.Bl. 8. 463) ist gemäss 
8 194 Abs. 3 a. a. O. an die Stelle des Gesetzes, betr. die Invali- 
diläte- und Altersvorsioherung, vom 22. Juni 1889 (ROBI. 8. 97) 


getreten. 
Zu 8 76a. 


1. Durch diejen Paragraphen wird den Armenverbänden 
einerſeits ſowie den Berufsgenoſſenſchaften und Verficherungs- 
anftalten andererjeits eine Erleichterung bezw. ein Kontroll» 
mittel gewährt. Erftere zu dem Zwed, um den Rüdgriff 
gemäß 8 57 Abſ. 2 zu ermöglichen; letzteres zu dem Zweck, 
um die Nichtigkeit der bei Umlegung der Beiträge zur Un⸗ 
fallverfiherung gemachten Angaben der Betriebsunternehmer 
towie die Richtigkeit der für die Invalidenverſicherung bei- 
gebrachten Marken zu prüfen. 

2. Wegen der Beihhwerde gegen die Strafverfügung 
fiehe $ 76 e. 

3. Ausf.Beft.: Bayern Art. 1, 2 Gef. v. 26. Mai 
1892, 88 2, 4, 5 Berorbn. v. 8. Juni 1892. 


8 76h. 

I. Die Berwaltungen der Gemeinde-Kranlenverfide- 
rung, fowie die Borftände der Krrankenkaſſen und der 
im 8 75 bezeichneten Hilfskaſſen find verpflichtet, jeden 
Erkrankungsfall, welder durch einen nad den Unfall- 
verfiderungsgefegen au entichädigenden Unfall, herbei- 
geführt if, jofern mit dem Ablaufe der vierten Woche 
der Krankheit die Erwerbafähigleit des Erkrankten 
noch nicht wiederhergeftellt ift, binnen einer Woche nad 
biefem Zeitpunfte dem Borflande der Berufsgenofien- 
ſchaft, bei welder der Erkrankte gegen Unfall ver- 
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figert ift, anzuzeigen. Iſt die Berufsgenoſſenſchaft 
in GSeltionen geteilt, jo tft die Anzeige an den 
Seltionsvorftand zu ridten. Zur Erftattung ber An- 
zeige ift, fofern der Vorſtand der Gemeinde oder der 
Krankenkaſſe nicht eine andere Berion damit beauftragt, 
der Rechnungsführer, für örtlide Berwaltungsftellen der 
eingeſchriebenen Hilfstafien dasjenige Mitglied, welches 
Die Rechnungsgeſchäfte derſelben führt, verpflichtet. 

Die Unterlaffung der Anzeige kann von der Auf- IL. 
fihtöbehörbe mit Ordnungsſtrafe bis zu zwanzig Mark 
geahndet werden. 

Zu 8 76b. 

1. In diefem Paragraphen wird den Organen der Kranken⸗ 
verfiherung die Verpflichtung auferlegt, Dur Unfälle 
Herbeigeführte Erkrankungen den zujtändigen Berufsge- 
noſſenſchaften anzumelden, wenn der Erkrankte nach vier 
Wochen noch niht wieder hergejftellt ift. Die Be: 
rufsgenoſſenſchaft ſoll dadurch in den Stand geſetzt werden, 
zu erwägen, ob ſie von der Befugnis des $ 76 Gebrauch 
machen will. 

2. Wegen der Beſchwerde gegen die Strafverfügung 
fiehe $ 76e. 

3. Nach 8 11 GUVG. gelten die $$ 76b bis 764 KBG. 
auch für Knappfchaftstaffen, für die GemeindeKrankenver⸗ 
fijerung und für Hilfskaffen, welche die im $ 75a KVG. 
vorgejehene amtliche Beſcheinigung befiten. 


8 76c. 

In Erfrantungsfählen, weiche dur Unfall berbei- I. 
geführt werden, ift die Berufsgenoflenihaft berechtigt, 
das Heilverfahren auf ihre Koſten zu übernehmen. 
Bom Tage der Übernahme an bis zur Beenbigurg des 


II. 
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Heilverfahrens oder bis zum Ablaufe der dreizehnten 
Woche nah Beginn;des Krankengeldbezuges geht ber 
Aniprud des Erfrantien anf Krankengeld anf die 
Berufsgenoſſenſchaft über. Auf dDiefe gehen Dagegen 
für denjelben Zeitraum alle Verpflichtungen über, 
welche der Krankenkaſſe dem Erkrankten gegenüber ob- 
liegen. 

Streitigletten aus dieſem Berhältnifie werden, fo- 
weit fie zwiſchen dem Erkrankten und der Berufö- 
genoſſenſchaft entftehen, nad Vorſchrift des 8 58 Ab- 
fag 1, ſoweit fie zwiſchen der Berufsgenofienfhaft und 
der Gemeinde-Krantenverfiherung oder Kranukenkaſſe 
entftehen, nach Vorſchrift des 8 58 Abfag 2 entfchieden. 


Zu 8 766. 

1. Durch diefen Paragraphen foll den Berufsgenoffen- 
Ihaften die Befugnis gewährt werden, die Krantenfürjorge 
nad) einem entfhädigungspflichtigen Unfall, an Stelle der 
Krankenkaſſen, jelbit zu übernehmen, ım das Heilver⸗ 
fahren möglichit intenfiv zu geitalten. Viele Krankenkafſen, 
insbefondere die Lleineren, können nicht immer die bei Un- 
fällen oft erforderlichen Foftipieligen Mittel aufwenden; 
andererfeit8 hat ſowohl der Verletzte als auch die Berufs- 
genoſſenſchaft ein erhebliches Intereſſe an ichneller und inten- 
fiver Durchführung des Heilverfahrens, weil davon das Maß 
und die Dauer der Erwerbsunfähigleit ımd demgemäß die 
Unterſtũtzungspflicht der Berufsgenoffenschaft abhängt. Die 
Berufsgenofjenihaften haben von diejer Befugnis mit fehr 
gutem Erfolge Gebrauch gemacht; das Neih8-Berjiche- 
rnngsamt Hat einen umfafjenden Gebraud der 
Befugnis mehrfach dringend empföhlen. , Vgl. 
Anm. 7 zu$ 1. 

Snlige Befugnifle. ftehen den Verfiherungsanftalten 
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für Invalidenverficherung gemäß $ 18 IVG. zu, außerdem 
auch den landwirtſchaftlichen Berufsgenofjenschaften gegen- 
über den Gemeinden, welchen die Fürſorge für die erften 
13 Wochen bei dem nicht gegen Krankheit verficherten Ver 
legten obliegt, $ 27 Unf.Berf.Gei. für Land» und Forftwirt- 
Schaft (REBL. 1900 ©. 641). Bol. auch 8 10 des Baur 
Unfallverſicherungsgeſetzes. 

2. Unabhängig hiervon iſt die weitere Befugnis der Be- 
rufsgenoſſenſchaften, den Krankenkaſſen die Fortführung des 
Heilverfahrens auch über die 13. Woche hinaus gegen Koften- 
eritattung zu übertragen ($ 11 GUVG.), und die Befugnts 
der Berfiherungsanftalten für Snvalidenverficherung, den 
Krankenkaſſen gegen Koftenerftattung eine Fürſorge (nach Art 
und Dauer) in demjenigen Umfange zur Pflicht zu machen, 
welchen die Verfiherungsanftalt für erforderlich erachtet. Die 
Berfiherungsanftalten für Invalidenverſicherung find bier- 
bet insbejondere zufolge der Ausdehnung der Krankenkaſſen⸗ 
Fürſorge von 13 auf 26 Wochen günjtiger als bisher ge 
ftellt, weil fie nur diejenigen Mebrfoften zu erjegen brauchen, 
weldhe über den Umfang der von der Kaffe geſetzlich oder 
ftatutarifch zu leiſtenden Yürforge hinausgehen ($ 19 IVG.). 

3. Vgl. Anm. 3 zu $ 76b. 


8 76d. 

Den Berufsgenoſſenſchaften ftehen in Beziehung auf 
bie Anwendung der 88 76a, 76b, 760 dad Neil, die 
Stanten und diejenigen Berbände gleich, welche nad 
den Beſtimmungen der Unfallverfiherungsgefege an die 
Stelle der Berufsgenofienichaften treten. 

Zu 8 76d. 

Bol. Anm. 3 zu 8 76b. 


8 760. 
Gegen die Gtrofverfünungen, welche auf Grund I. 
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der im 8 6a Abſatz 2 und $ 26a Abfak 2 Ziffer 2a 
zugelafienen Beitimmungen getroffen worden find, tft 
binnen zwei Wochen nad) deren Eröffnung Beſchwerde 
an die Auffihtöbehörde auläffie. Die Entſcheidung der 
letzteren iſt endgültig. 

II. Gegen die auf Grund der g8 76a nnd 76b ge- 
troffenen Strafverfügungen tft binnen zwei Wochen 
nach deren Eröffnung Beſchwerde an die nädft vor⸗ 
geſetzte Behörde zuläffig. Die Enticheldung der letzteren 
tft endgültig. 


87. 

Die auf Grund dieſes Gefeges gewährten Leiftun- 
gen, ſowie die Unterftügungen, weldhe nad) Maßgabe 
des 8 57 Abfag 2 und 3 erjegt find, gelten nicht als 
öffentlide Armenunterftügungen. 


Zu 8 7. 

1. Der Charakter der dÖffentliden Armenunterſtützung 
wäre unvereinbar mit dem in diefem Gejeke durchgeführten 
Verfiherungsprinztp; einer der wefentlichften Zwecke des Ge- 
feßes ijt gerade der, daß die Armenunterftägung mit ihren 
Mängeln und $olgen von den Arbeitnehmern ferngebalten 
und durch eine Kranfenunterftühung, welche der Betoffene 
felbit mit verdient, erjegt werden fol. Dem Berficderten, 
welder auf Grund dieſes Geſetzes Krankenunterſtützung er- 
hält, bleiben alfo insbefondere feine Wahlrechte (zum Reichs- 
und Landtage, zur Kommunalvertretung, zu kirchlichen Ver⸗ 
waltungsbehörden u. ſ. w.) erhalten. 

2. Ausf.Beft.: Bayern Art.1,2Gef.v.26.Mai1892. 


878. 
Il. Die auf Grund dieſes Gefeges verſicherten Per⸗ 
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fonen find in Streitigkeiten über Unterftügungsans 
fprüde vom Koftenvorfchuß befreit. 

Amtliche Beicheinigungen, welche zur Legitimation II. 
von Kaflen- und VBerbandsvorftänden oder zur Fübh- 
rung der den Berfiderten nad) Vorſchriften dieſes 
Geſetzes obliegenden Nachweiſe erforderlich werden, 
find gebühren- und ftempelfrei. 


Zu 8 78. 


AusfBeit.: Württemberg 880 Verordn.v.2.Novpbr. 
1892. 


8 78a. 


Bet der Berechnung einer in biefem Gefeke vor- I. 
gejehenen Frift, welche nad Tagen beitimmt tft, wird 
der Tag nicht mitgeredhnet, auf welchen der Zeitpunkt 
oder das Ereignis fällt, nad welchem der Anfang der 
Frift fih richten fol. 

Eine nah Wochen oder Monaten beftimmte Friſt II. 
endigt mit Ablauf desjenigen Tages der Iehten Woche 
oder des Iekten Monats, welcher durch feine Be⸗ 
nennung oder Zahl dem Tage entipricht, an welchem 
die Frift begonnen Hat. Fehlt diefer Tag in dem 
legten Monate, fo endigt die Friſt mit Ablauf des 
legten Tages dieſes Monats. 

Fallt dad Ende einer Zrift auf einen Sonntag oder III. 
allgemeinen Feiertag, fo endigt die Friſt mit Ablauf 
des nächſtfolgenden Werktage. Auf die Berechnung 
der Dauer der ſtrankenunterſtützung findet diefe Ber- 
ſchrift teine Anwendung. . 
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Zu $ 78a. 

Dal. 85 187. BGB. und Art. 32 des Einführungs- 

aejeßes 3. BEB. 
8 79. 

Die Friften und Formulare für die in den SS 9, 
41 vorgefchriebenen Überfihten und Necdhnungs- 
abſchlüſſe werden vom Bundesrate feftgeftellt. Min— 
deftens von fünf zu fünf Jahren findet eine einheit- 
lihe Zufammenftellung und Verarbeitung für das 
Reich Statt. “ 





gu 8 70. 
, 16. November 
Bol. Bekanntmachung des Reichskanzlers v. 26. November 
1992 (Eemtr.d. ©. 071) _ vu 
1897 (Eentr.9t. ©. ag9) IM Anhang 
8 80. 


Den Arbeitgebern ift umterfagt, die Anwendung 
der Beſtimmungen dieſes Gejeges zum Nachteile der 
Berficherten durch Verträge (mittels Neglements oder 
befonderer Übereinkunft) auszufchließen oder zu be= 
ſchränken. Bertragsbeftimmungen, welche dieſem Ver- 
bote zumiderlaufen, haben feine rechtliche Wirkung. 

Zu 8 80. 

Dergleihen Abreden find nicht nur rechtlich unwirkſam, 
fondern auch ftraffällig, $ 82. Vgl. aud Anm. 3 zu $ 59, 
fowie $ 82a. 

8 81. 

Wer, der ihm nad) $ 49 oder nad) den auf Grund 
des $ 2 Abſatz 2 erlaffenen Beftimmungen obliegenden 
Berpflihtung zur An« oder Abmeldung oder der ihm 
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nad) 849 obliegenden Anzeigepflicht nit nachkommt, 
wird mit Geldftrafe bis zu zwanzig Mark beftraft. 
Zu 8 81. 

1. Val. 85 49, 82a, 82e. 

2. Ausf.Beft.: Breußen Ziffer 58 Anw. v. 10. Juli 
1892; Württemberg Art. 16 Gel. vom 16. Dezbr. 1888. 
8 82, 

Arbeitgeber, welche den von ihnen befchäftigten, 
dem Krankenverſicherungszwange unterliegenden Per⸗ 
fonen bei der Lohnzahlung vorſätzlich Höhere als die 
nah) 88 53, 65 zuläffigen Beträge in Anrechnung 
bringen, oder der Beſtimmung des S 53 Abfak 3, oder 
dein Verbote des 8 80 entgegenhandeln, werden, fofern 
nicht nach anderen gejeglichen Beitimmungen eine 
härtere Strafe eintritt, mit Geldftrafe bis zu drei— 
hundert Mark oder mit Haft beftraft. 

Zu 8 82. 

Val. $$ 82a, 82. 

8 82n. 


Die Arbeitgeber find befugt, die Erfüllung ber. 
ihnen durch dieſes Geſetz auferlegten Verpflichtungen 
folchen Perſonen zu übertragen, welche fie zur Zeitung 
ihres Betriebes oder eines Teiles desſelben oder zur 
Beauffihtigung beftellt haben. 

Eind die in dieſem Geſetze gegebenen Borfchriften II. 
von ſolchen Perfonen übertreten werben, fo trifft die 
Strafe die legteren. Der Arbeitgeber tft neben ben- 
felben ftrafbar, wenn die Zuwiderhandlung mit feinem 
Borwiffen begangen tft, oder wenn er bei der nach ben 





III. 
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Berhältniffen möglichen eigenen Beauffihtigung des 
Betriebes, oder bei der Auswahl oder der Beauf- 
fichtigung der Betriebsleiter oder Aufſichtsperſonen e3 
an der erforderlichen Sorgfalt bat fehlen laflen. 

Für den Erftattungsanfprud aus 8 50 haftet neben 
dem zur Anmeldung etwa verpflichteten Betriebsleiter 
oder Auffeher in allen Fällen auch ber Arbeitgeber. 
Mehrere Berpflichtete haften Dabei ala Geſamtſchuldner. 


Zu 8 82a. 
1. Dal. 8 177 3VG. 
2. Val. $$ 80, 81, 82. 


8 82b. 

Arbeitgeber, welche den von ihmen beidäftigten 
Berjonen auf Grund des 8 53 Lohndbeträge in Abzug 
bringen, dieſe Beträge aber in der Abſicht, filh oder 
einem Dritten einen rechtäwidrigen Vermögensvorteil 
zu veridaffen, oder die berechtigte Gemeinde⸗Kranken⸗ 
verficderung oder Krankenkaſſe zu Ichädigen, den letzteren 
vorenthalten, werden mit Gefängnis beftraft, neben 
welchem auf Geldftrafe bis zu dreitauſend Mart, jowie 
auf Berluft der bürgerlihen Ehrenrechte erfannt 
werden kann. Sind mildernde Umflände vorhanden, 
ſo Tann ausſchließlich auf Geldftrafe erfannt werben. 


8 82e. 

Die auf Grund der 8$ 81, 82, 82a verhängten 
Geldfirafen fließen derjenigen Orts⸗, Betriebs. (Fabrit.), 
Ban: oder Innungs⸗Krankenkafſe zu, welcher die be- 
tetligte verfierungspflichtige Berfon angehört, in Er- 
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mangelung einer ſolchen Kaſſe der Gemeinde⸗Kranken⸗ 
verſicherung. 
Zu 8 826. 


Ausf.Beſt.: Baden $ 68 Verordn. v. 3. Septbr. 1892; 
Heſſen Ziffer 63 Anw. v. 5. Novbr. 1892. 


883. 

Die in dieſem Geſetze für Gemeinden getroffenen 
Beſtimmungen gelten auch für die einem Gemeinde⸗ 
verbande nicht einverleibten ſelbſtändigen Gutsbezirke 
und Gemarkungen (ausmärkiſche Bezirke) mit Aus⸗ 
nahme des 85 Abſatz 2 und des 8 13. Soweit aus 
denfelben der Gemeinde Rechte und Pflichten er- 
wachſen, tritt an ihre Stelle der Gutsherr oder der 
Gemarfungsberedtigte. 

Zu 8 88. 

1. Durch die Ausnahmebeftimmungen tit einmal die 
Berpflihtung der Gutsherren und Gemarkungsberedh- 
tigten, für ihre verfiherungspflichtigen Arbeiter Beiträge zur 
Gemeinde-Rrantenverfiherung zu erheben, bejeitigt und da- 
durch für dieſe Kategorieen dasjenige wiederhergeftellt worden, 
was die Regierungsporlage für alle Gemeinden einfchl. der 
Gutsbezirke und für die fommunalen Berbände in Ausficht 
genommen hatte; außerdem iſt e8 der Staatsbehörde, aber 
nur diejer, verwehrt worden, jelbjtändtge Gutsbezirfe und 
Gemarkungen zwangsweife mit Gemeinden zu gemeinjamer 
Gemeinde Krankenverſicherung zu vereinigen. Vgl. jedoch 
Anm. 4 zu $ 12. 

2. Die Worte „ausmärkifche Bezirke” beziehen ſich auf 
Bayeriſche Verhältniſſe. 

AusfBeft.: Bayern Verordn. dv. 3. Novbr. 1892. 


8 84. 
Die Beltimmung darüber, welche Behörden inl. 
v. Woedtke, Euden-Abdenhaufen, WG. 10. Aufl. 18 
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jedem Bundesſtaate unter Gemeindebehörde, höhere 
Verwaltungsbehörde, und welche Verbände als weitere 
Kommunalverbände im Sinne dieſes Geſetzes zu ver⸗ 
ſtehen find, bleibt den Landesregierungen mit der 
Maßgabe überlafien, daß mit den von den höheren 
Derwaltungsbehörden wahrzunehmenden Gejchäften 
diejenigen höheren VBerwaltungsbehörden zu betrauen 
find, welche nad) Landesrecht die Aufficht oder Ober- 
aufliht in Gemeindeangelegenheiten wahrzunehmen 
haben. 

II. Die auf Grund diefer VBorfchrift erlaffenen Bes 
ftimmungen find befannt zu maden. 

III. Bei Betriebs- (Fabril-) und Bau⸗Krankenkaſſen, 
welche ausjchließlich für Betriebe des Reichs oder bes 
Staates errichtet werden, Tönnen die Befugnifle und 
Obliegenheiten der Auffichtsbehörde und der höheren 
Berwaltungsbehörde den den Verwaltungen dieſer Be⸗ 
triebe vorgefegten Dienftbehörden Übertragen werden. 

Su 8 84. 

Ausf.Beit.: Preußen Biffer 1bis 4 Anw. v. 10. Juli 
1892; Bayern $$ 1 bi8 4 Verordn. v. 8. Juni 1892, 
Verordn. v. 3. Novbr. 1892; Sach ſen Verordn. v. 28. Septbr. 
1883; Württemberg 881 bis 4, 65 Verordn. v. 2. Novbr. 
1892; Baden 881 bis 9 Verordn. v. 3. Septbr. 1892; 
Heſſen 88 1ff. Verordn. v. 5. Novbr. 1892, Min.Bek. v. 
7. März 1900; Elſ.Lothr. Bek. des Statth. v. 30. April 1898. 

885. 
J. Beſtehende Krankenkaſſen, in Anſehung deren nach 
den bisher geltenden Vorſchriften für Perſonen, welche 
“unter die Vorſchrift des 81 fallen, eine Beitrittspflicht 
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begründet war, unterliegen den Borfchriften diefes 
Geſetzes. 

Bisherige Leiſtungen dieſer Kaſſen, welche nach den II. 
Vorſchriften dieſes Geſetzes von den Krankenkaſſen 
nicht übernommen werden dürfen, können, ſoweit ſie 
nit in Invaliden-, Witwen⸗ und Waiſenpenſionen 
beftehen, beibehalten werden, ſofern Die bisherigen 
ftatutenmäßigen Kafjenbeiträge mit Hilfe der Ein- 
fünfte des etwa vorhandenen Vermögens nad) dem 
Urteil der höheren Berwaltungsbehörde zur dauernden 
Dedung der Kafjenleiftungen ausreihend find, ober 
auf dem für die Abänderung des Statut vor 
geichriebenen Wege und unter Berüdfichtigung der 
Vorſchrift des S 31 Abſatz 2 erhöht werden. 

Im übrigen finden auf die Abänderung bes III. 
Statuts die Vorfchriften der 88 24, 30 Anmendung. 


Zu 8 8. 

1. Durch die Novelle von 1892 find die urfprünglichen 
Abf. 2 und 3 dieſes Paragraphen gejtrichen worden, weil 
fie Yediglich Übergangsbeftimmungen für das Geſetz von 1883 
enthalten und deshalb jegt nicht ınehr in Frage fommen. 

2. Die 88 86 und 86 behandeln ältere Zwangslkafſen. 
Der 5 85 enthält die allgemeinen Vorfchriften für diefe 
älteren Zwangskafſen, der $ 86 trifft Beftimmungen darüber, 
wie e8 nach dem Inkrafttreten des Geſetzes mit den mit 
folden Kafjen bin und wieder verbundenen (Invaliden⸗, 
Witwen⸗ und Waiſen⸗) Venfionsverfiherungen, die mit der 
Krankenkaſſe ſelbſt fortan nicht mehr verbunden fein dürfen 
($ 21 Abi. 2), gehalten werben follte. Die Losldſung diefer 
leßteren Berfiherungen von den Krankenkafſen berubte ins- 
befondere auf der Erwägung, daß ein Zwang, derartige Ver⸗ 

18* 
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fiherung zu übernehmen, bei den der Regel nad Fleinen 
und daher für die Übernahme eines großen Rifikos nicht 
leiftungsfähigen Krankenkafſen nicht zuläffig ericheint, daß 
aber eine mit Beitrittszwang verjehene Krankenkafſe auch 
freiwillig derartige umfangreihe und hohe Beiträge er- 
fordernde Rifiten nicht übernehmen darf, weil eben nicht 
alle ähnlichen Krankenkafſſen ſolche Unterftügungen ge 
währen. Denn jonft würden die Kaffenmitglieder ihre 
in Erwartung derartiger Unterftüßungen gezahlten hoben 
Beiträge ohne Erfaß verlieren, fobald fe, was bei dem häufigen 
Orts⸗ und Berufswechfel unjerer Arbeiter oft vorfommt, aus 
der die Invaliden⸗ u. ſ. w. Unterftüßungen in Ausficht ſtellen⸗ 
den Krankenkaſſe auszufcheiden und in eine andere Kranken⸗ 
kaſſe einzutreten haben, welche jolche Unterftügungen nicht 
gewährt. Vgl. v. Woedtke, Komm. 3. KBG. Anm. 10 zu 
$ 21, Unm. 1 zu 8 85. 

3. Alle Kaſſen, für welche in irgend einer Yorm ein 
Beitrittszwang beſteht, bleiben zwar fortbeftehen, fallen aber 
unter $ 85 und damit unter dieſes Geſetz, auch wenn fte in 
der Form der eingefchriebenen Hilfsfaffen errichtet fein follten; 
vgl. Anm. 1 zu 8 60, ſowie $ 87. — Eine Umwandlung 
jolcher älterer Kaffen mit Beitrittszwang, auch wenn fie als 
eingejchriebene Hilfsfaffen errichtet jein follten, in Hilfskaſſen 
ohne Beitrittszwang ($ 75) tft unzuläffig; ebenfo wenig kann 
das Vermögen derartiger Kaflen durch Beichluß der Kaflenmit- 
glieder auf andere Kaflen (etwa auf eingejchriebene Hilfs» 
kaſſen) übertragen werden. Wenn derartige Kaſſen den 
Anforderungen dieſes Geſetzes nicht genügen Tönnen, fo 
müffen ſie gefchlofjen werden. 

4. Gelegentliche, einmalige Witwen- u. |. w. Unter- 
ftüßungen lönnen von diefen fortbeftehenden Kaſſen bei- 
behalten werden, fobald flenicht den CharaftervonBenjionen, 
alfo von ftatutariich begründeten Anfprüchen auf fortlaufende 
Bezüge haben, Anders nach $$ 21, 29, 64, 72, 73 bei neu 
begründeten Kafjen. 

5. Ausf.Beft.: Bayern $$ 3, 5 Verordn. v. 8. Juni 
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1892, Ziffer 50 Min.Bel. v. 15. Oktbr. 1892; Sachſen81 
Berordn. dv. 28. Septbr. 1883. 


8 86. 

Für Kaſſen der im 8 85 bezeichneten Art, welche. 
neben den nad) den Vorſchriften diejes Geſetzes zu⸗ 
Läffigen Leiftungen Invaliden⸗, Witwen⸗, oder Waiſen⸗ 
penfionen gewähren, treten folgende Beitimmungen 
in Kraft: 

1. Die bisherige Kaffe bleibt als Krankenkaſſe be- 
ftehen. Auf diefelbe finden die Vorfchriften des 
8 85 Anmendung. | 

2. Der ftatutenmäßigen Vertretung der bisherigen 
Kafle, bei Betriebs- (Fabril-) Krankenkaſſen 
(8 59) jedoh nur unter BZuftimmung des Be- 
triebsunternehmers, ift gejtattet, eine befondere 
Penfionskafje mit Beitrittszwang für Diejenigen 
Klaſſen von Berfonen, welche ber bisherigen Kaffe 
beizutreten verpflichtet waren, zu errichten. 

3. Für die neue Penfionstaffe ift duch Beſchluß 
der Vertretung ber bisherigen Kaffe, bei Be- 
triebs- (Fabrik⸗) Krankenkaſſen durch den Be- 
triebsunternehmer, nad) Anhörung ber Vertreter 
der bisherigen Kaffe ein Kaffenjtatut zu errichten. 

4. Findet die Einrichtung einer befonderen Penſions⸗ 
kaſſe jtatt, jo erfolgt die Verwendung des Ver- 
mögens der bisherigen Kaffe nad) Anordnung 
der höheren Verwaltungsbehörde in der Weife, 
daß zunächft derjenige Betrag, welcher zur Dedung 
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der bereits entftandenen Penfionsanfprüde er⸗ 
forderlich ift, ausgefchieden und ber Penſions⸗ 
kaſſe mit der Verpflichtung, diefe Anſprüche zu 
befriedigen, übermwiefen wird. Der Reſt bes 
Vermögens wird zwifchen der Krankenkaſſe und 
der Penfionstafje mit der Maßgabe verteilt, 
daß der Krankenkaſſe höchſtens der zweijährige 
Betrag der nach Vorſchrift des neuen Kaſſen⸗ 
ftatut8 für die derzeitigen Kaffenmttglieder zu 
erhebenden Beiträge überwieſen wird. 

5. Wird eine befondere Penſionskaſſe nicht errichtet, 
fo tft nad) Anordnung der Höheren Verwaltungs 
bebörde aus dem Vermögen der bisherigen Kaſſe 
derjenige Betrag auszufcheiden, welcher erforder- 
li ift, um die bereits entjtandenen Penfions- 
anſprüche zu deden. 

II. Für den ausgeſchiedenen VBermögensteil ift von der 
höheren Berwaltungsbehörde eine befondere Ber- 
mwaltung zu bejtellen, auf melde die Verpflichtung 
zur Befriedigung der Penſionsanſprüche übergeht. 

II. Reicht das Vermögen der bisherigen Kaffe nicht 
aus, um die bereits entitandenen Penſionsanſprüche 
zu decken, jo werben bie legteren um den nicht ge- 
bedtien Betrag pro rata ermäßigt. 

IV. Der nad der Ausfcheidung verbleibende Reit des 
Vermögens ber bisherigen Kaſſe und ber nad) Be- 
friedigung ſämtlicher auf den ausgeſchiedenen Ver: 
mögensteil angemwiejenen Anfprüde von dieſem ver- 
bleibende Reſt fallen der Krankenkaſſe zu. 
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Zu 8%. 

1. Zuftänbig ift in Preußen der Regierungs-Bräfident, 
für Berlin der Ober-Präftdent. 

2. Für neue Penftonstaffen vgl. $ 1 des feit 1. Januar 
1902 voll in Kraft befindlichen Geſetzes über die privaten 
BVerfiherungsunternehmungen vom 12. Mat 1901 (RGBl. 
&. 189, 489). 

3. Ausf.Beit.: Bayern 88 3, 5 Verordn. v. 8. Juni 
1892; Ziffer 50 Min. Bek. v. 15. Oftbr. 1892; Sachſen $1 
Verordn. v. 28. Septbr. 1883. 


883. 

Das Geſetz, betreffend die Abänderung des Titels I. 
VII der Gewerbeordnung, vom 8. April 1876 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 184) wird aufgehoben. Die auf Grund 
des Artikels 1 SS 141la, 141c, 141e desfelben ge- 
troffenen ftatutarifhen Beitimmungen treten, fomeit 
fie den Vorſchriften dieſes Geſetzes zumiderlaufen, 
außer Kraft. 

Das Geſetz über eingefchriebene Hilfstaffen vom II. 
7. April 1876 (Reich8-Gefegbl. ©. 125) findet in Zu: 
kunft auf die unter die Vorfchriften der Abfchnitte 
C bis G dieſes Gefeges fallenden Kaſſen keine An- 
wendung mehr. Auf beftehende Kaſſen diefer Urt, 
welche als eingejchriebene Hilfskaſſen zugelaijen find, 
finden die Vorfchriften des $ 85 Abfag 1 und 3 Ans 
wendung. 

3u 8 87. 

1. Das im Abſ. 1 erwähnte Geſetz ermächtigte die Ge 

meinden und weiteren Kommunalverbände, den Beitritt. 


zwang für ſolche Krankenkafſen auszufpredhen, welche auf ihre 
Anordnung in den Formen des Hilfſskaſſengeſetzes errichtet 
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wurden. Die Beitimmungen desfelben werden durch das 
Krantenverfiherungsgejeh vollſtändig erſetzt. 
2. Wegen des Hilfskaſſengeſetzes vgl. Anm. zu $ 75. 


g 88.*) 

Die Beftimmungen dieſes Geſetzes treten, ſoweit 
fie die Beſchlußfaſſung über die ftatutarifche Einführung 
des Verſicherungszwanges, ſowie bie Herftellung der 
zur Durchführung des Verfiherungszmwanges dienenden 
Einrichtungen betreffen, mit dem 1. Dezember 1883, 
die übrigen mit dem 1. Dezember 1884 in Kraft. 

*) Dieser Paragraph fehlt selbstrerständlich in der Bekannt- 
maochung vom 10. April 1892, betreffend die Redaktion des KVG. 
(RGBL. 1902 8. 417). 

Urkundlich unter Unjerer Höchfteigenhändigen 
Unterfrift und beigedrudtem Kaiſerlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, ben 15. Juni 1888. 

(L. 8.) Milhelm. 
Fürft v. Bismarck. 


Artilel 32 des Abänderungsgelehes vom 10. April 
1892 (RSBL. ©. 379). 


J. Dieſes Gefek tritt, ſoweit e8 ſich um die zu feiner 
Durchführung erforderlichen Maßnahmen handelt, fo- 
fort, im übrigen mit dem 1. Januar 1893 in Kraft. 

I. Mit dem gleihen Tage treten außer Wirkſamkeit 
die Beitimmungen des S 4 Ablak 5 des Geſetzes über 
‚bie eingefchriebenen Hilfstaffen vom 7. April 1876 
Meichs⸗Geſetzbl. S. 125) in der Faflung des Geſetzes 


jvom 1. Juni 1884 (Rei8-Gefehbl. ©. 54), der. 98 15, 
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-16, 17 Abfak 2 des Geſetzes über Die Ausdehnung ber 
Unfell- und Krantenverfiherung vom 28. Mat 1885 
Meichs⸗Geſetzbl. S. 159) und der 88 134 Abſatz 1, 
135, 139, 140 des Geſetzes, beireffend die Unfall⸗ und 
SKranlenverfihierung der in land⸗ und forftwirtichaft- 
lichen Betrieben beihäftigten Berfonen, vom 5. Mat 
1886 (Neichs⸗Geſetzbl. S. 132). 

Der Reichskanzler wird ermädtigt, den Tert des III. 
Geſetzes vom 15. Juni 1883, wie er fi aus ben 
Änderungen durch gegenwärtiges Geſet ergibt, durch 
das Reichs⸗Geſetzbl. mit der Überſchrift „SKranfenver: 
ficherungsgeſetz“ befannt zu machen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unter: 
ſchrift nnd beigedrucktem Kaiſerlichen Juſiegel. 

Gegeben Berlin, ben 10. April 1892. 

(L. 8.) Milhelm. 
von Boetticher. 


Zum Schlußartikel des Abänderungsgefehes von 1892. 


1. „Durch den zweiten Abſatz des Artifels 25 (jet 32) 
follen diejenigen Beitimmungen anderer Geſetze außer Kraft 
gefett werden, welche infolge der in dem Gefeßentwurfe vor⸗ 
gejehenen Abänderungen des Krankenverficherungsgeſetzes durch 
Beitimmungen des leßteren erjeht werden." (Mot.) Die 
übrigen auf die Krankenverfiherung ſich beziehenden Be 
ftimmungen des früheren Ausdehnungsgejehes ftnd durch weitere 
Vorſchriften des KVG. gleichfalls erjegt worden, vgl. 
Anhang I; wegen ber Kranlenverficherung land» und forft. 
wirtfchaftlicher Arbeiter vgl. Anhang I. 

2. „Die große Zahl der vorgenommenen Abänderungen 
laͤßt eine amtliche Bekanntmachung des vollitändigen Tünftigen 
Wortlautes des Geſetzes dringend wünſchenswert ericheinen” 
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(Mat). Die hiernaih durch Abi. 3 zugelafjene Veröffentlichung 
des vollftändigen Textes des , Krankenverficherungsgeſetzes“, 
wie es fich nach der Novelle von 1892 geftaltet hatte, it 
durch die Bel. des Reichskanzlers dv. 10. April 1892, Reiche 
Geſetzbl. S. 417, erfolgt. 


Artikel IL des Abänderungsgeſetzes vom 30. Juni 1900 
(RGBl. S. 332). 

Diejes Gefeg tritt gleichzeitig mit dem 
Gejege, betreffend die Abänderung der Ge— 
mwerbeordnung, in Sraft. 

Urtundli unter Unferer Höchſteigenhän— 
digen Unterfrift und beigedrudtem Kaiſer— 
lichen Inſiegel. 

Gegeben Travemünde, den 30. Juni 1900. 

(L. 8.) Milhelm. 
Graf von Poſadowsky. 


Zum Schlußartikel des Abänderungsgeiekes von 1900. 


1. Das Inkrafttreten ift am 1. Oftober 1900 erfolgt, vgl. 
Anm. 3 zu 854 KVG. 

2. Bisher tft ein Beichluß des Bundesrats auf Grund 
der Yediglih die Krankenverſicherung der Haus— 
gewerbetreibenden betreffenden Novelle von 1900 nicht 
ergangen. Ein vorläufiger Entwurf für die Ausdehnung 
der Krankenverficherung auf die Hausgewerbetreibenden ift 
im Reichsamte des Innern ausgearbeitet und der Öffentlichen 
Kritik unterbreitet worden (Pr. Min. BL der Handels und 
Gewerbeverwaltung 1902 ©. 187). Bgl. die Abhandlungen 
von Mumm in „Soziale Praxis‘ 1902 ©. 991, Hahn in 

„Arb.Berf.“ 1902 ©. 385, Fuld in „Beiticheift für d. gel. 
Derf. iO. 1903 S 157 und Meyermann in „Soziale 
Praxis‘ 1903 ©, 876. — Für das verwandte Gebiet der 
Snvalidenverfiherung vgl. Anm. 2 zu $ 54 KVG. 
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3. Ausf.Beſt.: Breugen Min. Verf. v. 24. Ronhr. 1902 
(Min. Bl. der Handels⸗ und Gewerbererwaltuug 13825406). 


Artikel II des Abänderungsgeſetzes vom 2. Mai 1903 
(RGBl. S. 333). 

In dem Glesetze vom 5. Mai 1886, betreffend die 
Unfall- und Krankenversicherung der in land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieben beschäftigten Personen 
(Reichs-Gesetzbl. S. 132), werden in $ 136 Abs. 1, 
$ 137 Abs. 1 Ziffer 2 die Worte „dreischn Wochen“ 
durch die Worte „sechsundswanzig Wochen“ ersetzt. 


Zum Artilel II des Abänderungsgeſetzes von 1903. 


Der von dem Reichstag eingefügte Artikel II wurde da- 
mit begründet, daß in verichtedenen Kaflenorganifationen ge- 
werblihe und landwirtſchaftliche Arbeiter vereinigt jeten. 
(Komm.Beridt ©. 48). — Vgl. Anhang II. 


Artikel III des Abänderungsgeſetzes vom 25. Mai 1903 
(RGBl. S. 233). 

In Unterstützungsfällen, bei welchen zur Zeit des 
völligen Inkraftiretens dieses Gesetzes die Dauer der 
Unterstützung nach den bisher geltenden Vorschriften 
noch nicht beendet ist, finden von diesem Zeitpunkt 
ab die Bestimmungen dieses Gieseizes Anwendung, 
sofern diese für den Unterstützungsberechtigten 
günstiger sind. 
Zum Artilel III des Abänderungsgeſetzes von 1908. 

1. „Das Äquivalent für die Erhöhung ihrer Leiftungen 
erhalten die Krankenkaffen durch die mit dem Inkrafttreten 


der Novelle ermöglichte Erhöhung der Beiträge für ihre 
Mitglieder.” (Mot. ©. 16.) 


284 Krantenverfiherungsgejek. 


2. Beitimmungen, die für den Unterjtügungsberedhtigten 
ungünftiger als die bisherigen Vorſchriften find, befinden fih 
3. 2. im $ 56 Abf. 3 KVG. in der jehigen Fafſung. 

3. Über die Rückwirkung ber Novelle von 1903 vgl. 
Fuld in „Sup. u. Altersverſ.“ 1903 Nr. 10. 

4. Ausf. Beit.: Preußen Min.Berf. v. 30. Mai 1903 
(fiehe Anhang IX). 


Artikel IV bes MDan Dee naägeiehen vom 25. Mai 1903 
(RGBl. S. 333). 


I. Dieses Gesetz tritt, soweit es sich um die zu seiner 
Durchführung notwendigen Massnahmen handelt, so- 
fort, im übrigen mit dem 1. Januar 1904 in Kraft. 

IH. Insoweit Knappschaftskassen in Frage kommen, 
kann mit Zustimmung des Bundesrats durch Kaiser- 
liche Verordnung ein späterer Zeitpunkt für das 
Inkrafttreten von Vorschriften dieses (Gleselzes in 
einzelnen Bundesstaaten oder im RBeichsgebiete be- 
stimnt werden. 

III. Sofern bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes die 
Statuten einer Krankenkasse, die nach demselben er- 
forderlichen Abänderungen nicht[rechtzeitig erfahren 
sollten, werden diese Abänderungen durch die Auf- 
sichtsbehörde mit rechtsverbindlicher Wirkung von 
Amts wegen vollzogen. 

IV. Die auf Grund des $75ades Krankenversicherungs- 

gesetzes den Hilfskassen ausgestellten Bescheinigungen 

verlieren]am 1. Januar 1904 ihre Gültigkeit, sofern 
sie nicht nach der Verkündung dieses Glesetzes von 
neuem erteilt worden sind. 
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Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen 
Unterschrift und beigedrucktem Kaiserlichen Insiegel. 


Gegeben Schlobitten, den 25. Mai 1903. 


(L. 8.) Wilhelm. 
Graf von Poſadowsky. 


Zum Artikel IV des Abänderungsgefehes von 1908. 
1. „Zur Durchführung dieſes Geſetzes machen ſich umfafjende 
Maßnahmen, insbejondere jeitens der Kafjenverwaltungen, 
nötig. Deshalb ift das volle Inkrafttreten der Novelle bis 
zum 1. Sanuar 1904 binausgeichoben, während die zu ihrer 
Durchführung erforderlichen Beitimmungen fofort mit der 
Verkündung”) maßgebend werden. 

Für die preußtichen Knappſchaftskaſſen ift eine bejondere 
Vorſchrift erforderlich, wonach die Beſtimmungen der Novelle 
fiber Mehrleiſtungen u. j. w., welche eine Änderung von Sta- 
tuten bedingen, erſt fpäter in Kraft gejeht werden können, 
da in Preußen eine umfafjende Anderung des Knappſchafts⸗ 
titels im Allgemeinen Berggeſetz in Vorbereitung tjt, welche 
eidzeitis die durch die Reichsgeſetzgebung eingetretenen 

nderungen berüdfichtigt. Beide Geſetze werden daher, ſchon 
im Hinblid auf die durch fie veranlaßte Umarbeitung der 
Knappichaftsftatuten, zwedmäßig für die preußifchen Knapp⸗ 
Thaftsvereine gleichzeitig in Kraft treten müffen. Für ähn- 
liche Verhältniffe in anderen Bundesftaaten empfiehlt es fich, 
die Sondervorfchrift des Ab. 2 auf alle Knappſchaftskaſſen 
im Reihe auszudehnen. 

Im Abſ. 3 tft eine Beftimmung vorgefehen, deren Er- 
laß fih nad den gemadten Erfahrungen als notwendig er» 
wiejen bat, nämlich dahin, daß die Auffichtsbehörde die 
jenigen Statutenänderungen, weldhe nach dem Geſetze bis zu 
feinem vollen Inkrafttreten erforderlich werden, aber nicht 


*) Das die Novelle vom 25. Mai 1908 enthaltende Reichs-Gesetr- 
blatt ist am 29. Mai 1903 ausgegeben worden (RGBl. S. 238). 
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rechtzeitig erfolgt ſein ſollten, mit rechtsverbindlicher Wirkung 
von Auffichtswegen zu vollziehen haben; zu vgl. 8 194 IVG., 
$ 26 des Geſetzes, betreffend die Abänderung der Unfall 
verfiherungsgejege vom 30. Zuni 1900. Aus der Natur 
der Sache folgt, daß die Beitimmung ih auf alle tim $4 
Abſ. 1 KVG. bezeichneten Organtfattonen erſtreckt, auf die 
Knappſchaftskaſſen mit der aus Artikel III Abi. 2 des Ent- 
wurfs (jet Artikel IV Abſ. 2 der Novelle von 1903) fi 
ergebenden Maßgabe. 

Mit dem Zeitpunkte des vollen Inkrafttretens diefes Ge- 
fehes find die auf Grund des 8 75a KVG. vielen Hilfskaſſen 
ausgeitellten Beicheinigungen nit mehr zutreffend und 
deshalb nicht aufrecht zu erhalten, fofern diefe Kaffen nicht 
den erhöhten Anforderungen entiprehen und demgemäß 
die vorgejchriebene Beicheinigung von neuem erhalten.” 
(Mot. ©. 16, 17). Eines Widerrufs der Beidheinigung 
($ 75a Abſ. 4, 5) bebarf es in diefem alle nicht. 

2. Bur Erleidterung der Durchführung des 
KVG. in der jegigen Faſſung hat der Bundesrat 
die im Gentralblatte f. d. Deutſche Reich 1892 
Nr. 29 ©. 515 verdffentlihten Mufterfagungen 
für Orts⸗ßKrankenkafſſen (für einen jowie für meh— 
rere Betriebszweige) und für Betriebs- (Yabrikf-) 
Krantentaffen abgeändert und ergänzt, Central- 
blatt f. d. Deutſche Reich 1903 Nr. 30 ©. 243 (vgl. 
Anhang X diefes Buchs). 

3. Ausf.Beft.: Preußen Min.Berf. v. 30. Mai 1903 
(fiehe Anhang IXe). 


— — —— — — 








Anhang. 


I. Früheres Ausdehuungsgejeb. 


Geſetz über die Ausdehnung der Unfall- und 
Krankenverſicherung. 


Vom 28. Mai 1885 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 159). 


(Das „Ausdehnungsgejeg” iſt, ſoweit es die 
Krankenverſicherung zum Gegenſtande hatte, durch bie 
Novelle von 1892 in das Krankenverſicherungsgeſetz, 
und ſoweit es die Unfallverficherung zum Gegenftand 
hatte, durch die Novelle von 1900 in das Gewerbe⸗ 
Unfallverfiherungsgefeß hineingearbeitet worden. Das 
Ausdehnungsgefeg ift demgemäß durch den Schluß- 
artifel der Novelle von 1892 zum Strantenverfiche- 
rungsgeſetz [Art. 32 Gef. v. 10. April 1892 RGBl. 
S. 379] und dur 8 1 Abſ. 2 des Geſetzes, betr. Die 
Abänderung der Unfallverfiherungsgefege, vom 
30. Juni 1900 [RGBl. ©. 573] feinem vollen Inhalte 
nach aufgehoben worden.) 


Il. Krantenverfiherung in land⸗ und forft- 
wirtichaftlihen Betrieben. 


Geſetz, betreffend die Unfall» und Rranfen- 
verficherung der in land» und forjtwirtichaftlichen 
Betrieben bejchäftigten Perſonen. 

Bom 5. Mai 1886 (Reichs-Geſetzbl. ©. 132). 


(Aus den Vorſchriften über die Unfallverfiherung in 
der Land» und Forftwirtichaft [früher Abſchnitt A des Ges 
jege8 vom 5. Mat 1886, jet Unfallverficherungsgeiet für 
Lande und Forftwirtihaft, RGBl. 1900 ©. 641] inter- 
ejfieren bier die 88 14, 27, 29: 

$ 14. Die Berufsgenofjenfchaft ift befugt, der Kranken⸗ 
Tafle, welcher der Verlegte angehört oder zuleht angehört 
bat, gegen Erſatz der ihr dadurch erwachſenden Koften 
die Fürſorge für den Verlegten über den Beginn der 
vierzehnten Woche hinaus bis zur Beendigung des Heil. 
verfahrens in demjenigen Umfange zu übertragen, welchen 
die Berufsgenofjenichaft für geboten erachtet. Bu erſetzen 
ift bei Gewährung der im 8 6 Abſ. 1 Ziffer 1 des Kranken⸗ 
verfiherungsgefeßes bezeichneten Leiftungen die Hälfte, 
bei Unterbringung des Verlekten in ein Krankenhaus 
oder eine Anitalt für Genejende das Einundeinhalbfadhe 
des in jenem Geſetze beitimmten Mindeitbetrags des 
Kranfengeldes, jojern nicht höhere Aufwendungen nach 
geiwiefen werben, 

Streitigkeiten, welche aus Anlaß dieſer Beitimmungen 
zwiſchen den Berufsgenofjenichaften und den Krankenkaſſen 
entftehen, werden, fofern e8 fi um die Geltendmachung 
der den Berufsgenofjenichaften eingeräumten Befugniffe 
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handelt, von der nach $ 58 Abi. 1 des Krankenverſiche⸗ 
rungsgeſetzes zuftändigen Aufficht8behörde der beteiligten 
Krankenkaſſe endgültig, fofern es ſich aber um Erfaban- 
ſprüche handelt, nad) $ 58 Abf. 2 des Kranfenverfiherungs- 
gejehes entſchieden. 

Haben Krankenkaſſen oder Verbände von Kranfen- 
kaſſen Heilanſtalten errichtet, in welchen ausreichende 
Einrichtungen für die Hetlung der durch Unfall herbei- 
geführten Berlegungen getroffen find, jo Tann die Landes⸗ 
Zentralbehörde anordnen, daß die Mitglieder der be 
treffenden Kaſſen bis zum Beginne der vierzehnten Woche 
nach Eintritt des Unfalls nur mit Genehmigung der 
Vorſtände diefer Kaſſen in andere Heilanftalten unter- 
gebracht werden dürfen. 

Verletzte Perjonen, welche auf Beranlaffung von 
Krankenkaſſen, Verbänden von Krankenkaſſen oder von 
Organen der Bernfsgenofjenichaften in eine Heilanftalt 
untergebracht find, dürfen während des Heilverfahrens 
in andere Hellanftalten nur mit ihrer Zuftimmung 
übergeführt werden. Dieſe Zuftimmung kann durdh die 
untere Verwaltungsbehörde des Aufenthaltsorts ergänzt 
werden. 

ALS Krankenkaſſen im Sinne der vorftehenden Bes 
ftimmungen fowie der 88 76b bis 76d des Krankenver⸗ 
fiherungsgejeßes gelten außer der Gemeinde-Kranken⸗ 
verfiherung auch diejenigen Hilfsfaffen, welche die im 
& 75a a. a. O. vorgejehene amtliche Beicheinigung befigen, 

8 27. Während der eriten dreizehn Wochen nach dem 
Unfall eines Arbeiters bat die Gemeinde, in deren Bezirke 
der Verletzte beichäftigt war, demjelben die Koften des 
Heilverfabrens in dem im 8 6 Abf. 1 Ziffer 1 des 
Krantenverfiherungsgeiehes bezeichneten Umfange zu ge 
währen. Dieſe Verpflichtung befteht nicht, infoweit die 
Berlegten auf Grund gejeglicher Beitimmungen Anſpruch 
auf eine gleiche Fürſorge haben oder na $ 136 des 
Geſetzes vom 5. Mai 1886 von der Berfiherungspflicht 


p. Moebtte, Eucken⸗ Addenhauſen, KVG. 10. Aufl. 19 
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befreit find oder ſich im Ausland aufhalten. Soweit 
aber ſolchen Perſonen die im $ 6 Abi. 1 Ziffer 1 des 
Krantenverfiherungsgejetes bezeichneten Leiitungen von 
den zunächſt Verpflichteten nicht gewährt werden, bat 
die Gemeinde diejelben mit Vorbehalt des Erfatanfpruchs 
zu übernehmen. Die zu diefem Zwede gemachten Auf- 
wendungen find von den Verpflichteten zu erfeben. 

Für außerhalb des Gemeindebezirfes (Ab. 1) wohn- 
bafte Arbeiter hat die Gemeinde ihres Wohnorts die im 
Abſ. 1 bezeichneten Leiftungen unter Vorbehalt des An⸗ 
ſpruchs auf Erſatz der aufgewendeten Kojten zu über- 
nehmen. 

Die Berufsgenoffenihaft iſt befugt, die im Abſ. 1 
bezeichneten Leiftungen jelbft zu übernehmen. 

8 29. Streitigfeitenüber Unterftüßungsanfprüde, 
melde aus der Beitimmung des $ 27 zwiſchen den Ver- 
legten einerfeit8 und den Gemeinden andererjeits ent- 
ftehen, werden von der Auffihtsbehörde entfchieden. Die 
Entſcheidung ift vorläufig vollitredbar. Dieſelbe Tann 
innerhalb eines Monat3 nad der Zuftellung der Ent- 
fheidung im Verwaltungsftreitverfahren, wo ein ſolches 
nicht befteht, im Wege bes Rekurſes nad) Maßgabe der 
Vorſchriften der 88 20, 21 der Gewerbeordnung ange- 
fochten werden. 

Streitigkeiten über Erfakanfprüde, welche aus den 
Beitimmungen des 8 27 entitehen, werden im Verwaltungs- 
ftreitverfahren, wo ein foldhes nicht beiteht, von der 
Auffichtsbehörde der in Anſpruch genommenen Gemeinde, 
Gemeindekrankenverſicherung oder Krankenkaſſe entſchieden. 
Gegen die Entſcheidung der letzteren findet der Rekurs 
nach Maßgabe der Vorſchriften der 88 20, 21 ber Gewerbe⸗ 
ordnung ftatt. 

Der Landes-Zentralbehörde bleibt überlaſſen, vor- 
zuichreiben, daß anjtatt des Rekursverfahrens innerhalb 
der Hekursfrift die Berufung auf den Rechtsweg mittels 
Erhebung der Klage ftattfinde.) 
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B. ſtraukenverſicherung. 
8 133. 

Werden Durch Die Bandesgejeßgebung in der Qands 
oder Forfitwirtihaft gegen Gehalt oder Lohn be- 
Tchäftigte Perfonen der Krankenverſicherungspflicht nach 
Maßgabe des Strantenverficherungsgefeges vom 15. 
Juni 1883 (Reichs⸗Geſetzbl. ©. 73) unterworfen, fo 
findet letzteres Gejeg mit den aus den 88 134 bis 
142 dieſes Geſetzes fich ergebenden Underungen An 
wendung. Dasſelbe gilt, wenn durch ftatutarifche 
Beitimmungen auf Grund des 8 2 des Krankenver⸗ 
fiherungsgejeges Die Anwendung der Vorſchriften des 
8 1 des leßteren auf folche Perfonen erftredt wird. 

Zu & 133. 

1. &3 ift grundfäglich bei der Vorjchrift des Kranken⸗ 
verfiherungsgefeßes (vgl. $ 1, $ 2 Abi. 1 Ziffer 5) verblieben, 
wonad die allgemeine Kranfenverfiherungspflicht für land⸗ 
oder forſtwirtſchaftliche Arbeiter Traft Geſetzes nicht befteht. 

Dagegen Tann eine Verfiherungspflicht für land⸗ und 
forftwirtfchaftliche Arbeiter begründet werden 

1. durch die Landesgefehgebung, und zwar entweder nad 
befonderen Grundfägen, oder nach den reichögefehlichen 
Beftimmungen des Krantenverficherungsgefeßes ; ſoweit 
letzteres geichieht, Toll das Krankenverſicherungsgeſetz 
nur mit den aus den nachſtehenden Vorſchriften fich 
ergebenden Modifikationen gelten; 

2. durch ftatutariihe Beftimmung von Kommunalver- 
bänden, $ 2 KVG. Sn diefem Falle darf die Kranken⸗ 
verfiherung nur nad den Vorichriften des Kranken⸗ 
verfiherungsgefeßes, aber ebenfall® nur mit den aus 
den nachſtehenden Vorſchriften fi ergebenden Modi» 
filationen, erfolgen. 

19* 
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Für lande und forftwirtiaftlide Dienftboten Tann 
nad jeßiger Lage der Gefjehgebung die reichögejekliche 
Krankenverficherungs pflicht ftatutarifh nicht begründet 
werden, vgl. 88 2, 4 KB®.; fie haben aber das geſetzliche 
Recht, in die Gemeinde Krankenverſicherung freiwillig ein- 
zutreten ($ 4 KVG.), und dürfen aud zu Orts Kranken⸗ 
taffen zugelaſſen werden ($ 26a Ziffer 5 KVG.). Es fteht 
nichts im Mege, daß der Dienftherr feine Dienftboten ver- 
anlaßt, von diefer Befugnis Gebrauch zu maden. Bol. 
Anm. 1*), 6%) zu 81 KVG. und Anm. 2 zu 856 KVG. 

2. Die in den 88 134 bis 142 aufgeführten Modi«- 
fikationen haben den Zwed, den eigentümlichen Verhältniffen 
der Land» und Foritwirtihaft Rechnung zu tragen, ins 
beiondere die Raturalwirtichaft aufrecht zu erhalten und 
dadurch indirekt zu einer weitgehenden ftatutarifchen Unter- 
ftellung der Land» und Forftwirtihaft unter die Kranken⸗ 
verfiherung zu veranlajlen. 

3. Erfolgt die (landesgeſetzliche oder ſtatutariſche) Er- 
ftredung der Krankenverſicherungs pflicht auf die Land 
und Forſtwirtſchaft nicht, fo haben die landwirtichaftlichen 
Arbeiter und Betriebsbeamten bis zu 2000 ME. Gehalt 
die Befugnis zur freiwilligen Betelllgung an der 
GemeindesKrankenverfiherung, vgl. Anm. 5 zu 84 KBE. 


5 18. 


Gemeinden ober weitere fommunalverbänbe fönnen 
bei dem Erlaffe ſtatutariſcher Beftimmungen über die 
Krankenverſicherung land- und forftwirtfchaftlicher 
Arbeiter beſchließen, daß dieſe Beftimmungen aud) 
auf außerhalb des Kommunalbezirks liegende Teile 
folder Betriebe fich erſtrecken follen, deren Gig inner- 
halb des Bezirts der Gemeinde oder des meiteren 
Kommunalverbandes belegen ift. 
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Zu $ 13. 

Der bisherige erfte Abſatz diejes Paragraphen ift durch 
Art. 32 der Novelle von 1892 zum KVG. aufgehoben. 
Er enthielt Beftimmungen darüber, welder Ort als Be 
ſchaͤftigungsort land⸗ und forftwirtfchaftlicher Arbeiter gelten 
fol, und ift erſetzt durch 8 5a Abf. 3 KVG. 


8 135. 

(Aufgehoben durch Artikel 32 der Novelle von 1892 

zum Sranfenverficherungsgeieb.) 
8 156. 

Berfonen, welche erweislich mindefteng für sechs-L 
undzwanzig Wochen nad) der Erkrankung dem Arbeit⸗ 
geber gegenüber einen Rechtsanſpruch auf eine ben 
Beitimmungen des $ 6 des Krankenverſicherungsgeſetzes 
entſprechende oder gleichwertige Unterjtügung haben, 
find auf den Antrag des Arbeitgebers von der Ver- 
fiderungspflicht zu befreien, fofern die Leiftungsfähig- 
keit desſelben genügend geſichert ift. 

Über den Antrag entſcheidet die Verwaltung ber II. 
Gemeindelranfenverfierung oder der Vorftand der 
Krankenkaſſe, welcher die zu befreiende Perfon ange- 
hören würde. Wird die Leiftungsfähigkeit des Arbeit- 
gebers beanftandet, fo ift der Antrag an die Auffichts- 
behörbe zur Entſcheidung abzugeben. 

Die Entſcheidung über den Befreiungsantrag ift III. 
den Beteiligten zu eröffnen und vorläufig vollftredbar. 
Gegen dieſelbe jteht jedem Beteiligten binnen zwei 
Wochen die Beichwerde an Die vorgejegte Auffichts- 
behörde zu. 
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IV. Die Befreiung gilt für die Dauer des Arbeits- 
vertrages. Sie hört vor Beendigung bdesfelben auf: 

1. wenn dies von der im Abſatz 2 bezeichneten Auf- 
ſichtsbehörde wegen nicht genügender Leiſtungs⸗ 
fähigfeit des Arbeitgebers — fei e8 von Amts 
megen, fei es auf VBorfchlag der Verwaltung der 
Gemeindekrankenverſicherung oder des Vorstandes 
der Krankenkaſſe — angeordnet wird, 

2. wenn ber Wrbeitgeber die befreite Perſon zur 
Srankenverfiherung anmeldet. Die Anmeldung 
ist im Falle einer zur Beit derfelben bereits ein⸗ 
getretenen Erkrankung ohne rechtliche Wirkung. 

V. Inmſoweit einer nad) Abſatz 1 befreiten Perſon im 
Falle der Erfranfung von dem Arbeitgeber eine ben 
Beitimmungen des 86 des Krankenverſicherungsgeſetzes 
entiprechende oder gleichwertige Unterftügung nicht 
gewährt wird, ift diefelbe auf Antrag von der be= 
treffenden Gemeindekrankenverſicherung oder Kranken⸗ 
taffe zu gewähren. Die hiernach gemachten Auf- 
mwendungen find von dem Arbeitgeber zu erfegten. 

VI. Streitigkeiten über Unterftügungsanfprücdhe, welche 

.. gegen die Gemeindefranfenverjicherung oder Kranken⸗ 
tafie auf Grund des vorftehenden Abſatzes entftehen, 
werden nad) Maßgabe des 8 12 Abf. 1*), Streitig- 
feiten über Erjaganfprüde zwiſchen der Gemeinde- 
krankenverſicherung oder Krankenkaſſe einerfeitS und 
dem Arbeitgeber andererfeit8 nad Maßgabe des $ 12 
Abſ. 2 dieſes Gefeges*) entfchieden. 

*) An die Stelle des in $5 186, 137, 142 coitierten $ 12 „dieses 
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Gesetzes“ ist der auf Seite 290 hier abgedruckte $ 29 das Unfall- 
versicherungsgesetzes für Land- und Forstwirtschaft (RÜBl. 1900 
S. 641) getreten, vgl. $ 1 Abs. 3 des Ges., betr. die Abänderung 
der Unfallversicherungsgeseize, v. 30. Juni 1900 (RGBl]. 8. 578). . 


Zu $ 136. . 

1. Der 8 136 geftattet für den Yall, daB die Ber 
fiderungspflicht land» und forftwirtfchaftlicher Arbeiter über⸗ 
haupt eingeführt ift (Anm. 1 zu $ 133), die Befreiung 
folder land» und forfiwirtichaftlicher Arbeiter von der Ver 
fiherungspflit, welde im alle der Erkrankung gegen 
ihren Arbeitgeber mindeftens für 26 Wochen (Art. II der 
Novelle von 1903 zum KVG.) nad dem Beginne der 
Krankheit, alfo auch Über die Dauer des Arbeitsvertrages 
hinaus (dgl. Anm. 4 zu $ 137), Anſpruch auf gleichwertige 
Unterftügung haben ($ 6 KVG.). Der $ 137 geftattet da= 
gegen eine Ermäßigung der Beiträge gegen Weg- 
fall des Krantengeldes für foldde DVerficherte, welche 
innerhalb der Geltungsdauer des Arbeitsvertrages für den 
Krantentag mindeftens jo viel an Lohn erhalten, als fie an 
Krankengeld beziehen würden (vgl. Anın. zu 8137). Der 8138 
endlich geftattet eine anteilige Ermäßigung der Bei» 
träge und des Krantengeldes für ſolche Verficherte, 
welche an Lohn zwar nicht das volle Äquivalent des Kranken. 
geldes, aber doch einen Zeil desjelben beziehen. 

2. Borausfegung der Befretung ($ 136) ift, daß die 
Leiftungsfähigleit des WUrbeitgebers, feiner Tontraftlichen 
Verpflichtung zu genügen, feftiteht. Die Befreiung erfolgt 
auf den Antrag des Arbeitgebers und dauert höchftens To 
lange wie der Arbeitsvertrag. Entzieht fi der Arbeit- 
geber feiner Verpflichtung, für den befreiten Arbeiter im 
Falle der Erkrankung hinreichend zu forgen, fo bat die 
Gemeinde Krankenverſicherung oder Krankenkaſſe vorſchuß⸗ 
weiſe einzutreten. Vgl. 83a KVG. und die Anın.1 daſelbſt. 

3. Der $ 29 des Uinfallverficherungsgefehes für Land» 
und Forſtwirtſchaft bezieht fi auf Streitigfeiten, welche 
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über die Unterſtützung eines durch Unfall verlegten, nicht 
gegen Kranfheit verficherten land- oder forſtwirtſchaftlichen 
Arbeiter8 während der 13 wöchigen Karenzzeit entftehen. 
Bol. Einleitung zum Anhang II. 


8 137. 

I. Für verfiderungspflidgtige PBerfonen, welche er- 
mweislih auf Grund eines mindeftens für die Dauer 
eines Jahres abgeſchloſſenen Arbeitsvertrages 

1. jährlie Naturalleiftungen mindeftens im: drei⸗ 
Hundertfaden Werte des von der Gemeinde» 
krankenverſicherung beziehungsweiſe Krankenkaſſe 
für einen Krankentag zu zahlenden Krankengeldes 
beziehen, oder für den Krankentag einen Arbeits⸗ 
lohn an Geld oder Naturalleiſtungen erhalten, 
welcher dem von der Gemeindelrantenverficherung 
beziehungsmeife Krankenkaſſe zu zahlenden täg⸗ 
lichen Krankengelde mindeſtens gleihlommt, und 

2. auf Fortgemwährung dieſer Leiftungen, innerhalb 
der Geltungsdauer des Arbeitsvertrages, für 
mindeftens sechsundzwanzig Wochen nad) Der 
Erkrankung einen Rechtsanſpruch haben, 

tritt auf Antrag des Arbeitgebers mährend der 
Geltungsdauer des ArbeitSvertrages eine Ermäßigung 
der Verficderungsbeiträge ein, wogegen das Kranken⸗ 
geld in Wegfall fommt. 

ID. Die Ermäßigung der Beiträge erfolgt in demfelben 
Berhältniffe, in welchem die Höhe des Krankengeldes 
zu dem Werte der fonftigen Kafjenleiftungen ftebt. 
Dies Verhältnis ift durch ftatutarifche Beftimmung 
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feftzuftellen, welche für die Gemeindekrankenverſiche⸗ 
rung von ber Gemeinde, für Die gemeinfame Gemeinde⸗ 
krankenverſicherung (8 12 des Sranfenverficherungs«- 
gefeges) durch den weiteren Kommunalverband, für 
Orts» und Betriebskrankenkaſſen durch das Kaſſen⸗ 
ftatut zu treffen ift. Die ftatutarifchen Beitimmungen 
der Gemeinden und weiteren Kommunalverbände 
bebürfen der Genehmigung der höheren VBermaltungs- 
behörde; auf die Feſtſetzung durch das Kaffenftatut 
findet 8 24 des Strankenverficherungsgejeges An- 
wendung. Wo weitere Kommunalverbände nicht 
beftehen, erfolgt die Feitjegung für die gemeinfame 
Gemeindefrantenverfierung durch die höhere Ver- 
waltungsbehörde. Solange eine endgültige Feitfegung 
dieſes Beitragsverhältnifjes nicht erfolgt ift, wird 
für die nad) Abſatz 1 verſicherten Perſonen der dritte 
Teil der für andere Kaſſenmitglieder geltenden Beis 
träge entrichtet. 

Someit die im Abjag 1 Ziffer 1 bezeichneten III. 
Zeiftungen im Falle der Erfrantung von dem Arbeits 
geber nicht in Gemäßheit des Arbeitspertrages, auf 
Grund deſſen die Ermäßigung der Beiträge erfolgt 
ift, gewährt werden, ift dem Erkrankten auf Antrag 
das Krankengeld von der Gemeindekrankenverſicherung 
oder Krankenkaſſe zu zahlen und derjelben von dem 
Arbeitgeber zu erjegen. Streitigleiten über jolche 
Erfaganiprüde werden nad) Maßgabe des 8 12 
Abjag 2 diefes Geſetzes“) entichieden. 

*) Vgl. Anm. *) eu $ 186. 
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Zu 8 197. 

1. Bgl. Anm. 1 zu $ 136, 

2. Der Wegfall des Krankengeldes und die Ermäßigung 
der Beiträge jet voraus: 

1. entweder für das Jahr: Naturalleiftungen Wohnung, 

- Aderbeftellung, Viehweide u. |. w.), deren Jahresweri 

mindeitens den 300 fachen Betrag des Krantengeldes 
erreicht (derartige Naturalleiftungen erftreden ihre Wirk⸗ 
famfeit auf jeden Tag des Sahres), oder für den 
Kranfentag: Fortzahlung des Lohns an Geld und 
Naturalien in folder Höhe, daß dieje Leitung der 
Höhe des Krankengeldes mindeftens entjpricht; ' 
2. Fortdauer diejes Anſpruchs innerhalb der Gel⸗ 
tungsdauerdes Arbeitsvertrages für mindeſtens 
26 Wochen (Art. II der Novelle von 1903 zum KVG.); 
3. Antrag des Arbeitgebers. 

Genügt der Arbeitgeber feiner Verpflichtung zur Fort 
gewährung des Lohnes in Kranfheitsfällen nicht, jo bat der 
Verfiherte Anſpruch auf Krankengeld; diefes hat die Kranken⸗ 
fafje zu zahlen, und fie erhält dafür einen entſprechenden 
Regreß gegen den Arbeitgeber. 

3. Diejenigen Perſonen, auf welche dieſer Paragraph An 
wendung findet, bleiben gegen Krankheit verfichert; fie erhalten 
aber im Krankheitsfalle aus der Krankenkaſſe freie ärztliche 
Behandlung, Arznei u. |. w., dagegen Tein Krankengeld, 
und entrichten entſprechend ermäßigte Beiträge. Die 
Beiträge jollen fo. weit herabgejeht werden, daß fie nur 
denjenigen Teil der Kaffenleiftungen dedien, welche den betr. 
Perjonen im Kranktheitsfalle gewährt werden müflen. Das 
Verhältnis, in weldem die gewöhnlichen Kafjenbeiträge 
hiernach zu ermäßigen find, darf befonders feftgefegt werden; 
folange ſolche befondere Seftiehung nicht erfolgt, betragen 
die Beiträge auf Grund des Gefehes !/s des normalen 
Beitrags. Diefe ermäßigten Beiträge werden in dem Ber- 
haltnis des $ 51 KVG., alfo von dem Arbeitgeber mit 
1/s, von dem Berficherten mit ?%, getragen. 
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4. Über die Dauer des Wrbeitsvertrages hinaus be 
ftehen zwiichen dem WUrbeitgeber und dem Verficherten auf 
Srund dieſes Paragraphen feine Verpflichtungen. Erlifcht 
der Arbeitsvertag während der Dauer einer Krankheit, fo 
bat für den Reit der Krankheit die Krankenkaſſe oder Ge⸗ 
meindesKranfenverfiherung in vollem Umfange zu forgen, 
aljo das volle Krankengeld neben der Arztliden Behandlung 
zu gewähren. 

Anders liegt die Sache in den Fällen des $ 136, für 
welde eine volle Befreiung des Arbeiterd von der Verfiche- 
rungs⸗ und Beitragspflit angeordnet ift. Diefe volle 
Befreiung foll aber nur dann eintreten, wenn der Arbeit» 
geber auch über die Dauer des Urbeitspertrages hinaus die 
Krankenfürforge für foldde Perſonen zu tragen bat, die 
während der Dauer des Arbeitsverhältnifſes erkranken. 

5. Den Wortlaut des 8 29 des Unfallverficherungsge- 
fees für Land» und Forſtwirtſchaft f. in der Einleitung zum 
Anbang II. 


8 138. 

Durch jtatutarifhe Beſtimmung ($ 137 Abſatz 2) 
fann eine entjprechende Kürzung des Strantengeldes 
und der Beiträge auch für folche Verficherten ange⸗ 
ordnet werden, welche in Strankheitsfällen auf Grund 
ihres Arbeitsvertrages weniger als die im 8 137 
Abſatz 1 feftgefegten Geld- oder Naturalleijtungen 
beziehen. Die Kürzung muß dem Berhältnifje ent- 
ſprechen, in welchem der Wert diefer Leiftungen zu 
der Höhe des Krankengeldes fteht. Im Übrigen finden 
die Beftimmungen des 8 137 auch auf Fälle Diefer 
Art Anwendung. 

Zu 8 188. 
Pol Anm. 1 zu $ 136. Der $ 138 gibt die Mög- 
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lichfeit einer dem $ 137 gleichartigen Regelung „für ſolche 
Fälle, in denen die bei einer Krankheit fortgewährten Zeile 
des Lohnes weniger als dag volle Krankengeld betragen“ 
(Mot. ©. 72), und überläßt die Anordnung einer ſolchen 
Regelung der ftatutarifchen Beitimmung. 


8 139. 
(Aufgehoben dur Art. 32 der Novelle von 1892 zum 
Krankenverficherungsgeſetz.) 
8 140. 
(Aufgehoben dur Art. 32 der Novelle von 1892 zum 
Krankenverſicherungsgeſetz.) 
8 141. 

I. Die auf Grund der 88 2, 49 bis 52 Abſatz 1, 53, 
54 des Krankenverſicherungsgeſetzes erlafjenen ftatu- 
tarifhen Beitimmungen find, fomeit fie den vor- 
ftehenden Vorjchriften zumiderlaufen, bis zum 1. Ja⸗ 
nuar 1887 mit benfelben in Übereinftimmung zu 
bringen. Someit dies nicht gefchieht, kann die Landes⸗ 
Bentralbehörde nach) Ablauf diefer Frift ſolche ftatu- 
tarifhen Beftimmungen ganz oder teilmweife außer 
Kraft jegen. 

U. Per 83 Abfag 2 des Krankenverſicherungsgeſetzes 
findet auf die unter $ 1 des gegenwärtigen Geſetzes 
fallenden Perfonen keine Anwendung. 

gu 8 141. 
Bol. Anm. 1 a. E. zum $ 3 KVG. 
8 142, 

J. Durch ftatutarifche Beftimmung einer Gemeinde 
für ihren Bezirk oder eines weiteren Kommunal⸗ 
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verbandes für feinen Bezirk oder Zeile desfelben 
können Perfonen, welche innerhalb Des betreffenden 
Bezirls mohnen und, ohne zu einem beftimmten 
Arbeitgeber in einem dauernden Arbeitsverhältniſſe zu 
ftehen, vorwiegend in land- oder forftwirtichaftlidden 
Betrieben dieſes Bezirks gegen Bohn beichäftigt find, 
aud für diejenige Zeit, in welcher eine Beſchäftigung 
gegen Lohn nicht ftattfindet, der Strantenverficherungs- 
pflicht unterworfen und, folange fie nicht zu einer die 
Verſicherungspflicht begründenden Beihäftigung in 
einem anderen Ermwerbszweige übergehen oder Mit- 
glieder einer Betriebskrankenkaſſe werden, in dieſem 
Bezirke zur Verficherung herangezogen werden. 

Die nad) folder ftatutarifchen Beftimmung ver- II. 
fiherungspflichtigen Perfonen find der Gemeinde- 
krankenverſicherung oder Ortskrankenkaſſe, welcher die 
fonftigen verfiherungspflichtigen land⸗ und forftmwirts 
ſchaftlichen Arbeiter angehören, durch die Gemeinde- 
behörde zu übermeifen. Ihre Verfiherung beginnt 
mit dem Tage ihrer Übermweifung. 

Die Überweifung ift zurlidzunehmen, wenn die III. 
VBorausfegungen ihrer Zuläſſigkeit aufhören. 

Die Übermeifung, fomwie der die Zurlidnahme ber IV. 
felben ablehnende Beicheid kann nad Maßgabe des 
8 12 Abſ. 2 dieſes Gejeges*) angefochten werden. 

Ob und inwieweit die VBorfchriften der SS 49 bis V. 
53 des Krankenverſicherungsgeſetzes auf die Arbeit- 
geber dieſer Perfonen Anwendung finden, ift durch 
ftatutarifche Beftimmung zu regeln. 


VI. 


VII. 
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Solange ſolche Perſonen nach Maßgabe des Ab⸗ 
ſatzes 1 in dem Bezirk ihres Wohnortes gegen Krank⸗ 
heit verfihert find, fällt ihre Verpflidtung zum Bei⸗ 
tritte zu einer anderen Kaſſeneinrichtung für land- 
oder forftwirtfchaftlicde Arbeiter fort. 

Die nad) Abfag 1 und 5 zuläffigen ftatutarifchen 
Vorſchriften bedürfen der Genehmigung der höheren 
Verwaltungsbehörde. 

*) Vgl. Anm. *) za $ 186. 


Zu 8 142, 

1. Mot. ©. 73: „Während durd die Vorſchriften der 
$$ 127 bis 132 (jet 136 bis 141) Vorſorge getroffen 
werden fol, daB bei der Anwendung der Beitimmungen 
des Kranlenverficherungsgejeßes auf die in der Land- und 
Forſtwirtſchaft beihäftigten Arbeiter mehr, als bisher möglich, 
die Bejonderheiten ftändiger Arbeiterverhältniffe berück— 
fihtigt werden können, tft von verjchtedenen Seiten auf 
das Bedürfnis Hingewiejen. worden, auch den Bejonderheiten 
unſtändiger land» und foritwirtichaftlicder Arbeiter Rech» 
nung zu fragen, um einen umfaljenderen Gebrauch von der 
Eritredung der Berfiherungspfliht auf land⸗ und forft« 
wirtichaftlicde Arbeiter herbeizuführen. Bei diefen un« 
ftändigen Arbeitern handelt es fich insbeſondere um ſolche 
Perfonen, welche, meiſt mit kleinem Grundbefiß angefeflen, 
von ihrem Wohnort aus regelmäßig land⸗ und forftwirt- 
ſchaftliche Arbeiten verrichten, hierbei aber je nad) Bedürfnis 
und Gelegenheit bald in diefem, bald in jenem Betriebe, 
heut an ihrem Wohnorte, morgen in der Nahbarichaft, 
beihäftigt werden. Die Beihäftigung folder Perſonen 
dauert tu den einzelnen Betrieben häufig nur kurze Beit, 
vielleiht nur einen Tag, und wird Hin und wieder von 
Beiten nnterbrodhen, in welchen eine Arbeitstätigfeit im 
fremden Betrieben überhaupt nicht ftattfindet.“ 
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Um dem hierdurch bedingten beftändigen Wechſel der 
Krankenkaſſe und der zeitweiien Unterbrehung des Ber» 
fiherungsverhältniffes dergeftalt wirkſant vorzubeugen, daß 
die Krantenverfiherung „für ſolche Tagearbeiter, welche in 
der Regel den ärmften Klaffen der arbeitenden Bevölkerung 
angehören, für die aljo eine Fürſorge in Kranfheitsfällen 
ganz befonders dringlich tft”, zweckmäßig Ducchgeführt werden 
Tann, iſt zugelaffen worden, dab dieſe unftändigen Iand- 
wirtſchaftlichen Arbeiter auh für die Dauer der 
Nichtbeſchäftigung verſicherungspflichtig gemacht 
werden und ihrer Verſicherungspflicht dauernd an ihrem 
Wohnort genügen können, ohne zu einem Wechſel 
der Krankenkaſſe je nad dem Orte der Beſchäftigung ge 
nötigt zu fein. 

2. Den Wortlaut des 8 29 des Unfallverficherungs⸗ 
gefeßes für Land- und Yorftwirtichaft fiehe in der Einleitung 
zum Anhang II, 


C. Gefeheskraft. 


8 143. 

Die Beftimmungen der Abfchnitte A IL, III, IV, I. 
V, VIII und X, die auf diefe Abſchnitte bezüglichen 
Strafbeftimmungen, ſowie diejenigen Borfchriften, 
welche zur Durchführung ber in dieſen Abjchnitten 
getroffenen Anordnungen dienen, treten mit dem Tage 
der Verkündung diefes Gejeges in Kraft. Dasſelbe 
gilt von den Beitimmungen des Abſchnittes B. 

Im übrigen wirb ber Zeitpunkt, mit welchem das II. 
Geſetz ganz oder teilmeife für den Umfang des Reichs 
oder Zeile desfelben in Kraft tritt, mit Zuftimmung 
des Bunbesrats durch Staiferlide Verordnung be- 
ftimmt. 
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Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unter- 
ſchrift und beigebrudtem Kaiferlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 5. Mai 1886. 
(L. 8.) Wilhelm. 
Fürft von Bismard. 


3u 8 148. 


Die Beitimmungen dieſes Geſetzes über die Kranken⸗ 
verficherung (88 133 bis 142) find am 12. Mai 1886 in Kraft 
getreten (RGEBl. 1886 ©. 131). 


In dem Gesetze vom 5. Mai 1886, betreffend die 
Unfall- und Krankenversicherung der in land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieben beschäftigten Personen 
(Beichs-Gesetzbl. S. 132), werden in $ 136 Abe. 1, 
$ 137 Abs. 1 Ziffer 2 die Worte „dreisehn Wochen“ 
durch die Worte „sechsundzwanzig Wochen“ ersetet. 

(Val. ©. 283.) 








I. Auszug aus dem Gewerbe-Unfall 
verſicherungsgeſetz. 
(Reichs⸗Geſetzbl. 1900 ©. 585.) 


89. 

Im Falle der Verletzung werden als Schabens: I. 
erfag vom Beginne der vierzehnten Woche nad) Ein- 
tritt des Unfalls ab gewährt: 

1. freie ärztlidye Behandlung, Arznei und fonftige 
Heilmittel jowie die zur Sicherung des Grfolges 
des SHeilverfahrens und zur Grleichterung der 
Folgen der Verlegung erforderlichen Hilfsmittel 
(Krüden, Stügapparate und dergleichen); 

2. eine Rente für die Dauer der Erwerbsunfähigteit. 
Die Rente beträgt: 

a) im Falle völliger Erwerbsunfähigfeit für die Dauer 
derfelben ſechsundſechzigzweidrittel Prozent des 
Sahresarbeitsverdienjtes (Vollrente); 

b)im Falle teilweiſer Erwerbsunfähigkeit für Die 
Dauer derjelben denjenigen Teil der Vollrente, 
welder dem Maße der durch den Unfall herbei- 
geführten Einbuße an Grwerbsfähigkeit entſpricht 
(Zeilrente). 

Iſt der Verlegte infolge des Unfall nicht nur II. 
völlig erwerbsunfähig, ſondern auch derart hilflos 

». Woebtle, EudensAbdenhaufen. KEG. 10. Aufl. 230 


306 Krantenverficherungsgefeg. Anhang. 


geworden, daß er ohne fremde Wartung und Pflege 
nicht beftehen Tann, fo ift für die Dauer diefer Hilf- 
Lofigkeit die Rente bis zu Hundert Prozent des Jahres» 
arbeitsverdienftes zu erhöhen. 

II. War der 2erlegte zur Zeit des Unfall® bereits 
dauernd völlig erwerbsunfähig, fo beſchränkt ich der 
zu leiftende Schadenserfa auf die im Abf. 1 Ziffer 1 
bezeichneten Leiftungen. Wird ein folcher Verletzter 
infolge des Unfalls derart hilflos, daß er ohne 
fremde Wartung und Pflege nicht beftehen Tann, 
fo ift eine Rente bis zur Hälfte der Vollrente zu 
gewähren. 

IV. Solange der Berlegte aus Anlaß des Unfalls tat- 
ſächlich und unverfchuldet arbeitslos ift, fan der Ge⸗ 
noſſenſchaftsvorſtand die Teilrente bis zum Betrage 
der Vollrente vorübergehend erhöhen. 


8 10. 

I. Die Rente ift nad) Maßgabe desjenigen Jahres— 
arbeitsverdienftes zu berechnen, den der Berlebte 
während des letten Jahres feiner Befchäftigung in 
dem Betrieb an Gehalt oder Kohn (8 6) bezogen 
hat, wobei der fünfzehnhundert Marf überfteigende 
Betrag nur mit einem Drittel zur Anrechnung 
fommt. 

II. Als Jahresarbeitsverdienſt gilt, ſoweit ſich der- 
ſelbe nicht aus mindeſtens wochenweiſe fixierten Be⸗ 
trägen zuſammenſetzt, das Dreihundertfache des 
durchſchnittlichen täglichen Arbeitsverdienſtes. Für 
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verficherte Perfonen in Betrieben, in welchen die üb- 
liche Betriebsweife eine höhere oder niedrigere Zahl _ 
von Wrbeitstagen ergibt, wird diefe Zahl ftatt der 
Zahl dreihundert der Berechnung des Jahresarbeits⸗ 
verdienjtes zu Grunde gelegt. 

War der Berlegte in dem Betriebe por dem Un- III. 
falle nit ein volles Jahr, von dem Unfalle zurüd- 
gerechnet, befchäftigt, jo ift die Rente nach dem- 
jenigen Jahresarbeitsverdienſte zu berechnen, welchen 
während Diejes Zeitraums verficherte Perſonen der- 
felben Art in demfelben Betrieb oder in benachbarten 
gleihartigen Betrieben bezogen haben. Iſt dies nicht 
möglich, jo ijt der dDreihundertfache Betrag desjenigen 
Arbeitslohns zu Grunde zu legen, welchen der Vers 
legte während des legten Jahres vor dem Unfall an 
denjenigen Tagen, an welchen er beſchäftigt war, im 
Durchſchnitte bezogen hat. 

Bei verfiherten Perſonen, welche feinen Lohn oder IV. 
weniger als den dreihundertfachen Betrag des für ihren 
Beichäftigungsort feitgeftellten ortsüblichen Tagelohns 
gewöhnlicher erwachſener Tagearbeiter beziehen (8 8 
des Kranfenverficherungsgefeßes), gilt als YJahres- 
arbeitsverdienit das Preihundertfache diefes orts⸗ 
übliden Tagelohns. 

In den Fällen des Abi. 4 ift bei Berechnung der V. 
Rente für Perfonen, welche vor dem Unfalle bereits 
teilmeife erwerbsunfähig waren, derjenige Teil des 
ortsüblichen Tagelohns zu Grunde zu legen, welcher 
dem Maße der bisherigen Ermwerbsfähigfeit entſpricht. 

20* 
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8 11. 

L Die Berufsgenofjenfchaft ift befugt, der Kranken 
faffe, welcher der Verlegte angehört oder zulegt an⸗ 
gehört hat, gegen Erjaß der ihr dadurch erwachſenden 
Koften die Fürforge für den Verlegten über den Be- 
ginn ber vierzehnten Woche hinaus bis zurBeendigung 
des Heilverfahrens in demjenigen Umfange zu über 
tragen, welchen die Berufsgenoſſenſchaft für geboten 
erachtet. Zu erfegen ijt bei Gewährung der im $ 6 
Abſ. 1 Ziffer 1 des Krankenverſicherungsgeſetzes be- 
zeichneten Leiftungen die Hälfte, bei Unterbringung 
des Verlegten in ein Krankenhaus oder in eine Anftalt 
für Genefende das Einundeinhalbfacdhe des in jenem 
Geſetze bejtimmten Mindeftbetrags des Krankengeldes, 
fofern nicht Höhere Aufwendungen nachgewieſen werben. 

I. Die Beftimmungen der 88 76 b bis 76d des Kranken⸗ 
verfiherungsgefeges finden auch auf Knappſchaftskaſſen 
(8 74a.a.D.) Anwendung. Haben Knappſchaftskaſſen, 
fonftige Krankenkaſſen oder Verbände von Kranken⸗ 
fallen Heilanſtalten errichtet, in welchen ausreichende 
Einrichtungen für die Heilung der durch Unfall herbei- 
geführten Verlegungen getroffen find, fo kann die 
ZandessBentralbehörde anordnen, daß die Mitglieder 
der betreffenden Kaſſen bis zum Beginne dervierzehnten 
Woche nad) Eintritt des Unfalls nur mit Genehmigung 
der Vorſtände diejer Kaffen oder Kaffenverbände in 
andere Heilanftalten untergebradyt werden bürfen. 
II. Verletzte Perfonen, welche auf Veranlaffung von 
Knappſchaftskaſſen, fonftigen Krankenkaſſen, Verbänden 
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von Krankenkaſſen oder von Organen der Berufs- 
genoſſenſchaften in eine Heilanftalt untergebracht find, 
dürfen während des Heilverfahrens in andere Heil- 
anftalten nur mit ihrer Zuftimmung übergeführt 
werden. Diefe Zuftimmung kann durch die untere Ver- 
waltungsbehörde des Aufenthaltsorts ergänzt werden. 

Als Krankenkafſſen im Sinne der vorjtehenden IV. 
Beftimmungen ſowie der 88 76 b bis 76d des Kranken⸗ 
verficherungsgejeges gelten außer der Gemeinde- 
Krankenverſicherung auch diejenigen Hilfstaffen, welche 
die im $ 75a a. a. O. vorgefehene amtliche Befchei- 
nigung befigen. 

8 12. 

Vom Beginne der fünften Woche nach Eintritt 
des Unfalls bis zum Ablaufe der dreizehnten Woche 
iſt das Krankengeld, welches den durch einen Betriebs- 
unfall verlegten Perfonen auf Grund des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes gewährt wird, auf mindeftens 
zwei Drittel de8 bei der Berechnung desfelben zu 
Grunde gelegten Arbeitslohns zu bemefjen. Die, 
Differenz zwiſchen diefen zwei Dritteln und dem ge- 
feglich oder ftatutengemäß zu gemährenden niedrigeren 
Krankengeld iſt der beteiligten Rrankenkaſſe (Gemeinde⸗ 
Krankenverſicherung) von dem Unternehmer desjenigen 
Betriebs zu erſetzen, in welchem ber Unfall ſich ereignet 
hat. Die zur Ausführung diefer Beitimmung erforder- 
lichen Vorſchriften erläßt das NReich8-Verficherungsamt. 

Den nad) SS 1 oder 2 verfiherten Arbeitern und II. 
Betriebsbeamten, Ietteren bei einem Jahresarbeits⸗- 
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. verdienfte bis zu zweitauſend Mark, welche nicht nach 
den Beltimmungen des Krankenverſicherungsgeſetzes 
verfichert find, Hat der Betriebsunternehmer die in 
den 88 6, 7 des Kranfenverficherungsgefeges vor⸗ 
gejehenen Unterjtügungen einfchließlich des aus dem 
vorhergehenden Abfate fi) ergebenden Mehrbetrags 
für die erften dreizehn Wochen aus eigenen Mitteln 
zu gewähren. Die Berufsgenofjfenihaft kann die 
dem Unternehmer obliegenden Leiflungen ganz oder 
teilmeife ftatt desfelben übernehmen. Der Unter- 
nehmer hat in diefem Falle der Berufsgenoſſenſchaft 
Erſatz zu leiften. Dabei gilt als Erjag der im S 9 
Abf. 1 Ziffer 1 bezeichneten Leiftungen die Hälfte 
desjenigen Krankengeldes, welches dem Berlegten 
nah 86 Abf. 1 Ziffer 2 des Krankenverſicherungs⸗ 
geſetzes zuftehen würde, wenn er nad) deſſen Be— 
ftimmungen verfichert wäre. 


518. 


I. _ Wenn ber aus der Stranfenverficherung oder aus 
der Beltimmung des 8 12 Abf. 2 erwachfende Ans 
ſpruch auf Krankengeld vor dem Ablaufe von dreis 
zehn Wochen nach Eintritt des Unfalls weggefallen, 
aber bei dem Berlegten eine noch über die dreizehnte 
Woche hinaus andauernde Beichräntung der Erwerbs⸗ 
fähigkeit zurüdigeblieben ift, fo hat Die Berufsgenoſſen⸗ 
Ihaft dem Berlegten die Unfallrente ($ 9 Abf. 2 
lit. b) ſchon von dem Tage ab zu gewähren, an 
weldem der Anſpruch auf Krankengeld in Wegfall 
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tommt. Erachtet die Berufsgenofjenfchaft die Boraus- 
fegungen des Anſpruchs ſchon vor dem Ablaufe der 
dreizehnten Woche nah dem Unfalle für gegeben, 
fo bat fie die Rente zu diefem früheren Beitpunfte 
teitzuitellen. 

Durch Statut kann beftimmt werden, daß Diell. 
Rente nach dem Wegfalle des Anſpruchs auf Kranken⸗ 
geld auch dann zu gewähren ift, wenn nach jenen 
Zeitpunkte zwar noch eine Beſchränkung der Erwerbs⸗ 
fähigkeit infolge des Unfalls verblieben tft, aber vor- 
ausfichtlich ſchon vor Ablauf der dreizehnten Woche 
nad) dem Unfalle fortfallen wird. 

Hat die Krankenkaſſe die ihr aus der Kranken⸗III. 
verfiherung, oder hat der Betriebsunternehmer die 
ihm aus 8 12 Abſ. 2 obliegenden Leiftungen vor 
dem Ablaufe der dreizehnten Woche zu Unrecht ein- 
geftellt, jo gebt der Anſpruch des Berlegten auf 
Krankengeld auf die Berufsgenofjenichaft bis zu dem⸗ 
jenigen Betrag über, welcher der gemäß Abf. 1, 2 
gewährten Entſchädigung gleichkommt. 


8 14. 

Streitigfeiten, melde aus Anlaß der in 8 11 
Abſ. 1, 88 12, 13 Abſ. 3 enthaltenen Beftimmungen 
unter den Beteiligten entftehen, werden, wenn es ſich 
um Erfaganfprüde handelt, nach $ 58 Abi. 2 des 
Kranktenverfiherungsgefeges, im übrigen nad) $ 58 
Abſ. 1 des Krankenverficherungsgefeges entjchieden, 
und zwar in den Fällen des 8 12 Abf. 2 von der 
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für die Ortskrankenkaſſen des Beichäftigungsorts zus 
ftändigen Auffihtsbehörde. Gehört diefe zu den Be- 
teiligten, jo wird die zur Entſcheidung des Streitfalls 
berufene Behörde durch die für den Beihäftigungsort 
zuftändige höhere Vermwaltungsbehörde beitimmt. 


52. 

I. Die Verpflichtung der eingefchriebenen Hilfstaflen 
fomie der fonftigen Kranken, Sterbe-, Invaliden⸗ und 
anderen Unterftügungstaffen, den von Unfällen be- 
troffenen Arbeitern und Betriebsbeamten ſowie deren 
Angehörigen und Hinterbliebenen Unterftügungen zu 
gewähren, ſowie die Verpflichtung von Gemeinden oder 
Urmenverbänden zur Unterftügung bilfsbedürftiger 
Perſonen wird durch dieſes Geſetz nicht berührt. 

II. Wenn auf Grund ſolcher Verpflichtung Unter⸗ 
ſtützungen für einen Zeitraum geleiſtet werden, für 
welchen den Unterſtützten nach Maßgabe dieſes Geſetzes 
ein Entſchädigungsanſpruch zuſtand oder noch zuſteht, 
ſo iſt hierfür den die Unterſtützung gewährenden 
Kaſſen, Gemeinden oder Armenverbänden durch Über: 
weiſung von Rentenbeträgen Erſatz zu leiſten. 

II. Sm Fällen dieſer Art gilt für die unter das 
Krankenverſicherungsgeſetz fallenden Kaffen als Erjag 
der im 8 6 Abf. 1 Ziffer 1 des Krankenverſicherungs⸗ 
gefeßes bezeichneten Leiftungen die Hälfte des geſetz⸗ 
lichen Mindeſtbetrags des Krankengeldes dieſer Kaſſen, 
ſofern nicht höhere Aufwendungen nachgewieſen 
werden. 
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Iſt die von Kaſſen, Gemeinden oder Armenver: IV. 
bänden geleiftete Unterftübung eine vorübergehende, 
fo können als Erfah höchſtens drei Monatsbeträge 
der Rente, und zwar mit nicht mehr als der Hälfte 
in Anſpruch genommen merben. 

Iſt die Unterftügung eine fortlaufende, fo Tann V. 
als Erjag, wenn die Unterftügung in der Gewährung 
des Unterhalts in einer Anftalt beiteht, für deſſen 
Dauer und in dem zur Erjagleiftung erforderlihen 
Betrage bie fortlaufende Überweifung ber vollen 
Rente, im übrigen die fortlaufende Übermeifung von 
höchftens der halben Rente beanſprucht werden. 


875. " 

Über die Feftftellung der Entſchädigung hat die- 
jenige Stelle ($ 69), welche fie vorgenommen hat, 
dem Entihädigungsberechtigten einen ſchriftlichen Bes 
ſcheid zu erteilen, aus welchem die Höhe der Ente 
fhädigung und die Art ihrer Berechnung zu erjehen 
tft. Bei Entfhädigungen fürerwerbsunfähiggemwordene 
Verlegte ift namentlich anzugeben, in welhem Maße 
die Erwerbsunfähigfeit angenommen worden if. 


8%. 

Iſt bei teilweifer Ermerbsunfähigkeit eine Rente J. 
von fünfzehn oder weniger Prozent der Vollrente 
feftgeftellt, jo fann nad Anhörung der unteren Ver: 
waltungsbehörbe die Berufsgenoſſenſchaft den Ent- 
ſchädigungsberechtigten auf feinen Antrag durch eine 
entſprechende Kapitalzahlung abfinden. Der Verlette 
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muß vor Annahme feines Antrags darüber belehrt 
werden, daß er nad) der Abfindung aud) in dem Falle 
feinerlei Anſpruch auf Rente mehr habe, wenn fein 
Buftand ſich erheblich verjchlechtern würde. Gegen 
den Befcheid, durch welchen die Kapitalabfindung feit- 
gejegt wird, ift Berufung (8 76) zuläflig. Das Rechts⸗ 
mittel hat in diefem Falle auffchiebende Wirkung. 
Bis zur Verkündung der Entfcheidung kann der Antrag 
zurüdgezogen werden. Die Entſcheidung des Schieds⸗ 
gerichts ift endgültig. Sie kann nur auf Beftätigung 
oder auf Aufhebung des Befcheids lauten. 

I. Iſt der Entſchädigungsberechtigte ein Ausländer, 
fo kann er, falls er feinen Wohnfig im Deutſchen Reiche 
aufgibt, auf feinen Antrag mit dem dreifachen Betrage 
der Kahresrente abgefunden werden. Durch Beſchluß 
des Bundesrats kann dieſe Beitimmung für beftimmte 
Grenzgebiete oder für Die Angehörigen folder aus⸗ 
mwärtiger Staaten, durch deren Gefeßgebung deutfchen, 
durch Unfall verlegten Arbeitern eine ent|prechende 
Fürſorge gewährleiftet ift, außer Kraft gejegt werden. 

III. Dieſe Beitimmungen finden aud) Anwendung auf 
ſolche Renten, welche vor dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes feſtgeſtellt worden ſind. Wird eine ſolche Ab⸗ 
findung im Laufe der erſten drei Jahre nach Inkraft⸗ 
treten des Geſetzes ausgeſprochen, ſo ſind die Berufs⸗ 
genoſſenſchaften berechtigt, die erforderlichen Mittel 
aus dem Nefervefonds zu entnehmen. Diefer ift dann 
nad näherer Anordnung des Reichs⸗Verſicherungs⸗ 
amts (8 34 Abf. 2) wieder zu ergänzen. 








111. Gewerbe-Unfallverſicherungsgeſetz. 8 135,136, 315 


8 135. 

Die nah Maßgabe dieſes Geſetzes verficherten I, 
Perjonen und die in 88 16 bis 19 bezeichneten Hinter- 
bliebenen können, aud wenn fie einen Anfprud auf 
Rente nicht haben, einen Anſpruch auf Erfah des in- 
folge eines Unfalls erlittenen Schadens gegen den Be⸗ 
triebsunternehmer, deffen Bevollmächtigten oder Re- 
präfentanten, Betrieb8- oder Arbeiterauffeher nur dann 
geltend machen, wenn durch ftrafgerichtlicheg Urteil 
feftgeftellt worden ijt, daß der in Anfprud Genom: 
mene den Unfall vorjäglich herbeigeführt Hat. 

In diefem Falle beſchränkt fi der Anſpruch auf II. 
den Betrag, um welden die’ den Berechtigten nad) 
anderen gefeglihen Vorſchriften gebührende Entſchä⸗ 
digung diejenige überfteigt, auf welche fie nad) dieſem 
Gefeg Anfpruc Haben. 

Für das über einen ſolchen Anſpruch erfennende III. 
ordentliche Gericht ift die Entſcheidung bindend, welche 
in dem durch diefes Geſetz geordneten Verfahren über 
die Frage ergeht, ob ein Unfall vorliegt, für welchen 
aus der Unfallverfigerung Entſchädigung zu leiften 
ift, und in welchem Umfange Entihädigung zu ge 
währen ift. 

8 186. 

Diejenigen Betriebsunternehmer, Bevollmäditigten I. 
oder Repräfentanten, Betrieb8- oder Arbeiterauffeher, 
gegen welche durch ftrafgerichtliches Urteil feftgeftellt 
worden ift, daß fie den Unfall vorfäglich oder durch 
Fahrläſſigkeit mit Außerachtlaſſung derjenigen Aufmert- 
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famleit, zu der fie vermöge ihres Amtes, Berufs oder 
Gewerbes bejonders verpflichtet find, herbeigeführt 
haben, haften für alle Aufwendungen, welche infolge des 
Unfalls auf Grund diejes Gefeßes oder des Kranken⸗ 
verfiderungsgefege8 von den Gemeinden, Armen- 
verbänden, Krankenkaſſen und ſonſtigen Unterftüßungs- 
faffen (8 25 Ab. 1) gemacht worden find, Diejelben 
Perjonen haften der Genofjenfhaft für deren Aufe 
wendungen aud) ohne Feititellung durch ftrafgericht- 
liches Urteil. Iſt der Unfall durch Fahrläffigkeit mit 
Außerachtlaſſung derjenigen Aufmerkſamkeit, zu der fie 
vermöge ihres Amtes, Berufs oder Gewerbes verpflichtet 
find, herbeigeführt, fo ift die Genoſſenſchaftsverſamm⸗ 
fung befugt, von der Verfolgung des Anſpruchs abzu- 
fehen. Durch das Statut kann dieſe Befugnis auf 
den Vorſtand Übertragen werden. 

II. Sm gleicher Weife haftet als Betriebsunternehmer 
eine Attiengejellichaft, eine Innung oder eingetragene 
Genoſſenſchaft für die durch ein Mitglied ihres Vor- 
ſtandes, ſowie eine Handelsgefellichaft, eine Ynnung 
oder eingetragene Genofjenfchaft für die durch einen 
der Biquidatoren berbeigeführten Unfälle. 

III. As Erja für die Rente fann in diefen Fällen 
deren Kapitalwert gefordert werden. 


8 137. 
I. Wil der Borftand den Erfaganfprud) aus S 136 
Abi. 1 Sat 3 geltend machen, jo hat er den Befchluf 
dem Erjagpflichtigen jriftlich mitzuteilen. Der Er- 
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fagpflichtige kann hiergegen die Beſchlußfaſſung der 
Genoſſenſchaftsverſammlung anrufen. 

Die Klage darf nicht vor Ablauf eines Monats II. 
nach der Zuſtellung dieſer Mitteilung, und nur dann 
angeſtellt werden, wenn nicht innerhalb dieſer Friſt 
die Beſchlußfaſſung ſeitens des Erſatzpflichtigen ange⸗ 
rufen iſt. Iſt letzteres der Fall, jo iſt die Beſchluß⸗ 
faſſung der Genoſſenſchaftsverſammlung abzuwarten ˖ 


8 138. 

Der Anſpruch ($ 136 Abſ. 1 Satz 1) verjährt in J. 
achtzehn Monaten von dem Tage, an welchem das 
ftrafgerichtlihe Urteil rechtskräftig geworden ift, im 
übrigen in zwei Jahren nach dem Unfalle Die An⸗ 
rufung der Beihlußfaffung der Genoſſenſchaftsver⸗ 
fammlung ($ 137 Abſ. 1) unterbricht die Verjährung, 

Die Beitimmung des 8 135 Abf. 3 findet Anz II. 
wendung. 


8 139. 

Die in den $S 135, 136 bezeichneten Anſprüche 
tönnen, auch ohne daß die daſelbſt vorgefehene Feit- 
ftelung durch ftrafgerichtlicheg Urteil ftattgefunden 
hat, geltend gemacht werden, falls dieſe Feſtſtellung 
wegen des Todes oder der Abweſenheit des Betreffenden 
oder ‚aus einem anderen in feiner Perſon liegenden 
Grunde nicht erfolgen Tann. 


IV. Andzug and dem Invaliden⸗ 
verſicherungsgeſetz. 
(Reichs⸗Geſetzbl. 1899 S. 463.) 


85. 

J. Beamte des Reichs, der Bundesſtaaten und der 
Kommunalverbände ſowie Lehrer und Erzieher an 
öffentlichen Schulen oder Anſtalten unterliegen der 
Verſicherungspflicht nicht, ſolange ſie lediglich zur Aus⸗ 
bildung für ihren zukünftigen Beruf beſchäftigt werden 
oder ſofern ihnen eine Anwartſchaft auf Penſion im 
Mindeſtbetrage der Invalidenrente nach den Sätzen 
der erſten Lohnklaſſe gewährleiſtet iſt. 

II. Beamte der Verſicherungsanſtalten und zuge- 
laſſenen bejonderen Kaſſeneinrichtungen unterliegen 
der Berfiherungspflicht nicht, fofern ihnen eine An- 
wartſchaft auf Penfion in der im Abf. 1 bezeichneten 
Höhe gemährleiftet ift. 

II. Der Verſicherungspflicht unterliegen ferner nicht 
Perfonen, welche Unterricht gegen Entgelt erteilen, 
fofern dies während ihrer miffenfchaftlihen Aus⸗ 
bildung für ihren zufünftigen Lebensberuf gejchieht, 
Perfonen des Soldatenjtandes, welche dienſtlich als 
Arbeiter befhäftigt werden, ſowie Perfonen, welchen 


auf Grund der reihSgefeglichen Beftimmungen eine 
Snvalidenrente bewilligt ift. 


IV. Invalidenverſicherungsgeſetz. 88 5, 16,18. 319 


Der Verſicherungspflicht unterliegen endlich nicht IV. 


Diejenigen Perſonen, deren Erwerbsfähigkeit infolge 
von Alter, Krankheit oder anderen Gebredhen dauernd 
auf weniger als ein Drittel herabgejegt ift. Dies ift 
dann anzunehmen, wenn fie nicht mehr timftande 
find, durd eine ihren Kräften und Fähigkeiten ent- 
ſprechende Tätigkeit, Die ihnen unter billiger Berück⸗ 
fidtigung ihrer Ausbildung und ihres bisherigen Be⸗ 
rufs zugemutet werden fann, ein Drittel desjenigen 
zu erwerben, was körperlich und geiftig gefunde Per- 
fonen derjelben Art mit ähnlicher Ausbildung in 
derfelben Gegend durch Arbeit zu verdienen pflegen. 


$ 16. 

Inpalidenrente erhält auch derjenige nicht dauernd 
erwerbsunfähige Berficherte, welcher während fehsund- 
zwanzig Wochen ununterbrochen erwerbsunfähig ge- 
mwefen tft, für die weitere Dauer feiner Erwerbs⸗ 


unfäbigfeit. 
818. 


Stein Berficherter dergeftalt erkrankt, daß als Folge I. 
der Krankheit Erwerbsunfähigkeit zu beforgenift, welche 
einen Anſpruch auf reichsgeſetzliche Invalidenrente 
begründet, fo iſt die Verſicherungsanſtalt befugt, zur 
Abwendung dieſes Nachteils ein Heilverfahren in dem 
ihr geeignet erſcheinenden Umfang eintreten zu laſſen. 


Die Verſicherungsanſtalt kann das Heilverfahren II. 


dur Unterbringung des Erkrankten in einem 
Krankenhaus oder in einer Anftalt für Genefende 
gewähren. ft der Erkrankte verheiratet oder hat er 
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eine eigene Hausbaltung oder ift er Mitglied ber 
Haushaltung feiner Familie, jo bedarf es hierzu 
feiner Zuftimmung. 

DI. Läpt die Berfiherungsanftalt ein Heilverfahren 
eintreten, jo gehen bei Berficherten, welche der reichs⸗ 
oder landesgefetlihen Krankenfürſorge unterliegen, 
vom Beginne dieſes Heilverfahrens an bis zu deſſen 
Beendigung die Berpfliätungen der Krankenkaſſe gegen 
den Berficherten auf die Verſicherungsanſtalt über. 
Diefer hat die Krankenkaſſe Erſatz zu leiften in Höhe 
desjenigen Stranfengeldes, welches der Verficherte von- 
der Krankenkaſſe für fi beanſpruchen konnte. 

IV. Während des SHeilverfahrens ift für foldde Ans 
gehörigen des Verficherten, deren Unterhalt Diefer 
bisher aus feinem Arbeitsverdienfte bejtritten bat, 
eine Unterjtügung aud dann zu zahlen, wenn ber 
Verſicherte der reichs⸗ oder landesgeſetzlichen Kranken⸗ 
verſorgung nicht unterliegt. Dieſe Angehörigenunter⸗ 
ſtützung beträgt, ſofern der Verſicherte der reichs⸗ oder 
landesgeſetzlichen Krankenfürſorge bis zum Eingreifen 
der Verfiherungsanftalt unterlag, die Hälfte des für 
ihn während der geſetzlichen Dauer der Kranken⸗ 
unterftügung maßgebend gemefenen Krankengeldes, 
im übrigen ein Viertel des für den Ort feiner legten 
Beichäftigung oder feines legten Aufenthalts maß- 
gebenden orisüblichen Tagelohns gewöhnlicher Tage- 
arbeiter. Wenn der Berficherte Invalidenrente er- 
hält, kann diejelbe auf die Angehörigenunterftügung 
angerechnet werben. 


IV. Snvalidenverfiherungsgefet. 88 19-21. 321 


819. 

Die Berfiderungsanftalt, welche ein Heilverfahren 
eintreten läßt, ift befugt, die Fürforge für den Er- 
krankten der Krankenkaſſe, welcher er angehört oder 
zulegt angehört hat, in demjenigen Umfange zu übe:r- 
tragen, welchen die Verficherungsanftalt für geboten 
erachtet. Werden dadurd) der Kaffe Leiftungen auf- 
erlegt, welche über den Umfang der ven ihr gefeglich 
oder ftatutarifch zu leiftenden Fürforge hinausgehen, 
fo hat die Berfiherungsanftalt die entftehenden Mehr⸗ 
foften zu erjegen. Beltand eine Fürſorgepflicht der 
Krankenkaſſe nit mehr, jo ift ihr von der VBerfiche- 
rungsanftalt bei Gewährung der im 8 6 Abi. 1 
Ziffer 1 des Krankenverſicherungsgeſetzes bezeichneten 
Zeiftungen das halbe, bei Uinterbringung des Ber- 
fiherten in ein Krankenhaus oder in eine Anitalt 
für Genefende das einundeinhalbfadhe Kranfengeld 
zu erfegen, fofern nicht Höhere Aufwendungen nach⸗ 
gewiejen werden. 

820 


als Krankenkaſſen im Sinne der Bejtimmungen 
in den 88 18, 19 gelten auch diejenigen Hilfskaſſen, 
welche die im 8 75a des Kranfenverficherungsgefeges 
vorgejehene amtliche Beſcheinigung befigen. 

8 21. 

ft Die Krankheit, wegen deren das Heilverfahren I. 
eingeleitet wurde, auf einen nach den Reichsgefegen 
über Unfallverfiderung zu entſchädigenden Unfall 
zurüdzuführen, und iſt durch das Heilverfahren der 

v. Woedtke, Euden-Abdenhaufen, KB. 10. Aufl. 21 
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Eintritt der Erwerbsunfähigkeit (88 15, 16) ver- 
hindert und zugleich eine Entlaftung des entſchädi⸗ 
gungspflichtigen Trägers der Unfallverfiherung ber» 
beigeführt worden, indem die Unfallentſchädigung ganz 
oder zum Teil nicht zu bemwilligen war oder in Wegfall 
gekommen ift, fo hat die Verfiderungsanftalt gegen 
diefen Träger Anſpruch auf Erfah der Koften des Heil- 
verfahrens in dem im $ 19 Sat 3 vorgefehenen Um⸗ 
fange. Ein Erjat für Koften des Heilverfahreng, welche 
vor dem Beginne der vierzehnten Woche nad) dem Un⸗ 
fall entftanden find, kann nicht beansprucht werden. 
II. Für die Ansprüche des Verfichertenan den Träger der 
Unfallverficherung ift die Übernahme des Heilverfahrens 
durch die Verficherungsanftalt der Übernahme durch 
den Träger der Unfallverfiherung glei zu achten. 


22. 

Wird der Verficherte 8 der Krankheit erwerbs⸗ 
unfähig, jo kann ihm, falls er ſich den gemäß 88 18, 
19 von der Berficherungsanftalt getroffenen Maß: 
nahmen ohne gejeglichen oder ſonſt triftigen Grund 
entzogen hat, die Invalidenrente auf Zeit ganz oder 
teilmweife verfagt werden, fofern er auf diefe Folgen 
hingewieſen worden ift und nachgewieſen wird, daß die 
Erwerbsunfähigkeit durch fein Verhalten veranlaßt ift. 


23. 

I]. Streitigkeiten, ni aus den Beitimmungen in 
ben 88 18 bis 20, 22 zwiſchen den Berficherungs- 
anftalten und ben Berficherten entftehen, werden, 
joweit fie nicht bei der Rentenfeftftellung zum Aus- 
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trage gelangen, von der Aufſichtsbehörde der Ver⸗ 
ſicherungsanſtalten entichieden. 

Streitigkeiten, welche aus den Beitimmungen in II. 
den 88 18 bis 20, 22 zwiſchen den Verſicherungs⸗ 
anftalten und den Krankenkaſſen entftehen, werden, 
ſofern e8 fi um die Geltendmadung der den Ver⸗ 
fiderungsanftalten eingeräumten Befugnifje handelt, 
von der Aufſichtsbehörde der beteiligten Krankenkaſſe, 
fofern es fih aber um Erfaganfprüde handelt, im 
Bermwaltungsftreitverfahren, oder, wo ein ſolches nicht 
befteht, ebenfalls durch die Aufſichtsbehörde der be⸗ 
teiligten Krankenkaſſe entſchieden. Die Entſcheidung 
dieſer Aufſichtsbehörde iſt im erſteren Falle endgültig; 
im letzteren Falle kann ſie innerhalb eines Monats nach 
der Zuſtellung im Wege des Rekurſes nach Maßgabe der 
SS 20, 21 der Gewerbeordnung angefochten werden. 

Streitigkeiten über Erſatzanſprüche in den Fällen IH. 
bes 8 21 Abf. I werden durch das Reichs⸗Verſicherungs⸗ 
amt entjchieden. 


8. 

Für jede Woche, in welcher der VBerficherte in einemdie I. 
Verſicherungspflicht begründenden Arbeits. oder Dienft- 
verhältnifje gejtanden hat, ift ein Verficherungsbeitrag 
zu entrichten (Beitragswoche). Die Beitragsmoche 
beginnt mit dem Montag einer jeden Kalenderwoche. 

Als Beitragsmwochen werden, ohne daß Beiträge II. 
entrichtet zu werden brauchen, Diejenigen vollen Wochen 
in Anrechnung gebracht, während deren Verſicherte 

21* 
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1. behufs Erfüllung dee Wehrpflicht in Friedense, 
Mobilmahungs- oder Kriegszeiten zum Heere 
oder zur Marine eingezogen geweſen find, 

2. in Mobilmachungs⸗ oder Kriegszeiten freimillig 
militärifhe Dienftleiftungen verrichtet haben, 

3. wegen befcheinigter, mit zeitweifer Erwerbsun⸗ 
fähigkeit verbundener Krankheit an der Fortſetzung 
ihrer Berufstätigkeit verhindert geweſen find. 

II. Dieſe Anrechnung erfolgt jedoch nur bei foldden 
Berfonen, welche vor den in Rede ftehenden Zeiten 
berufsmäßig eine die Verfiherungspflicht begründende 
Beihäftigung nicht lediglich vorübergehend aufge= 
nommen haben. 

IV. Die Dauer einer Krankheit ift nicht als Beitrags⸗ 
zeit in Anrechnung zu bringen, wenn der Beteiligte fich 
die Krankheit vorfäglich oder bei Begehung eines durch 
ftrafgerichtliches Urteil feftgeftellten Verbrechens, durch 
ſchuldhafte Beteiligung bei Schlägereien oder Rauf- 
händeln oder durch Trunkfälligkeit zugezogen hat. 

V. Bei Krankheiten, welche ununterbroden länger 
als ein Jahr währen, fommt die liber diefen Beit- 
raum binausreichende Dauer der Krankheit als Beis 
tragszeit nicht in Anrechnung. 

VI Die an eine Krankheit ih anfchließende Genefungs- 
zeit wird der Krankheit gleich geachtet. Dasfelbe gilt 
von einem regelmäßig verlaufenden Wochenbette für 
die Dauer der dadurch veranlaßten Erwerbsunfähig- 
teit, aber böchftens für ſechs Wochen von der Ent- 
bindung an gerechnet. 
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8 34. 
Nach der Höhe des Jahresarbeitsperdienftes werden 
für die VBerficherten folgende Lohnklaſſen gebildet: 

Klaſſe I bis zu 350 Mark einjchlieplich, 

II von mehr als 350 bis zu 550 Matt, 

III von mehr als 550 bis zu 850 Mark, 
IV von mehr als 850 bis zu 1150 Marf, 
„ V von mehr als 1150 Mark. 

Für die Zugehörigkeit der Verficherten zu den Lohn⸗ 
Hafen ift mit den aus den nadjfolgenden Be- 
ftimmungen fich ergebenden Abweichungen nicht die 
Höhe des tatſächlichen Yahresarbeitsverdienftes, 
fondern ein Durchſchnittsbetrag maßgebend, 

Im einzelnen gilt als Yahresarbeitsverdienit: 

1. für Mitglieder einer Orts-, Betriebs- (Fabrik-), 
Baus oder Innungs⸗-Krankenkaſſe der dDreihundert- 
fache Betrag des für ihre Krankenkaſſenbeiträge 
maßgebenden durchſchnittlichen Tagelohns be- 
ziehungsmeife wirklichen Arbeitsverdienftes (SS 20, 
26 a Abi. 2 Biffer 6 des Krankenverſicherungs⸗ 
gefebes) ; 

2. für die in der Land- und Forftwirtfchaft be- 
Tchäftigten Perſonen, ſoweit fie nicht einer unter 
Biffer 1 bezeichneten Krankenkaſſe angehören, ein 
Betrag, der für fie von der höheren Verwaltungs: 
behörde unter Berüdfichtigung des 88 als durd)- 
fchnittlicher Jahresarbeitsverdienft feftzufegen ift; 
bei Betriebsbeamten wird jedoch der für jeden 


n 


„ 


" 


I. 


I. 
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von ihnen nad) $ 3 des Geſetzes vom 5. Mai 1886 
(Reichs⸗Geſetzbl. ©. 132) maßgebende Yahres- 
arbeitsverdienft zu Grunde gelegt; 

3. für die auf Grund des Gee-Unfallverfiderungs- 
gejeges verlicherten Seeleute, mit Ausnahme der 
in Schlepper- und Leichterbetrieben beſchäftigten 
Perſonen, der Durchſchnittsbetrag des Jahres⸗ 
arbeitsverdienſtes, welcher gemäß 8 10 a. a. O. 
vom Reichskanzler feſtgeſetzt worden iſt; 

4. für Mitglieder einer Knappſchaftskaſſe der drei⸗ 
hundertfache Betrag des von dem Kaſſen⸗ 
vorftande feitzufegenden durchſchnittlichen täg⸗ 
liden Arbeitsverdienftes derjenigen Klaſſe von 
Arbeitern, welcher der Verficherte angehört, jedoch 
nicht weniger als der dreihundertfache Betrag 
des ortsüblichen Tagelohns gemöhnlidder Tage- 
arbeiter des Beſchäftigungsorts (8 8 des Kranken⸗ 
verficherungsgejeßes) ; 

5. im übrigen der dreihundertfacdhe Betrag des orts⸗ 
üblichen Tagelohns gewöhnlicher Tagearbeiter des 
Beichäftigungsorts (88 des Krankenverſicherungs⸗ 
gejeßes), ſoweit nicht für einzelne Berufszweige 
von der höheren Berwaltungsbehörde ein anderer 
Sahresarbeitsverdienft feſtgeſetzt wird. 

Lehrer und Erzieher gehören, fomeit nicht ein Jahres⸗ 
arbeitsverdienft von mehr als 1150 Markt nad 
gewieſen wird, zur vierten Klafie. 

III. Sofern im voraus für Wochen, Monate, Viertel- 
jahre oder Jahre eine feite bare Vergütung ver- 
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einbart und diefe höher ift, al3 der nach Abf. 2 für 
den Verſicherten maßgebende Durchſchnittsbetrag, jo 
ift dieſe Vergütung zu Grunde zu legen. 

Der Verſicherte kann die Verſicherung in einer IV. 
höheren als derjenigen Lohnklaſſe, welche nad) den 
vorstehenden Beftimmungen für ihn maßgebend fein 
würde, Beanfpruchen. Sn diefen Fällen ift jedoch der 
auf den Arbeitgeber entfallende Teil des Beitrags, ſo⸗ 
fern nicht die Verfiherung in der höheren Lohnklaſſe 
von dem Arbeitgeber und dem Verficherten vereinbart 
ift, nicht nad) der höheren, fondern nach der für den 
Berfiherten maßgebenden Bohnklafje zu bemeffen. 

Die Lanbes-Bentralbehörbe kann anordnen, daß die V. 
nach Abf. 2 für die einzelnen Orte maßgebenden Lohn⸗ 
Hafen und Beiträge ($ 32) ſowie die Klaſſen von 
Verſicherten, welche an dem betreffenden Orte in die 
einzelnen Lohnklaſſen entfallen, von der Verficherungs- 
anftalt in jedem Orte ihres Bezirkes befannt zu 
machen find. 


8 35. 

Die Renten werden nad den Lohnklaſſen (8 34 
und nad) Jahresbeträgen berechnet. Sie beitehen aus 
einem in der Höhe verfchiedenen Betrage, welcher, 
vorbehaltlid der Vorfchrift des S 40 Abf. 2, von 
den Berficherungsanftalten aufzubringen ift, und aus 
einem feften Zufchuffe des Reichs, der für jede Rente 
jährlih fünfzig Mark beträgt. 
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862. 

I. Die Vertreter der Arbeitgeber und ber Berficherten 
werden von den Borftänden ber im Bezirke der unteren 
Berwaltungsbehörbe vorhandenen Orts-, Betriebs- 
(Fabril-), Bau und Innungs-Krankenkaſſen, Knapp⸗ 
Ihaftsfaffen, Seemannsfaffen und anderen zur Wah⸗ 
rung von Intereſſen der Seeleute beitimmten, obrig- 
feitlih genehmigten Vereinigungen von Geeleuten 
ſowie von den Vorſtänden derjenigen eingeſchriebenen 
oder auf Grund Iandesgefeglicher Borfchriften er- 
richteten Hilfsfajfen gewählt, weldde die im $ 75a 
bes Krankenverſicherungsgeſetzes vorgeſehene Be— 
ſcheinigung beſitzen und deren Bezirk ſich über den 
Bezirk der unteren Verwaltungsbehörde nicht hinaus 
erftredt. Someit die im 81 bezeichneten Perſonen 
folden Kaſſen nicht angehören, ift nad) Beitimmung 
der Landesregierung den Vertretungen der weiteren 
Kommunalverbände oder den Verwaltungen der Ges 
meinde-Sttanfenverficherung beziehungsmweije landes⸗ 
rechtlichen Einrichtungen ähnlicher Art eine der Zahl 
diefer Perfonen entjprechende Beteiligung an der 
Wahl einzuräumen. Someit die Vorftände der be- 
zeichneten Kaffen und Vereinigungen aus Vertretern 
der Arbeitgeber und Vertretern der Arbeitnehmer zu- 
fanmengefegt find, nehmen bei der Wahl die den 
Arbeitgebern angehörenden Mitglieder des VBorftandes 
nur an der Wahl der Vertreter der Arbeitgeber, die 
den Verficherten angehörenden Mitglieder des Vor⸗ 
ftandes nur an der Wahl der Vertreter der Berficherten 
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teil. Vorſtände, in Denen Urbeitgeber nicht vertreten 
find, nehmen nur an der Wahl der Vertreter der 
Berficherten, Vorftände, in denen Arbeitnehmer nicht 
vertreten find, nehmen nur an der Wahl ber Vertreter 
der Arbeitgeber teil. 

Borftände folder Krankenkaſſen, für deren Mit- I. 
glieder eine befondere Kafjeneinridhtung im Sinne 
der 88 8, 10, 11 beiteht, find nicht berechtigt, an den 
Wahlen teilzunehmen. 

Die Vertreter der Arbeitgeber und der Verficherten III. 
müffen im Bezirke der unteren Verwaltungsbehörde 
und mindeftens zur Hälfte an deren Site oder in 
einer Entfernung bis zu zehn Stilometer von demfelben 
wohnen und dürfen nicht Mitglieder des Vorftandes 
(8 73) oder eines Schiedsgericht (8& 103) fein. 


8 142. 

Die Verſicherten find verpflichtet, bei den Lohn: I. 
zahlungen die Hälfte der Beiträge, in den Fällen des 
S 34 Abſ. 4 aber, fofern nicht die Verfiherung in 
einer höheren Lohnklafje auf einer Bereinbarung 
zwijchen dem Arbeitgeber und dem Verſicherten be- 
ruht, den auf fie entfallenden höheren Betrag ſich ein- 
behalten zu lafien. Die Arbeitgeber dürfen nur auf 
Diefem Wege den auf die Verficherten entfallenden 
Betrag wieder einziehen. 

Die Abzüge für Beiträge find auf die Lohn- II. 
zablungsperioden, auf welche fie entfallen, gleichmäßig 
zu verteilen. Die Teilbeträge dürfen, ohne daß da⸗ 
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dur) Mebrbelaftungen der Verficherten herbeigeführt 
werden, auf volle zehn Pfennig abgerundet werben. 
II. Sind Abzüge bei einer Bohnzahlungsperiode unter- 
blieben, fo dürfen fie für die betreffende Lohnzahlungs⸗ 
periode nur noch bei der näcdhftfolgenden Lohnzahlung 
nachgeholt werben. Die Beitimmung findet feine An- 
wendung, wenn wegen verfpäteter Feftftellung einer 
bisher ftreitigen Verficherungspflit oder aus anderen 
Gründen Beiträge nadhträgli zu verwenden find, 
ohne daß den Arbeitgeber hierbei ein Verſchulden trifft. 
IV. Arbeitgeber, deren Lahlungsunfäbigkeit im 
Bmwangsbeitreibungsverfahren feitgejtellt worden ift, 
dürfen, foweit die Entrichtung der Beiträge in der im 
8 141 Abſ. 1 angegebenen Weiſe erfolgt, Lohnabzüge 
nur für diejenige Zeitdauer machen, für melde fie Die 
gefchuldeten Beiträge nachweislich bereits entrichtet 
haben; fomweit dagegen die Einziehung der Beiträge 
gemäß 88 148 ff. ftattfindet, find fie verpflichtet, die im 
Abſ. 1 zugelaffenen Lohnabzüge zu machen und deren 
Betrag ſofort, nachdem der Abzug gemacht ijt, an bie 
zuftändige Einzugsftelle abzuliefern. Eine gegen den 
Arbeitgeber auf Grund des 8 52a des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes getroffene Anordnung erſtreckt ich 
auch auf die von der beteiligten Krankenkaſſe ein- 
äuziehenden Beiträge für die Invalidenverſicherung. 


8 148. 
I. Durch die Qandes-Bentralbehörbe, oder mit Ger 
nehmigung berfelben durch das Statut. einer Ber 
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fiderungSanftalt, oder mit Genehmigung der höheren 
Verwaltungsbehörde durch ftatutarifche Beitimmung 
eines weiteren Konımunalverbandes oder einer Ge- 
meinde kann abmeidhend von den Vorfehriften bes 
8 141 Abf. 1 angeordnet werden, daß die Beiträge für 
alle verfiherungspflichtigen Perſonen oder für be- 
ftimmte Klaffen derjelben 

1. durch reichs⸗ oder Iandesgejegliche Krankenkaſſen 
oder dur Knappſchaftskaſſen, 

2. dur) Gemeindebehörden oder andere von der 
Zandes-Bentralbehörde bezeichnete Stellen oder 
durch Örtlihe von der Verfiherungsanftalt ein- 
zurichtende Hebeftellen 

für Rechnung der Berfiherungsanftalt eingezogen 
werden. Auf demjelben Wege können in Diejen 
Fällen Beitimmungen über die Verpflichtung zur 
Anmeldung und Abmeldung der PVerficherten ge- 
troffen werden. 

Sofern hiernach die Einziehung der Beiträge durch II. 
örtliche Hebeftellen der Verficherungsanftalten an- 
geordnet wird, find die Ießteren verpflichtet, folche 
Hebeftellen auf ihre Koften an den von der höheren 
Bermaltungsbehörde bezeichneten Stellen zu errichten. 

Die VBerfiherungsanftalten find verpflichtet, den III. 
mit der Einziehung der Beiträge beauftragten 
Krankenkaſſen, Gemeindebehörden und fonftigen von 
ber Zanbes-Zentralbehörde bezeichneten Stellen eine 
von der Zandes-Zentralbehörde zu beftimmenbe Ver⸗ 
gütung zu gewähren. 
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IV. Den örtlichen Hebejtellen der Verſicherungsanſtalten 
(Abf. 1 Ziffer 2) kann durch Beſtimmung der Bandes- 
Bentralbebörde oder der höheren Verwaltungsbehörde 
mit Buftimmung der Krankenkaſſe die Einziehung der 
Krantenverfiherungsbeiträge übertragen werden. In 
dieſen Fällen find Die beteiligten Krankenkaſſen verpflich- 
tet, zu den Koſten der Hebeftellen beizutragen. Die 
näheren Beſtimmungen hierüber find nad) Anhörung 
der beteiligten Verſicherungsanſtalten und Kranken 
kaſſen von der höheren Berwaltungsbehörbe zu treffen. 

V. Die Landes=Zentralbehörde kann die Befugniffe 
regeln, welche der Verfiherungsanftalt gegenüber den 
Einzugsftellen, jomweit fie nicht von der Verficherungs- 
anftalt felbjt eingerichtet find, zur Sicherung einer 
ordnungsmäßigen Erfüllung ihrer Aufgabe zuftehen. 

VI für die freimillige Berfiherung ($ 14) kann Die 
Einziehung der Beiträge nicht vorgefchrieben werden. 


8 151. 


I. Bird die Einziehung der Beiträge angeordnet, fo 

fann auf demjelben Wege weiter beftimmt werden, daß 

1. die Ausſtellung und der Umtauſch der Quittungs⸗ 

farten (88 134, 136) duch die nach 8 148 Ab. 1 

mit der Einziehung der Beiträge beauftragten 
Stellen ftattzufinden Hat; 

2. für diejenigen BVerficherten, deren Veſchäftigung 
durch Die Natur ihres Gegenftandes oder im vor- 
aus durch den Arbeitsvertrag auf einen Zeit- 
raum von weniger als einer Woche befchräntt 
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ift, die auf die Verſicherten entfallende Hälfte 
der Beiträge unmittelbar von den Berficherten, 
die auf die Arbeitgeber entfallende Hälfte aber 
von dem weiteren Kommunalverband oder ber 
Gemeinde entrichtet und durch fie von den Arbeit- 
gebern wieder eingezogen wird. 


Für diefe Fälle Hat die Verfiherungsanftalt den IT. 


mit der Einziehung der Beiträge beauftragten Kranken⸗ 
fafien, Gemeindebehörden und fonftigen von der 
Landes Bentralbehörde bezeichneten Stellen befonbere 
Vergütungen zu gewähren, deren Höhe von der 
Landes-Zentralbehörde zu beſtimmen ift. 


8 152. 

Die im $ 148 Abf. 1, 8 151 Abf. 1 Ziffer 1 vor- 
gejehenen Maßregeln können für die Mitglieder einer 
Krankenkaſſe (8 166) aud) durch das Kaffenftatut und 
für Diejenigen Verſicherten, welche einer für Reichs⸗ 
oder Staatsbetriebe errichteten Krankenkaſſe an- 
gehören, auch durch die den Verwaltungen diefer 
Vetriebe vorgefegte Dienftbehörde getroffen werben. 


8 166. 

Als Krankenkaſſen im Sinne diefes Geſetzes gelten 
vorbehaltlid der Beftimmung in ben 88 20, 62 
Abſ. 1, $ 82 Abſ. 2 die Orts-, Betrichg- (Fabrik-), 
Bau⸗ und Innungs-Krankenkaſſen, die Knappſchafts- 
kaſſen ſowie die Gemeinde⸗Krankenverſicherung und 
landesrechtliche Einrichtungen ähnlicher Art. 


— — — —— 


V. Hilfskaſſengeſetz. 


Geſetz über die eingeſchriebenen Hilfskaſſen 
vom 7. April 1876 (Reichs⸗-Geſetzbl. S. 125) 


in der aus dem Reihsgeieh vom 1. Juni 1884 (RGBl. 

©. 54), betreffend die Abänderung des Geſetzes über die ein- 

geichriebenen Hilfskafſen vom 7. April 1876, fich ergebenden 
Saffung.*) 

*) Die auf der Novelle von 1884 beruhenden Abände- 

rungen des urfprünglichen Gefehestertes find durch ftärferen 


Druck hervorgehoben, die durch diefelbe herbeigeführten Aus- 
laffungen durch Punkte markiert. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher 
Kaifer, König von Preußen zc. 
verordnen im Namen de3 Deutfchen Reiche, nach er- 
folgter Zuftimmung de8 Bunbesrats und bes Reichs⸗ 
tags, was folgt: 
81. 

Kaſſen, welche die gegenjeitige Unterftügung ihrer 
Mitglieder flir den Fall der Krankheit bezweden und 
auf freier Übereintunft beruhen,*) erhalten die Rechte 


*) Wenn ein Verein, welcher auf freier Übereinkunft 
feiner Mitglieder beruht, den Beitritt zu einer freien Hilfs- 
kaſſe für obligatorifch erklärt, jo wird dadurch der Charakter 
der freien Hilfsfafje nicht aufgehoben (Erklärung des Ne 
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einer eingefchriebenen Hilfskaſſe unter den nachſtehend 
angegebenen Bedingungen. 


82, 

Die Kaffe hat einen Namen anzunehmen, welcher 
von dem aller anderen, an demfelben Orte oder in 
derjelben Gemeinde befindlichen Hilfsfaffen verſchieden 
tft und die zufägliche Bezeichnung: „eingefchriebene 
Hilfstaffe” enthält. 

83. 
Das Statut der Kaffe muß Beitimmung treffen ;I. 
. iiber Namen, Sig und Zweck der Kaſſe; 
. über den Beitritt und Austritt der Mitglieder : 
. über die Höhe der Beiträge... .; 
. über die VBorausfegungen, die Art und den Um⸗ 
fang der Unterftügungen; 

5. über die Bildung des Vorftandes, ... über die 
Legitimation feiner Mitglieder und den Umfang 
feiner Befugnifie; 

6. über die Zufammenfegung und Berufung der 
Generalverfammlung und über die Art ihrer 
Beſchlußfaſſung ...; 

6a. über die Bildung und die Befugniſſe der örtlichen 

Berwaltungsftellen, falls ſolche errichtet werden 

follen; 

7. über die Abänderung des Statuts; 


"> SD - 


gierungstommiffars im Komm.Ber. zur Novelle, R.T. Dr. S. 
1884 Bd. 3 ©. 547). Bal. 8 6 Abi. 2 HKG., aber aud 
$ 87 Abi. 2 KVG. 
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8. über die Verwendung des Kafjenvermögens im 
Falle der Auflöfung oder Schließung der Kaſſe; 

9. über die Aufftelung und Prüfung der Jahres⸗ 
rechnung. 

I. Das Statut darf feine Beitimmung enthalten, 
welche mit dem Zwecke der Kaſſe nicht in Verbindung 
ſteht oder den Vorfchriften Diefes Geſetzes zumiderläuft. 

54. 

I. Das Statut ift in zwei Exemplaren dem Vor- 
ftande der Gemeinde, in deren Bezirk die Kafje ihren 
Sig nimmt, von den mit der Gefchäftsleitung vor- 
läufig betrauten PBerfonen oder von dem Borftande 
der Kaffe in Perfon einzureihen. Der Gemeinde 
vorstand hat das Statut der höheren Verwaltungs⸗ 
behörde ungeſäumt zu überjenden; dieje entjcheidet 
über die Zulaflung der Kaffe. Der Beicheid ift 
innerhalb ſechs Wochen zu erteilen. 

I. Die Bulafjung darf nur verfagt werden, wenn 
das Statut den Anforderungen diefes Geſetzes nicht 
genügt. Wird die Zulafjung verfagt, fo find die 
Gründe mitzuteilen. Gegen die Verfagung fteht der 
Nekurs*) zu; wegen des Verfahrens und der Be- 
börden gelten die Vorfchriften der SS 20 und 21 
der Gewerbeordnung. In Eljfaß-Lothringen finden 
ftatt derfelben die Dort geltenden Beftimmungen über 
das Verfahren in ftreitigen Verwaltungsſachen ent⸗ 

*) Landesredtlih kann das Verwaltungsftreitverfahren 


Plaß greifen, fo in Preußen nad $ 141, $ 161 Abf. 2 des 
Zuftändigfeitsgefeges v. 1. Aug. 1883. 
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fprehende Anmendung Wird die Zulafjung aus- 
gejprochen, fo tft eine Ausfertigung des Statuts, 
verfehen mit dem Vermerke der erfolgten Zulaffung, 
zurücdzugeben. 

Adänderungen des Statuts nnterliegen den gleichen IIL. 
Vorſchriften. Über die Zulafiung einer Abänderung, 
durch welde der Sitz der Kaſſe verlegt werden fol, 
bat die Behörde des alten Sitzes zu enticheiden. 

Die Zulaffung einer Kaſſe, welche örtliche Ber. IV. 
waltungsftellen einrichtet, ifi bei derjenigen Berwal- 
tungsbehörde zu erwirten, in deren Bezirk die Haupt. 
kaſſe ihren Sig nimmt. 

..) 

Die höhere Verwaltungsbehörde hat die Namen V. 
der zugelaſſenen Hilfskaſſen in ein Regiſter einzutragen. 


85. 

Die Kaſſe kann unter ihrem Namen Rechte er⸗J. 
werben und Verbindlichkeiten eingehen, Eigentum 
und andere dingliche Rechte an Grundſtücken erwerben, 
vor Gericht klagen und verklagt werden. 

Für alle Verbindlichkeiten der Kaſſe haftet den IL 
Raflengläubigern nur das Vermögen der Kaffe. 

Der ordentlide Gerihtsftand der Kaffe ift bei II. 
dem Gerichte, in deſſen Bezirk fie ihren Sitz bat. 


86. 
Bum Beitritt der Mitglieder ift eine fchriftliheL 


**) Der frühere Abi. 5 des $ 4 tit aufgehoben durch 
Art. 32 der Novelle von 1892 3. KVG. 


v. Woedtle, Euden-Addenhaufen, LBG. 10. Aufl. 22 
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IL, 


I. 


I. 


Erflärung oder die Unterzeichnung des Statuts erfor- 
derlich. Handzeichen Schreibensunfundiger bedürfen der 
Beglaubigung durch ein Mitglied des Vorftandes oder 
einer örtlichen Berwaltungsftelle; vergleihe SS 19a ff. 

Der Beitritt darf von der Beteiligung an anderen 
Geſellſchaften oder Vereinen nur dann abhängig ge= 
macht werden, wenn eine ſolche Beteiligung für fämt- 
liche Mitglieder bei Errichtung der Kaffe durch das 
Statut vorgefehen if. Im übrigen darf den Mit⸗ 
gliedern die Verpflichtung zu Handlungen oder Unter⸗ 
lafjungen, welche mit dem Kaſſenzweck in feiner Ver- 
bindung ftehen, nicht auferlegt werden, 


87. 

Das Recht auf Unterftügung aus der Kaffe beginnt 
für ſämtliche Mitglieder fpäteltens mit dem Ablauf 
der dreizehnten auf den Beitritt folgenden Woche.*) 

Hat ein Mitglied bereitS ein Recht auf Unter 
ſtützung erworben, fo verbleibt ihm dasfelbe auch 
nah dem Austritte oder Ausfchlufle für die nach 


*) Soll die eingefchriebene Hilfskaffe nah $ 75 KVG. 
ihre Mitglieder von der Beteiligung an der Gemeinde» 
Kranfenverfiherung oder an Orts-Krankenkaſſen zc. befreien, 
jo darf fie eine ſolche Karenzzeit (neu eintretender Mitglieder) 
nicht vorjchreiben, und zwar für feines ihrer verficderungs- 
pflichtigen Mitglieder, denn in der Gemeinde-Stranfenver- 
fiherung gibt es für verficherungspflichtige Perſonen eine 
jolde Karenzzeit nicht, 86 a. a. O. 

Darüber, ob die Kaffen den Vorausfegungen des 8 75 
KVG. genügen, erhalten fie auf Antrag eine amtlihe Be 
ſcheinigung, $ 75a a.a. O. 
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Abſatz 1 feftgefegte Frift. Iſt der Ausſchluß wegen 
Bahlungsfäumnis erfolgt, fo läuft diefe Frift von dem 
Tage, bis zu welchem die Beiträge bezahlt find. 

Für die erfte Woche nach dem Beginne der Krank IIL 
beit Tann die Gewährung einer Unterſtützung aus⸗ 
geſchloſſen mwerden.**) 

Der völlige oder teilweife Ausſchluß der lnter- IV. 
ftügung tft nur in Füllen folder Krankheiten auläffig, 
welche fih die Mitglieder vorfählich oder durch fhuld- - 


**) Soll die eingeſchriebene Hilfskaſſe nach $ 75 KVG. 
ihre Mitglieder von der Beteiligung an ber Gemeinde 
Krankenverfiherung und den organifierten Krankenkaſſen be: 
freien, fo muß fie an Kranfenunterftügung auf die Dauer 
von 26 Wochen jämtlichen verfiherungspflichtigen Mit. 
gliedern mindeftens gewähren: 

a) freieärztlideBehandlung, Arznei, jowie Brillen, 
Bruhbänder und ähnliche Heilmittel, 88 6, 75 a. a. O. 
— vom Beginne der Kranfheit ab (vgl. aber auch 
s 75 Abi. 3 a. a. O.); 

b) in Falle der Erwerbsunfähigleit außerdem für jeden 
Arbeitstag ein Krantengeld in Höhe von 50 Pro- 
zent des am Beihäftigungsorte des erfrantten 
Mitgliedes ortsübliden Tagelohns gewöhnlicher 
Zagearbeiter ($ 8 a.a.D.) — fpäteltens von dritten 
Zage nad dem Tage der Erfrantung ab. 

Die Gewährung einer Unterftübung darf dann alfo für 
die erite Woche nad dem Beginne der Krankheit nicht aus» 
geſchloſſen werden, 86 KVG. Un Stelle diefer Unterftügung 
kann nah $ 7 a. a. O. mit der dort vorgeſehenen Modi⸗ 
filation Unterbringung in ein Krantenhaus treten, Vgl. 875 
KB. und die Anm. dazu, jowie $ 76 KBC. Anm. 3. 

Die in $ 6a a. a. D. geitatteten Beſchränkungen find 
auch bier zuläffig. 





22* 
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bafte Beteiligung an Schlägereien oder Ranfhändeln, 

durch Trunkfälligkeit oder geſchlechtliche Ausſchweifungen 

zugezogen haben. Soweit die Unterſtützung in Gewährung 

freier ärztlicher Behandlung oder Arznei beſteht, kann 

fie auch in dieſen Fällen nicht ausgeſchloſſen werden. 
88. 

J. Die Mitglieder find der Kaffe gegenliber lediglich 
zu den auf Grund dieſes Gefeges und des Statuts 
feftgeftellten Beiträgen verpflichtet. 

II. Rah Maßgabe des Geſchlechts, des Geſundheitszu⸗ 
ſtandes, des Lebensalters, der Beſchäftigung oder des 
Beſchäftigungsortes der Mitglieder darf die Höhe der 
Beiträge verſchieden bemeſſen werden. 

III. Die Einrichtung von Mitgliederklaſſen mit verſchie⸗ 
denen Beitrags⸗ und Unterſtützungsſätzen iſt zuläſſig. 
IV. Im übrigen müſſen die Beiträge und Unter⸗ 
ftügungen für alle Mitglieder nad) gleichen Grund» 
ſätzen abgemejjen jein.*) 
8 9 (tft aufgehoben). 
8 10. 

Der Anſpruch anf Unterflükung kann mit rechtlicher 
Wirkung weder verpfändet noch übertragen, noch ge- 
pfändet und darf nur auf gejchuldete Beiträge auf- 
gerechnet werden. 


8 11 dift aufgehoben).**) 


) Zuläffig find die Beſchränkungen des $ 6a KVG. 
($ 75 a. a. ©.) 

*) Für bie Unterſtützung find Mindeſtleiſtungen nicht 
mehr vorgeſchrieben; nur diejenigen Kaſſen, welde die Be 
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8 12. 

Als Krantenunterftügung Tönnen*) den Mitgliedern I. 
Krantengeld, ärztliche Behandlung, Arznei und andere 
Heilmittel, Berpflegung in einem Krantenhaufe, ſowie 
die geeigneten Mittel zur Erleichterung der ihnen nad 
der Genefung verbliebenen Lörperlihen Mängel gewährt 
werden, 

Auch kann Die Krankenunterfſtützung an Wöchnerinnen II. 
gewährt und die Gewährung ärztliher Behandlung 
anf Die Familienangehörigen der Mitglieder ausgedehnt 
werden.**) 

Den Hinterbliebenen verftorbener Mitglieder kann III. 
ferner eine Beihilfe gewährt werden, welche das Zehn 
fache der wöchentlichen Unterftügung, auf welche das 
verjtorbene Mitglied Anſpruch hatte, nicht überſchreitet. 


813. 

Bu anderen Zmweden als den im $ ... 12 be 
zeichneten Uinterftügungen und der Dedung der Ver: 
waltungstoften dürfen weder Beiträge von den Mit: 
gliedern erhoben werden, noch Verwendungen aus 
dem Bermögen der Kaſſe erfolgen. 


8 14 (tft aufgehoben). 


rechtigung des $ 75 des Krankenverficherungsgeſetzes erlangen 
wollen, find an die dort vorgefehenen Minimalleiftungen 
gebunden. 

*) Bol. Anm. **) zu $ 7. 

“+, Dbergrenzen der Unterſtũtzung find durch die Novelle 
bejettigt; nur darf feine andere Art der Unterftügung, als 
hier vorgefehen, geleiftet werben. 
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8 15. 

Der Ausfhluß von Mitgliedern aus der Kaffe 
fann nur unter den durch das Statut beftimmten 
Formen unb aus ben darin bezeichneten Gründen er= 
folgen. Er ift nur zuläffig bei dem Wegfall einer Die 
Aufnahme bedingenden Vorausfegung, für den Tall 
einer Zahlungsſäumnis oder einer folchen ſtrafbaren 
Handlung, welche eine Verlegung der Beftimmungen 
des Statuts in fich fchließt. Wegen Überſchreitung 
der Alterögrenze, über welche hinaus nach Beſtimmung 
des Statut? Mitglieder nicht aufgenommen werden, 
und wegen Beränderung des Geſundheitszuſtandes, 
von welchem nah Beilimmung des Statut? die Auf- 
nahme abhängig tft, darf der Ausſchluß nicht erfolgen. 
Wegen des Austrittes oder Ausſchluſſes aus einer 
Gefellihaft oder einem Vereine können Mitglieder 
nicht ausgefchlofjen werden, wenn fie der Kaſſe bereits 
zwei Jahre angehört haben. Erfolgtihre Ausſchließung 
por Wblauf diefer Zeit, jo haben fie Anſpruch auf 
Erſatz des von ihnen bezahlten Eintrittsgeldes. 

8 16. 

LI. Die Kaſſe muß einen von der Generalverfamms 
lung gewählten Borftand Haben, durch welchen fie 
gerichtlich und außergerichtlich vertreten wird. 

OH. Die Mitglieder des Vorſtaudes, welche die Kaſſe ge- 
rihtlih und außergerichtlich vertreten, haben in ber 
Generalverfammlung nur eine beratende Stimme. 

8 17. 
Tl. Die Zufammenießung des Vorftandes, ſowie jede 
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in der Zufammenfegung des Vorftandes eingetretene 
Anderung ift dem Vorftande der Gemeinde, in deren 
Bezirk die Kaffe ihren Sig Hat, anzumelden. “Die 
Anmeldung hat durch die Borftandsmitglieder in Per- 
fon oder durch eine beglaubigte ſchriftliche Erklärung 
zu erfolgen. Iſt die Anmeldung nicht gejchehen, jo 
ann eine in der Zufammenfegung eingetretene Ande⸗ 
rung dritten Perfonen nur dann entgegengejeßt werden, 
wenn bemwiefen wird, daß fie letzteren befannt war. 
Bur Legitimation des Vorſtandes bei allen Ge- II. 
fchäften, auch den das Hypothefen- und Grundjchuld- 
wefen betreffenden, genügt das Zeugnis des Vorftandes 
der Gemeinde, daß die darin bezeichneten Perfonen zur 
Beit als Mitglieder des Vorftandes angemeldet find. 


8 18. 

Die Befugnis des PVorftandes, die Kaffe nad. 
außen zu vertreten, wird durch die im Statut ent- 
haltene Vollmacht beftimmt. 

Durch die innerhalb der Grenzen dieſer Vollmacht II. 
im Namen der Kaſſe vom Vorſtande abgeſchloſſenen 
Geſchäfte wird die Kaſſe verpflichtet und berechtigt. 


819. 
Dem Vorſtande kann zur Überwachung der Ge⸗ 
ſchäftsleitung ein Ausſchuß zur Seite geſetzt werden, 
welcher durch die Generalverſammlung zu wählen iſt. 


8 19a. 
Die Kaſſe kann für beftimmte Bezirke örtliche Verwal⸗ 
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tungöftellen errichten und denjelben folgende Befugniſſe 
erteilen: 

1. Beitritterflärungen und Austrittserklärungen 
entgegen zu nehmen, jowie Handzeichen Schreibens: 
unlundiger in Gemäßheit des 8 6 Abſatz 1 zu be- 
glaubigen; 

2. die Kaſſenbeiträge zu erheben, über Stundungs⸗ 
geſuche zu enticheiden, die Unterflügungen auszu- 
zahlen, jowte die eingehenden Gelder, vorbehaltlich 
anderweiter Verfügung des Borftandes über die- 
ſelben, bis zum Belaufe einer durchſchnittlichen 
halben Jahresausgabe zum Zwetle des Betriebes zu 
verwahren und anzulegen; 

3. Einrihtungen zur Wahrnehmung der Kranken⸗ 
kontrolle zu treffen. 


8 196. 


Der Berfammlung der Kaſſenmitglieder, für welche 
die örtliche Berwaltungäftele errichtet tft, Tann Die 
Befugnis beigelegt werden: 

1. die Mitglieder der örtlihen Verwaltung und den 
Kaflenarzt für den Bezirk derfelben zn wählen. 
Die Wahlen bedürfen der Beflätigung des Bor: 
flandes (8 16). Der leztzttere tft befugt, die Ge- 
wählten, welche bei der Wahrnehmung ihrer Ob- 
liegenheiten den geſetzlichen oder ſtatutariſchen An- 
forderungen nicht genügen, zu befeitigen und durch 
andere zu erſetzen; 

2. Kaflenrentforen für die Kafſe der örtlichen Ber: 
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waltungsftelle und Krankenbeſucher für den Bezirt 
berfelben au wählen; 

3. einen oder mehrere Abgeordnete zur General. 
verfammlung au wählen, fofern dieſe ftatuten- 
mäßig aus Abgeordneten befteht; 

4, Anträge und Beihwerden in Angelegenheiten 
der Kafle an die Generalverſammlung zu richten. 


8 19e. 

Weitere, alö bie in den SS 19a, 19 bezeichneten 
Befugniffe*) dürfen den örtlichen Berwaltungäftellen 
und der Geſamtheit der Mitglieder ihres Bezirks nicht 
beigelegt werden. 


8 19d, 

Die Kaſſe hat der Auffihtsbehörbe, in Deren Bezirk I. 
fie ihren Sik Hat, von ber Errichtung jeder örtlichen 
Berwaltungsftelle binnen zwei Wochen, unter Angabe 
bes Siges und Bezirks derfelben und unter Bezeichnung 
der Perjonen, welde zur Zeit die örtliche Berwaltung 
führen, Anzeige zu erftatten. 

Die Auffichtsbehörde Hat die Anzeige, jofern Die IL. 
örtliche Berwaltungsftelle ihren Sig in dem Bezirke 
einer anderen Auffihtöbehörde Hat, dieſer mitzuteilen. 

Bon jeder Änderung des Bezirks der örtlichen Ber- III. 
waltungsftelle und ber Zufammenfeguug ihrer Berwal- 
tung bat dieſe der Auffihtsbehörde ihres Sitzes An- 
zeige zu erftatten.) 


*, Beiondere gejehlide Verpflichtungen der örtlichen 
Berwaltungsftellen fiehe in $$ 49a, 766 KVG. 
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820. 

I. Soweit die Angelegenheiten ber Safe nicht Durch 
den Vorſtand oder Ausſchuß wahrgenommen werden, 
Steht die Beſchlußnahme darüber der Generalverfamm- 
lung zu. 

II. Die Generalverfammlung kann dritten Perſonen 
ihre Befugniffe nicht übertragen. 

III. Abänderungen des StatutS bedürfen... . ihrer 
Buftimmung. 

8 21. 

I. In ber Generalverfjammlung bat jedes anwejende 
Mitglied, welches großjährig und im Beſitz der bürger- 
lichen Ehrenrechte ift, eine Stimme. Mitglieder, welche 
mit den Beiträgen im Rüdftande find, können von der 
Teilnahme an der Abſtimmung ausgeſchloſſen werden. 

U. Die Generalverfammlung fann aud) aus Abgeord- 
neten gebildet werden, welche aus der Mitte der ſtimm⸗ 
fähigen Mitglieder zu wählen find; die Zahl der zu 
wählenden Abgeordneten muß jedoch mindeſtens zwan⸗ 
zig beitragen und doppelt fo groß fein, als die Zahl 
der Borftandsmiiglieder. 

II. Soll die Wahl der Abgeordneten vonden Mitgliedern 
nad) Abteilungen vorgenommen werden, jo muß die Bil- 
bung der Wahlabtetlungen und die Berteilung der Ab⸗ 
geordneten anf dieſelben durch das Statut erfolgen. 

g 22. 

J. Generalverſammlungen können nur innerhalb des 

Deutihen Reichs an einem Orte abgehalten werben, 


V. Hilfslaffengefet. 88 20--26. 347 


an weldem die Kaffe eine örtliche Berwaltungsitelle 
befißt. Bei der Berufung ift der Gegenftandb der 
Beratung anzugeben. 

Wird von dem Ausſchuß oder von dem zehnten II. 
Zeile der ftimmfähigen Mitglieder die Berufung der 
Generalverfammlung beantragt, jo muß ber Borftand 
die letztere berufen. 

8 23 (iſt aufgehoben). 
8 24. 

Die Einnahmen und Ausgaben der Kaffe find von J. 
allen den Zwecken der Kaſſe fremden Vereinnahmungen 
und VBerausgabungen getrennt feftzuftellen und zu ver- 
rechnen; ebenfo find Beſtände gefondert zu verwahren. 

Verfügbare Gelder dürfen, außer in öffentlichen II. 
Sparkaſſen, nur ebenfo wie die Gelder Benormundeter 
angelegt werden. 

8 25. 

Die Kafle Hat einen Nejervefonds im Mindeftbetrage I. 
der durchſchnittlichen Jahresausgabe der letzten fünf 
Rechnungsjahre anzuſammeln und erforderlichenfalls 
613 zu diefer Höhe zu ergänzen. 

Sp lange der Nefervefonds diefen Betrag nit er: II. 
reicht, ift demſelben mindeſtens ein Zehntel des Jahres" 
betrages der Kaflenbeiträge zuzuführen. 


8 26. 
Ergibt ih ans den Jahresabſchlüſſen der Kaſſe, J. 
dad die Einnahmen derjelben zur Dedung ihrer Aus: 
gaben einſchließlich der NRüdlagen zur Anſammlung und 
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Ergänzung des Nefervefonds nicht ausreichen, jo iſt 
entweder eine Erhöhung der Beträge oder eine Minbe- 
rung der KRaflenleiftungen herbeizuführen. 

II. Unterläßt die Safle, eine dem Bedürfniſſe ent- 
ſprechende Abänderung herbeizuführen, jo bat ihr bie 
höhere Berwaltungsbebörde auf Grund eines ſachver⸗ 
Händigen Gutachtens zu eröffnen, in welder Art und 
in welchem Maße diefelbe für erforderlih zu erachten 
und binnen welder Yrift dieſelbe herbeizuführen tft. 
Die Friſt muB auf mindeftens ſechs Wochen beſtimmt 
werden. 

8 27. 


I. Die Kaſſe tft verpflichtet, in den vorgeſchriebenen 
Friſten und nad den vorgeihriebenen Tyormularen*) 
Überſichten über die Mitglieder, über die Krankheits⸗ 
und Sterbefälle, über die vereinnahmten Beiträge und 
die geleifteten Unterftügungen, fowie einen Rechnungs⸗ 
abſchluß der Auffihtsbehörde einzufenden. 

II Ste bat das Ausscheiden der Miiglieder**) auf Er- 
fordern den Aufichtsbehörden, in deren Bezirk dieſelben 
fih aufhalten, anzuzeigen. Für Mitglieder, welche fi 
im Bezirke einer örtlichen Berwaltungsftelle aufhalten, 
liegt diefe Verpflichtung ber letzteren ob. 


2) Bol. Bel. d. Reichskanzlers v. 16. November 1892 
(Centr.Bl. ©. 671), fowie die abändernde Bel. v. 26. No⸗ 
vember 1897 (Centr. Bl. S. 329) im Anhang VII. 

*) Für verfiherungspflichtige Mitglieder ift diefe An- 
zeigepflicht — auch hinfichtlich des übertritts in eine niedrigere 
Mitgliederklafie — eine allgemein gejegliche, $ 49a KBG. 
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828. 

Die KHafle... Tann durch Beſchluß der General» 
verfammlung unter Zuftimmung von mindejtens 
vier SFünfteilen jämtlicher vertretenen Stimmen auf- 
gelöft werden. 

8 29. 

Die Schließung einer Kaſſe kann durch Die Höhere l. 
Berwaltungsbehörde erfolgen; 

1. wenn mehr als ein Vierteil der Mitglieder mit 
ber Einzahlung der Beiträge im Rückſtande ift 
und troß ergangener Aufforderung der Auffichts- 
behörde weder die Beitreibung der fälligen Bei- 
träge, noch der Ausſchluß der ſäumigen Mit- 
glieder erfolgt; 

2. wenn die Kaſſe tro ergangener Aufforderung der 
Auffihtsbehörde vier Wochen mit Zahlung fälliger 
nicht ftreitiger Unterftügungen im Rüdftande ift; 

3. wenn die Generalverfammlung einen mit ben Bor- 
ſchriften dieſes Geſetzes oder des KRaflenftatuts im 
Widerſpruche ſtehenden Beſchluß gefaßt hat und der 
Auflage der Aufſichtsbehörde, denſelben zurückzu⸗ 
nehmen, innerhalb der geſetzten, auf mindeſtens ſechs 
Wochen zu bemeſſenden Frift nit nachgelommen iſt; 

4. wenn dem $ 6 dieſes Geſetzes zuwider Mitglieder 
zu Handlungen oder linterlaffungen verpflichtet, 
oder wenn der Vorſchrift des $ 13 entgegen Beis 
träge von den Mitgliedern erhoben oder Verwen⸗ 
dungen aus dem Vermögen der Kaffe bewirkt 
werden; 
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5. wenn im Falle des 8 26 Abjak 2 innerhalb der 
beftimmten Friſt Die Erhöhung der Beiträge ober 
bie Minderung der Unterftügungsfäge in dem feſt⸗ 
gejehten Maße nicht erfolgt; 

5a, wenn fich ergibt, daß nad) SS 3, 4 die Zulaffung 
der Kaſſe hätte veriagt werden müflen, und bie 
erforderlihe Abänderung des Statut innerhalb 
einer von ber höheren Verwaltungsbehörde zu be- 
fiimmenden, mindeſtens ſechswöchentlichen Br 
nicht bewirkt worden ift; 

6. wenn Mitglieder aus einem nad) dieſem Geſehe 
unzuläſſigen Grunde aus der Kaſſe ausgeſchloſſen 
werden. 

II. Gegen die Maßregeln der Verwaltungsbehörde ift 
der Refurs*) zuläſſig; wegen des Verfahrens und der 
Behörden gelten die Vorjehriften der SS 20 und 21 
der Gewerbeordnung. In Elfaß-Lothringen finden 
ftatt derjelben die Dort geltenden Beitimmungen über 
das Verfahren in ftreitigen Verwaltungsſachen ent- 
ſprechende Anwendung. 

III. Die Eröffnung des Konkursverfahrens über eine 
Kalle Hat die Schließung kraft Gefeßes zur Folge. 
5. 

Bei der Auflöjung einer Kaſſe wird die Abwicke⸗ 
ıung der Gejchäfte, jofern die Generalverfammlung 


*) Landesrehtli Tann das Verwaltungsftreitverfahren 
ftattfinden, jo in Preußen nad $ 142 des Buftändig- 
keitsgeſetzes v. 1. Auguft 1883 (Klage der Auffichtsbehörde 
bei dem Bezirksausſchuß). 
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darüber nicht anderweitig beſchließt, Durch den Vor⸗ 
ftand vollzogen. Genügt dieſer ſeinerVerpflichtung nicht, 
oder wird dieKaſſe geſchloſſen, fo hat die Aufſichtsbehörde 
die Abwidelung der Gefchäfte geeigneten Perſonen zu 
übertragen und deren Namen befannt zu madjen. 


8 31. 

Bon dem Beitpunkte der Auflöfung oder Schließung I. 
einer Kaffe ab bleiben die Mitglieder noch für Die- 
jenigen Zahlungen verhaftet, zu welchen fie das Statut 
für den Fall ihres Austrittes aus der Kaſſe verpflichtete. 

Das Vermögen der Kaſſe ift nad) der Auflöfung II. 
oder Schließung zunächſt zur Dedung der vor dem 
Zeitpunfte der Auflöfung oder Schließung bereits ein- 
getretenenlinterftügungsverpflichtungenzu verwenden. 


8 32, 

Bis zum Ablaufe eines Jahres nach Auflöfung 
oder Schließung einer Kaſſe kann einer für die 
gleihen Zwecke und für denfelben Mitgliederfreis 
oder für einen Teil desjelben neu errichteten Kaſſe 
die Zulaffung verjagt werden. 

8 33. 

Die Kaflen und ihre örtlihen Berwaltungsftellen I. 
unterliegen in Bezug auf die Befolgung dieſes Geſetzes 
ber Beauffiätigung durch die von den Bandesregierungen 
au beftimmenden Behörden, mit der Maßgabe, daß mit 
den von den höheren Berwaltungsbehörden wahrzu⸗ 
nehmenden Geichäften diejenigen höheren Berwaltungs- 
behörden zu betrauen find, welche nad) Landesrecht bie 
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Auffiht oder Oberauffiht in Gemeindeangelegenheiten 
wahraunehmen haben.*) 

II. Die Kaſſen find verpfliähtet, der Aufſichtsbehörde 
auf Berlangen jederzeit ihre Bücher, Berhandinngen 
und Rechnungen im Geſchäftslokale der Kafle**) zur 
Einficht vorzulegen und die Reviſion ihrer Kaſſenbe⸗ 
ſtände zu geſtatten. 

III. Die Auffichtsbehörde beruft die Geueralverſamm⸗ 

lung, falls der Vorſtand der durch 8 22 begründeten 

Verpflichtung nicht genügt. 

IV. Ste Tann die Mitglieder des Vorſtandes und der 

örtlichen Berwaltungsfiellen, Towie die im Falle der 

Auflöiung oder Schließung einer Kafle mit der Ab⸗ 

widelung der Geſchäfte betrauten Perſonen zur Er- 

füllung der durch diejed Geſetz begründeten Pflichten 
durch Androhung Feſtſetzung und Bollfiredung von 

Geldftrafen bis zu einhundert Mark, jowte dur bie 

fonftigen nach ven Landesgeſetzen ihr zuſtehenden Zwangs⸗ 

mittel anhalten. Gegen die Androhung und Feſtſetzung 
von Geldſtrafen beziehungsweiſe Anwendung von 


9) Sn Preußen ift erfte Inſtanz in Städten von mehr 
als 10000 Einwohnern die Ortspolizeibehörde (in Hannover 
3.2. der Magiitrat), im übrigen der Landrat; höhere In⸗ 
ftanz der Reg.-Präf., für Berlin der Ober-Präfident (Nr. 1 
der Anw. 3. HRÖ. v. 14. Zuli 1884). 
xe) Event. Tann im Wege der ftrafredhtlihen Unter⸗ 
ſuchung eine Beſchlagnahme der Bücher herbeigeführt werden 
(Komm.Ber. zur Novelle, RTDS. 1884 Bd. 3 ©. 548). 
Freiwillig können die Kaffenvorftände die Dislozierung der 
Bücher gejtatten was zumeilen in ihrem Intereſſe liegen wird. 
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Zwangsmitteln ſeitens ber Aufſichtsbehörden fteht den 
Kaſſenvorſtänden der Rekurs zu ;*) wegen des Berfahreng 
und der Behörden gelten die Vorſchriften der SS 20 
und 21 der Reichs⸗Gewerbeordnung.) 


8 3. 

Mitglieder des Borfiandes, des Ausfchufles oder 
einer örtlichen Berwaltungsftelle, welche ben Be: 
flimmungen dieſes Geſetzes zuwider handeln, werden 
mit Geldftrafe bis zn dreihundert Mart beitraft. Haben 
fie abfihtlih zum Nachteile der Kaffe gehandelt, ſo 
unterliegen fie der Strafbeftimmung bes 8 266 des 
Strafgeſetzbuchs. 

83. 

Eine Bereinigung mehrerer Kaſſen zu einem Ver- IL. 
bande behufs gegenjeitiger Aushilfe kann unter Zus 
ftimmung der Generalverfammlungen der einzelnen 
Kafien und auf Grund eines fhriftlihen Statuts 
erfolgen. 

Der Berband tft durch einen aus der Wahl der II. 
Borftände oder Ausſchüſſe der beteiligten Kaſſen 
bervorgegangenen Borftand zu verwalten. Geine 
Pflihten und Befugniffe beftimmt das Statut. Sein 
Sig darf nur an einem Orte fein, mo eine der bes 
teiligten Kaſſen ihren Sitz hat. 


*) Landesrechtlich kann das Verwaltungsftreitverfahren 
eintreten. Sn Preußen finden die 88 127 bis 129 des 
LZandesverwaltungsgeießes dv. 30. Juli 1883 Anwendung 
(Nr. 13 der Anw. 3. HRS. v. 14. Zuli 1884). 


».Woedtle, Euden-Abdenhaufen, KBE. 10. Aufl. 23 
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Il Der Verband unterliegt nad) Maßgabe des 8 33 
der Aufficht ber Höheren Berwaltungsbehörde desjenigen 
Bezirks, in welchem der Borftand feinen Sit Hat. 

IV. Auf die Mitglieder des Vorstandes und bie fonftigen 
Organe des Verbandes finden die Beftimmungen des 
8 34 Anmendung. 

| 8 35a. 
Die Eintragungen in das Hilfäfafienregifter und 
die gemäß 8 17 zu erteilenden Zeugnifie find gebühren- 
und ſtempelfrei. 
& 56. 

I. Die Verfaſſung und die Rechte der auf Grund 
landesrechtlicher Vorſchriften errichteten Hilfskaffen 
werden durch diefes Gefeg nicht berührt; die Kaſſen 
fönnen jedoch durch die Landesregierungen zur Ein- 
fendung der im 8 27 bezeichneten Überfichten ver- 
pflichtet werden. 

II. In Unfehung der Hafen der Knappſchaftsvereine 
verbleibt es bei den dafür maßgebenden bejonderen 
Beitinnmungen. | 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen 
Unterſchrift und beigedrudten Kaiferliden Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 7. April 1876. 


(L. 8.) Wilhelm. 
Fürft v. Bismard. 


[Die Novelle zum Hilfskaſſengeſetz (RG. vom 
1. Juni 1884) enthält in den erſten 18 Artikeln Iedig- 
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lich Die vorftehend in den Tert des Hilfstaffengefeges 
eingefügten Abänderungen desfelben, in den Schluß- 
artikeln (19 und 20) aber noch folgende auf die Hilfs- 
faffen bezüglidde Beftimmungen:] 


Artikel 19. 

Die Statuten beftehender eingefhriebener Hilfskaſſen, I. 
weile den Vorſchriften diefes Geſetzes nicht genügen, 
find der erforderlihen Abänderung zu unterziehen. 

Kaſſen, welche diefer Verpflichtung nicht bis zum II. 
1. Januar 1885 genügen, find von der höheren Ber: 
waltungsbehörde unter Beitimmung einer mindeflens 
ſechswöchentlichen Friſt dazu aufzufordern und können 
nad unbenutztem Ablauf dieſer Frift geſchloſſen werben. 
Die Schließung erfolgt nad Maßgabe des S 29. 


Artitel 20. 

Bon beftehenden eingefchriebenen Hilfskaſſen, welche 
örtliche Berwaltungsftellen errichtet haben, tft die im 
8 194 vorgeſchriebene Anzeige binnen drei Monaten 
nah Inkrafttreten dieſes Geſetzes zu erfiatten. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen 
Unterſchrift und beigedrutcktem Kaiſerlichen Infiegel. 


Gegeben Berlin, den 1. Juni 1884. 


(L. 8.) Wilhelm. 
Fürft von Bismard. 


23* 


VI. Auszug aus dem Gejete, betr. die Ab- 
ändernug der Gewerbeordnung. 


Vom 26. Yuli 1897. 
(RGBl. ©. 663.) 


—— 


Artikel 1. 
An die Stelle des Titels VI der Gewerbeordnung 

treten nachfolgende Beſtimmungen: 

Titel VI. 
Innungen, Innungsausſchüſſe, Handwerks— 

kammern, Innungsverbände. 

8 814. 

Aufgabe der Innungen iſt: 


. 0 081 1 82 0 8 1 8 Tr re rer rk re —00 0o—0600o6 0 40 


4, die Entſcheidung von Streitigkeiten der im 
8 3 des Gemwerbegerichtsgejeßes vom 29. Juli 1890 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 141) und im 8 53a des Kranken⸗ 
verficherungsgefeßes (Reichs-⸗Geſetzbl. 1892 ©. 379) 
bezeichneten Art zwijchen den Innungsmitgliedern 
und ihren Lehrlingen. 


8 8ib. 

Die Innungen Jind befugt, ihre Wirkſamkeit auf 
andere, den Innungsmitgliedern gemeinfame gemerb- 
liche Intereſſen als die im 8 81a bezeichneten aus 
zubehnen. Insbeſondere fteht ihnen zu: 


u. 0 8 80080 2 Te Le 3 B 4 
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3. zur Unterftügung ihrer Mitglieder und deren An⸗ 
gehörigen, ihrer Gefellen (Gehilfen), Lehrlinge und Ar⸗ 
beiter in Fällen der Krankheit, des Todes, der Arbeits- 
unfähigfeit oder ſonſtiger Bedürftigkeit Kaſſen zu 
errichten; 

4. Schiedsgerichte zu errichten, welche berufen find, 
Streitigkeiten der im 8 3 des Gemwerbegerichtsgejeges 
und im $ 53a des Krankenverſicherungsgeſetzes be- 
zeichneten Art zwiſchen den Innungsmitgliedern und 
ihren Gefellen (Gehilfen) und Arbeitern an Stelle 
ber ſonſt zuſtändigen Behörden zu entſcheiden; 


. 0 0 080 2 80 0 0 0 8 0 te Te 0 —4 


88. 

Die Aufgaben der Innung, die Einrichtung ihrer J. 
Verwaltung und die Nechtsverhältniffe ihrer Mit- 
glieder find, ſoweit das Geſetz nicht darüber bejtimmt, 
durch das Statut zu regeln. 

Dasſelbe muß Beſtimmung treffen über: II. 


. 0 0 80 8 8 8 8 88 60 0 0 0 


4 die Rechte und gflichten der Mitglieder, ins⸗ 
beſondere den Maßſtab, nach welchem die Mitglieder: 
beiträge erhoben werden; 


18, die VBorausfegungen und die Form einer Ab⸗ 
änderung des Statuts und den Erlaß und die Ab- 
änderung der Nebenftatuten; 


Beitimmungen über Einrichiungen zur Erfüllung IV. 
der im 8 81b Ziffer 3, 4 und 5 bezeichneten Aufgaben 





Mi 
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dürfen nit in das Innungsſtatut aufgenommen 
werden. 
88. 

J. Sol in der Innung eine Einrichtung der im 
$ 81b Ziffer 3, 4 und 5 vorgefehenen Art getroffen 
werden, fo find die dafür erforderlichen Beftimmungen 
in Nebenftatuten zufammenzufaflen. Diefelben be 
dürfen der Genehmigung der höheren Verwaltungs⸗ 
behörde. Bor der Genehmigung ift die Gemeinde 
bebörde des Ortes, an welchem die Innung ihren 
Gi hat, ſowie die Aufjichtsbehörde zu hören. Die 
Genehmigung kann nad) Ermefjen unter Angabe der 
Gründe verfagt werden. Gegen bie Verfügung der 
höheren Bermaltungsbehörde jteht den Beteiligten 
binnen vier Wochen die Befchwerde an die Landes⸗ 
HBentralbehörde zu. Abänderungen der Nebenftatuten 
unterliegen den gleichen Vorſchriften. 

II. Über die Einnahmen und Ausgaben der im $ 81b 
Biffer 3 und 5 bezeichneten Einrichtungen ift getrennt 
Rechnung zu führen und das hierfür beftimmte Ver⸗ 
mögen gefondert von dem übrigen Innungsvermögen 
zu verwalten. Berwendungen für andere Bmede 
dürfen aus demjelben nicht gemacht werden. Die 
Gläubiger haben das Recht auf gefonderte Befrie- 
digung aus dem getrennt verwalteten Vermögen. 


’ 8 9. 
Auf Innungs⸗Krankenkaſſen finden außer den Vor⸗ 
Ihriften des 8 73 des Krankenverſicherungsgeſetzes 


VI. Abänderung d. Gewerbeord. 8 85,90,91b. 359 


auch die 88 34 bis 38, 45 Abfag 5, 47 Abfat 3 bis 
6 des letzteren entfpredhende Anwendung. Jedoch 
fann die Kafjenverwaltung ausſchließlich den Gefellen 
(Gebilfen) und Arbeitern übertragen, und unter der 
Borausfegung, daß die Innungsmitglieder die Hälfte 
der Stafjenbeiträge aus eigenen Mitteln beftreiten, 
beſchloſſen werden, daß der Borfigende ſowie die Hälfte 
der Mitglieder des Vorftandes und der Generalver- 
fammlung von der Jnnung zu beftellen find. 


8 91h. 

Die Entfcheidungen der Innung ($ 8la Ziffer 41. 
und der Innungsſchiedsgerichte ($ 81b Ziffer 4) find 
ſchriftlich abzufaffen; fie gehen in Rechtskraft über, 
wenn nit binnen einer Rotfrift von einem Monat 
eine Partei Klage bei dem ordentlichen Gericht er- 
hebt. Die Frift beginnt gegen eine bei der Ber- 
fündigung nicht anweſende Partei mit der Behän- 
digung der Entſcheidung. 

Aus Vergleihen, melde nad) Erhebung der Stlage II, 
vor der Innung oder dem Innungsſchiedsgerichte 
geſchloſſen ſind, findet die Zwangsvollſtreckung ſtatt. 


Die Vollſtreckung erfolgt, ſofern die Partei dies V. 
beantragt, auf Erſuchen der Innung oder des Innungs⸗ 
ſchiedsgerichts durch die Polizeibehörde nach Maßgabe 
der Vorſchriften über das Verwaltungszwangsver⸗ 
fahren; wo ein ſolches Verfahren nicht befteht, finden 
die Beftimmungen über die Zwangsvollſtreckung in 
bürgerliden NRedjtsftreitigfeiten Anwendung. Ein 
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unmittelbarer Zwang zur Vornahme einer Handlung 
ift nur im Falle des 8 127d zuläffig. 

VL St reditzeitig Klage erhoben, fo findet der 8 647 
der Eivilprozeßordnung*) entfprechende Anwendung. 


88. 

I. Die Jnnungsverfammlung befchließt über alle An⸗ 
gelegenbeiten der Innung, deren Wahrnehmung nicht 
nach Vorſchrift des Geſetzes oder des Statuts dem 
Vorſtand obliegt. 

DO. Ber SInnungsverfammlung muß vorbehalten 
bleiben: 


. 0 000 000080 80 0 0 8 8 rer rer oe 


9. Die Beſchlußfaſſung über Abänderung des 
Statuts ſowie über Errihtung und Abänderung von 
Nebenſtatuten: 


59. 

Beſchwerden gegen die Rechtsgültigkeit der Wahlen 
find nur binnen vier Wochen nach der Wahl zuläffig. 
Gie werden durch die Auffihtsbehörde endgültig ent» 
ſchieden. Dieſelbe Hat auf erhobene Beſchwerde 
Wahlen, weldhe gegen das Geſetz oder auf Grund 
des Gefeßes erlaſſene Wahlvorſchriften verjtoßen, 
für ungültig zu erllären. 


8 95, 
I. Die bei den Innungsmitgliedern beichäftigten Ge⸗ 


*) gleichlautend mit dem jebigen $ 707 der Eivil- 
prozebordnung. 
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fellen (Gebilfen) nehmen an der Erfüllung der Auf 
gaben der Innung und an ihrer Verwaltung Teil, 
fomweit dies durch Gejeh oder Statut beftimmt ift. 
Sie wählen zu diefem Zwecke den Geſellenausſchuß. 

Der Gefellenausihuß ift bei der Regelung des II. 
Lehrlingsweſens und bei der Gefellenprüfung, ſowie 
bei der Begründung und Verwaltung aller Einrid)- 
tungen zu beteiligen, für welche die Gejellen (Gehilfen- 
Beiträge entrichten oder eine befondere Mühemwaltung 
übernehmen, oder welche zu ihrer Unterftügung be⸗ 
ftimmt find. 

Die nähere Regelung diefer Beteiligung hat durch II. 
das Statut mit der Maßgabe zu erfolgen, daß 

1. bei der Beratung und Beſchlußfaſſung des In⸗ 
nungsvorftandes mindeſtens ein Mitglied bes 
Geſellenausſchuſſes mit vollem Stimmredite zu⸗ 
zulafien it; 

2. beider Beratung und Beſchlußfafſſung der Innungs⸗ 
verfammlung feine jämtliden Mitglieder mit 
vollem Stimmrechte zuzulafien find; 

3. bei der Verwaltung von Einrichtungen, für welche 
die Geſellen (Gehilfen) Aufwendungen zu madjen 
haben, abgejehen von der Berfon des Vorfigenden, 
Geſellen, weldde vom Gefellenausfchufle gewählt 
werden, in gleidher Zahl zu beteiligen find wie 
die Innungsmitglieder. 

Die Ausführung von Befchlüffen der Innungs⸗IV. 
verfammlung in den im Abfate 2 bezeichneten An⸗ 
gelegenheiten darf nur mit Zuftimmung des Geſellen⸗ 
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ausſchuſſes erfolgen. Wird die Buftimmung ver- 
jagt, jo fann fie durch die Auffichtsbehörde ergänzt 
werden. 

8 96. 

I. Die Innungen unterliegen der Aufficht der unteren 
Berwaltungsbehörde, in deren Bezirke fie ihren Sig 
haben. . 

II. Die Aufſichtsbehörde überwacht insbefondere die 
Befolgung der gejegliden und. ftatutarifhen Vor⸗ 
Ihriften und Tann fie dur Androhung, Feſtſetzung 
und Bollitredung von Ordnungsſtrafen gegen die 
Inhaber der Innungsämter, gegen die Innungs⸗ 
mitglieder und gegen deren Gefellen, ſoweit diefe an 
den Gejhäften der Innung teilnehmen, erzwingen. 
Die Gelditrafen fließen in die Innungskaſſe. 

Il. Die Auflihtsbehörde ift befugt, der Innung, 
wenn fie e8 unterläßt, ihr zuftehende Anſprüche geltend 
zu machen, einen Vertreter zur gerichtlichen Verfol⸗ 
gung der Angelegenheit zu bejtellen. 

IV. Sie entfcheidet Streitigfeiten über die Aufnahme 
und Ausſchließung der Mitglieder, über die Wahlen 
zu den Innungsämtern, ſowie unbejchadet der Rechte 
Dritter über die Rechte und Pflichten der Inhaber 
diefer Ämter. 

V. Sie hat dad Recht, einen Vertreter zu den Prü- 
fungen zu entjenden. Sie beruft und leitet die 
Snnungsverjammlung, wenn der Innungsvorſtand 
diejelbe zu berufen ſich meigert. 

VI Über Wbänderungen des Innungsftatuts oder der 
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Nebenjtatuten und über die Auflöfung der Innung 
fann von der Innungsverſammlung nur im Beifein 
eines Vertreters der Auffihtsbehörde beſchloſſen 
werden. 

Gegen die Anordnungen und Entſcheidungen der VII. 
Aufſichtsbehörde ift binnen vier Wochen die Be- 
ſchwerde zuläſſig. Die Entſcheidung über die Be- 
ſchwerde ift endgültig. 


89. 

Die Statuten und Nebenftatuten der Innungen, 
die Befcheinigung über die Legitimation der Vorftände, 
fowie die Ausfertigung der Vollmachten der Beauf- 
tragten find koſten⸗ und ftempelfrei. 


8 100. 

Zur Wahrung der gemeinfamen gewerblichen I. 
Intereſſen der Handwerke gleicher oder verwandter 
Art ift durch die höhere Vermaltungsbehörde auf 
Untrag Beteiligter ($ 100f Abſatz 1) anzuordnen, 
daß innerhalb eines beftimmten Bezirkes fämtliche 
Gewerbetreibende, welche das gleiche Handwerk oder 
verwandte Handwerke ausüben, einer neu zu er- 
richtenden Innung (Bwangsinnung) als Mitglieder 
anzugehören haben, wenn 

1. die Mehrheit der beteiligten Gewerbetreibenden 
der Einführung des Beitrittszwanges zuftimmt, 
2. der Bezirk der Innung fo abgegrenzt ift, daß 
fein Mitglied durch die Entfernung feines Wohne 
orts vom Sie der Innung behindert wird, am 
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Genoſſenſchaftsleben teil zu nehmen, und die 
Innungseinrichtungen zu benußen, und 
3. Die Zahl der im Bezirke vorhandenen beteiligten 
Handwerker zur Bildung einer leiftungsfähigen 
Innung ausreicht. 
8 100b. 

I. Die Verfügung, durch welche die im 8 100 Abfag 1 
bezeicänete Anordnung getroffen wird, muß den Beit- 
punkt des Eintritts ihrer Wirkſamkeit bezeichnen und 
den Namen und den Sig der Innung, die Abgrenzung 
ihres Bezirkes und Die Bezeichnung derjenigen Ge⸗ 
mwerbe enthalten, für welche fie errichtet wird. 

I. Die höhere Verwaltungsbehörde hat Die Verfügung 
duch) das zu ihren amtlien Belanntmadjungen be- 
ftimmte Blatt zu veröffentlichen. 

II. Gegen den Erlaß der Anorönung oder deren Ver⸗ 
fagung jteht den beteiligten Gemwerbetreibenden binnen 
vier Wochen die Beſchwerde an die Zandes: Zentral- 
behörde zu, melde endgültig entjcheidet. Die Frift 
läuft im Falle des Erlafjes der Anordnung vom 
Tage der Veröffentlihung, im Falle der Verfagung 
vom Tage der Eröffnung des Beſcheids ab. 

IV. Nach Erlaß der Anorönung find die für die gleichen 
Gewerbszweige beftehenden Innungen, deren Giß ſich 
im Bezirke der Zmangsinnung befindet, zu fchließen. 

V. Innungen, welche außer diefen noch andere Ge— 
werbszweige umfaffen, bleiben bejtehen. Diejenigen 
Mitglieder, weldhe der Zwangsinnung anzugehören 
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haben, ſcheiden kraft Geſetzes aus der bisherigen 
Innung aus. 
8 1001. 

Wird infolge der Errichtung einer Zwangsinnung I. 
eine Innung geſchloſſen ($ 100b Abja 4), mit 
mweldjer eine Innungs⸗Krankenkaſſe ($ 73 des Kranken⸗ 
verfiherungsgefeges) verbunden ift, fo geht die legtere 
mit ihren Rechten und Verbindlichleiten auf die 
Bwangsinnung über. 

Die Innungs-Krankenkaſſe kann jedoch von der II. 
höheren Verwaltungsbehörde geſchloſſen werden, wenn 
die Zwangsinnung einen anderen Bezirk oder andere 
Gewerbszweige umfaßt als diejenige Innung, für 
welche die Innungs-Krankenkaſſe errichtet mar, oder 
infolge der Errichtung der Zwangsinnung mehrere 
Innungen geſchloſſen werden, mit melden Innungs⸗ 
Ktrankenkaſſen verbunden find. Gegen die Verfügung, 
durch welche die Kaſſe geſchloſſen wird, ift binnen 
vier Wochen die Beſchwerde an die Qandes-Bentral- 
behörde zuläffig; dieſe entjcheidet endgültig. 

Wenn die InnungsSrankenkfaffe auf die Zwangs- III. 
innung übergegangen iſt, fo werden die erforderlichen 
Abänderungen des Kaſſenſtatuts bis zur andermeiten 
Beſchlußfaſſung der Innungsverfammlung von der 
höheren Verwaltungsbehörde mit rechtsverbindlicher 
Kraft vollgogen. Solange dieje Abänderungen nicht 
vollzogen find, haben die bisherigen Kafjenorgane 
die Verwaltung fortzuführen. 
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8 100m. 

Sceidet infolge der Errichtung einer Zwangs⸗ 
innung aus einer bejtehenden Innung, mit welcher 
eine Innungs⸗Krankenkaſſe ($ 73 des Krankenverſiche⸗ 
rungsgefeges) verbunden ift, ein Teil der Mitglieder 
aus (8 100b Abſatz 5), jo kann, wenn eine ander» 
weite Einigung unter den Beteiligten nicht zujtande 
fommt, derjenigen Krankenkaſſe oder Gemeine-d 
Krankenverficherung, welcher Die bei den Ausſcheidenden 
beichäftigten Perſonen fünftig anzugehören haben, ein 
entfprechender Teil des Bermögens durch die höhere Ver- 
waltungsbehörde übermwiejen werden; dabeiift dag Ver- 
hältnis der Zahl der Ausfcheidenden zu der Zahl der 
- in der Innung verbleibenden Mitglieder zu berüd- 
figtigen. Gegen die Entjheidung fteht den Beteiligten 
binnen vier Wochen die Beichwerde an die Landes⸗Zen⸗ 
tralbehörde zu; diefe entjcheidet endgültig. Sonftigen 
Unterftügungsfafjen fönnen Die aus der Innung aus⸗ 
fheidenden Mitglieder auch) ferner angehören. 


Artikel 6. 

3. Die Innungs-Krankenkaſſen haben ihre Statuten 
gemäß den Vorſchriften des 8 90 dieſes Geſetzes zu 
ändern. Falls dies binnen einer von der Aufſichts⸗ 
behörde zu beftimmenden Frift nicht gejchieht, To 
fönnen fie, fomeit nicht die Beftimmungen des 8 1001 
Anwendung finden, geſchloſſen werden. 


.. n 00 12 8 8 8 8 23 ee er mm 
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Artikel 9. 

Diejes Geſez tritt, ſoweit es ſich um die zu feiner]. 
Durchführung erforderliden Maßnahmen Handelt, 
fofort in Kraft. 

Der Zeitpunkt, mit welchem das Gejeg im übrigen II. 
ganz oder teilmeife in Kraft tritt, wird durch Kaiſer⸗ 
liche Berorönung mit Zuftimmung des Bundesrats 
beftimmt. 

Urkundlich unter Unferer Höchiteigenhändigen 
Unterſchrift und beigedrudtem Kaiſerlichen Inſiegel. 

Gegeben Molde an Bord M.Y. „Hohenzollern“, 
den 26. Juli 1897. 


Wilhelm. 
Graf von Poſadowsky. 


VII. Bekanntmachnug, 
betreffend die Formulare zu Überſichten und Rechnungs: 
abſchlüſſen. 
Vom 16. November 1892 (ReichsCentr.Bl. ©. 671).*) 
Der Bundesrat hat auf®rund des 8 79 des Kranken⸗ 
verficherungsgefetes und des 8 27 des Gefeßes über 
die eingefchriebenen Hilfskaflen beſchloſſen, was folgt: 
An Stelle der durch Beichluß des Bundesrats vom 
23. Juni 1887 — Bekanntmachung vom 7. Yuli 1887 
(GentralsBlatt Seite 187) — vorgeſchriebenen Formu- 
lare für die nach 88 9, 41 des Krankenverſicherungs⸗ 
geſetzes und nad) 8 27 des Geſetzes liber die einge- 
ſchriebenen Hilfstaffen zu Tiefernden Überfichten und 
Redhnungsabichlüffetreten für die Zeitvom1. Januar 
1893 an Die Formulare der Anlage A. Die Zentral- 
behörden können für die Gemeinde-Stranfenverfiche- 
rung und die einzelnen Arten der Krankenkaſſen die 
Benutzung befonderer Formulare vorfchreiben, der⸗ 
art, daß Rubriken, welche nach den Bemerkungen zu 
den feftgeftellten Formularen für die betreffenden 
Kaſſen ausfallen, darin nicht aufgenommen werben. 
Die Überfihten und Rechnungsabſchlüſſe find für 
jedes Kalenderjahr binnen drei Monaten nad) defien 
Ablauf in Doppelter Ausfertigung an die zuftändige 
Behörde einzureichen. 
Berlin, den 16. November 1892. 
Der Reichskanzler. 
In Vertretung: v. Boetticher. 


*) ©. die Abänderung in ber Anm. zul. A. 1b nachftehend. 
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Anlage A. 
Staat :.............ccccecaaaaooßccß. 
Nachweiſungen, 
betreffend 


die Krankenverſtcherung, 


nach dem Krankenverſicherungsgeſetz vom 15. Juni 1883 in 

der Fafſung des Gejehes vom 10. April 1892 und den er- 

gänzenden reichsgeſetzlichen Beitimmungen, jowie nach den 

Ausführungsporihriften über die Statiftit und Rechnungs⸗ 
führung der Kranfentaffen. 


Der Krantentafle 
Name .. . . . .. .......... 
Artꝰ) een nennen 


SB... nenn 
Kreis (Bezirksamt, Amtshauptmannſchaft, Oberamt zec.).................. 
Bezirk der Höheren Berwaltungsbehörde ........................ 


*) Benau anzugeben, ob Gemeinde⸗Krankenverſicherung, Orts⸗, 
Betriebs⸗ (Fabrik⸗) Baus, Innungs⸗Krankenkaſſe eingefohriebene 


Hilfskaſſe nah) dem Reichsgeſetz vom ar auf landes⸗ 
rechtlicher Vorſchrift beruhende Hilfskaſſe. 

+) Bei Betriebs⸗(Fabrik⸗) und Bau⸗Krankenkafſen nicht aus⸗ 
zufüllen. 


Daß Formular I und II übereinftimmend 
mit den Verzeichnifjen, Büchern und der Kaffe 
aufgejtellt find, befcheinigt 

Der Borland. 
(Unterſchrif 
v. Woedtke, Gucken⸗ Addenhaufen, QWG. 10, Aufl. 24 
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Yon der Auffihtsbehörde auszufüllen: 


1. Brogentverhältnis: 
der jtatutenmäßigen 2) Gejamtbeiträge (Anteile des 
Arbeitgebers und des Arbeitnehmers zufammen) zum 
Lohneb) .........neeee , 
des Statutenmäßigen a) Krankengeldes zum Lohneb) 


“eseonseosureuenunuuuanunensen nenne 


2. Statutenmäßige Dauer der Kranlenunter- 


ſtützumng e) ..enen Wochen, 
davon a) mit vollem Kranlengelde.............. Wochen, 
b) von da ab mit geringerem Krankengelde 
eeenenasnsnenennanennenaenennnanen Wochen. 


3. Krankengeld wird allgemein (unter beftimmten Vor⸗ 
ausfegungen) ſchon vom (......ten) Tage (nach dem Tage) 
des Eintritts der Ermwerbsunfähigkeit ab (für Sonn 
und Feittage) gemährtä). 


a) Bei der GemeindesKrantenverfiherung ijt bier das geſetzliche 
Prozentverhältnis (S 6 Abf. 1 Liffer 2, 89 Abſ. 1 des Geſetzes) an⸗ 
zugeben, fofern nicht Durch befonderen Gemeindebeſchluß ein anderer 
Prozentſatz feitgejeht ift ($ 10 des Geſetzes). 

b) Bet der Gemeinde⸗Krankenverſicherung zum ortsüblichen Tage- 


lohne ($ 6 Abſ. 1 Biffer 2, 8 8 des Geſetzes), bei den Orts⸗, Betrichd- 


(Zabrit):, Bau= und Innungs-Krantenkaffen zum durchſchnittlichen 
Tagelohne oder wirklichen Arbeitsverdienfte (8 20 Abf. 1 Kiffer 1 
und Abfatz 2, 8 268 Abſ. 2 Ziffer 6 des Geſetzes). Sind Gefahren: 
Hoffen für die Kaffenmitglteder eingeführt worden ($ 22 Ubf. 8 des 
Geſetzes), jo tft das Prozentverhältnis der Beiträge zum Lohne je für 
die verihiedenen Gefahrenflaffen anzugeben. 

Bufagbeiträge für Familienunterſtützung (S 9 Abf. 1, $ 22 Abf 
2 des Geſetzes) find nicht zu berüdkfichtigen. 

Für Hilfskaſſen fallen diefe Angaben fort. 

Sit das Prozentverhältnis im Laufe des Jahres geändert, fo ift 
das neue Prozentverhältnis gleichfalls anzugeben unter Belfügung 
des Beitpunttes, mit welchem es eingetreten ift. 

e) ALS ftatutenmäßige Dauer der Krantenunterftägung ift nicht 
nur diejenige anzugeben, während welder daß volle Krankengeld ge⸗ 
geben wird (a), fondern auch diejenige, während welcher ein geringeres 





VII. Bel., betr. Formulare 3. Rehnungsabichlüffen. 371 


Krankengeld gegeben wird (b). Bei der Gemeinde⸗Kraukenverſicherung 
fallen diefe Angaben fort. 

a) Hier bedarf e8 einer Angabe nur, wenn bie dreitägige Karenz⸗ 
zeit befettigt oder beſchränkt ift, oder wenn für Sonn⸗ und Feſttage 
Krantengeld gewährt wird; bei der Husfüllung ift das nicht Zu⸗ 
treffende zu durchſtreichen. 


Formular 1. .. 
— — Aberſicht 
über die 
Mitglieder, die Krankheits⸗ und Sterbefälle ıc. 
für das Bahr............. 
(Bei Kaflen, welche nicht das ganze Jahr a Taͤtigkeit waren, 
für den Beitraum bom ...............u.... DB nennen ) 








Sm Laufe des Sahres:p) 
Erfrantungsfälle -) 
der männlichen Mitglieder ......, 


Bahl der maänn weib⸗ 
Mitgliedera)| Lie | Lie 





am „ weiblihen em 
1. Sanuar Kranfheitstagee) 
(Sabresanfang)..................- der männlichen Mitglieder ......., 
1. Sebmar .L.............. „ weiblichen Veen ‚ 
1. Mary... ll... Sterbefälle) 
1. Apru der männlichen Mitglieder ......., 
ED GI VEREIN EEE „ weiblichen More 
1. Mai .. lee Für Kaffen mit verſchiedenen 
1. Suni . . Je. lo. Sefahrenklafien (vgl. Note b auf 
1. Juli .. de. der vorigen Seite): Die Mit- 
1. Auguft glieder verteilen fih in dem Mo- 
ug un ee aaa nat mit dem Höchften Stande (nach 
1. September I... dernebenftehenden Angabe), näm- 
1. Oltober.. .L.-. 4... ih im Monat.............. aufdie ein- 
1. November Aancachaun... zelnen Gefahrenklaſſen wie folgt: 
1. Degember .L........ v Sefahrenflaffe ....... Mit⸗ 
31. Dezember . III. nn glieder 
(Sahresichluß)|--........------.-- u. ſ. w. 
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a) &8 ift die Zahl derjenigen Mitglicder anzugeben, welche nach 
Ausweis des Mitgliederverzetchniffes zu den angegebenen Zeitpunkten 
vorhanden war. 

Bet der Semeinde-Krantenverfierung genitgt die Angabe der 
Mitgliederzafl am 1. Januar, 1. April, 1. Zul, 1. Oktober und 
81. Dezember. 

b) Als Erkrantungsfälle, Krankheitstage und Sterbefälle find 
nur diejenigen der Mitglieder, nicht diejenigen von Angehörigen 
derfelben zu verzeichnen. 

ec) Als Erkrantungsfälle und Krankheitätage find diejenigen zu 
zählen, für welche Krantengeld oder Verpflegungstoften an Kranken⸗ 
bäufer oder Erfagleiftungen an Dritte für gewährte Krankenunter⸗ 
ftüßungen gezahlt worden (Biffer 8, 6, 8 unter „b Ausgaben“ des 
Formulars IT). — Als Erkrantungsfälle find nur die im Laufe des 
Jahres eingetretenen zu zählen; ältere, noch andauernde Erkrantungen 
tommen dabei nit in Rechnung; als Krankheitätage dagegen find 
zu zählen alle in das Jahr fallende, auch die aus vorjährigen Er⸗ 
trantungsfällen Herrübrenden. Wenn ein Mitglied mehrmals ers 
krankt, wird jeder Erfrantungsfall befonders gezählt. Ein regelmäßig 
verlaufendes Wochenbett zählt nicht als Krankheit. 

4) Für die GemeindesKrantenverfiherung fallen diefe Anz: 
gaben fort. 


Rechnungsabſchluß 
(gilt zugleich als Überficht der vereinnahmten Beiträge und ge- 
leifteten Unterftüßungen). 
I. Kaſſenrechnung.! 
a) Einnahmen. n ch 8) 

1. Kafjenbeitand für den Anfang des Rechnungs- 
jahres (ausfchließlich Reſervefonds) . . 

2. Zinfen von Kapitalten und fonftigen belegten 
Geldern, jowie Erträge von jonftigen 3 Vermð⸗ 
gensteilen.. 

3. Eintrittsgeder . > 2 2 2 2 2 2. 


1) Es fallen aus: für die Semeindesfrantenverfiherung Ziffer 3, 
7, 8 der Einnahmen, Biffer 4, 5, 7, 13 der Ausgaben, für Orts⸗ 
Krantentaffen Biffer 6, 7,8 der Einnahmen, Biffer 9 der Ausgaben, 
für Betriebs: (Zabrik-) und Bau⸗Krankenkaſſen Ziffer 6der Einnahmen, 
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4. Sefamtbeiträge (Anteile d. Arbeitgeber u. Arbeit- at. 
nehmer zufammen), ausschließlich Zufatbeiträge 

5. Zufaßbeiträge für Yamilienunterftügung nad 
8 9 Abi. 1 Sat 2, $ 22 Ab. 2 des Geſetzes 

6. Vorihüffe aus der Gemeindelaffe na $ 9 Ab- 
fat 4 des Gefehes . . .. 

7. Vorſchüſſe des Arbeitgebers nad $ 64 Biffer 4 
des Gejehes . . 

8. Zuſchüſſe des Arbeitgebers nad; * 65 Abſatz 2 
des Gejehes . . . 

9. Erfagleiftungen für gewährte Krantenunter- 
ftügung nad Krankenverficherungsgeſetz 88 3a 
Abſatz 4, 3b Abſatz 2, 50, 57 Abſatz 4, 57a 
Abſatz 1 umd 2; Landiw. Unfall» und Kranken⸗ 
berficherungsgejet vom 5. Mai 1886 8 136 Ab» 
fat 5, 8 137 Abfa 3 . . 

10. Griableiftungen bon Berufsgenoffenichaften, 
Unternehmern, Berfiherungsanftalten für ge 
währte Krantenfürforge, Unfallrenten, Zufchüffe 
zum Krankengeld nad) Unfallverfiherungsgefeh 
bom 6. Juli 1884 $ 5 Abfab 8 und 9, 8 8; 
Landw. Unfall- und Krankenverficherungsgefeh 
bom 5. Mai 1886 $ 10 Abſatz 4, $ 11; Unfall» 
verficherungsgeleß vom 11. Zuli 1887 8 6 Ab- 
fat 1; Unfallverfiherungsgefeß vom 13. Kult 
1887 88 10 Abfat 1, 11 Abſatz 2; Geſetz, be- 
treffend die Snvaltditäts- und Altersverfiche- 
rung, vom 22. Juni 1889 $ 12 Abſatz 2”). 


für Innungs⸗Krankenkaſſen Biffer 6,7 der Einnahmen, Ziffer 9 der Aus⸗ 
gaben, für Hilfstaffen Biffer 6, 7,8, 18 b der Einnahmen, Ziffer 9, 13a bb 
und b bb ber Ausgaben, ſowie die Bemerkung unter 2 zum Abſchluß. 

Bei Betrieb: (Kabril-) und Bau⸗Krankenkaffen find unter Ziffer 13 
der Ausgaben keine Koften der „Kaflen- und Rehnungsflhrung“ 
aufzunchmen. 80. Juni 

*) Ersetzt durch die Unfallversicherungsgesetze v. — juli 1900 
und das Invalidenversioherungsgesetz v. 18. Juli 1899. ou 
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11. Aus verlauften Wertpapieren und zurüdgezo« 
genen SKapitalien, Sparlaffen- oder Bankein- 
lagen, Entnahmen aus dem Refervefonds . 

12. Aufgenommene Darlehne, Vorſchüfſe des Rech⸗ 
nungsführers und fonjtige nicht unter 6 und 7 
fallende Vorſchüfſe; andere durchlaufende Poften 

13. Sonſtige Einnahmen :?) 

a) im ganzen. .. 

b) darıınter aus der Beforgung von are. Ir. 
Geſchäften der Invaliditäts⸗ und 
Altersverfiherung nad 88 112 ff. 

bes Gejehes vom 22. Zuni 1889 9) 

14. Summe der Einnahmen (Ziffer 1 bis 13) . 


bh) Ausgaben. 
1. Für Arztlide Behandlung. . . 
23. Für Arznei und fonjtige Heilmittel . . 
3. Krankengelder: 
a) an Mitglieder . . 
b) an Angehörige der Mitglieder nad 8 7 abſa 2 
des Seiehes . . . 

. Unterftügungen an Wochnerinnen 

.Sterbegelder. 

Kurs u. Berpflegungstoften. an Kranfenanftalten 

. Hürforge für Refonvaleszenten nach Beendigung 

der Krantenunterftüähung . 

. Erfagleiftungen für gewährte Krankenunter- 
ftüßung nad Krankenverficherungsgeſetz 88 57 
Abſatz 2, 57a Abſatz 1 bis 3, 760 Abſatz 1, Un⸗ 
fatoerficherungsgefeh » dom 11. “Sul 1887 ” 7 
Abſatz 29%). . 


1) Sreiwillige oder vertragsmäßtge (nicht auf geſetzlicher Ver⸗ 
pflichtung berubende) Buwendungen, Strafgelder, Mahngebühren ıc. 

®) Vergütungen der Berfihherungsanftalten zc. (jet nach $$ 148 ff. 
IVG., f. Anhang IV.) 

*) Frastztäuroh 810 Abs. 2 dos Bau-Unfaliversicherungsgenetses, 





n [mer 
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9. Zurlicgezahlte Vorſchüſſe (ber zu Ziffer 6 und 7 [FTP 
der Einnahmen bezeichneten Art) . lo. 

10. Zurüdgezahlte Beiträge und Eintrittögelder hol... 

11. Für Kapitalanlagen (Ankauf von Wertpapieren 
2c.), Anlagen bei Sparfaffen oder Banken, Zus 
führungen zum Refervefonds . . 

12. Zurüdgezahlte Darlehne (der bei den Einnab- 
men Biffer 12 bezeichneten Arth; andere durqh⸗ 
laufende Poſten. 

13. Verwaltungsausgaben: 

a) perſönliche:) 
sa) im ganzen . . 
bb) darunter ausſcheidbare fr Be— 
ſorgung von Geſchäften der In⸗ 
baliditäts- und Altersverſiche⸗ 
rung nad) 88 112 ff. des Gefehes 
bom 22. Juni 1889*) . . 
b) fädhliche: 2) 
aa) im ganzen 
bb) darunter ausſcheidbare für Be 
forgung von Geichäften der In⸗ 
baliditäts. und Altersverſiche⸗ 
zung nad) 88 112 ff. des Geſetzes 
bom 22. Juni 1889 *) 
14. Sonftige Ausgaben?) . . .. 
15. Summe der Ausgaben (Biffer 1 bis 14) . hehe. 


Weonneac:l oc. 


„eooncce|lnon.. 


.unouen-loneee 








„oo. Inanıe 





1) Befoldungen, Tantiemen, Vergütungen für Krankenkontrolle, 
Einnehmergebühren, Neifckoften und Diäten der Nevtjoren, Entſchä⸗ 
digungen der Vorſtandsmitglieder für Beitverluft und entgangenen 
Arbeitsverdienft u. bergl. 

2) Ausgaben für Schreibmaterial, Statutenbücher, Porti, Lokal⸗ 
miete, Prozeßloſten ꝛc. 

2) Krankentrausportkoſten; Zinſen, Proviſionen, Stempelgebühren 
und ſonſtige Nebenauslagen beim Ankauf von Wertpapieren u. ſ. w. 

*) Ersetzt durch $$ 148 ff. Invalidenversicherungsgeseiz, s. An- 
hang?IV. 


P| 
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ec) Abflug. 


Summe der Einnahmen (Ziffer a 14) 
Summe der Ausgaben (Ziffer b 15) 


Ergibt für den Schluß des Rechnungejahres 

einen Saffenbeitand von . . 

In diefem Kaflenbeftande find einbe- 
griffen: 

1. nicht verrechnete (bei der Umlegung 
nit in Anrechnung gebrachte) Bor 
ſchüſſe zur Deckung der Ausgaben eines 
Kaffenverbandes nad $ 46 Abſatz 4 
des Gefehes . . ach. 

2. Borrat an gefauften Beitragsmarken 
der VBerfiderungsanftalt') . 


Die reine Sahresausgabe der Kaffe (Summe der Aus« 
gaben abzüglich der in Ziffer 9, 11 und 12 aufgeführten 
Poſten) betrug in den letzten (vorhergehenden) drei Jahren, 





ämli 

namlich:) 18..... on... A 
18... IT A 
18... LLIIZ 2 


Il. Vermögensausweis 
für den Schluß des Rechnungsjahres 18..... 


A. Das Gefamtvermögen der Kafle (ausſchließlich des 
Wertes etwaiger Grundftüde) ſetzt fich wie folgt zufammen: 


1) Sole Vorräte an Beitragsmarten werden nur vorkommen, 
wenn die Beforgung von Geſchäften der Invaliditäts- und Alters⸗ 
verfiherung auf dem im 8 114 des Geſetzes vom 22. Juni 1889 (jebt 
su 152 380.) borgejehenen Wege eingeführt worden ift. -. . - - 


oe” 7) rd 8 Fr TFT Tr Try Tr re Tr a a he 


3 Bei Kaſſen, welche in den Vorjahren nicht oder nicht das 
ganze Jahr hindurch beftanden haben, ift das betreffende Jahr zu 
durchſftreichen. . 
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1. Aktiva: 

a) der Beitand für den Schluß des Rechnungs: 
jahres 18....... 

1. laut vorftehendem Abichluß . 
2. bar im Refervefonds . 

b) in Hypotheken, MWertpapieren?), Sparkaſſen⸗ 
büdern, Bankeinlagen. 

e) ſonſtige Forderungen, Erſahforderungen ge 
gen Arbeitgeber, Gemeinden, Krankenkaſſen, 
Berufsgenoflenichaften, efighexungeanſtab 
ten zc. vgl. Ia Ziffer 9 und 109). . 

Summe 
2. Baifiva: 

a) Darlehne und Vorſchüſſe . . 

b) Erfaßforderungen für gewährte Kranfenunter- 
ftügung?) . 

c) —— — gebliebene Forderungen von 
Kafſenmitgliedern, Ärzten, Apotheken Kran- 
kenhäuſern und Rekonvaleszentenanſtalten?). 


Summe 





1) Wertpapiere, die einen Börſenpreis haben, ſind zum Tages⸗ 
turs am Schluſſe des Rechnungsjahrs, ſofern dieſer Preis jedoch den 
Anſchaffungspreis überfietgt, höchſtens zu dem letzteren anzuſetzen 
Weripapiere, die keinen Börſenpreis haben, ſind höchſtens zu dem 
Anihaffungspreis in Anſatz zu bringen (Bel. des Reichskanzlers 
v. 26. Nov. 1897, I, Reichs⸗Centr.⸗Blatt ©. 829). 

9, Nur ſolche Forderungen der hier bezeichneten Art find Hier 
aufzuführen, welche nicht mehr ftreitig, aber noch nicht eingezogen 
find. Rückſtändige Beiträge gehören nicht hierher. 

2) Nur ſolche Forderungen der hier bezeichneten Art find hier 
aufzuführen, welde nicht mehr ftreitig, aber noch niit eingezogen 
find. Nüdftändige Beiträge gehören nicht Hierher. 

*) Nur folde Forderungen der bezeichneten Urt find hier 
aufzuführen, welche, obwohl bereitd fällig geworden, wegen Mangel 
an Mitteln unberichtigt geblieben find, nicht dagegen foldhe, welche 
nach beitebender, ausdrucklicher oder ſtillſchweigender Vereinbarung 
regelmäßig nachträglich für das verfloffene Jahr gezahlt werden. 
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. J ival 
3. Hiernach beträgt der Überfhuß be aifinan nf 
Nach dem vorjährigen Abfchluffe be Altiva!) 
betrug der Überſchuß der Baffiva!) 
Ergibt gegen das Vor⸗ De Aktiva!) Inge . 
jahr an Überfhuß der Baffiva!)f |weniger 
Bei dem Verkauf von Wertpapieren [m 
ift gegen den im vorjährigen Abſchluß 
eingeftellten Wert entftanden! Gewinn 
8 Verluſt 
Außerdem befitzt die Kaſſe Grund⸗ 
ſtücke, welche nach Abzug der Abgaben 
und Laſten einen jährlichen Ertrag ge 
währen von . . » 2 2 2 2 er leole- 
B. Das verfügbare Attivvermoͤgen (A 1 a und b) 
verteilt fih wie folgt: 
1. zum Stammvermögen gehören 
Nach d. vorjähr. Abſchluß betrug d. Stammvermögen 
Ergibt gegen das Vorjahr am Stamm- mehr . 
dermögen*) weniger 
2. Zum Rejervefonds gehören nad den ftattge 
fundenen Überweifungen (Entziehungen) . . b-------- 
Nach d.vorjähr. Abſchluß betrug der Rejervefonds I... |... 
Ergibt gegen das Vorjahr an Referve- [ mehr . 
fonds weniger 
3. Als Betriebsfonds verbleiben ber Kaffe von dem 
Betrage unter A 1a und b nach Abzug: der Be⸗ 
träge unter B1u.2: .. 
ea)bar.. . . . 
b) in Spartaflenbüchern, Banfeinlagen x. . 
Ergibt einen Betriebsfonds von 








„erneuern 





*, Die Veränderung im Stammvermögen gegen das 
Borjahr ift entftanden: (Hier find die Gründe des Zuwachſes 
oder Berluftes kurz anzugeben). 


) Das nicht Butreffende ift zu durchſtreichen. 


VII. Bekanntmachung, 


betreffend den von der Krankenkaſſe in der Zeit von 
der fünften bis zur dreizehnten Woche nah dem 
Unfall zu leiftenden, feiteng des Betriebsunternehmers 
zu erjtattenden Mehrbetrag an Strankengeld, vom 
30. September 1885. 

(AN. 1885 ©. 283.) 


Auf Grund des S 5 Abſatz 9 des Unfallvers 
fiherungsgejeges*) erläßt das Reichs⸗-Verſicherungs⸗ 
amt die nachſtehenden Ausführungsporfcriften: 

8 1. Als Krankenkaſſen im Sinne des 8 5 Abſatz 9 
des Unfallverficherungsgefeßes*) gelten: Die Gemeinde⸗ 
Krankenverſicherung, die Orts-, Betriebs» (Fabrik), 
Innungs⸗, Baukrankenkaſſen, die Knappſchaftskaſſen, 
ſowie die auf Grund des Geſetzes vom 7. April 1876 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 125) errichteten eingeſchriebenen 
Hilfskaſſen und die auf Grund landesrechtlicher Vor⸗ 
ſchriften errichteten Hilfskaſſen, fofern die Mitglieder 
diefer Hilfskaſſen gemäß 8 75 des Krankenverſiche⸗ 
rungsgeſetzes von der Verpflichtung, einer der vors 
genannten Kaſſen beizutreten, befreit find. 

8 2. Derim$5 Abfag 9 cit.*) vorgefehene Mehr⸗ 
betrag an Krankengeld ift vom Beginn der fünften Woche 
(dem 29. Tage) nach Eintritt des Unfalls an bis zum 


*) Ersetzt duroh $ 12 Abs. 1 GUVG. (s. Anhang III). 
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Ablauf der dreizehnten Woche für jeden Zag zu ge⸗ 
währen, für welchen ein Anfpruch auf Krankengeld ge- 
feglich oder ftatutengemäß befteht. Der Tag des Unfalls 
ift beider Berechnung des Zeitablaufs nicht mitzuzäbhlen. 

Der Diehrbetrag ift nur dann zu gewähren, wenn 
Der Berlegte gejeglich oder ftatutengemäß gegen Un= 
fall verfihert und der Unfall beim Betriebe eingetreten 
ift. 188 1 und 2 des Unfallverficherungsgejeges.*)] 

883. St der Verlegte in einem Krankenhauſe 
untergebradjt, und Hat derſelbe Angehörige, deren 
Unterhalt er bisher aus feinem Arbeitsverdienft be= 
ftritten hat (vergl. $ 7 Abſatz 2 des Krankenverſiche⸗ 
rungsgeſetzes), fo ift Demfelben ein Mehrbetrag auf 
Grund des 8 5 Abjag 9 des Unfallverficherungs- 
gefeßes**) infomweit***) zu leiften, als das neben der 
freien Kur und Verpflegung gewährte Krankengeld 
ein Drittel des bei der Berechnung desfelben zu Grunde 
gelegten Arbeitslohnes nicht erreicht.) 

Unmerlung 1. Nah 8 7 Abſatz 2 des Krankenverfiche- 
rungsgeſetzes tit neben der freien Kur und Verpflegung die 
Hälfte des in $ 6 daſelbſt feitgejehten Krankengeldes zu 
leiften. Wird das nad) $ 6 cit. zu gewährende Krankengeld 
gemäß 8 5 Abf. 9 cit.**) auf zwei Drittel des Arbeits- 
Iohnes erhöht, jo erhöht fich entſprechend das na $ 7 
Abſatz 2 zu gewährende Krankengeld auf die Hälfte von 
zwei Dritteln, d. i. auf ein Drittel des Arbeitslohnes.***) 


*) Ersetzt durch 88 1, 2, 5 GUVG. 
**) Ersetzt durch 8 12 Abs. 1 GUVG. 
”**) Die Berechnung ändert sich, wenn statutengemäss ein er- 
weiterter Anspruch gemäss $ 21 Ziffer 24 KVG. begründet ist. 
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Hat dagegen der in einem Krankenhauſe unter- 
gebrachte Verlegte ſolche Angehörige nicht, fo ift dem⸗ 
felben ein Mehrbetrag auf Grund des S 5 Abſatz 9 
a. a. D.*) nur inſoweit zu leiften, als ihm nad) 
8 21 Ziffer 3 des Kranfenverficherungsgefeges ſtatuten⸗ 
gemäß ein Anſpruch auf Krankengeld zufteht, und 
dieje8 den von einem GSechftel**) des bei der Bes 
rechnung desselben zu Grunde gelegten Arbeitslohnes 
nicht erreicht.?) 

(Anmerkung 2 ijt durch das Geſetz dv. 25. Mai 1903 
überholt worden; vgl. $ 21 Ziffer 3 KVG. in der jehigen 
Faſſung.) 

8 4. Hilfskaſſen, welche an Stelle freier ärztlicher 
Behandlung und freier Arznei ein erhöhtes Kranken⸗ 
geld gewähren ($ 75 letzter Sat) des Krankenver⸗ 
fiherungsgefetes), haben dem verlegten Kaſſenmitgliede 
für die im $ 2 angegebene Zeit als Mehrbetrag auf 
Grund des 8 5 Abfag 9 cit.*) fo viel zu gewähren, 
als zur Erreichung von elf Zmölfteln des bei der 
Berehnung des Kranfengeldes zu Grunde gelegten 
Arbeitslohnes erforderlich tft.?) 


Anmerkung 3. Da nad) $ 5 Abſ. 9 cit.*) das Krankengeld 
von !/s auf %/g des Arbeitslohn, alfo um ?/s zu erhöhen ift, 
fo erhöht fi} der im $ 75 letzter Sabt) des Krankenverfſiche⸗ 
rungsgefeßes bejtimmte Mindeftbetrag von °/s, wovon 1a 
die Stelle freier Kur vertritt, um es, mithin auf Yı=. 


*) Ersetzt duroh $ 12 Abs. 1 GUVG. 
**) Dieser Bruchteil ändert sich jetzt nach Massgabe der neuen 
Fassung des $ 21 Ziffer 8 KVG@. 
+) Jetzt $ 75 Abs. 3 KVG. 
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8 5. Beträgt, abgefehen von dem alle des 8 4, 
das gejegliche oder ftatutenmäßige Krankengeld, welches 
der Verlegte aus einer Krankenkaſſe allein oder aus 
mehreren Krankenkaſſen zufammen zu beanſpruchen 
hat, bereits zwei Drittel des bei der Berechnung des⸗ 
felben zu Grunde gelegten Arbeitslohnes oder mehr, 
fo Steht dem Verlegten aus S 5 Abſatz 9 eit.*) ein 
Anfprud auf einen Mehrbetrag nicht zu. Ebenſo⸗ 
wenig bat in diefem Falle die Krankenkaſſe auf Grund 
diefer Beitimmung einen Anſpruch auf Erftattung 
gegen den Betriebsunternehmer. 

8 6. Beitehen Bedenken gegen den Anſpruch des 
Verlegten auf den in $ 5 Abfag 9 cit.*) vorgefehenen 
Mebrbetrag, jo hat die Verwaltung ber Krankenkaſſe 
dem Unternehmer desjenigen Betriebes, in welchem 
fi der Unfall ereignet Hat, von dem Anfprude Mit- 
teilung zu maden und deſſen Erklärung hierüber ein- 
zubolen. Können hierdurch die Bedenken nicht befeitigt 
werden, jo hat die Verwaltung auch die Ortspolizei⸗ 
behörde ſowie die Organe der beteiligten Berufs- 
genoffenfhaft um eine Außerung zu erfuhen und 
nad dem Ergebnifje, vorbehaltlich der Entſcheidung 
der für Streitigkeiten diefer Art zuftändigen Behörde 
($ 5 Abfa 11 a. a. D.**), über den Anfprud nad 
beftem Ermefjen zu beſchließen. 

8 7. Die Auszahlung des Mebrbetrages feitens 
ber Krankenkaſſe hat in der gleichen Weife und an 


*) Ersetzt durch $ 12 GUVG, 
**) Ersetzt durch $ 14 GUVG. 
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denfelben Bahlterminen zu erfolgen, welche für das 
gefeglich oder ftatutengemäß zu gemährende Kranken⸗ 
geld bei der Kaffe eingeführt find. 

8 8. Die der Krankenkaſſe in Befolgung des $ 5 
Adi. 9 cit.*) erwachſene Mehrausgabe an Franken 
geld ift ungefäumt nach der Wiederherjtellung des ver- 
legten Saffenmitgliedes, nad dem etwa erfolgten 
Ableben desfelben, beziehungsmweije nad) Ablauf der 
dreizehnten Woche nach Eintritt des Unfalls bei dem 
Unternehmer desjenigen Betriebes, in welchem der 
Unfall ſich ereignet hat, zur Erftattung zu liquidieren. 

8 9. Der Liquidation ift das nadjftehende Formu⸗ 
lar**) zu Grunde zu legen. 

8 10. Bei Betriebs- (Fabril-) Krankenkaſſen und 
bei Knappſchaftskaſſen kann abweichend von den Bes 
ftimmungen in SS 8 und 9 die Liquidation nad) freier 
Vereinbarung zwifchen den Betriebsunternehmern und 
den Kafjenverwaltungen aud in beftimmten Zwiſchen⸗ 
räumen und für mehrere Kaffenmitglieder gemeine 
ſchaftlich erfolgen. 

Berlin, den 30. September 1885. 


Das Reihs-Verfiherungsamt. 
Bödiker. 


2) Ersetzt durch $ 12 Abs. 1 GUVG. 
»*) Siehe 8. 884 ff. 
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Liquidation 


auf Grund 
bes 8 5 Abſatz I des Unfallverficherungsgefeges vom 
6. Juli 1884.*) 


Krankenkaſſe (Name, Art, Sib):..................... 


—————— 


— 





der Unfall ereignet hat; 
Name des Unternehmers 
(Firma); genaue Orts⸗ 
angabe(eventuellStraße 
und Hausnummer): 


2. Vor⸗ u. Zuname des ver⸗ 
legten Stafjenmitgliedes; 
Wohnort, Wohnung: 


3. Datum des Unfalls: 


4. |a) der®iederaufnahme | zu a: 
der Arbeit, oder 

#|b)des erfolgten Ab⸗ zu b: 

g lebens, oder 

a |c) des Ablaufs der dreis | zu c: 
zehnten Woche nad) 
Eintritt des Unfalls: 


”) Ersetzt durch $ 12 Abs. 1 GUVG. 


1. Betrieb, in welchem ſich 
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5. Anzahl der Tage, für welche dem Verlegten nom 
Beginn der fünften Woche nad) Eintritt des Unfalles 
bis zur Wiederherftellung (bis zum etwa erfolgten 
Ableben, beziehungsmweife bis zum Wblauf der drei⸗ 
zehnten Woche) Krankengeld gezahlt worden ift: 


a) der Berechnung des Krankengeldes 
zu Örunde gelegtentäglichen 

Urbeitslohnes . . . 44 
b) (gejeglichen) (ftatutenmäßi- 

gen) Kranfengeldes für den 

6. Betrag des SM. WR: 
c) auf Grund des S5 UK. g des 
Unfallverfiherungsgefeges*) 
fürden Tag gewährten Kran⸗ 

fengelde8 . . 2 2 202 md 


7. Berechnung. — Das verlegte Kafjenmitglied Hat vom 
Beginn der fünften Woche feit Eintritt des Unfalls 
an Krankengeld insgefamt empfangen: 
und zwar für... Tage (vgl. Ziffer 5) 
a ...4...1% (vgl. Ziffer 60), zufammen....A... 
Dem Kaſſenmitgliede ſtand für die gleiche 
Beit (gefeglich) (ftatutenmäßig) zu und zwar 
für 1... Zage (vgl. Ziffer 5) & .-..4... 18 
(vgl. Ziffer 6b), zufammen....A... 18 
Mehrauslage, welche der Kaſſe vom Be- 
triebsunternehmer zu erftatten it. . ....A...18 


*) Ersetst durch 8 12 Abs. 1 GUVG. 
v. Woedtte, Euden-Addenhaufen, RBG. 10. Aufl. 25 
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8. Bemerkungen: 


— en 
— — 


2422 


Auf Grund des 85 Abſatz 9 des Unfallverſicherungs⸗ 
werden Ew. 
geſetzes) Ad die 
ſchluſſes des Kaſſenvorſtandes vom er⸗ 
gebenſt erſucht, der unterzeichneten Kaſſe zu Händen des 
HM „nn. bie vorstehend begründete Mehr- 
auslage zum Betragevon (in Buchftaben)........................... 
BA DIE ZUM... gefälligft erjtatten zu 
wollen. 


.. zuf olge Be⸗ 


Ort und Datum Unterſchrift: 


22 


Den vorſtehend Liquidierten Betrag von ....A... 1% 
erhalten. 


Ort und Datum: Unterjdrift: 


*) Ersetzt dnrch $ 12 Abs. 1 GUVG. 


IX. Prenßiſche Ansführungsanweiinngen. 


a) Anweifung vom 10. Juli 1892. 
(Dlinijteralblatt 1892 Seite 301). 


Zur Ausführung des Strantenverficherungsgefeges 
in der Fafjung des Gefetes vom 10. April 1892 
wird unter Hinweis auf die für Knappfchaftstaffen 
erlafjene bejondere Verfügung und vorbehaltlich 
weiterer Anordnung, fowie unter Aufhebung aller 
entgegenftehenden älteren Borfchriften folgendes be» 
ftimmt; 

I. Berbände und Behörden. (SS 44 und 84.) 

1. Unter der Bezeichnung: „weiterer Kom⸗ 
munalverband” find fämtlide Provinzial- und 
Kreisverbände zu verjtehen, in der Provinz Weftfalen 
auch die Amter, in der Rheinprovinz auch die Bürger: 
meiftereien, in der Provinz Schleswig-Holftein auch 
der Lauenburgiſche Kreisfommunalverband, in der 
Provinz Heſſen⸗Naſſau auch die kommunalſtändiſchen 
Verbände der Regierungsbezirfe Caſſel und Wies- 
baden und in den Hohenzollernſchen Landen der 
LZandestommunalverband und die Ober⸗Amtsbezirke. 

2. Unter der Bezeichnung: „Höhere Vermwals 
tungsbehörde” find zu verftehen: 

a) Die Bezirksausſchüſſe 
in Bezug auf die Genehmigung der ftatutarifchen 
25* 
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Beftimmungen (88 2, 4, 5l, 54) von Ge 
meinden und weiteren Sommunalverbänden 
mit Ausnahme der Provinzialverbände; 

in Bezug auf die Genehmigung von Kaſſen⸗ 
ftatuten (88 23, 24) der Orts⸗Krankenkaſſen 
(88 16, 17, 18 und 43) der Betriebs» (Tyabrit-) 
Krankenkaſſen (88 59, 60, 61 und 67 b und c) 
und der Bausftrankentaflen (88 69 Ff.), foweit es 
ſich nicht um die Feftftellung der der Berehnung 
der Unterftügungen und Beiträge zu Grunde 
zu legenden Durchſchnittslohnſätze und um Die 
Feſtſetzung verjchiedener Beiträge für einzelne 
Gewerbszweige und Betriebsarten Handelt; 

in Bezug auf die Genehmigung der Abände- 
rungen von Statuten diefer Kaſſenarten (auch 
in den Fällen der SS 48a Abſatz 1 und 64) 
mit der gleiden Maßgabe; 

in Bezug auf die Schliefung und Auflöfung 
von Orts-⸗Krankenkaſſen (8 47 und 48), 
foweit e8 fi) nit um bie Übermweifung der 
Kaffenmitglieder und die Verwendung des 
Kaffenvermögens handelt, ſowie in Bezug auf 
Die Ausſcheidung aus gemeinfamen Orts- 
Krankenkaſſen (8 48) mit derjelben Maßgabe; 

b) die Ober-Bräfidenten 

in Bezug auf die Genehmigung von ftatutartfchen 
Beitimmungen (88 2, 4, 51 und 54) und 
Beichlüffe (SS 12, 14, 43 und 43a) der Pro- 
vinzialverbände, ſowie 


IXa. Preußifche Ausführungsantv. vom 10. Juli 1892. 8389 


in Bezug auf die Bemeinde-Strankenverficherung 
(88 9, 10 und 13), wenn der Provinzial- 
verband an Die Stelle der demfelben an⸗ 
gehörenden einzelnen Gemeinden gefest ift; 
c) die Regierungs-Präfidenten 
für alle übrigen Fälle. 

Im Stadtkreife Berlin tritt an die Gtelle des 
Bezirfsausfchufles in denjenigen Fällen, in welchen 
es jih um die Genehmigung von ftatutarifchen Be⸗ 
ftimmungen (88 2, 4, 51, 54) handelt, und an bie 
Stelle des Regierungs= Bräfidenten der Ober-Präfident. 

In der Provinz Heſſen-Naſſau erftredt ſich Die 
Buftändigkeit des Ober- PBräfidenten in den unter b 
bezeichneten Fällen auf die Ungelegenbeiten der 
Tommunalftändifchen Verbände. 

In den Hohenzollernfhen Landen tritt an Die 
Stelle des Ober-PBräfidenten der Regierungs-Präfident. 

Für Einrichtungen, welche über den Bezirk einer 
höheren Verwaltungsbehörde hinaus fic) erftreden, 
ift, ſoweit nicht nad) den vorftehenden Beitimmungen 
eine andere Verwaltungsbehörde eintritt und vor⸗ 
behaltlich befonderer Beftimmungen für einzelne Fälle 
diejenige höhere Verwaltungsbehörde zuftändig, in 
deren Bezirk Die beteiligte Anſtalt ihren Sig hat oder 
erhalten fol. Dies gilt auch für die Fälle des $ 5a 
Abſatz 2. 

Bei Betriebs- (Fabrik-) und Bau⸗Krankenkaſſen, 
welche ausfchließlich für Betriebe des Reichs oder des 
Staates errichtet werden, hat die höhere Verwaltungs⸗ 
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behörde ihre Anordnungen und Entjcheidungen, ab- 
gefehen von den Fällen unter a, nad) Benehmen mit 
der den Verwaltungen diefer Betriebe vorgefegten 
Dienftbehörde zu treffen. Wird eine Übereinftimmung 
nicht erzielt, jo ift die Entjcheidung auszufegen und 
an die höheren Inſtanzen zu berichten. 

Bei Betriebs- (Fabrik) und Bau⸗Krankenkaſſen 
für Betriebe der Heeres- und der Marinevermaltung, 
der Reichspoſt- und der Staatseifenbahn- und Bau- 
Verwaltung werden die Obliegenheiten der höheren 
Berwaltungsbehörde von den den Verwaltungen 
dieſer Betriebe vorgefegten Dienftftellen nah Maß⸗ 
gabe der hierüber erlafjenen befonderen Beftimmungen 
wahrgenommen. 

Die Entfcheidung über die Genehmigung von Abs 
änderungen der Kaſſenſtatuten fteht jedoch, fall die 
genannten Behörden die Genehmigung zu erteilen 
Bedenken tragen, auch bei diefen Hafen dem Bezirks⸗ 
ausſchuſſe zu. 

3. Als „untere Verwaltungsbehörde” (81 
Abſatz 5) find anzuiehen: 

a) in Städten von mehr als 10000 Einwohnern, 
fomwie in denjenigen Städten der Provinz Han⸗ 
nover, für welche die revidierte Städteordnung 
vom 24. uni 1858 gilt, mit Ausnahme der im 
8 27 Abjat 2 der Streisordnung vom 6. Mai 1884 
bezeichneten Städte — die Gemeindevorftände; 

b) im übrigen die Landräte, in den Hohenzollernfchen 
Zanden die Oberamtmänner. 
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4 Us „Semeindebehörde” gilt in felb- 
ftändigen Gutsbezirten und Gemarkungen der Guts⸗ 
herr oder der Gemarkungsberedtigte. 

Im übrigen ift unter „Gemeindebehörben” der 
Borftand der Gemeinde zu verftehen. Bildet diefer 
ein Kollegium, fo Hat er zur Wahrnehmung der 
Aufſicht (Nr. 5) einen Kommiſſar zu bejtellen. 

5. Die Auffiht über die Gemeinde- Stranfen- 
verjiherung ($ 4) führt die Kommunalauffihtsbehörde 
der Gemeinde. 

Die Auffiht über die gemeinfame Gemeinbe- 
Krankenverfiherung mehrerer Gemeinden (88 12, 13) 
fteht, vorbehaltlich befonderer Beitimmung für einzelne 
Fälle, der Aufſichtsbehörde derjenigen Gemeinde zu, 
in deren Bezirf die Verwaltung diefer Verfiherung 
ihren Siß bat; fofern aber ein weiterer Kommunal- 
verband hinfichtlic) der Gemeinde⸗Krankenverſicherung 
an die Stelle der demjelben angehörenden einzelnen 
Gemeinden getreten ift, führt die Auffichtsbehörde 
über den meiteren Kommunalverband die Aufficht 
über die gemeinfame Gemeinde-Strantenverficherung 
desfelben. 

Die Auffiht über die Orts⸗Krankenkaſſen für den 
Bezirk einer Gemeinde (88 16 bis 18) und die Auf- 
ftcht über Betriebs» (Fabril-) und Bau⸗Krankenkaſſen 
(88 59 ff. SS 69 ff.), deren Bezirk über dert Bezirk 
einer Gemeinde nicht Hinausgebt, führen in Gemeinden 
von mehr als 10000 Einwohnern die Gemeindes 
behörden, im übrigen vorbehaltlid befonderer An- 
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ordnungen in Einzelfällen die Kommunalaufſichts⸗ 
behörden. Den letzteren bleibt jedoch überlaſſen, Die 
ihnen hiernach zuftehende Auffit in Städten von 
nicht mehr als 10000 Einwohnern der unteren Ver- 
waltungsbehörde (Qandrat, Oberamtmann) oder der 
Gemeindebehörde, in der ARheinprovinz und in Weſt⸗ 
falen für Gemeinden mit weniger als 10000 Ein- 
wohnern in geeigneten Fällen auch dem Bürger- 
meifter bezw. dem Amtmann zu übertragen. Die 
hierüber erlaflenen Anordnungen find zu veröffent- 
lichen. 

Für gemeinjame Orts-Krankenkaſſen mehrerer Ge⸗ 
meinden (8 43) und für Betrieb$- (Fabril-) und Bau- 
Krankenkaſſen (SS 59 ff., 69 ff.), deren Bezirk ſich über 
den Bezirk einer Gemeinde hinaus erftredt, wird Die 
Auffihtsbehörde von der höheren Bermaltungsbehörde 
und, wenn der Kaſſenbezirk fi über den Bezirk 
mehrerer höherer Verwaltungsbehörden erjtredt, vom 
Minifter für Handel und Gemerbe beitimmt. 

Die Aufſicht über Betriebs- (Fabril-) und Bau- 
Krankenkaſſen, welche ausfchlieglich für Betriebe der 
Heeres= und der Marineverwaltung, der Reichspoſt⸗ 
und der GStaatseifenbahn- und BausBermwaltung ers 
richtet find, fteht nach den bierüber erlafjenen be— 
fonderen Vorſchriften den Diejen Betrieben vorgejegten 
Dienftbehörden zu. 

Die Aufficht über Innungs⸗Krankenkaſſen ($ ’%) 
führt die Auffichtsbehörde der Innung. ... 

Die Vorſchriften bezüglich der Aufficht über bie 
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Knappſchaftskaſſen (8 74) und die Vorſchriften be⸗ 
züglich der Aufficht über diejenigen eingejchriebenen 
oder auf Grund landesrechtlider Vorjchriften ere 
richteten Hilfstaffen, für melde ein Zwang zum 
Beitritt nicht beſteht (8 75), bleiben unberührt. 


11. Feitfiellung des Maßſtabs für die Kranten- 
verfiherung und die Beiträge. 


6. Die Feſtſetzung des ortsübliden Tagelohns 
gewöhnlicher ZTagearbeiter ($ 8) erfolgt durch den 
Negterungs- Präfidenten nad Maßgabe der hierfür 
erlafienen bejonderen Vorſchriften. Die Feitfegung 
ift von Zeit zu Zeit, namentlich bei Eintritt erheb- 
licher Veränderungen der Vohnſätze, jedenfalls aber 
von zehn zu zehn Jahren zu revidieren. Ergeben 
fi Hierbei Veränderungen, fo ift bei deren Ber- 
öffentlihung darauf Hinzumeijen, von welchen Beit- 
punkt ab Die fo veränderten Säße zu Grunde zu 
legen find. Werden Gemeinden oder Zeile einer 
Gemeinde mit einer anderen Gemeinde vereinigt und 
beiteht in den beteiligten Gemeinden eine verjchiedene 
Teitfegung des ortsüblichen Tagelohns gewöhnlicher 
Zagearbeiter, jo bat der RegierungssPräfident nad 
erfolgter Bereinigung die Höhe Des ortsüblichen 
Tagelohns für den ganzen Umfang des neuen Ge- 
meindebezirks neu feitzufegen. 

7. Der durdfchnittlide Tagelohn (88 20, 64, 
72, 73) derjenigen Klaſſen von Perſonen, welche in 
Orts⸗, Betriebs: (Fabrik), Baus oder Innungs⸗ 
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Krankenkaſſen verſichert find oder verfichert werben 
follen, ift bei Einreihung und Prüfung der Statuten 
Diefer Kaffen jedesmal befonders anzugeben und vom 
Regierungs- Präfidenten feitzufegen; eine Reviſion 
findet wie bei dem ortSüblichen Tagelohn gewöhn- 
licher Tagearbeiter ftatt. 


III. Statutariſche Beſtimmungen. 

8. Statutariſche Beſtimmungen über die Aus⸗ 
dehnung der Beitrittsberechtigung zur Ge— 
meinde⸗Krankenverſicherung ($ 4 Abſ. 2), über Die 
Erſtreckung der Verficherungspflicht (88 2, 54) 
oder über die Befreiung der Arbeitgeber von 
der Beitragspflicht ($ 51) find mit den für die 
Prüfung der ordnungsmäßigen Beichlußfaffung er- 
forderliden Unterlagen dur Bermittelung der Auf 
fihtsbehörde dem Bezirksausſchuſſe (oder dem Ober- 
Präfidenten, vgl. Nr. 2, Abf. 1 lit. b, Abf. 2 und 3) 
einzureichen, 

Diefe Beitimmungen müſſen eine genaue Bezeich- 
nung derjenigen Klaſſen von Berfonen, auf welche 
fie Anwendung finden follen, und des örtlichen Um 
fangs ihrer Geltung enthalten. 

Handelt e8 fih um die Erjtredung der Ver— 
fiderungspflidt auf unftändige Arbeiter ($ 2 
Abſ. 1 Ziffer 1) oder auf Hausgemwerbetreibende 
(8 2 Abf..1 Ziffer 4), fo müſſen die ftatutarifchen 
Beitimmungen ferger enthalten: 

a) bie Beftimmung darüber, wen die Anmeldung 
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und Abmeldung der durch die ftatutarifche Be- 
ftimmung der Verſicherungspflicht unterftellten 
Berfonen, fomeit diefelben zur Gemeinde⸗Kranken⸗ 
verfiherung oder zu einer Orts⸗Krankenkaſſe ge- 
hören (8 49), obliegt und die näheren Beſtim— 
mungen über die Anmeldung und Abmeldung; 

b) die Beftimmung darüber, wer zur Einzahlung 
der ftatutenmäßigen Kafjenbeiträge verpflichtet 
ift ($ 2 Abf. 2 und 8 54); 

c) die Beftimmung darüber, ob die Arbeitgeber 
verpflichtet find, die Kafjenbeiträge der der Ver⸗ 
fiherungspflicht unterjtellten Berfonen zu einem 
Drittel (oder zu wieviel weniger) aus eigenen 
Mitteln zu leiften ($ 51 Abſ. 1). 

9. Bor Erteilung der Genehmigung wird zu er- 
wägen fein, ob nach dem pflichtmäßigen Ermeſſen 
der Behörde die in der ftatutarifchen Beftimmung 
vorgejehenen Maßnahmen eine zuverläffige Kontrolle 
über das Eintreten in die VBerficherung und über das 
Berbleiben in derfelben ermöglichen, oder ob die Er- 
ftredung der Verſicherungspflicht auf ſämtliche oder 
einzelne der in der ftatutarifchen Beftimmung ge= 
nannten Kllafjen von Perfonen gerechtfertigt erjcheint. 

Iſt Dies nicht der Fall, To kann die Genehmigung 
verfagt werden. Dagegen würde es der Abficht des 
Geſetzgebers nicht entjprechen, die Genehmigung der 
ftatutarifhen Beftimmung deshalb zu verfagen, weil 
nah Anfiht der Behörde noch auf andere in der 
ftatutarifhen Beftimmung nicht aufgeführte Klaſſen 
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von Perfonen die Verſicherungspflicht zu erſtrecken 
fein würde. 

Falls die jtatutarifhe Beſtimmung Arbeitgeber 
von der Beitragspflicht befreit ($ 51), wird zu prüfen 
fein, ob und inwieweit nach pflidtmäßigem Ermeſſen 
der Behörde die Befreiung der Arbeitgeber nicht ge= 
rechtfertigt erjcheint. 

10. Innerhalb zweit Wochen nad der Zuftellung 
findet gegen den Beicheid des Bezirksausſchuſſes die 
Beichwerde an den Provinzialrat und gegen den 
Beicheid des Ober» Präfidenten (vgl. Nr. 2 Abf. 1 
lit. b, Abſ. 2 und 3) die Beſchwerde an die Minifter 
des Innern und für Handel und Gewerbe ftatt. 


IV. Gemeinde-Srantenverfidherung. 


11. G®emeindebefchlüffe, welche eine Abänderung 
der geſetzlichen Beflimmungen über Die Höhe der Bei⸗ 
träge oder über da8 Maß der Unterftügungen bezweden 
($$ 9, 10), ſowie die nah 8 10 Abf. 3 erlafjenen 
Verfügungen des Regierungs:» Präfidenten find auf 
bie für die Bekanntmachungen der Gemeindebehörde 
vorgejchriebene oder ortsübliche Weife zu veröffent⸗ 
lichen. In gleiher Weiſe bedürfen der Veröffent- 
lihung die Gemeindebeſchlüſſe auf Grund des 8 6a 
über die Einführung des Mahnverfahrens, Feſtſetzung 
und Abänderung der Mahngebühren ($ 55 Abf. 3), 
jowie die Feitfegungen der Gemeinde - Stranlen- 
verficherung über die Höhe und die Erhebung der 
Zufagbeiträge ($ 9 Abf. 1). 
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Gemeindebeſchlüſſe, welche Vorſchriften über 
die Krankenmeldung, über das Verhalten 
der Kranken und über die Krankenaufſicht 
enthalten (K& 6a Abſ. 2) oder die daſelbſt zugelaſſenen 
Ordnungsftrafen androhen, find mit den er 
forderliden Ntachweijen über das ordnungsmäßige 
Buftandefaommen dieſer Beichlüffe der AuffichtSbehörde 
zur Genehmigung einzureichen. 

Der Anhalt der Beſchlüſſe darf nicht Über das 
Maß des Notwendigen hinausgehen. Die Genehmi- 
gung Tann nad) Ermefjen verfagt werden. 

Soll nad) Gemeindebeſchluß der Einleitung des 
Beitreibungsverfahrens für Nüdftände ein Mahn⸗ 
verfahren vorangehen und in letterem die Ers 
hebung einer Mahngebühr zugelaffen werden, fo ift 
der Betrag der Mahngebühr durch Gemeindebeſchluß 
fejtzujegen. Dieje Feftfegung bedarf der Genehmigung 
der Auffichtsbehörde (8 55). Die Genehmigung ift ins⸗ 
befondere dann zu verfagen, wenn und fomweitdie Mahn- 
gebühren über diejenigen Beträge hinausgehen, welche 
in dem der Verordnung, betreffend dag Verwaltungs» 
zwangsverfahren wegen Beitreibung von Geldbeiträgen 
vom 7. September 1879 (Gefeg-Samml. ©. 591), an- 
gehängten Gebührentarif unter 1*) feftgefegt worden find. 

Die vorjtehenden Beltimmungen finden ent- 
fpredende Anmendung, fofern ein weiterer Kom⸗ 
munalverband Hinfichtlih der Gemeinde⸗-Kranken⸗ 
verficherung an die Stelle der denfelben angehörenden 
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einzelnen Gemeinden gejegt worden ift (vgl. Ziffer 12 
Abf. 2 und Biffer 13). 

12. Übereinftimmende Befchlüffe mehrerer Ge= 
meinden über Einführung gemeinfamer Gemeinde 
Kranfenverfiherung ($ 12) find dem NRegierungs- 
Präfidenten mit den zur Prüfung über die Orb- 
nungsmäßigfeit der Beſchlußfaſſung erforderlien 
Iinterlagen einzureichen. 

Sole Beſchlüſſe find in der Regel zu genehmigen, 
wenn dieſelben rechtsgültig gefaßt find, ausreichende 
Beitimmungen über die Verwaltung der gemeinfamen 
Gemeinde-Krankenverſicherung enthalten und einen 
Eingriff in andere derartige Einrichtungen nicht bes 
forgen laſſen. Basjelbe gilt für Beſchlüſſe weiterer 
"Kommunalverbände, durch welche diefe an die Stelle 
ihnen angehöriger Gemeinden gejegt werden, oder 
durch welche für Gemeinden eine gemeinfame Ge⸗ 
meinde-Sranfenverfiherung eingeführt wird. Syın 
legteren Falle find vor der Entſcheidung bie be= 
teiligten Gemeinden zu hören. 

Sofern Borfäriften gemäß 8 6a Abſ. 2 auf 
genommen werden oder die Höhe der Mahngebühren 
in den Vermwaltungsbejtimmungen fejtgefegt wird, 
hat die Auffichtsbehörde bei Überreichung der Be⸗ 
Ihlüffe anzugeben, ob gegen den Inhalt der nad 
Maßgabe des 8 6a Abf. 2 getroffenen Vorfchriften 
bezw. gegen die Höhe der Mahngebühren Bedenken 
zu erheben jind (vgl. Ziffer 11 Abſ. 2 bis 4). 

Dem Antrage einer Gemeinde auf Vereinigung 
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mit benachbarten Gemeinden zu gemeinjfamer 
GemeindesStrantenverfiderung bat der Re— 
gierungs=Präfident in der Regel ftattzugeben, jobald 
die VBorausfegungen des 8 13 erfüllt find und ein 
Eingriff in andere derartige Einrihtungen nicht zu 
beforgen if. Bor Erlaß der Anordnung find die= 
jenigen Gemeinden, mit welchen die beaniragende 
Gemeinde vereinigt werben foll, über die . Ber- 
einigung, und alle beteiligten Gemeinden unter Bor- 
legung eines bezügliden Entwurfs über die für Die 
Verwaltung der gemeinjamen Gemeinde⸗Kranken⸗ 
verfiherung zu erlaffenden Beftimmungen zu hören. 
Erachtet der NRegierungs- Bräfident für zweckmäßig, 
daß ein meiterer KHommunalverband für die Ge- 
meinde-Stranfenverfiherung der ihm angehörenden 
Gemeinden an die Stelle der letzteren trete ($ 18 
Abi. 2), jo ſind nicht die Gemeinden, Tondern der 
weitere ommunalverband zu hören. 

Die von dem Regierungs-Präfidenten nach Abfag 1 
und 8 erlaffenen Verfügungen und Anordnungen find 
den beteiligten Gemeinden und Verbänden zuzuftellen. 
innerhalb vier Wochen nad) der Zuſtellung ift Bes 
fchwerde an die Minifter des Innern und für Handel 
und Gewerbe zuläffig. Endgültige Anordnungen über 
die gemeinfame Gemeinde-Strankenverfiherung find 
auf die für die beteiligten Gemeinden und weiteren 
KRommunalverbände vorgefchriebene oder übliche Weife 
zu veröffentlichen. 

Die Auflöfung bejtehender Vereinigungen zu 
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gemeinfamer®emeinde-frantenverfiherung 
(8 14) tft nur dann zu genehmigen, wenn veränderte 
Umftände oder die durch Erfahrung gemonnene 
richtigere Beurteilung der Verhältniſſe die Über- 
zeugung begründen, daß durd die Auflöfung eine 
zwedmäßigere Ausführung des Gejeßes ermöglicht 
wird. Für das Verfahren und die Veröffentlichung 
gelten die bei Errichtung der gemeinfamen Gemeinde⸗ 
Strantenverfiherung maßgebenden Beftimmungen. 

In welchen Fällen an die Stelle des Regierungs⸗ 
Bräfidenten der Ober-Präfident tritt, ergibt ſich aus 
Nr. 2 Abſ. 1 lit. b, Abf. 2 und 3. 

13. Ein weiterer Kommunalverband iſt nur dann 
als Träger der gemeinfamen Gemeinde⸗Krankenver⸗ 
fiherung anzujehen, wenn er für die Gemeinde 
Krankenverfiherung an die Gtelle aller ihm ans 
gehörenden Stadt: und Landgemeinden — einjchließlich 
ber felpftändigen Gutsbezirke — tritt. Sofern nur ein 
Teil der dem weiteren Stommunalverband anges 
börenden Gemeinden (3. B. nur die ländlichen Ges 
meinden und Gutsbezirke) zu gemeinjamer Kranken⸗ 
verfiherung vereinigt werden, fo fann zwar die nach 
$ 12 Abf. 4 einzurichtende befondere Verwaltung der 
gemeinfamen ®emeinde-Strankenverficherung den Or⸗ 
ganen des weiteren Kommunalverbandes übertragen 
werden, falls die Vertretung des letzteren dies be— 
Ihließt; die Verwaltungskoſten, ſowie die im Be⸗ 
dürfnisfalle zu leiftenden Vorſchüſſe ($ 9 Abf. 4) 
find dann aber auf die beteiligten Gemeinden allein 
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zu verteilen und nicht etwa als Laften des weiteren 
Stommunalverbandes unter Mitheranziehung der an 
der gemeinfamen Gemeinde-Strantenverfidherung nicht 
beteiligten Gemeinden aufzubringen. Hierbei ift es 
unerheblich, ob die Gemeinde-Strankenverfiherung in 
einzelnen ober allen zu vereinigenden Gemeinden 
ausfchliegli oder nur neben andermweiten Kaſſen⸗ 
einrihtungen Platz greifen fol 

14. Der Jahresabſchluß und die Überfidhten (8 9 
Abſ. 3) find durch Vermittlung der Auffihtsbehörde 
in der vorgefchriebenen Frift dem Regierungs-Präfi- 
denten oder Ober-PBräfidenten (vgl. Nr. 2 Abf. 1 
lit. b, Abf. 2, 3) einzureichen. Dabei find die Be- 
ftimmungen des Bundesrats maßgebend.*) 

Die Auffihtsbehörde hat für Die Beachtung der 
Friſten Sorge zu tragen. 

Für die Bejugniffe und Obliegenbeiten der Auf- 
ſichtsbehörde gelten die allgemeinen gefeglichen Be- 
ftimmungen über die Stellung der jtaatliden Auf- 
ſichtsbehörde gegenüber den Kommunalverbänden. 


V. Ort&Srantentaflen. 
a) Beihlüffe und Anordnungen über die 
Erridtung. 

15. Gemeindebehörden, welche innerhalb des Ges 
meindebezirts Orts-Krankenkaſſen für einzelne oder 
mehrere Gewerbszweige oder Betriebsarten errichten 
wollen (8 16 Abf. 1 bis 3), haben Hierbei nad) 
Nr. 207ff. zu verfahren. Falls jedoch eine gemein 

*) 8. Anhang VII. 

v. Woedtle, Euden-Abdenhaufen, KWG. 10. Aufl. 26 
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fame Orts⸗Krankenkaſſe für ſolche Gewerbszweige 
oder Betriebsarten in Ausſicht genommen wird, in 
deren einem Hundert oder mehrere verſicherungs⸗ 
pflichtige Perſonen befhäftigt find ($ 16 Abf. 4), To 
bat die Gemeindebehörde zunächſt den leßteren von 
diefer Abſicht Durch einmalige ortsübliche Bekannt⸗ 
madung mit dem Bemerken Stenntnis zu geben, bag 
von ihnen gegen die Errichtung der gemeinfamen 
Orts⸗ſKtrankenkaſſe binnen einer zu beftimmenden Frift 
Widerſpruch erhoben werden fünne. Wird rechtzeitig 
Widerſpruch erhoben, jo hat die Gemeindebehörde 
die Entfcheibung des Regierungs-Präfidenten einzu- 
holen. 

16. Den Gemeinden bleibt liberlaffen, wegen Er- 
richtung gemeinfamer Orts⸗Krankenkaſſen für mehrere 
Gemeinden (8 43 Abf. 1) mit anderen Gemeinden fid) 
in Verbindung zu fegen oder einen entſprechenden 
Antrag an den weiteren Kommunalverband zu richten. 

Wollen mehrere Gemeinden für ihre Bezirke ge— 
meinfame Orts-Krankenkaſſen errichten, jo haben fie 
die hierüber gefaßten übereinftimmenden Bejchlüfie 
mit Denjenigen Unterlagen, welche die Prüfung der 
ordnungsmäßigen Beſchlußfaſſung ermöglichen, durch 
Vermittlung der Auffichtsbehörde dem Regierungs⸗ 
Präfidenten einzureichen. 

In gleiher Weife find die Beichlüffe weiterer 
Stommunalverbände, durch, welche die Errichtung ge⸗ 
meinſamer Orts⸗Krankenkaſſen für ihre Bezirke oder 
für Zeile derfelben angeordnet wird ($ 43 Abſ. 2), 
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Dem Regierungs-Präfidenten (oder dem Ober-Präfi« 
Denten, vgl. Nr. 2 Abf. 1 lit. b, Abf. 3) zur Ge 
nehmigung einzureichen. Dieſen bleibt überlaffen, 
zunächſt den beteiligten Gemeinden zu einer Außerung 
über die beabfichtigte Errichtung Gelegenheit zu geben. 

Die Genehmigung ift zu verfagen: 

a) wenn die Beichlüffe nicht ordnungsmäßig zu⸗ 
ſtande gekommen ſind, 

b) wenn der Inhalt derſelben den Beſtimmungen 
des 8 43 Abf. 4 nicht genügt, 

c) wenn der Bezirk der gemeinfamen OrtscStranten- 
kaſſe auf Orte ausgedehnt ift, worin für Die 
zugehörigen Gewerbszweige oder Betriebsarten 
Orts⸗Krankenkaſſen vorhanden find und nicht 
gleichzeitig deren Auflöfung herbeigeführt werden 
fann. 

Die Wahrnehmung der Obliegenbeiten der Ges 
meindebehörden (8 43 Abf. 4) kann aud) an andere 
Behörden als Gemeindebehörden übertragen werden. 

17. Der Beſcheid it, falls Widerfpruch erhoben 
ift oder die Genehmigung verfagt wird, mit Gründen 
zu verfehen und den Antragftellern, ſowie denjenigen 
Gemeinden, welche Widerfpruch erhoben haben, gegen 
Zuftellungsurfunde mitzuteilen. Die Beſchwerde ift 
innerhalb 4 Wochen nad der Zuftellung an den 
Miniſter für Handel und Gewerbe zu richten. 

18. Wird von Beteiligten die Errichtung einer 
Orts⸗Krankenkaſſe beantragt ($ 17 Abſ. 1, 2), To Hut 
der Negierungs- Präfident, ſofern der Antrag nicht 

26° 
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von vornherein ungerechtfertigt erjcheint, die Ein- 
leitung von Verhandlungen über die Errichtung der 
Kaffe anzuordnen. Pie Anordnung hat Diejenigen 
Gewerbszweige oder Betriebsarten zu bezeichnen, auf 
welche bei den Verhandlungen zunächſt Rüdficht zu 
nehmen ift, und zu beftimmen, in welcher Weife den 
Beteiligten Gelegenheit zur Äußerung zu geben ift 
und wie die Verhandlungen zu führen find. 

Über die Erledigung dieſes Auftrages hat Die 
Gemeindebehörde zu berichten und dabei anzuzeigen, 
wieviel verficherungspflichtige Perfonen und Arbeit- 
geber in den einzelnen beteiligten Gewerbszweigen 
vorhanden und wie viele von Denjelben mit Ein 
ſchluß der Antragfteller dem Antrage beigetreten find. 

Der Regierungs-PBräfident prüft, ob nach den Er- 
Härungen der Gemeindebehörde und der Beteiligten 
die Errichtung der Kafje für alle oder für einzelne 
der bezeichneten Gemwerbszmweige oder BetriebSarten 
zwedmäßig und zuläflig ift, veranlaßt in letzterem 
Falle, jofern dies erforderlich ift, weitere Verhand- 
lungen über die Errichtung einer gemeinfamen Orts- 
Krankenkaſſe für diejenigen Gewerbszweige und Be- 
triebsarten, bei welchen die gejeglihen Voraus⸗ 
fegungen hierfür vorhanden find, und trifft demnädjft 
darüber Anordnung, für welche Gewerbszweige oder 
Betriebsarten eine Orts-Krankenkaſſe zu errichten iſt. 

19. Der die Errichtung einer Orts⸗Krankenkaſſe 
anordnnende Beſcheid muß unter Hinweis auf $ 17 
Abſ. 4 eine Frift für die Einreichung des Statuts 
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beſtimmen. Die Frift beginnt, fobald die Anordnung 
rechtskräftig geworden ift. Der Beſcheid ift unter 
Benachrichtigung der Antragfteller und der Auffichts- 
behörde gegen ZAZuftellungsurfunde der Gemeindes 
behörde mitzuteilen. Die Beſchwerde findet binnen 
4 Wochen nad der Buftellung an den Miniſter für 
Handel und Gewerbe ftatt. Wird binnen der ge- 
festen Friſt ein nach Anhörung der Beteiligten er- 
laſſenes, den gefeglidgen Beſtimmungen entſprechendes 
Statut für die Orts⸗Krankenkaſſe dem Regierungs⸗ 
Präſidenten nicht eingereicht, ſo eröffnet der letztere 
der Gemeindebehörde und den Antragſtellern unter 
gleichzeitiger Benachrichtigung der Aufſichtsbehörde, 
daß bis zur Erfüllung jener Verpflichtung von den⸗ 
jenigen Perſonen, für welche die Errichtung der Orts⸗ 
Krankenkafſſe angeordnet worden iſt, Beiträge zur 
Gemeinde⸗Krankenverſicherung nicht zu erheben find. 

Wird die Errichtung einer Orts⸗Krankenkaſſe von 
den Negierungs-Präfidenten oder auf erhobene Be» 
ſchwerde abgelehnt, fo werden die Antragiteller und 
die Gemeindebehörde Hiervon in Kenntnis gejegt. 

b) Verfahren bei der Erridtung. 

20. Wenn von einer Gemeinde, von mehreren 
Gemeinden oder für einen weiteren tommunalverband 
eine Orts⸗Krankenkaſſe errichtet werden foll, fo hat die 
Gemeindebehörde oder diejenige Behörde, welcher für 
gemeinfame Orts⸗Krankenkaſſen mehrerer Gemeinden 
die Obltegenheiten ber Gemeinbdebehörde übertragen 
find, durch einen Kommiflar ein Kaſſenſtatut ent- 


406 Krankenverficherungsgeſetz. Anhang. 


werfen zu laffen. Zur Erflärung über den Entwurf 
haben in ber Regel die bei der Kaſſe beteiligten ver- 
fiherungspflichtigen Perſonen und deren Arbeitgeber, 
melde zu diefem Zweck auf ortsüblihe Weife zu 
laden find, unter Leitung des Kommiſſars die von 
demfelben zu bejtimmende Zahl von Vertretern zu 
wählen. Werden Vertreter gewählt, jo jind die Ver⸗ 
bandlungen mit diefen unter Ausſchluß der übrigen 
Beteiligten zu führen; ift die angeordnete Wahl von 
Vertretern nicht erfolgt, oder ift von den Beteiligten 
eine fachgemäße Äußerung nicht zu erlangen, fo ift 
von weiteren Verhandlungen Abftand zu nehmen. 
Die Gemeindebehörde überfendet die aufgenom- 
menen Verhandlungen, eine Überficht über die An- 
zahl der in den einzelnen Gewerbszweigen oder Be⸗ 
triebsarten, für welche die Kafje errichtet werden ſoll, 
im Kaſſenbezirk bejchäftigten ($ 5a) verjicherungs- 
pflichtigen Perfonen, ein Verzeichnis der in dem Ge⸗ 
meindebezirt beftehenden Orts-Krankenkafſſen, ſowie 
den Statutenentwurf, und zwar leßteren in zwei 
Eremplaren, mittels Berihts an die Kommunal» 
auffichtsbehörbe, welche, ſoweit fie nicht jelbft als 
höhere Verwaltungsbehörde zu fungieren berufen ift, 
die Sache an den Regierungs-Präfidenten mweitergibt. 
Der Beriht muß 
a) die gegen den Entwurf erhobenen Wiberfprüche 
erläutern und angeben, inwiefern diefelben be» 
rüdfihtigungsmwert erfcheinen; 
b) fofern nicht die Beiträge und Unterftägungen 
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nad) dem wirklichen Arbeitsverbdienft der einzelnen 
Verſicherten feftgefebt find (8 26a Abf. 2 Ziffer 6), 
unter Beachtung der für Die Feſtſetzung des orts⸗ 
üblihen Tagelohns gewöhnlicher Tagearbeiter 
getroffenen Beltimmungen eine Nachweifung über 
den durchſchnittlichen Tagelohn der in den be- 
teiligten Gewerbszweigen oder Betriebsarten 
befhäftigten Perfonen oder, falls nad) dem 
Statutenentmwurf die Beiträge und Unterftügungen 
nad) Klaſſen abgeftuft werben follen, eine Nach» 
meifung über den burchichnittlihden Tagelohn 
diefer Klaſſen enthalten; 

c) falls im Statut Zufagbeiträge für Familien» 
unterftügung feftgejegt find (8 22 Abf. 2), über 
deren Angemeffenheit, fofern aber bei gemein: 
famen Orts⸗Krankenkaſſen die Höhe der Beiträge 
für die einzelnen Gewerbszweige oder Betriebs: 
arten verfchieden bemeffen ift (8 23 Abj. 3), zu⸗ 
gleih auch über die Zuläſſigkeit und Zweck⸗ 
mäßigfeit Diejer Feſtſetzungen fich äußern; 

d) anzeigen, ob ber Kaſſe außer den Beiträgen 
fonftige Einnahmen zur Verfügung jteben; 

e) vorlagen, mit welchem Zeitpunkt die Safe 
mit Rückſicht auf den Haushalt der bereits bes 
ftehenden Kaſſen, bei denen bie betreffenden 
Perfonen bisher verfihert waren, in Straft 
treten fol. 

Sofern Vorſchriften über Krankenmeldung u. ſ. w. 

($ 264 Ziffer 2a) in das Statut aufgenommen find, 
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oder Die Höhe der Mahngebühren im Statute feft- 
gejeßt ift ($ 55 Abf. 3), Hat die Aufſichtsbehörde 
gleichzeitig anzugeben, ob gegen den Anhalt der 
Vorſchriften oder die Höhe der Mahngebühren Bes 
denken zu erheben find (vgl. Nr. 11 Abſ. 2—4). 

21. Den Regierungs-Präfidenten bleibt überlaffen, 
zunädjft weitere Ermittelungen anzuftellen. Derjelbe 
ſetzt ſodann den durchſchnittlichen Tagelohn der Kaſſen⸗ 
mitglieder, falls nach demſelben die Beiträge und 
Unterſtützungen bemeſſen werden ſollen, unter Berück⸗ 
ſichtigung der etwa aufgeſtellten Klaſſen feſt und be⸗ 
findet über die Genehmigung einer etwaigen ver⸗ 
Thiedenen Bemeffung der Höhe der Beiträge für 
einzelne Gewerbszweige oder Betriebsarten ($ 22 
Abſ. 8), ſowie darüber, ob im Falle des S 18 die 
Errichtung der Kaſſe zu gejtatten ift, jofern hierüber 
nit Thon vorher eine Entſchließung ergangen fein 
follte. Beftehen über die AZuläffigfeit und Zweck⸗ 
mäßigfeit einer verfchiedenen Bemeſſung der Kaſſen⸗ 
beiträge ($ 22 Abf. 3), jomwie über das Verhältnis 
ber Beiträge der einzelnen Gewerbszweige und Be 
triebsarten zu einander Zweifel, fo iſt eine ſachver⸗ 
ftändige Prüfung anzuordnen. Erſcheint nad) dem 
Ergebnis diefer Erwägungen die Erritung der Kaſſe 
unzuläffig (8 18) oder find die Beftimmungen des 
Statuts über die verjchiedene Bemefjung der Beiträge 
($ 22 Abf. 3) zu beanftanden, fo hat der Regierungs⸗ 
Präfident den Statutenentiwurf zurüdgugeben; andern⸗ 
falls hat er die Verhandlungen mit einer entſprechenden 
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Erflärung zur Genehmigung bes SKaffenftatuts an 
den Bezirksausſchuß abzugeben. 

22. Der Bezirksausſchuß prüft zunädjft, ob die in 
dem Statutenentwurf vorgefehene Bemeflung der Bei- 
träge der Anforderung des 8 22 Abſ. 1 entfpricht. 
Entftehen Zweifel hierüber, fo iſt eine ſachverſtändige 
Prüfung anzuordnen. 

Je nach dem Ergebnis der ſachverſtändigen 
Prüfung bat der Bezirksausſchuß nach Maßgabe 
des & 30 über die Genehmigung des Kaſſenſtatuts 
zu beichließen. 

Bei der Beſchlußfaſſung wird auch zu prüfen fein, 
ob der Gemeindebefhluß über die Errichtung der 
Orts⸗Krankenkaſſe gültig zuftande gekommen ift, 
3. B. ob bei Orts⸗Krankenkaſſen in Städten die Stadt- 
verordnetenverfammlung bei der Beichlußfaffung über 
die Errichtung der Kafje mitgewirkt bat. 

Gegen den Beihluß, durch melden die Ge- 
nehmigung verjagt oder nur unter Bedingungen er- 
teilt wird, findet innerhalb zwei Wochen das Ber: 
waltungsitreitverfahren ftatt. Die Zuftändigkeit und 
Der Inftanzenzug werden durch Königliche Verordnung 
geregelt. 

23. Endgültige Bejchlüffe des Negterungs-Präfi- 
benten bezw. der Gemeinde find für den Bezirks» 
ausſchuß inſoweit bindend, als es fi um die Feſt⸗ 
fegung des durchſchnittlichen Tagelohns, feine Ab⸗ 
ftufungen ($ 20), die Benehmigung einer verjchiedenen 
Bemeflung ber Beiträge für Die verſchiedenen Gewerbs⸗ 
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zweige ober Betriebsarten ($ 22 Abſ. 3) und um bie 
Zumeifung weiterer Gewerbszweige und Betriebs» 
arten (88 18a, 43a, 47 Abf. 6) handelt. 

Das Berfahren ift möglichſt zu beichleunigen. 
Binnen ſechs Wochen nach Eingang des Antrags ift 
der Gemeindebehörde wenigften3 ein vorläufiger Be» 
ſcheid zu erteilen, falls die endgültige Erledigung 
nody nicht angängig war. Wird die Genehmigung 
erteilt, jo it das Kaſſenſtatut auszufertigen, mit 
dem Genehmigungsvermerfe zu verfehen und dem 
Regierungs- Präfidenten zur weiteren Beranlaffung 
zu überjenden. 

ec) Verfahren nad Genehmigung des 

Kaffenjtatuts. 

24. Nach Genehmigung des Kaffenftatuts bat der 
Regierungs-Präfident den Beitpunft, mit welchem bie 
Kaffe ins Leben tritt, feftzufegen und das Kaffenftatut 
der Auffihtsbehörde mit dem Auftrage zuguftellen, 
wegen der Vorbereitungen für das Inslebentreten 
der Kaffe das Weitere zu veranlaffen. 

Die Auffichtsbehörde ernennt hierzu einen Kom⸗ 
miffar. Derfelbe hat, wenn die Generalverfammlung 
der Kaſſe nach den Beitimmungen des Statuts aus 
Vertretern befteht, deren Wahl herbeizuführen und 
dazu die Wahlberechtigten zu laden. Die Wahl ift 
geheim und findet für Arbeitgeber und Berficherte, 
fowie dann, wenn nad) dem Statut die Vertreter 
von verſchiedenen Abteilungen zu wählen find, in 
getrennten Wahlverhandlungen ftatt; fie iſt nach 
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Maßgabe der ftatutarifchen Beftimmungen von dem 
Kommiflar zu leiten; über diejelbe wird ein Protokoll 
aufgenommen. Lehnen die Gemwählten die Annahme 
der Wahl ab, fo findet eine Wiederholung derjelben 
ftatt. Wird die Wahl durch die Verficherten ver- 
meigert (8 39), jo hat die Auffichtsbehörde auf Vor⸗ 
ſchlag bes Kommiſſars deren Vertreter zur General» 
verfammlung zu ernennen. 

25. Der Kommiffar beruft zur eriten General» 
. verfammlung ihre ſämtlichen Mitglieder auf die in 
dem Statute vorgefchriebene Weiſe. In dieſer Ver⸗ 
ſammlung wird die Wahl des Kaſſenvorſtandes vor⸗ 
genommen. Seine Mitglieder wählen die Kaſſen⸗ 
mitglieder und Arbeitgeber getrennt in geheimer 
Wahl. Letzteren bleibt, falls das Statut nichts 
darliber beftimmt, überlaffen, ob fie die ihnen zu⸗ 
ftehende Anzahl von Stimmen im Vorſtande durch 
einen oder durch mehrere Vertreter, von Denen aber 
jeder mindeſtens eine Stimme haben muß, führen 
wollen. Die Verhandlung wird von dem Kommiſſar 
nah) Maßgabe der ftatutarijchen Beitimmungen ge- 
leitet; iiber diejelbe wird ein Protokoll aufgenommen. 
Vehnen die Gewählten die Wahl ab, To findet eine 
Wiederholung berfelben ftatt. Wird Die Wahl von 
den Verfiherungspflichtigen oder deren Bertretern 
verweigert, oder kommt die Generalverfammlung 
nicht zuftande, fo ernennt die Auffihtsbehörbe auf 
Vorſchlag des Kommiſſars die Vertreter der Kaſſen⸗ 
mitglieder zum Vorſtand. 
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Nah Beendigung der Verhandlungen bat der 
Kommiflar der AuffichtSbehörde von dem Ergebnis, 
insbefondere von der Zufammenfegung des Vor⸗ 
Standes, Anzeige zu machen. 

d) Auffidt. 

26. Die Auffihtsbehörde hat über die Perfonen, 
welche als Mitglieder des Kaſſenvorſtandes angemeldet 
find, ein Verzeichnis zu führen und nad) Maßgabe 
der angemeldeten Veränderungen fortlaufend richtig 
zu halten. Entſtehen über die Richtigkeit der nach 
8 34 Abſ. 2 zu erftattenden Anzeigen Zweifel, fo 
bat die Auffichtsbehörde den Sachverhalt feftzuftellen. 
In die Verzeichniffe der VBorftandsmitglieder ift jeber- 
mann Einficht zu gewähren. Auf Grund derfelben 
find die im 8 35 Abf. 2 erwähnten Beicheinigungen 
auszuitellen. 

27. Bon der Ermädtigung, bie Befugniffe und 
Obliegenheiten ber Kaſſenorgane durch ernannte Ver: 
treter auf Koften der Kaffe wahrzunehmen, fo lange 
der Vorſtand oder die Generalverfammlung nicht 
zuftande gelommen ift oder die Kaffenorgane Die 
Erfüllung ihrer gefeglihen oder ftatutenmäßigen 
DObliegenheiten verweigern (8 45), hat die Auffichts- 
behörde regelmäßig ®ebraud) zu machen. 

28. Die Auffichtsbehörde hat nad) ihrem Ermeffen 
regelmäßige Revifionen, außerdem aber in jebem 
Jahre mindeftens eine außerordentliche Revifion 
aller Kaſſeneinrichtungen und der Kaffe, vorzunehmen, 
für Die Abftellung der vorgefundenen Mängel Sorge 
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zu tragen, nad) Befinden die Beitrafung der Schuldigen 
herbeizuführen, nad. Maßgabe des 8 42 den Binsfuß 
für die bis zur Erftattung veruntreuter Kaſſengelder ein- 
tretende Verzinfung zu bejtimmen und die Zinsbeträge 
von den Schuldnern nad) $ 45 beizutreiben. Bei den 
Revifionen ift darauf zu adten, daß verfügbare Be- 
ftände auf die zugelafjene Art zinsbar angelegt werden. 

Ergibt ſich bei den Reviſionen oder fonft, daß 
das Staflenftatut abzuändern (88 33, 48a) oder bie 
Schließung der Kaſſe ($ 47) in Erwägung zu ziehen 
ift, fo Hat die Auffichtsbehörde dem Regierungs⸗ 
Präfidenten fofort hierüber Bericht zu erftatten. Das 
meitere Verfahren richtet fi) nad) Nr. 36, 37, 42. 

29. Für die im 8 41 bezeichneten Überfichten 
und Abichlüffe find die hierüber erlaffenen Vor—⸗ 
fchriften des Bundesrats maßgebend. *) 

Die Aufſichtsbehörde hat für die rechtzeitige Ein- 
lieferung Sorge zu tragen und dieſelben mit den 
etwa erforderliden Erläuterungen demnächſt dem 
Regierungs-Präfidenten einzureihen. Diefer hat an 
der Hand der Nachweiſungen zu prüfen, ob nad) 
dem jeweiligen Vermögensftande für eine Kaſſe das 
Eintreten der Inſolvenz zu befürchten ift. Iſt dies 
der Fall, fo find unverzüglid Anordnungen zur 
Herftelung des Gleichgewichts zwiſchen den Ein- 
nahmen und Ausgaben der Kaſſe zu treffen. Kann 
Dies namentlich au durch eine entfpreddende Er- 
höhung der Beiträge oder Herabminderung der 

a) Siehe Anhang VII. 
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Reiftungen auf dem im $ 33 vorgefehenen Wege 
nicht erreicht werden, fo ift Die Schließung der Kaſſe 
Ip zeitig herbeizuführen, daß der Fall der Inſolvenz 
tunlichſt vermieden wird. 

Überfchreitet die Zahl der Mitglieder einer Kaffe, 
deren Generalverfammlung nad dem Statut nicht 
aus Bertretern beiteht, im Verlauf ihres Beftehens 
die Zahl 500, fo bat bie Auffichtsbehörde eine der 
Borichrift des $ 37 Ab. 2 entjprechende Abänderung 
des Statuts herbeizuführen. Verſagt die General- 
verfammlung ihre Mitwirkung, fo hat die Aufſichts⸗ 
behörde von ber ihr nad 8 45 Abf. 5 zuftehenden 
Befugnis Gebrauch zu maden. 

30. Beihlüffe der Generalverfammlung, melde 
Vorſchriften über Kranlenmeldung, über das Ver- 
halten der Kranken und über die Kranlenaufficht 
oder Beitimmungen über Orbnungsftrafen enthalten 
($ 26a Biffer 2a), find nah Nr. 11 Abſ. 2 bis 4 
zu behandeln. 


e) Zumeifung von Gemwerbsgmweigen der 
Betriebsarten (SS 18a, 43a). 

31. Die Zumeifung von Gemwerbszweigen oder 
Betriebsarten, fiir welche eine Orts⸗Krankenkaſſe nicht 
beitebt, an eine beſtehende Orts-Strantentafje erfolgt, 
wenn der Bezirk der Orts⸗Krankenkaſſe auch nad) 
ber Bumelfung nur den Bezirk einer einzigen Ge⸗ 
meinde umfaßt, durch Gemeindebeſchluß ($ 13a), bei 
Orts⸗Krankenkaſſen für bie Bezirke mehrerer Ges 
meinden durch Befchluß des meiteren Kommunal⸗ 
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verbandes ($ 43 a), zu deffen Bezirk die in Betracht 
fommenden Gemeinden gehören. 

Die Zumeifung von Gemwerbszweigen oder Be» 
triebsarten an beftehende Orts⸗Krankenkaſſen fol nur 
dann erfolgen, wenn die Bildung einer eigenen Kaſſe 
für diefe unter Berüdfichtigung der Zahl der zu ver- 
fihernden Perſonen (88 16, 18) untunlid ift. Die 
Bumeifung bat tunlichſt an eine für verwandte Be- 
triebsarten oder Gewerbszweige beitehende Orts» 
Krankenkaſſe zu erfolgen. 


32. Handelt e8 ſich um eine Orts⸗Krankenkaſſe für 
‚ den Bezirk einer einzelnen Gemeinde, jo Hat die Ge⸗ 
meinbdebehörde vor der Beſchlußfaſſung den beteiligten 
Verſicherungspflichtigen von der beabfichtigten Zu⸗ 
mweifung durch einmalige ortsübliche Bekanntmachung 
mit dem Bemerken Stenntnis zu geben, daß von ihnen 
gegen die Zumeifung binnen einer näher zu bes 
ftimmenden Friſt Widerſpruch erhoben werden könne. 
Wirb nach Ablauf biefer Friſt die Zumeifung be- 
fchloffen, jo hat die Gemeinbebehörbe dem Kaſſen⸗ 
vorftand, geeignetenfalls unter Überfendung der etwa 
eingegangenen Üußerungen, von ber Zumeifung mit 
der Aufforderung Mitteilung zu machen, binnen einer 
näber zu beftimmenden Friſt die Aufnahme der in 
Betracht kommenden Gewerbszweige oder Betriebs⸗ 
arten unter entfpredhender Abänderung der Kaſſen⸗ 
ftatuten ($ 23 Ubf. 2 Ziffer 1) herbeizuführen. 
Gegen den Gemeindebeſchluß, durch welchen Die 
Zuweiſung ausgeſprochen wird, fteht der Kaſſe inner- 
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halb vier Wochen nad) Zuftellung des Befcheides Die 
Beſchwerde an den Regierungs-PBräfidenten zu (8 18a). 

33. Unterläßt die Vertretung der Kaffe, aus An- 
laß der endgültig angeordneten Aufnahme eine ent- 
ſprechende Änderung ber Statuten zu befchliegen, To 
Hat die Gemeindebehörde dur Vermittelung der 
Auffihtsbehörbe dem Regierungs- Präfidenten von 
der Sachlage Anzeige zu machen. Dieſer hat Die 
Beſchlußfaſſung der Kaſſe anzuordnen und, falls 
diefer Anordnung binnen ber gejegten Frift Teine 
Folge gegeben wird, feinerfeit8 die erforderliche Ab- 
änderung bes Kaflenftatut$ mit reditsverbindlicher 
Wirkung und, ohne daß ein Rechtsmittel hiergegen 
ftattfindet, zu vollziehen. Hierbei ift ein Exemplar 
des Statuts mit den erforderlihen Abänderungen 
zu verjehen und mit den Bemerken auszufertigen, 
daß das fo abgeänderte Statut nah $ 48a an bie 
Stelle des bisherigen Kaflenftatuts trete Aus⸗ 
fertigung ift der Auffichtsbehörde zuzuftellen, welche 
in dem für ihre amtlichen Belanntmachungen be- 
ſtimmten Organe und nad Befinden auf andere, 
am Site der Kaſſe ortsüblide Weife die Ders 
öffentlihung der abgeänberten Beitimmungen ver- 
anlaßt. 

34. Handelt es fih um eine Orts⸗Krankenkaſſe 
für den Bezirk mehrerer Gemeinden oder für den 
Bezirk eines weiteren Kommunalverbanbes, fo finden 
auf das Verfahren die Vorfchriften der Ziffern 31-—88 
mit folgenden Maßgaben Anwendung: 
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a) Die Obliegenheiten der Gemeinbebehörden ver- 
fieht das ausführende Organ des weiteren Kom⸗ 
munalverbandes oder nach beflen Beitimmung 
diejenige Stelle, welche gemäß 8 43 Abf. 4 mit 
der Wahrnehmung ber Obliegenheiten der Ser 
meindebehörben beauftragt worden ift; 

b) die Aufforderung an die VBerfiherungspflichtigen 
iſt durch öffentlihde Belanntmachungen zu ers 
Iafien; dabei kann denjelben anbeimgeftellt 
werden, Bertreter zu wählen und dieſe zum 
Bwede einer mündlichen Verhandlung derjenigen 
Stelle, welche die Obliegenheiten der Gemeinde» 
behörde wahrnimmt (vgl. lit. a), nambaft zu 
madıen; 

c) der Beichluß über die Zuweiſung bedarf ber 
Genehmigung des Regierungs-Präfidenten oder 
Ober: PBräfidenten ; demfelben find die Beichlüffe 
mit ben für die Beurteilung des rechtsgültigen 
Zuftandelommens erforderlihen Unterlagen ein- 
zureichen; 

d) gegen den von dem Regierungs-Präfidenten oder 
dem Ober-Präfidenten genehmigten Zuweiſungs⸗ 
befchluß jteht der Kaſſe innerhalb vier Wochen 
nad der Zuftellung die Beichwerde an ben 
Minifter für Handel und Gemerbe zu. 

f) Abänderung der Statuten. 

35. Beſchließt eine Orts⸗Krankenkaſſe Abändes 
rungen des Saflenftatuts, fo ift eine Zuſammen⸗ 
ftelung der abänbernden Beichlüffe oder ein voll» 

v. Woedtke, Euden-Abbenhaujen, AUS. 10. Aufl. 27 
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ftändig umgearbeitetes Statut in zwei Exemplaren 
unter Beifügung der über die Beſchlußfaſſung auf: 
genommenen Verhandlung der Auffichtsbehörde und 
von diefer mit einer gutachtlichen Äußerung dem 
Negierungs-Präftdenten vorzulegen. Das Verfahren 
richtet fi nach Nr. 21 ff. 

Die der Genehmigung vorausgehende Prüfung 
hat fi auch darauf zu erftreden, ob die Abänbe- 
rungsbejchlüffe nad) Maßgabe des Statuts gültig 
gefaßt find. 

36. Ergibt fi, daß einem Statute die Genehmi- 
gung bätte verfagt werden müſſen, weil dasfelbe 
gegen Vorſchriften des Geſetzes verftößt oder mit 
den Beftimmungen einer anberen älteren afjeim Wider- 
ſpruche ſteht, fo hat der Regierungs- Präfident Diefenigen 
Beitimmungen, deren Abänderung erforderlich ift, zu 
bezeichnen und der Kaſſe für die Einreihung eines 
Abänderungsbeichluffes eine Frift zu beftimmen. 

Gegen diefen Beſcheid findet binnen 2 Wochen 
nad der Zuſtellung das Verwaltungsftreitverfahren 
ftatt. Die zur Entjcheidung zuftändige Inſtanz wird 
durch Königliche Verordnung*) beftimmt. 

Geht binnen der in dem endgültigen Beſcheide 
des Regierungs-Präfidenten geftellten Frijt ber Be⸗ 
ſchluß, durch melden das Statut entiprechend ab- 
geändert wird, ein, fo beſchließt der Bezirksausſchuß 
gemäß Nr. 22 und 23. Anderenfalls hat der Re⸗ 
gierungs-Präfident die Beſchlußfaſſung binnen einer 
=) Verordn. v. P. Ang. 1892 (Gesetz.-Spmmi, 8. 399). 
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weiteren Friſt anzuordnen und, wenn biefer Ans 
ordnung redjtzeitig nicht nachgekommen wird, nad) 
ben Vorſchriften unter Ziffer 33 zu verfahren. 

37. Bei einer nad) $ 33 Abf. 1 bis 3 erforder» 
fihen Abänderung hat der Regierungs⸗Präſident 
unbeſchadet feiner aus 8 33 Abſ. 4 ſich ergebenden 
Befugniffe für die Einreihung des Wbänderungs- 
befchluffes eine Friſt zu beftimmen. Gebt innerhalb 
dieſer Frift ein Beſchluß über eine hinreichende Ab⸗ 
änderung des Statut ein, fo ift die Beichlußfaffung 
des Bezirksausfchufles gemäß Nr. 34 herbeizuführen. 
Sn anderen Falle verfügt der Negierungs-Präfident 
die Abänderung und BVeröffentlihung des Statuts 
entiprehend ben unter Nr. 83 getroffenen Bes 
ftimmungen. 

Dasfelde gilt, wenn und fomweit die Feſtſetzung 
der den Maßftab für bie Unterftügungen und Bei⸗ 
träge bildenden Durchſchnittslöhne der Kaſſenmit⸗ 
glieder hat abgeändert werden müfjen und bierdurd) 
eine Abänderung der Beltimmungen der Kaſſen⸗ 
ftatuten erforderlich geworden ift. 

g) Auflöfung, Ausfheidung, Schließung. 

38. Die Gemeindebehörde oder in den Fällen 
des $ 43 die mit Wahrnehmung der Obliegenheiten 
der Gemeindebehörbe betraute Behörde, melde die 
Auflöfung einer Orts-Krankenkaſſe beantragt 
(88 16, 17), bat nachzuweiſen, daß die General» 
verfammlung der Kaffe der Auflöfung zugeftimmt 
hat ($ 47 Abſ. 2). Der Antrag ift mit einer guts 

27° 
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achtlichen Äußerung über die anderweite Verficherung 
der verfiherungspflichtigen SKaffenmitglieder, ſowie 
über die Höhe und die Verwendung bes Kaſſen⸗ 
vermögens durch Vermittelung ber Auffichtsbehörbe 
dem NRegierungs» Präfidenten einzureichen, welcher 
über Die Auflöfung die Beſchlußfaſſung des Bezirks: 
ausfchuffes herbeiführt. Der Beſchluß des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes, durch welchen die Auflöfung der Kaſſe 
abgelehnt wird, Tann von der Gemeindebehörde 
oder der Generalverfammlung im Bermaltungsftreit- 
verfahren binnen zwei Wochen nad) der Zuftellung an⸗ 
gefochten werden. Die Zuftändigkeit und der Inftanzen» 
zug werden durch Königliche Verordnung*) geregelt. 

39. Beantragt die Generalverfammlung einer für 
mehrere Gewerbszweige oder Betriebsarten innerhalb 
des Bezirks einer Gemeinde (SS 16, 17) errichteten 
gemeinfamen Orts-Strantentafje Deren Auflöfung (8 48 
Abf. 1), jo Hat der Vorstand den Beſchluß der General» 
verfammlung der Aufſichtsbehörde einzureichen. Diefe 
erfordert über Denfelben, ſowie über die anbermeite 
Verfiherung der verjiherungspflidhtigen Kaſſenmit⸗ 
glieder, über die Höhe und über die Verwendung 
des Kaffenvermögens die gutachtliche Außerung ber 
Gemeindebehörde und gibt dann die Verhandlungen 
an ben Regierungs-Präfidenten ab, welcher über die 
Auflöfung die Beihlußfaffung des Bezirksausſchuſſes 
herbeiführt. Gegen den Beſcheid desfelben, durch 
welchen die Auflöfung verſagt wird, fteht dem An- 

®) Verordn. v. 9, Aug. 1892 (Gesetz-Samml. 8, 889), 
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tragfteller innerhalb 4 Wochen nach der Buftellung 
die Beſchwerde an ben Minifter für Handel und 
Gewerbe offen. 

Anträge auf Auflöfung einer für mehrere Ges 
meinden oder für einen weiteren Rommunalverband 
errichteten gemeinfamen Orts⸗Krankenkafſe ($ 43), 
welche von einer der beteiligten Gemeinden oder von 
der Generalverfammlung der Kaffe geftellt werden 
(8 48 Abf. 5), find der Auffichtsbehörde einzureichen. 
Diefe veranlaft die Außerung der übrigen bei ber 
Kaſſe beteiligten Gemeinden oder der Vertretung des 
meiteren Rommunalverbandes, für deffen Bezirk bie 
Kaffe befteht, ſowie die Außerung der General- 
verfammlung der Kaffe, ſoweit dieſelbe nod) nicht 
gehört tft; im übrigen wird nad) Abſatz 1 verfahren. 

"40. Dem Antrage ber Generalverfammlung einer 
gemeinfamen Orts-Srantentafle auf Ausfheidung 
eines Gewerbszweiges oder einer Betriebsart aus 
ber Kaſſe ($ 48 Abf. 2) muß eine Überficht über Die 
Anzahl der auszufcheidenden Perfonen und über bie 
Urt und Höhe der für die legteren bereits erwachfenen 
Unterftügungsanfprücdhe, ſowie der Nachweis beis 
gefügt fein, dab die Mehrzahl der den auszu- 
ſcheidenden Gewerbszweigen oder Betriebsarten an- 
gehörenden Kaffenmitglieder zuftimmt. Im librigen 
findet Nr. 89 Abſ. 1 Anwendung. 

Anträge der Generalverfammlung einer gemein 
famen Orts⸗Krankenkaſſe für mehrere Gemeinden ober 
einen weiteren Sommmmalverband, fowie Anträge 
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einer an folder Kaſſe beteiligten Gemeinde auf Aus« 
ſcheidung von Angehörigen einer Gemeinde ober 
mebrerer Gemeinden aus der Kaſſe ($ 48 Ubf. 3) 
find nad) Nr. 39 Abſ. 2 zu behandeln, 

41. Bei Anträgen auf Auflöfung oder Aus» 
fhetdung wird zu erwägen fein, ob veränderte 
Umftände oder die durch die Erfahrung gewonnene 
richtigere Beurteilung der Verhältnifie die Auflöfung 
oder Ausfcheidung zwedmäßig erfcheinen laſſen. 

42. Kommt die Schließung einer Orts⸗Kranken⸗ 
faffe in Frage, fo hat der Regierungs⸗Präſident bie 
Auffichtsbehörde anzumeifen, in einem Vorverfahren, 
in weldem bie Generalverfammlung der Kaffe zu 
hören ift, den-Sadjverhalt feitzuftellen und nad) dem 
Ergebnis biefer Verhandlungen entweder Diejelben 
einguftellen, oder beim Bezirksausſchuſſe den Antrag 
auf Schließung zu ſtellen. Der Beſchluß des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes, duch welchen die Schließung der Kaſſe 
ausgefprodhen wird, kann von der Generalverfamm- 
lung ber Kaſſe binnen 2 Wochen nad) der Buftellung 
im Vermwaltungsftreitverfahren angefochten merden. 
Die Zuſtändigkeit und der Imftanzenzug werden 
duch Königlide Verordnung”) geregelt. 

43. Sobald die Auflöſung, Ausſcheidung 
oder Schließung endgültig feftfteht, hat der Re⸗ 
gierungs- Präfident den Beitpunft zu beftimmen, mit 
welchem dieſe Maßregel eintreten ſoll, und unter 
Beachtung der SS 4, 47, 48 über die anbermeite 

*) Verordn. v. 9. Aug. 1892 (Gesetz-Samml. 8. 989), 
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Verwendung des Kaffenvermögens und über die 
andermweite Verfiherung der verficherungspflichtigen 
Perfonen Verfügung zu treffen. Gegen dieſe Ver- 
fügung fteht den Beteiligten binnen 4 Wocden nad) 
der Zuftellung die Beſchwerde an den Minifter für 
Handel und Gewerbe zu. 

Die Auffihtsbehörde hat fodann Die beteiligten 
Kafjenmitglieder und Arbeitgeber auf ortsübliche oder 
jonft geeignet erfcheinende Weile davon in Kenntnis 
zu jegen, wohin die erfteren von dem fejtgefepten 
Beitpuntte ab überwiefen find. Die gleiche Benach⸗ 
richtigung iſt derjenigen Gemeinde oder Orts⸗Kranken⸗ 
kaſſe zuzuftellen, welcher die verficherungspflichtigen 
Mitglieder der aufgelöften oder gejchlofjenen Kaffe 
oder die ausgeſchiedenen Kafjenmitglieder überwieſen 
worden find. 

Sofern infolge der Ausſcheidung von Gemeinden, 
Gewerbszmweigen oder Betriebsarten aus einer ges 
meinfamen Orts⸗Krankenkaſſe oder infolge der Zu⸗ 
weifung Verſicherter an eine andere Orts-Strantentafie 
eine Statutenänderung gemäß 8 23 Abf. 2 Biffer 1 
erforderlid” wird, fo Hat die Auffichtsbehörde dem 
Vorſtande die Einreihung des die Statuten ab» 
ändernden Bejchluffes binnen einer näher zu be⸗ 
ftimmenden Frift aufzugeben. Bas weitere Ber- 
fahren richtet ſich nad) Nr. 33. 

Die Abwidelung der Bermögensregulierung er- 
folgt durch den Vorſtand der aufgelöften, geſchloſſenen 
oder verkleinerten Kaſſe unter Kontrolle ber Aufs 
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ſichtsbehörde oder, falls der Vorftand die Erfüllung 
diefer Verpflichtung verweigert oder verzögert, durch 
die Aufſichtsbehörde. 


VI. Betriebs. (Fabrit-) Krankenkaſſen. 
a) Erriſhtung und Beauffihtigung. 

44. Wird für den Betrieb eines Unternehmers, 
welcher fünfzig oder mehr der Verfiherungspflicht 
unterworfene Perſonen beichäftigt, von der Gemeinde, 
in beren Bezirk die Beſchäftigung ftattfindet, oder 
von der Orts⸗Krankenkaſſe, welcher die beichäftigten 
Perfonen angehören, die Errichtung einer Betriebs- 
(Fabrik) Krankenkaſſe beantragt, fo hat der Re⸗ 
gierungs-Präfident eine Erörterung des Sachverhalts 
herbeizuführen und anzuordnen, in mwelder Weiſe 
bei derfelben ben Beteiligten oder deren Vertretern 
zur Außerung Gelegenheit zu geben ift. Grftredt 
fi) der Betrieb des Unternehmers liber ben Bezirt 
mehrerer Gemeinden, fo find dieſe ſämtlich zu be= 
teiligen. Die Uußerung der. Gemeinden bat fich 
auch darauf zu erftredien, wie. hoch die Beiträge zu 
bemeſſen find, welde dem Unternehmer im alle 
des 8 62 aufzuerlegen fein würden. 

Nah Abſchluß der Verhandlungen entjcheidet ber 
Negierungs-Präfident nad) pflihtmäßigem Ermeflen 
unter Abwägung ber Intereſſen ſämtlicher Beteiligter 
über die Erriddtung der Betriebs- (Fabrils) Kranken, 
kaſſe. Wird der Antrag abgelehnt, jo find die An⸗ 
tragiteller, ſowie bie beteiligten Gemeinden hiervon 
in Kenntnis zu fegen. Der Beſcheid, durch welchen 
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die Errichtung der Kaffe angeordnet wird, ift dem 
Unternehmer unter Hinweifung auf die Vorfchriften 
des 8 62 gegen Zuſtellungsurkunde mit der Auf: 
forderung mitzuteilen, binnen einer angemefjenen, 
nah den Umftänden feftzufegenden Frift zur Ver- 
meibung der gejegliden Nachteile ein den Beftim- 
mungen des Gejeges entſprechendes Kaffenftatut zur 
Genehmigung einzureihen. Den beteiligten Ge⸗ 
meinden und Orts⸗Krankenkaſſen ift von diefem Be- 
ſcheide Kenntnis zu geben. 

Der Regierungs-Präfident beftimmt, ohne an An- 
träge gebunden zu fein, darüber, ob für Betriebe mit 
befonderer Krankheitsgefahr eine Betriebs» (Yabrik-) 
Krankenkaſſe zu errichten if. Wird Die Errichtung 
derſelben angeordnet; jo ift nad) bem vorigen Abſatz 
zu verfahren. 

Auf den Antrag des Unternehmers, welcher weniger 
als fünfzig verfiherungspflichtige Perſonen beſchäftigt, 
ift die Errichtung einer Betriebs⸗ (Fabrik⸗) Kranken⸗ 
kaſſe in der Regel zu geſtatten, ſobald die Voraus⸗ 
ſetzung des 8 61 Abſ. 2 dargetan iſt und von ber 
Errichtung der Kaſſe Nachteile nicht zu beſorgen ſind. 

45. Wird von dem Unternehmer, welchem die 
Errichtung einer Betriebs⸗ (Fabrik⸗) Krankenkaſſe 
aufgegeben iſt, binnen der ihm geſetzten Frift ein 
beftimmungsmäßig aufgeftelltes Kaſſenſtatut nicht 
vorgelegt, ſo jegt der Regierungs-Präfident unter Be⸗ 
rückſichtigung der hierliber abgegebenen Erklärungen 
ber Gemeindebehörde feit, welche Beiträge von bem 
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Unternehmer nad) Maßgabe des 8 62 zu derjenigen 
Orts⸗Krankenkaſſe, der die in feinem Betriebe be⸗ 
ſchäftigten verfiherungspflitigen Perſonen ange» 
hören, oder bezüglich folder Perſonen, die einer 
Orts⸗Krankenkaſſe nicht angehören, zur Gemeinde 
Krankenverfiherung derjenigen Gemeinde, in deren 
Bezirk fie beifhäftigt find, geleiftet werden müflen. 
Diefe Feſtſetzung wird dem Unternehmer und der 
Auffihtsbehörde, ſowie — durh Einziehung der 
Beiträge — den beteiligten Gemeinden und Orts⸗ 
Krankenkaſſen mitgeteilt. 

46. Ein Unternehmer, welcher eine Betriebs 
(Fabrik) Krankenkaſſe errichtet, hat über den Ent- 
mwurf eines Kafjenftatuts die Beteiligten oder Die 
Vertreter derjelben zu bören. Sind hierzu Bekannt⸗ 
madungen erforderlid), jo genügt ein Anſchlag an 
einer von den Arbeitern häufig betretenen Stelle. Im 
übrigen finden die Beftimmungen unter Nr. 20—30 
und 385—837 mit der Maßgabe Anwendung, daß die 
Unterlagen von dem linternehmer oder feinem Be⸗ 
auftragten durch Vermittelung derjenigen Behörde 
einzureichen find, welcher für den Fall der Errichtung 
die Aufſicht über die Betriebs» (Fabril-) Krankenkaſſe 
zuftehen würde, daß die liberficht über die ers 
fierungspflichtigen auf diejenigen Perfonen zu bes 
Ihränten ift, welche in dem Betriebe beichäftigt 
werden, und daß an dem Genehmigungsverfahren 
nit die Gemeinde, ſondern der Unternehmer zu 
beteiligen iſt. 
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47. Bei Vereinigung mehrerer Betriebs» 
(Fabrif-) Krankenkaſſen für Betriebe desjelben 
Unternehmers zu einer Kaſſe ($ 67c) finden bie 
Vorſchriften unter 46 mit der Maßgabe Anwendung, 
dab an Stelle der in den Betrieben beichäftigten 
Perſonen die Generalverfammlungen der zu vers 
einigenden Kaſſen zu hören und bei Einreichung des 
Statuts die Beichlüffe der Generalverfammlungen 
der beteiligten Kaſſen, in melden der Vereinigung 
zugeftimmt wird, vorzulegen find. 

48. Ob bei zeitweiliger Einftellung oder erheb⸗ 
licher Einfchräntung des Betriebes oder der Betriebe 
von der Befugnis des $ 67 Gebraudy zu machen ift, 
bat die Auffichtsbehörde unter Berlidfichtigung der 
mutmaßlichen Dauer diefes Zuftandes, des Intereſſes 
der_Kaffenmitglieder, der von dem Unternehmer ge 
währten Garantie und der fonjtigen obwaltenden 
Verhältniſſe forgfältig zu prüfen. Übernimmt dies 
felbe die Verwaltung der Kaffe, fo ift Hiervon dem 
Hegierungs-Präfidenten Anzeige zu maden. 

b) Ausfheidung, Auflöfung und Schließung. 

49. Der Antrag eines Unternehmers auf Auss 
fheibung eines Betriebes aus einer gemeinfamen 
Betriebs- (Fabrik) Krankenkaſſe ($ 67a) ift an bie 
Auffihtsbehörbe zu richten. Dem Antrage ift eine 
Überficht über die derzeitige Gefamtzahl der in bem 
ausfcheidenben Betriebe beſchäftigten verſicherungs⸗ 
pflichtigen Perfonen — und zwar nad) Gemeindes 
bezirfen geordnet —, wenn ber auszuſcheidende Be⸗ 
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trieb fi über mehrere Gemeinden erftredt, beizu⸗ 
fügen. 

Sofern für den auszujcheidenden Betrieb nad) 
den Grundſätzen der SS 60 ff. die Errichtung einer 
beſonderen Betriebs- (Fabrik-) Krankenkaſſe oder bie 
Übermweifung an eine für Betriebe desfelben Betriebs- 
unternehmers bereitS beftehende andere Betrieb8- 
(Fabrik) Krankenkaſſe in Frage fommt, bat Die 
Auffihtsbehörde den lUinternehmer des auszus 
[&eidenden Betriebes zu einer Erklärung zu ver- 
anlaffen. Iſt letztere erforderlich oder wird fie binnen 
der beftimmten Friſt nicht abgegeben, fo Hat bie 
Auffichtsbehörde die VBorftände der Gemeinden und 
der Orts⸗Krankenkaſſen, welchen bie ausſcheidenden 
Perſonen überwieſen werden können, zu einer 
Außerung innerhalb einer näher zu beſtimmenden 
Friſt aufzufordern. Nach Ablauf derſelben ſind die 
Verhandlungen mit einer gutachtlichen Äußerung 
über den Zeitpunkt der Ausſcheidung und die Weiter⸗ 
verſicherung der auszuſcheidenden Perſonen an den 
Regierungs⸗Präſidenten abzugeben. Dieſer beſchließt 
über den Zeitpunkt des Ausſcheidens, ſowie über die 
Weiterverſicherung und veranlaßt die Abänderung 
bes Statuts ber bisher gemeinſamen Kafſe, ſowie 
nach Lage der Verhältniſſe die Einreichung eines 
Statuts der für den ausgeſchiedenen Betrieb zu er⸗ 
richtenden neuen Betriebs- (Fabrik⸗) Krankenkaſſe 
(Nr. 44ff.) oder die Abänderung der Statuten der⸗ 
jenigen Orts⸗Krankenkaſſen, welchen die betreffenden 
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Perjonen fortan angehören follen (Nr. 33 ff). Die 


Ausscheidung darf nicht verweigert werben. 
Die Auffihtsbehörde Hat unmittelbar nad) Eintritt 
des Zeitpunktes der Ausfcheidung: 
a) eine Nachweiſung Über die Gejamtzahl der am 
Tage des Ausicheidens vorhandenen Mitglieder 
ber bisher gemeinfamen Betriebs- (Fabrik⸗) 
Krankenkaſſe und über die Zahl der aus- 
ſcheidenden Kaflenmitglieder, 
b) eine Überficht über Die Höhe Des KKaffenvermögens 
und der etwa vorhandenen Schulden der Safe 
am Tage des Ausicheidens, 
c) eine Überficht über die Art und Höhe ber bis 
zum Tage des Ausfcheidens bereits entftandenen 
. Unterftügungsanfprüde — foweit bie Unter⸗ 
ſtützungsanſprüche nody nicht feftgefiellt find, tft 
ein angemefjener Betrag für dDiefe anzugeben — 
mit einer gutachtlichen Hußerung über die Teilung 
des Bermögens dem Negierungs-Präfidenten einzu- 
reihen. Dieſer entfcheidet über Die Teilung und Er- 
ftattung eines etwaigen Fehlbetrages ($ 67a Abf. 2 
Biffer 2). Gegen den Beicheid fteht den beteiligten 
Unternehmern, dem Borftande ber bisher gemein- 
famen Betriebs, (Fabrik⸗) Krankenkaſſe und der⸗ 
jenigen Kaſſe oder Gemeinde-Srankenverficherung, 
welcher die ausfcheibenden Mitglieder zugemiejen 
find, binnen 2 Wochen nad) der Zuftellung die Be⸗ 
ſchwerde an den Minifter für Handel und Gewerbe zu. 

Für die Ausführung der endgültig feftgeftellten 
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Zeilung bat die Auffichtsbehörbe ber bisher gemein- 
ſamen Kaffe auf Anrufen eines Beteiligten Die er- 
forderliden Maßnahmen zu treffen. 

50. Ein Unternehmer, welcher die Auflöfung 
der für feine Betriebe errichteten Betriebs- (Fabrik-) 
Krankenkaſſe herbeiführen will, bat der Auffichts- 
behörde bie Yuftimmung der Generalverfammlung 
der Kaffe nachzumeifen und eine Überficht über Die 
Zahl der Kaffenmitglieder, welche für den Fall, daß 
ber Betrieb fich liber die Bezirfe mehrerer Gemeinden 
erſtreckt, nach dieſen aufzuftellen ift, ſowie eine Über- 
fi&t über die noch nicht erledigten Unterftügungs- 
anjprüde und die vorhandenen Dedungsmittel ein» 
zureichen. 

Die Auffihtsbehörde fordert die Vorſtände der⸗ 
jenigen Gemeinden und Orts⸗Krankenkaſſen, welchen 
im Falle der Auflöfung die bisherigen Mitglieder 
der Betriebs- (Fabrik) Krankenkaſſe zuzuweiſen fein 
würden, zu einer Äußerung über den Antrag auf 
und reicht nad) Ablauf der für dieſelbe geitellten 
Friſt die Verhandlungen mit einer gutadhtlichen 
Außerung, in welcher fie ſich über den Beitpuntt 
ber Auflöjung, über die Weiterverficherung der ver- 
fiherungspflictigen Perjonen und über die Ber- 
wendung des Staffenvermögens auszufprechen bat, 
an den Negierungs-Präfidenten ein. 

Kommt die Schließung einer Betriebs- (Fabrik) 
Krankenkaſſe in Frage, jo hat die Auffichtsbehörde 
unter Anhörung des Unternehmers ſowie der General- 
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verfammlung der Kaffe den Sachverhalt feftzuftellen. 
Soll die Schließung wegen ordnungsmwibriger Kaſſen⸗ 
und Rednungsführung erfolgen, fo ift gleichzeitig 
bie Höhe desjenigen Betrages zu erörtern, welcher 
nad) Maßgabe der SS 62, 68 Abſ. 2 von dem Unter⸗ 
nehmer geleiftet werden foll. 

51. Der Regierungs-Präfident befchließt über die 
Auflöfung oder Schließung der Kaffe. Der Be- 
ſcheid, welder die Auflöfung oder Schliefung aus- 
ſpricht, muß enthalten: 

a) die Beftimmung des Tages, mit welchem bie 
Maßregel in Kraft tritt, 

b) bie Beftimmung, daß an diefem Tage zur Deckung 
der bereit8 entftandenen Unterftügungsanfprüche 
ein von der Aufſichtsbehörde feftzufegender Betrag 
aus dem nach Abzug der Schulden verbleibenden 

- Kaflenvermögen, und ſoweit dasfelbe nicht aus- 
reicht, von dem Unternehmer aus eigenen Mitteln 
an die Auffihtsbehörde oder nad deren An⸗ 
weifung abzuliefern ſei, 

c) Beftimmungen über den Reſt bes Staffenver- 
mögens und die Weiterverfiherung der ver- 
ſicherungspflichtigen Kaflenmitglieder, 

d) die Beftimmung über die Höhe der nad) 8 68 
Abf. 2 zu leiftenden Beiträge, falls ſolche auf: 
erlegt werden follen. 

Der Beicheid ift dem Unternehmer, ſowie der Kaſſe 
in Ausfertigung zuzuftellen und der Auffihtsbehörbe 
abfchriftlich mitzuteilen. Binnen zwei Wochen ift bie 
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Beihwerde an den Dtinifter für Handel und Gewerbe 
zuläffig. | 

52. Sobald die Auflöfung oder Schließung 
endgültig feftjteht, hat die Auffichtsbehörde Die be= 
teiligten Kaffenmitglieder und Arbeitgeber auf orts⸗ 
übliche Weife davon in Kenntnis zu feen, wohin 
die erfteren von dem feftgefeßten Zeitpunkte ab über- 
wiejen find. Gleichzeitig find die Orts⸗Krankenkaſſen 
ober die Gemeinden, welchen die Weiterverfidherung 
der verfiherungspflichtigen Perjonen zufällt, von Dem 
Tage, an welchem dieſer Wechfel eintritt und eventuell 
von der auf Grund des $ 68 Abi. 2 getroffenen An- 
ordnung über Beiträge des Unternehmers in Kenntnis 
zu jegen. Sofern die Zumeifung an eine Orts⸗ 
Krankenkaſſe erfolgt und eine Statutenänderung ge- 
mäß $ 23 Abi. 2 Ziffer 1 erforderlidy wird, ift nad 
Nr. 43 Abſ. 3 zu verfahren. Den Betrag derjenigen 
Summe, welde am Tage der Auflöfung ober 
Schließung abzuliefern ift, bat Die AuffichtSbehörde 
nad) Anhörung des Unternehmers und des Kaſſen⸗ 
vorſtandes rechtzeitig feitzufegen. Für die zur Zeit 
der Auflöfung oder Schließung etwa fon ent» 
ſtandenen, aber noch nicht feitgeftellten Unterftügungs- 
anfprüde ift den ihrer Höhe nad befannten Ans 
ſprüchen ein angemefjener Betrag binzuzujegen. So⸗ 
meit ber Betrag am Zahlungstage nicht eingeht, ift 
er ungejäumt nad) 88 55, 65 von dem Unternehmer 
beizutreiben. 

Die Auffihtsbehörde bewirkt demnächſt Die Bes 
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friedigung der Unterftügungsberechtigten. Über bie 
hierbei etwa erübrigten Beträge wird, ſoweit fie nicht 
in Ermangelung ausreichenden Kaſſenvermögens von 
dem Unternehmer hergegeben worden find, nad; Maß- 
gabe der in dem Beſcheid (Nr. 51) über die Ver: 
wendung def Kafienvermögens getroffenen Beftim- 
mung verfügt; der Reſt wird dem linternehmer 
zurüderftattet; Ausfälle werden von ihm beigetrieben. 


VII. Bau- und Innungs⸗Krankenkaffen. 


53. Die Vorftände der Gemeinden fomwie die Gut$- 
herren in jelbftändigen Gutsbezirken und die Ges 
marfungsberedhtigten in felbftändigen Gemarfungen 
haben von vorübergehenden Baubetrieben, welche in 
ihrem Bezirk unternommen werden und welche voraus⸗ 
ſichtlich fünfzig oder mehr verficherungspflichtige Per- 
fonen dauernd beichäftigen werden, dem Regierungs- 
Präfidenten Anzeige zu machen. 

Darüber, ob bei derartigen Baubetrieben die Er- 
rihtung einer Bau⸗Krankenkaſſe anzuorbnen und 
etwaigen Anträgen der Bauherren wegen Übertragung 
ihrer Verpflichtungen auf Bauunternehmer zu ent- 
ſprechen ift, hat der Regierungs-Präfident nad) pflicht- 
mäßigem Ermeſſen zu befinden. Die Verfügung, 
durch welche die Errichtung der Kaffe angeordnet 
wird, muß für die Einreihung eines dem Gejeße 
entipresgenden Kaſſenſtatuts eine Frift beſtimmen. 
Im übrigen finden unter Berüdfichtigung dee 8 72 
Abſ. 3 die Beftimmungen der Nr. 44ff. Anwendung. 

v. Woedtke, Euden-Addenhaufen, ABS. 10. Aufl. 28 
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Die bisherigen Beftimmungen über die Errichtung, 
Auflöfung und Beauffihtigung von Innungs— 
Krankenkaſſen, ſowie über die Genehmigung ihrer 
Statuten bleiben unberührt. Mit diefer Maßgabe 
finden im übrigen die für die Orts-Krankenkaſſen 
gegebenen Beitimmungen (Nr. 15 ff.) entjprechende 
Anwendung. 


VII. Saflenverbände. 


54. Wollen fi) Gemeinde⸗Krankenverſicherungen, 
Orts-, Betriebs- (Fabrik), Baus und Innungs⸗ 
Krankenkaſſen nad) Maßgabe des 8 46 zu einem 
KRafjenverbande vereinigen, fo find die bezüglichen 
übereinftimmenden Befchlüffe der beteiligten Kom⸗ 
munalverbände oder Generalverfammlungen nebjt 
den die Prüfung ermöglichenden Unterlagen und 
einem Statutens Entwurf dur Bermittelung der 
Auflichtsbehörde dem NRegierungs-Präfidenten zur 
Genehmigung vorzulegen. Die Genehmigung Tann 
nad) Ermefjen verfagt werden. 

Die Auffihtsbehörde über den Kaſſenverband 
beftellt der Regierungs-Präfident. Die Aufficht Hat 
fih darauf zu bejchränfen, daß die Beitimmungen 
des Verbandsftatuts befolgt und die Beiträge richtig 
verteilt und eingezogen werden. 

Die Auflöſung des Kafjenverbandes ift von 
der Auffichtsbehörde dem Negierungs- Präfidenten 
anzuzeigen. 
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IX. Gemeinfame Meldeftelle. 


55. Die Erridtung einer gemeinfamen 
Meldeftelle ($ 49 Abf. 5) ift in denjenigen Ge⸗ 
meinden, für melde die Anordnung in Kraft tritt, 
auf ortsüblihe Weiſe befannt zu maden und dur 
dasjenige Organ, welches für die amtlichen Bekannt⸗ 
madungen der die Meldeftelle errichtenden Behörde 
dient, zu veröffentlichen. 


56. Der gemeinjamen Meldeſtelle ift ein Ver⸗ 
zeichnis der in ihrem Bezirk bejtehenden Orts⸗ 
Krankenkaſſen und derjenigen Gemeinden, für welche 
Gemeinde⸗Krankenverſicherungen beftehen, zuguftellen. 
Die gemeinfame Meldeftelle prüft, ob dasjenige Mit- 
glied, deſſen Austritt aus der Beichäftigung ($ 49) 
oder aus einer Hilfsfajje ohne Beitrittszwang ($ 49a) 
angemeldet wird, nach den Borjchriften des Geſetzes 
und der für ihren Bezirk gemäß 8 2 ergangenen 
ftatutarifchen Beitimmungen verfiherungspflichtig tft. 
Sofern dieſes nicht der Fall ift, wird auf die Anzeige 
nichts weiter veranlaßt. Iſt das ausgetretene Mit- 
glied aber verfiherungspflichtig, To gibt die gemein 
fame Meldeſtelle ungefäumt derjenigen Orts⸗, Be⸗ 
trieb8» (Fabrik⸗) Baus oder Innungs⸗Krankenkaſſe, 
welcher der Ausgejchiedene als Mitglied anzugebören, 
oder derjenigen Gemeinde, zu Deren Gemeindes 
Krankenverſicherung derfelbe beizutragen haben würde, 
von der Anzeige Kenntnis. Die betreffende Kaffe 
oder die Gemeinde fontrolliert auf Grund Ddiefer 

28” 
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Anzeige die weitere Verfiherung. Erfolgt die An—⸗ 
zeige von dem Übertreten eines Mitgliedes einer 
Hilfsfaffe ohne Beitrittszmang (8 75) in eine 
niedrigere Mitgliederflaffe, jo hat die Meldeftelle zu 
prüfen, ob das Mitglied verfiherungspflichtig iſt 
und ob, wenn dies der Fall ift, die dem Mitgliede 
in Ddiefer Klaſſe zuftehenden Unterftügungsfäge den 
auf Grund der SS 6 und 7 von der Gemeinde, in 
mwelcher derfelbe befchäftigt ift, zu gemährenden 
Zeiftungen gleihlommen. Trifft Iegteres nicht zu, 
fo ift der Orts-Krankenkaſſe oder Gemeinde-Kranken⸗ 
verfiherung von der Anzeige Aenntnis zu geben, 
um wegen der PVerfiherung das Weitere zu ver- 
anlafjen. Andernfalls hat e8 bei der Anzeige fein 
Bemwenden. 

Gehen bie Anzeigen bei der Aufſichtsbehörde ein, 
ſo gibt dieſe die Anzeigen, falls eine gemeinſame 
Meldeſtelle errichtet iſt, an letztere ab. Andernfalls 
verfährt die Aufſichtsbehörde ebenſo, wie für die 
gemeinſame Meldeſtelle vorgeſchrieben worden iſt. 

57. Wenn eine gemeinſame Meldeſtelle mit der 
in einem Kaſſenverbande eingerichteten gemeinſamen 
Rechnungs- und Kaſſenführung vereinigt wird, ſo 
ſind von den bei der gemeinſamen Meldeſtelle ein⸗ 
gehenden Anzeigen nur diejenigen weiterzugeben, bei 
denen die Gemeinde⸗Krankenverſicherung oder ſolche 
Orts⸗, Betriebs- (Fabrik⸗), Bau⸗ und Innungs⸗ 
Krankenkaſſen beteiligt ſind, welche dem Kaffen- 
verbande nicht angehören. Im übrigen fällt die 
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Kontrolle der MWeiterverfiherung der gemeinfamen 
Meldeitelle zu. 

58. Die im 8 81 megen unterlafjener An- und 
Abmeldung angedrohten Strafen fünnen gemäß $ 1 
des Geſetzes vom 23. April 1883 (Gefeg-Samml. 
©. 65) durch die Ortspolizeibehörde feitgefegt werden. 
Die Strafgelder find nad; Vorſchrift des 8 82c ab- 
zuführen. 


X. Hilfslaflen ohne Beitrittszwang. (8 75.) 


59. Anträge von Hilfskaſſen, welde ihren Sig 
innerhalb des Preußifchen Staatsgebietes haben, auf 
Erteilung der im $ 75a bezeichneten Beſcheinigung 
find nebſt zwei Exemplaren der Kafjenftatuten an Die 
Auffichtsbehörde zu richten und von diefer nad) vor- 
gängiger Prüfung mit einer gutachtlichen Äußerung 
dem Minifter für Handel und Gewerbe einzureichen. 
Die Prüfung Hat fi insbejondere darauf zu er—⸗ 
ftreden, ob für verficherungspflichtige Mitglieder in 
allen Mitgliederklaſſen 

1. die Krankenunterſtützung mindeſtens bis zum Ab⸗ 
laufe der sechsundzwanzigsten Woche nad) Beginn 
der Krankheit, im Falle der Erwerbsunfähigteit mit 
der nach 6 Ab}. 2 fich ergebenden Maßgabe min- 
deſtens bis zum Ablaufe der sechsundzwanzigsten 
Woche nad) Beginn des Krantengeldbezuges ge- 
währt wird, 

2. eine Karenzzeit für neu eintretende Mitglieder 
nicht vorgejehen ift, 
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3. neben dem Krankengelde, vorbehaltlich der Be- 
ftimmungen des $ 75 Abf. 3, die im 8 6 Abf. 1 
Ziffer 1 aufgeführten Leiftungen gewährt werden. 

Falls die Kaffe fi das Recht vorbehält, ftatt 
fonftiger Unterftüßungen freie Kur und Verpflegung in 
einem Krankenhauſe zu gewähren, jo iſt auch zu prüfen, 
ob dabei die Vorfchriften des S 7 beachtet werden. 

Die Erteilung der Beſcheinigung ift int Regifter 
der eingejchriebenen Hilfsfaffen*), (Spalte 5) zu ver 
merfen. 

Für die Entfheidung der Frage, ob ein Mitglied 
einer Hilfsfafje von der Verpflichtung der Gemeinde- 
Krankenverfiherung oder einer organifierten Kaffe 
beizutreten befreit ift, ijt Die Befcheinigung, ſoweit 
ihr Inhalt reicht, unbedingt maßgebend. Dagegen 
verbleibt den Verwaltungen der Gemeinde-Stranfen- 
verfiherung, den Borftänden der einzelnen Kaſſen 
fowie den zur Entſcheidung von Streitigkeiten be— 
rufenen Behörden die Pflicht zur Prüfung, ob das 
Krankengeld die Hälfte des ortsüblichen Lohnes ge- 
wöhnlicher Tagearbeiter am Beihäftigungsorte des 
Mitgliedes erreicht. 


XI. Entſcheidung von Streitigleiten. 

60. Den auf Grund des 8 58 Abf. I zu er- 
teilenden Beſcheiden ift die Belehrung über das zu- 
läffige Rechtsmittel am Schluffe Hinzuzufügen. 

St bei Entfheidung von Gtreitigfeiten (8 58 
vN. Anlage der Anw. z. HKG. v. 14. Juli 1884. 
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die Aufſichtsbehörde als Vertreterin einer Partei be- 
teiligt, fo darf, wenn die Aufſichtsbehörde ein Kollegium 
bildet, der nad) Ar. 4 ernannte Kommiſſar bei der Ent- 
fcheidung nicht mitwirken. Andernfalls beftimmt die 
Kommunalaufſichtsbehörde, welcher anderen Behörde 
die Entfcheidung der Streitigfeit obliegen foll. 

Berlin, den 10. Juli 1892. 

Der Minister de3 Innern. 
Herrfurwh. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Freiherr von Berlepſch. 


b) Anweiſung vom 1. März 1898 (Auszug). 
(Minifterialblatt Seite 45.) 


Zur Ausführung des Gefeges vom 26. Juli 1897, 
betreffend die Abänderung der Gewerbeordnung, wird 
folgendes beitimmt: 


Abſchnitt J. Behörden. 

(Bekanntmachung vom 15. Auguſt 1897.) 

2. Unter der Bezeichnung „höhere Vermals> 

tungsbebörde” find zu verftehen: 
a) die Bezirksausſchüſſe: 

1. in den Fällen der Genehmigung der Statuten 
(8 124 des Zuftändigfeitsgejeges) und Neben- 
ftatuten der Innungen. 
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Im Stadtfreife Berlin tritt in den 
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unter a bezeichneten Fällen der Bolizei-Prä- 
ſident an die Stelle des Bezirksausſchuſſes 
(vgl. 8 161 des Zuftändigfeitsgefeges). 

b) Die Regierungs-Präfidenten inallen übrigen 
Fällen, fofern nicht für Handwerkskammern ab- 
weichende Beltimmungen getroffen werben (88 

105 ff., 100t Abf. 4, 130a Abf. 2, 131b Abf. 2 
und 133). 

Im Stadtkreifg Berlin tritt... ...... 
der Ober-Präfident an die Stelle des Negierungs- 
Präfidenten. 

3. Unter der Bezeichnung „untereBermwaltungs-= 
behörde” find zu verftehen: 
in Städten über 10000 Einwohnern — in der 
Provinz Hannover in Städten, auf welche Die revi- 
dDierte Hannoverſche Städteordnung vom 24. Juni 
1858 Anwendung findet, mit Ausnahme der im 
8 27 Abf. 2 der Hannoverjchen Kreisordnung be- 
nannten Städte — die Gemeindebehörde, 
im übrigen der Landrat, in den Hohen 
zollernihen Landen der Oberamtmann. 
4. Unter der Bezeihhnung „Semeindebehörde” 
ift zu verftehen der VBorjtand der Gemeinde, in 
Gutsbezirken der Gutsporfteher. 


Abſchnitt IT. Innungen. 
A. Freie Innungen. 
15. Wird die Auflöſung der Innung beſchloſſen, 
ſo liegt die Abwickelung der Geſchäfte zunächſt dem 
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Vorſtand oder den durd) Innungsbeſchluß befonders 
beauftragten Perfonen ob. Die Auffichtshehörde übt 
hierbei dieſelben Befugniſſe aus, welche ihr bei der 
laufenden Verwaltung von Angelegenheiten der In⸗ 
nungen zuftehen. Wenn jedoch der Vorftand oder 
die Beauftragten der Innung ihrer Verpflichtung 
nicht genügen, insbejondere die Gefege, das Statut 
oder die Innungsbeſchlüſſe nicht beachten und wieder⸗ 
holte Aufforderungen zur ordnungsmäßigen Abmide- 
Iung der Gefchäfte unbefolgt lafjen, jo übernimmt 
Die Auffichtsbehörde oder ihr Beauftragter die Er- 
ledigung der Gejchäfte. 

Im Falle der Schließung der Innung erfolgt die 
Abwickelung der Gefhäfte durch die Auffichtsbehörde 
oder durch ihre Beauftragte. 

Bei der Auflöfung oder Schließung Tann der 
Regierungs-Präfident (in Berlin der Ober-Präfident) 
den von der Smnung errichteten, nicht unter 8 73 
Krankenverſicherungsgeſetzes fallenden Unterftügungs- 
kaſſen Korporationsrechte erteilen. Über das Ber- 
mögen aufgelöfter oder gefchlofjener Innungs-Franten- 
fallen (8 73 Krankenverſicherungsgeſetzes) iſt nad) 
Maßgabe des 8 47 Abi. 3 bis 6 des Krankenver⸗ 
fiherungsgefeges zu verfügen. 

16. Die Nebenftatuten find ausfchliegli zur 
Ordnung derjenigen Einrichtungen beftimmt, welche 
zur Erfüllung ber im $81b Ziff. 3 bis 5 aufgeführten, 
durch das Hauptitatut unter Die Zwecke der Innung 
aufgenommenen Aufgaben dienen follen. . 
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17. Der Entwurf der Nebenjtatuten tft in zwei 
Eremplaren unter Anſchluß einer Ausfertigung des 
Belchluffes der Innungsverfammlung der Auffichts- 
behörde einzureichen. Dieſe hat Darauf zu achten, 
daß die etwa erforderlide Zuziehung des Gejellen- 
ausfchuffes erfolgt, und die Vorgänge nad) Anhörung 
des Gemeindevorſtandes (8 85 Abſ. 1) mit einer gut⸗ 
achtlichen Außerung dem Bezirksausfguß (in 
Berlin dem MolizeisPräfidenten) zu übermeifen. 
Darüber, ob die beabfichtigte Nebeneinrichtung über- 
haupt oder in der beantragten Form zugulafjen ift, 
ift nad freiem Ermeſſen zu befinden, wobei insbe- 
fondere zu prüfen ift, ob Durch Die beabfichtigte Ein- 
rihtung der Beftand ähnlicher, an denfelben Orten 
bereit3 beftehender Organifationen gefährdet wird. 
Daß das Statut der Innung dieſe Einrichtungen 
unter die Aufgaben der Innung aufgenommen bat 
und mit Diejer Beftimmung genehmigt tft, gibt der 
Innung feinen Anſpruch auf Genehmigung des 
Nebenftatuts. Die Nebenftatuten müſſen Beftim- 
mungen über die Vorausfegungen und die Form 
ihrer Aufhebung treffen. 

18. Wird die Genehmigung erteilt, fo iſt ein 
Eremplar des genehmigten Nebenftatuts ven Innungs⸗ 
vorjtand durch Vermittelung der Auffichtsbehörbe aus- 
zuhändigen. Für den Fall der Berfagung der Ge- 
nehmigung ift dem Innungsvorſtand ein mit Gründen 
verjehener Beicheid zuzuftellen, in welchem darauf 
hinzuweiſen ift, baß binnen vier Wochen die Beſchwerde 
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an den Minifter für Handel und Gewerbe eingelegt 
werden Tann. 


B. Bwangsinnungen, 

25. Mit dem Zeitpunfte des Inkrafttretens der 
Anordnung über die Errichtung ver Zwangsinnung 
find die für die gleichen Gewerbszweige beftehenden 
freien Innungen, deren Gib fih im Bezirk der 
Bmangsinnung befindet, durch den Regierungs-Präfi- 
denten (in Berlin den Ober-PBräfidenten) zu [hließen. 
Die Auffihtsbehörde der freien Innung überwacht die 
Abwickelung der Gefchäfte und den Übergang des 
Vermögens der freien Innung auf die Zwangsinnung. 
Der Beitand des Vermögens der freien Innung ift 
durch den Regierungs-Präfidenten (in Berlin den Ober: 
Präfidenten in urfundlicher Form feitzuitellen. 

27. Befteht bei der freien Innung eine Innungs⸗ 
Krankenkaſſe (8 73 Krantenverficherungsgefeges) 
fo bat die Aufjichtsbehörde in den Fallen, in denen 
nad 8 1001 Abſ. 2 die Schließung der Kaffe erfolgen 
fann, die Entſchließung des Regierungs-Präfidenten 
(in Berlin des Ober-Präfidenten) wegen Schließung 
der Kaſſe herbeizuführen. Erfolgt die Schließung, 
fo ift nach S 47 Abf. 3 bis 6 Krankenverſicherungs⸗ 
gejeges zu verfahren, andernfalls geht die Kaffe mit 
ihren Rechten und Verbindlichleiten auf die Zwangs⸗ 
innung über. Ihre Verwaltung erfolgt, folange 
nit der Regierungs-Präfident (in Berlin der Ober- 
Präfident) die Abänderungen des Nebenftatuts voll- 
zogen bat, durch die bisherigen Kaſſenorgane. Ver⸗ 
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meigern dieje die Dienftleiftung, jo bat die Aufſichts⸗ 
behörde die Verwaltung zu übernehmen ($ 45 Abf. 5 
Krankenverſicherungsgeſetzes). 

30. Bleibt eine freie Innung unter Auſsſcheidung 
des in eine Zwangsinnung einbezogenen Teiles ihrer 
Mitglieder beſtehen, jo hat die Aufſichtsbehörde zu- 
nächſt durd) Verhandlung mit den Vorftänden den 
Berfuch einer Einigung über die Art der Verteilung 
des Vermögens zu maden und demnädjt eine Be- 
Thlußfaffung der Innungen zu veranlafjen. Kommt 
eine Einigung nicht zuftande, fo hat der Regierungs- 
Präfident (in Berlin der Ober-Präfident) über die Ver— 
teilung unter Berüdfichtigung des Verhältniffes der 
Zahl der ausgefchiedenen Mitglieder zu der Zahl der 
in der freien Innung verbleibenden Mitglieder Be— 
ftunmung zu treffen (8 100k Abf. 2). 

Beiteht bei der freien Snnung eine Innungs⸗ 
Krankenkaſſe, fo ift über die Verteilung ihres 
Vermögens auf eine Verjtändigung zwilchen der In⸗ 
nung und den Orts-Krankenkaſſen (Gemeinde-Stranfen- 
verjiherung) hinzuwirken. Iſt eine folche nicht zu er⸗ 
zielen, jo bat der Regierungs-Präfident (in Berlin der 
Dber-Präfident) iiber die Verteilung desVermögens nad) 
Maßgabe des 8 100m zu beftimmen. Bon einer 
Berteilung des Vermögens wird abzufehen fein, wenn 
aus der Kaffe nur einzelne Mitglieder ausfcheiden, 
oder Die bei den Ausjcheidenden bejchäftigten Perfonen 
fih aufeinegrößere Zahl von Kaffeneinrichtungen berart 
verteilen, daß die auf die einzelnen Einrichtungen ent» 
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fallenden Anteile der mit der Überweifung verbundenen 
Mühemwaltung nicht entfpredhen würden. 

34. Auf die Beauffihtigung der Zwangsinnungen 
finden die Beftimmungen in Ziffer 9 bis 12 
mit den aus den 88 1000 und 1005 Abf. 5 
und 6 fich ergebenden Abänderungen entjprechende 
Anwendung. 

Für die Nebenftatuten gelten die Beitimmungen 
unter Ziffer 16 bis 18 mit der Maßgabe, daß gemeiſn⸗ 
ame Gejchäftsbetriebe nicht errichtet werden bürfen. 

Berlin, den 1. März 1898. 


Der Minifter für Handel und Gewerbe. 
Brefeld. 








c) Die Minifterialverfügung vom 30. Mai 1903 
über: Die Ausführung des Gefekes, betreffend 
weitere Abändernngen des SKranfenverfiche- 
rungsgefeges, 

vom 25. Mai 1903 (RGBl. ©. 233). 
(Miniiterialblatt der Handels u. Gewerbe⸗Verwaltung 1903 

Seite 205). 

Der Dinifter für Handel und Gewerbe. 
Berlin, den 30. Mai 1903. 

Das Geſetz, betreffend weitere Ab— 
änderungen des Strantenverfiherungsge- 
feges, vom 25. Mai 1903 (RGBl. ©. 233) tritt 
bereits am 1. Januar 1904 in Kraft. Da bis dahin 
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die Abänderung der großen Mehrzahl der Statuten 
der Orts», Betriebs⸗(Fabrik⸗, Bau- und Innungs⸗ 
Krankenkaſſen, ſowie der eingejchriebenen und auf 
landesrechtlicher Vorſchrift beruhenden Hilfstaflen 
erfolgt jein muß, jo erfcheint e8 geboten, die Durch⸗ 
führung des Gefeges unverzüglid in die Wege zu 

leiten, 

1. Gemeindebefhlüffe oder Beſchlüſſe 
weiterer Kommunalverbände, welche Beſchrän⸗ 
tungen ber Sranfenunterftügung bei der Gemeindes 
Krantenverfiderung nah Maßgabe des 8 6a Ab]. 1 
Biffer 2 und 3 des Geſetzes enthalten, find dahin zu 
ändern, daß für Krankheiten, die ich der Verficherte 
durch gefchlechtlihe Ausfchweifungen zugezogen Hat 
(Ziffer 2), das Krankengeld weder ganz noch teilmweije 
entzogen werden darf und daß eine Beſchränkung im 
Sinne der Ziffer 3 erſt nach Bezug der Kranken⸗ 
unterftügung während 26 Wochen zuläffig ift (Art. 1, 
IV des Geſetzes). 

Das Höchſtmaß der Ordnungsſtrafen wegen Ver: 
fehlungen gegen die auf Grund des 8 6a Ab]. 2 
a. a. O. erlafjenen Vorſchriften ift von 20 ME. auf 
das Dreifache des täglichen Krankengeldes für jeden 
Übertretungsfall herabzufegen (Art. 1, V des Gefeßes). 

2. Die Statuten der Drts- Betriebs» 
(Fabrif-), Bau- und Innungs-Krankenkaſſen 
werden in folgenden Punkten durch die Vorſchriften 
des Geſetzes berührt: 

a) Sofern fich die Statuten über Die Verficherungs- 
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pfliht der Handlungsgehilfen und Lehrlinge 
auslaffen, ift zu beaditen, daß gemäß Art. I 
und II des Gejeßes diefe Perfonen vom 1. Januar 
1904 ab von der Verſicherungspflicht nur dann 
befreit find, wenn ihr Urbeitsverdienft an Lohn 
oder Gehalt 6%; ME. für den Arbeitstag oder, 
fofern Lohn oder Gehalt nach größeren Zeit- 
abſchnitten bemeffen ift, 2000 ME. für das Jahr 
berechnet, überfteigt. 

b) Die Unterftügungsdauer muß mit der aus Art. 1, 
IV des Gefeges ſich ergebenden Maßgabe auf 
26 Wochen verlängert werben. 

ce) Die Wöchnerinnen-Unterftügung ift fortan auf 
die Dauer von ſechs Wochen zu gewähren 
(Art. 1, IX des Gefeßes). 

d) Wenn die Statuten Beſchränkungen der Kranken⸗ 
unterftügung nad) Maßgabe des 8 26a Abf. 2 
Biffer 2 und 3 des Kranfenverfiherungsgefetes 
enthalten, jo ift zu berüdjichtigen, daß eine Be- 
ſchränkung in der Gewährung des Krankengeldes 
bei Krankheiten, die durch geſchlechtliche Aus- 
fchmweifungen hervorgerufen find, nicht mehr zu= 
läffig iſt (Urt. 1, XII des Geſetzes), und daß 
eine Rürzung der Unterftügungsdauer gemäß 
Biffer 3 a. a. DO. nur dann vorgefchrieben werden 
darf, wenn die Krankfenunterftüßung für 26 
Wochen gewährt wurde (Art. 1, XII des Geſetzes). 
Bu S 26a Abſ. 2 Ziffer 2a a. a. O. ift zu be- 
achten, daß die Höchftgrenze der Ordnungsſtrafen 
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geändert worden ift (Art. 1, XII des Geſetzes). 

e) Da Die Grenze des anrechnungsfähigen Arbeits- 
verdienftes in den Fällen des 8 20 Ab. 1 Ziffer 1 
des Kranfenverjicherungsgejeges von 3 auf 4 ME. 
und bei Bildung von Lohnklaſſen ($ 20 Abi. 2 
a. a. O.) von 4 auf 5 Mt. erhöht worden ift 
(Art. 1, IX des Gefetes), fo ift bei allen Kranken⸗ 
faflen, wo eine Berüdfihtigung höherer Lohn— 
füge nad) Lage der Berhältnifie erforderlich 
eriheint, der durchſchnittliche Tagelohn von 
Ihnen andermweit feftzufegen. Auch haben Die 
Kaſſen, bei denen der wirkliche Arbeitsverdienſt 
den Beiträgen und Unterftüßungen zu Grunde 
gelegt iſt (8 26a Abf. 2 Ziffer 6 des Kranken⸗ 
verfiherungsgefetes), eine andermweite Felt: 
fegung im GStatute vorzunehmen, wenn Lohn- 
füge von mehr als 4 bis zur Höhe von 5 Mt. 
(Art. 1, XII des Geſetzes) berüdfichtigt werden 
müſſen. 

f) Kaſſen, die gemäß 8 21 Abſ. 1 Ziffer 5 des 
FKrantenverjicherungsgefeßes Familienunter- 
ftüßung gewähren, haben zu beadjten, baß die 
Gewährung einer Wöchnerinnenunterftügung an 
Ehefrauen der Kaffenmitglieder nicht mehr zu- 
läffig ift (Art. 1, X des Gefehes), dagegen 
fönnen die in Biffer 4 a. a. D. in der neuen 
Faſſung des Art. 1, X aufgeführten IUnter- 
ftügungen gewährt merden. 

Den Kaſſen ift zu empfehlen, zur Erleichterung 
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des Genehmigungsverfahrens etwaige Ande⸗ 
rungen in einem Nachtrage zufammenzufafjen. 

3. Die eingefhriebenen und auf Grund 
Iandesrehtlider Vorſchrift errichteten Hilfs— 
kaſſen haben eine Änderung der Statuten dahin 
vorzunehmen, daß die Krankenunterſtützung mit der 
aus Art. 1, IV des Geſetzes fich ergebenden Maßgabe 
mindeftens 26 Wochen gewährt wird. 

Ebenſo jind fie verpflichtet, fortan bei Krank—⸗ 
beiten, die ſich die Verficherten durch gefchlechtliche 
Ausſchweifungen zugezogen haben, das Strantengeld 
vol zu gewähren. Eine etwaige, dem $ 6a Abi. 1 
Biffer 3 des Krankenverſicherungsgeſetzes entſprechende 
Beſchränkung ift nah Maßgabe der Vorjchrift des 
Art. 1, V des Gefeges zu ändern. 

Den Hilfskaſſen ift gleihfalls zu empfehlen, Die 
vorgenommenen Ünderungen in ber Form eines 
Nachtrags »vorzulegen; zugleih find fie darauf 
hinzumeifen, daß auf eine rechtzeitige Erteilung der 
Befcheinigung gemäß $ 75a des Krankenverſicherungs⸗ 
gejeges nur gerechnet werden könne, wenn ein ein= 
wandfreier Nachtrag ſpäteſtens bis zum 1. Dezember 
d. %. in zwei Wusfertigungen oder beglaubigten 
Exemplaren vorgelegt wird. Die Namen der Hilfs» 
faffen, die bis zum 1. Januar 1904 noch nicht im 
Beſitz einer neuen Bejcheinigung find, wollen Sie zu 
Anfang nächſten Jahres mit der Bemerkung im 
Regierungsamtsblatte veröffentlichen, daß die früher 
erteilte Beſcheinigung ihre Gültigkeit verloren babe 

y. Woedtle, Eucken⸗Addenhauſen, KWO. 10. Aufl. 29 
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(Art. IV Abſ. 4 des Gefeges). Im übrigen ijt nad) 
Vorſchrift des Erlaffes vom 9. Februar 1898 (B 1291) 
zu verfahren, 

4. Nachdem durch Artikel 1, I und II des Geſetzes 
der PVerfiherungszwang auf alle Handlungsgebilfen 
und «Lehrlinge ausgedehnt worden und der 82 Abf. 1 
Ziffer 5 des Krankenverſicherungsgeſetzes fortgefallen 
ift, bebarf es einer Berichterftattung über Die ftatu- 
tarifhe Ausdehnung des Verſicherungszwangs nad 
Maßgabe meine® Erlaffes vom 15. April d. J. 
(Min. Bl. ©. 151 ff.) zu E der Überficht nicht mehr. 
Am übrigen made ich unter Hinweis auf den Erlaß 
vom 12. April 1897 (Min.BL. f. d. i. Verw. 1897 ©. 99) 
darauf aufmerffam, daß die Gründung von Orts: 
Krankenkaſſen für Handlungsgehilfen und -Zehrlinge 
unzuläjfig tit. 

5. Nach 8 45 Abſ. 6 des Krankenverſicherungs⸗ 
gejeges in der Faſſung des Art. 1, XVI des Geſetzes 
tft gegen die Androhung, Feſtſetzung und Vollftredung 
der Ordnnungsftrafen durch die AuffichtSbehörde auf 
Grund des 8 45 Abf. 1 des Krankenverſicherungs⸗ 
geſetzes ſowie gegen Anordnungen der Aufſichts⸗ 
behörde über die Wahrnehmung der Befugnifje und 
Obliegenheiten der Kaſſenorgane auf Grund des 8 45 
Abſ. 5 des Krankenverfiherungsgejeßes das Verwal: 
tungsftreitverfahren zugelafjen, jedoch nur inſoweit, 
als die Anfechtung darauf gejtügt wird, daß Die ge= 
troffene Anordnung rechtlich nicht begründet und die 
Kaſſe oder das Vorftandsmitglied durch die Anord⸗ 
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nung in einem Nechte verlegt oder mit einer rechtlich 
nicht begründeten Verbindlichkeit belaftet fei. Über 
die Frage, ob die Anfechtung auf dieſe Behauptung 
geftüßt wird und damit die Borausjegungen für die 
Buläffigfeit des Verwaltungsſtreitverfahrens vor⸗ 
liegen, haben die Verwaltungsgerichte ſelbſt nach 
freiem Ermeſſen zu entſcheiden. Zur Vermeidung 
von Kompetenzkonflikten wird es daher notwendig 
ſein, Beſchwerden, die innerhalb der erſten vier 
Wochen nach Zuſtellung der Anordnung bei Ihnen 
eingehen, an den Bezirksausſchuß abzugeben und erſt 
über die Beſchwerde zu entſcheiden, wenn der Bezirks⸗ 
ausſchuß ſich für unzuſtändig hält. Bei Beſchwerden, 
die nach Ablauf der vier Wochen eingehen, wollen 
Sie zunächſt prüfen, ob die Anfechtung auf die in 
8 45 Abſ. 6 aufgeführten Behauptungen geſtützt wird. 
Ergibt die Prüfung, daß Dies der Fall ift, jo ift 
eine Entſcheidung abzulehnen und dem Befchwerbe- 
führer zu eröffnen, daß die Anordnung, nachdem er 
unterlafjen babe, dieje binnen vier Wochen nad) Zu⸗ 
ftelung im Verwaltungsftreitverfahren anzufechten, 
rechtsträftig geworben fei. Liegen die Vorausfegungen 
für das VBerwaltungsftreitverfahren nicht vor, fo ift 
die Beſchwerde im Aufſichtswege zu erledigen, Auf 
Innungs⸗ſtrankenkaſſen findet der $ 45 Abf. 6 feine 
Anwendung. 

Das Bermwaltungsitreitverfahren in den Fällen 
des 8 42 Abi. 6 und 8 45 Abſ. 6 des Krankenver⸗ 
fiherungsgefeges in der Faſſung des Artikels 1, XV 

29* 
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und XVI bes Geſetzes wird demnächſt durch Könige 
liche Verordnung geregelt werden. 

6. Unter unteren Verwaltungsbehörden im Sinne 
des 8 56 Abf. 4 a.a. O. find Diejenigen Behörden 
zu verftehen, welche in Ziffer 3 der Ausführungs- 
anweifung vom 10. Juli 1892 (Min. Bl. f. d. i. Verm. 
1892 ©. 301) aufgeführt worden find. 


Möller, 


An die Herren Regierungspräfidenten: 
und den Herrn Oberpräfidenten in Potsdam. 


X. Mufterfatungen 
für Orts: und Betriebs⸗(Fabrik⸗)Krankenkaſſen. 
(Sentralblatt für das Deutiche Reich 1903 Nr. 30 ©. 243.) 


Um eine Unleitung zur Aus⸗ oder Umarbeitung von 
Kafienftatuten nad) dem Geſetze, betreffend meitere Ab⸗ 
änderungen des Krankenverſicherungsgeſetzes, vom 25. Mat 
1903 — Reichs⸗Geſetzbl. S. 233 — zu geben, bat ber 
Bundesrat befchlofien, die in Betracht Tommenden Para⸗ 
graphen ber im Centralblatte für das Deutiche Reich vom 
15. Juli 1892 ©. 515ff. bekannt gegebenen Entwürfe 
von Statuten 

4. für eine Ortskrankenkaſſe, 

2. für eine Betriebs⸗(Fabrik⸗)Krankenkafſe 
in der nachſtehenden, entſprechend abgeänderten Faflung 
neu zu veröffentliden. Soweit es fich nicht um Weg⸗ 
lafjungen handelt, find die Abänderungen gegenüber der 
feitherigen Faflung durch den Drud hervorgehoben. 


Berlin, den 1. Juli 1903. 
Der Reichskanzler. 


Im Auftrage: Caspar. 
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Anderungen zum Entwurfe des Statuts einer 
Ortskrankenkafſe 


(Centralblatt für das Deutſche Reich vom 15. Suli 1892 
©. 515ff.) 
mit Rüdfiht auf die Vorfchriften des Geſetzes, betreffend 
weitere Abänderungen des Srankenverficherungsgejeges, 
vom 25. Mai 1903 (Reichs⸗Geſetzbl. ©. 233). 


Vorbemeriungen. 


Das Krantenverficherungsgefeg in der Faſſung des 
Geſetzes vom 10. April 1892 (Reichs-Geſetzbl. S. 379) 
hat durch die Novelle vom 25. Mai 1903 (Reichs⸗Ge⸗ 
ſetzbl. S. 233) eine Reihe von Abänderungen erfahren, 
die ed zweckmäßig erſcheinen ließen, auch den feinerzeit 
vom Bundesrate befchloffenen Entwurf des Mufterftatuts 
einer Ortskrankenkaſſe einer entiprechenden Durchſicht zu 
unterziehen. Da unter der Herrichaft des Kranlenver- 
ſicherungsgeſetzes in feiner feitherigen Faſſung ein Be- 
dürfnis nad) einer Abänderung des genannten Statuts 
in wefentlicheren Punkten nicht hervorgetreten ift, konnten 
die Abänderungen im tweientlichen auf diejenigen Para- 
graphen beſchränkt werden, die durch die neuen Be— 
ſtimmungen des Gefeges vom 25. Mai 1903 irgendwie, 
jet e8 im Texte, jet e8 in den beigegebenen Erläuterungen, 
berührt werden: Es gelangen daher im nachſtehenden 
aud nur diefe Paragraphen zum Wbdrude, welche an 
die Stelle der entfprechenden bezifferten Baragraphen des 
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Rormalitatuts treten follen. Die nicht abgedruchen Para⸗ 
graphen behalten ihre bisherige Faſſung. Für die Be- 
deutung der neuen Faſſung, die flir die tufolge der No- 
velle notwendige Abänderung der Kaffenjtatuten nur einen 
Anhalt geben fol, gilt das gleiche, was in den Vorbe⸗ 
merfungen zu dem Entwurfe des Statut? einer Orts⸗ 
krankenkaſſe (Centralblat für das Deutiche Rei vom 
15. Sult 1892 ©. 515ff.) hervorgehoben iſt. Auf diefe 
Vorbemerkung wird daher hier lediglich Bezug genommen. 

Auf Grund der 88 16 und 23 des Krankenverſicherungs⸗ 
geiebes (Reichs-Geſetzbl. 1892 ©. 417) und des Gesetzes, 
betreffend weitere Abänderungen des Krankenver- 
sicherungsgeseizes, vom 25. Mai 1903 [Beichs-Ge- 
setzbl. S. 233] errichtet der Gemeindevorjtand [Magi- 
ftrat] von N,!) nah Anhörung der Beteiligten?) das 
nachſtehende Kafienftatut: 

[Auf Grund der 88 16, 23, 36 des Krankenver⸗ 
ſicherungsgeſetzes (Neich3-Gejegbl. 1892 ©. 417) und des 
Gesetzes, betreffend weitere Abänderungendes Kranken- 
versicherungsgesetzes, vom 25. Mai 1903 [Beichs- Ge- 
setebl. S. 233] wird das Statut der Ortskranken⸗ 
tafie....... in ...... vom ...... auf Beſchluß der Ge⸗ 
neralverſammlung in nachstehenden Punkten abge- 
ändert.) 

Die neuen Bestimmungen treten vom 1. Janua 
1904 ab an die Stelle der bisherigen Bestimmungen 
mit der Massgabe, dass in Unterstützungsfällen, bei 
welchen am genannten Tage die Dauer der Unter- 
stützung nach den bisher geltenden Vorschriften noch 
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nicht beendet ist, von diesem Zeitpunkt ab die neuen 
Bestimmungen Anwendung finden, sofern sie für den 
Unterstützungsberechtigten günstiger sind. 


Erläuterungen. 


Zum Eingange. 

1) Statuten für neu zu erridtende Ortskranken⸗ 
fallen find von der Gemeindebehbörde nah Anhörung 
der Beteiligten (Arbeitgeber und Arbeiter) zu errichten 
($ 23 des Geſetzes). 

Menn für eine beftehende Ortskrankenkaſſe das bis- 
berige Statut durch ein umgearbeitetes neues Statut er- 
ſetzt werden joll, jo gehört die Beihlußnahme über die 
Faffung des neuen Statut3 zu den Obliegenheiten der Ge- 
neralverfammlung der Kaffe ($ 36 des Geſetzes). 

2) Soll die Genehmigung der zuftändigen Behörde im 
Eingange gedacht werden, jo find Hier die Worte einzu- 
ſchieben: mit Genehmigung u. ſ. w. (Bezeichnung der höheren 
Berwaltungsbehörde.) 


II. Mitgliedſchaft. 


A. Berfiherungspflichtige. 
82 

Mitglieder der Kaffe find [kraft Geſetzes] alle inner- 
halb des Bezirkes!) [der Gemeinde N.) in einem Ge— 
werbebetriebe der im $ 1 bezeichneten Art gegen Gehalt 
oder Lohn befchäftigten Perfonen, mit Ausnahme 
[1. derjenigen, deren Beichäftigung durch die Ratur 

ihres Gegenftandes oder im voraus durch den Arbeits- 

vertrag auf einen Zeitraum von weniger als einer 

Woche beſchränkt ift,] %) 
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2, derjenigen, welche Mitglieder einer, den Anforderungen 
bes 8 75 bes Krankenverſicherungsgeſetzes ent- 
ſprechenden Hilfskaſſe 3) jind, 

3. derjenigen Betriebsbeamten, Werkmeiſter, Techniker, 
Handlungsgehilfen und - Lehrlinge, deren Arbeit3- 
verdienft an Lohn oder Gehalt 6°); Mark für den 
Arbeitstag oder, fjofern Lohn oder Gehalt nad 
größeren Lohnabſchnitten bemefjen it, 2000 Darf 
fir das Jahr gerechnet überfteigt. 


Als im Gemeindebezirke befchäftigt gelten dann, wenn 
die Natur des Gewerbetriebs es mit fich bringt, daß 
einzelne Arbeiten an mechjelnden Orten außerhalb ber 
Betriebsftätten ausgeführt werden, auch die mit leßteren 
beſchäftigten Berfonen für die Zeit derfelben. *) 

Wenn in einem Gewerbebetriebe der im 8 1 be 
zeichneten Art ein Mitglied einer Hilfskafje in Beſchäftigung 
tritt, welches in jeiner bisherigen Mitgliederflaffe weniger 
als die Hälfte des für den jetzigen Beſchäftigungsort feſt⸗ 
geſetzten ortsüblichen Tagelohns gewöhnlicher Tagearbeiter 
(8 8 des Krankenverſicherungsgeſetzes) als Krankengeld zu 
beanſpruchen Hat, fo bleibt dasjelbe nur noch für die 
Dauer von zwei Wochen nad dem Eintritt in die Be⸗ 
ſchäftigung befreit. 5) 

Rafienmitglieder, deren Arbeitgeber einer Innung erft 
nad) der Errichtung der Innungskrantentaffe®) beigetreten 
ift, gehören der Ortskrankenkaſſe nur noch bis zum Ab⸗ 
laufe des Rechnungsjahres an, wenn der Wrbeitgeber 
drei Monate. vor Ablauf desſelben dem Vorſtande ber 
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Ortskrankenkaſſe ſeinen Eintritt in die Innung nach— 
gewieſen hat.?) 
Zu 82. 


1) Bol. $ 16 Abi. 2 und 8 52 des Geſetzes. 

2) Die eingeflammerten Worte fallen weg, wenn die 
bezeichneten PBerjonen auf Grund des $ 2 des Geſetzes durch 
ftatutartide Regelung verficherungspflictig gemacht find. 

3) Die Hilfskaſſe muß dur eine Beicheinigung des 
Reichskanzlers oder der Bentralbehörde den Nachweis er- 
bringen, daß fie, vorbehaltlich der Höhe des Kranfengeldes, 
den Anforderungen des 8 75 genügt; das dem betreffenden 
Mitgliede der Hilfsfaffe im Krankheitsfalle zuftehende 
Krankengeld darf Hinter der Hälfte des für den Beichäf- 
tigungsort feftgefegten ortsüblichen Tagelohns gewöhnlicher 
Zagearbeiter nicht zurüdbleiben. 

Die Beiheinigung des Reichskanzlers oder der Zentral- 
behörde ift dur Vorlegung eines Cremplars des Kaffen- 
ftatutS, in welchem auf die betreffende Bekanntmachung hin- 
gewieſen ift, nachzuweiſen. 

*) Bol. $ 5a Abſ. 1 des Geſetzes. 

8, Vgl. 8 75 Ubi. 2 des Geſetzes. 

6) Wegen der Innungskrankenkaſſen vgl. $ 1. 

”) Bol. $ 73 Abf. 3 des Geſetzes. 


B. Zeitrittsberechtigte. 
55.) 

Berechtigt, der Kafje als Mitglteder beizutreten, find: 
1. alle innerhalb des Berirkes [der Gemeinde N.) von 
Sewerbetreibenden der im $ 1 bezeichneten Art gegen 
Gehalt oder Kohn beihhäftigten Berfonen, deren Be- 
Ihäftigung durch die Natur ihres Gegenftanbes oder 
im voraus durch den Arbeitsvertrag auf einen Beit- 
raum bon weniger als einer Woche beſchränkt tft; *) 
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2. diejenigen Familienangehörigen von Gewerbetreiben⸗ 
den ber im 8 1 bezeichneten Art, welche in den Be⸗ 
trieben der letzteren zwar beichäftigt werden, aber 
nit auf Grund eines Arbeitsvertrags;*) 

3. Berfonen, welche in den im 8 1 bezeichneten Bewerben 
als Hausgewerbetreibende jelbjtändtg beichäftigt find;”) 

4. diejenigen verfiherungspflichtigen Perſonen, welche 
bon ber Verpfliätung, der Kaffe anzugebören, wegen 
ihrer Beteiligung an einer dem 8 75 genligenden 
Hilfstaffe befreit find (vgl. 82 Abi. 1); 

5. die nachbenannten Berfonen: °) 

Das Recht zum Beitritte fällt für die unter Ziffer 1, 
2, 3 und 5 aufgeführten Perſonen fort, fofern ihr jähr- 
liches Geſamteinkommen 2000 Mark überfteigt. 

Der Kaſſenvorſtand ift berechtigt, die fich zum frei- 
willigen Beitritte meldenden nichtverficherungspflichtigen 
Perſonen (Ziffer 1, 2, 3 und 5) einer ärztlichen Unter- 
ſuchung unterziehen zu lafjen und ihre Aufnahme abzu⸗ 
lehnen, wenn die Unterfuchung eine bereit3 beftehende 
Krankheit ergibt. *) 

[Ferner können vom Borftand als Mitglieder auf: 
genommen werben: 

1. felbftändige Gewerbetreibende [der im $ 1 bezeichneten 
Art], welche nicht regelmäßig mehr als zwei Lohne 
arbeiter beichäftigen, 

FE 
ſofern fie nicht älter als [50] Jahre find und nach 
weiſen, daß fie an keiner chronischen Krankheit leiden, 
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und] ſofern ihr jährlichesGeſamteinkommen 2000 Mart 
nicht überfteigt.] 


Qu 65. 

N Bel. $ 19 Abi. 3 des Geſetzes. 

2) Die Nummern 1 bis 3 find zu ftreichen, falls. bie 
bezeichneten Perſonen kraft ftatutarifcher Regelung ver- 
fiherungspflitig find. Die im $ 2 Ads. 1 Ziffer 2 des 
Geſetzes bezeichneten Perſonen werden in den hier in Betracht 
kommenden @ewerbebetrieben jelten vorlommen und find 
deshalb bier fortgelaffen. Vgl. Anmerkung zu $ 3. 

8, Inwieweit von der durch $ 26a Abi. 2 Ziffer 5 
gegebenen Befugnis Gebrauch zu machen ift, ob namentlich 
Dienftboten oder felbjtändigen Handwerkern der betreffen- 
den Gewerbszweige der Beitritt zur Kaffe zu ermöglichen 
tft, muß nach örtlichen Verhältniffen entjchteden werden. 
Dabei fann entweder diefen Perjonen das Recht des Bei⸗ 
tritt8 verliehen, oder dem Vorſtande das Recht der Auf. 
nahme uf, Antoag für den einzelnen Fall beigelegt werden, 
vol. Abſ. 4 

4) Bol. $ 19 Abi. 3 des Geſetzes. Für die unter 
Biffer 5 ezeiägneten Perſonen Tann die Aufnahme in die 
Kaffe noch anderweit von Bedingungen, 3. B. Belbringung 
eines Gejundheitsatteftes, Lebensalter u. ſ. w., abhängig ge 
macht werden, ſolche Bedingungen find eintretendenfalls 
bier feſtzuſtellen. 


C. Beginn und Ende der Mitgliedfihaft. 
81 
Für diejenigen Berfonen, weldhe auf Grund des $ 2 
Mitglieder der Kaffe werden, beginnt bie Mitgliedfchaft, 
vorbehaltlich. der Beſtimmung des Abf. 3 dafelbft, mit 
dem Tage, an welchem fie in die Beichäftigung eintreten. ?) 
Für die zum Beitritte berechtigten Perſonen ($ 5) 
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beginnt die Mitgliedfchaft mit dem Tage des Einganges 
der jriftlichen oder mündlichen Anmeldung?) bet dem 
Kaffenvorftande.?) Sofern aber der Borftand bei ben 
im 8 5 Abf. 1 Ziffer 1, 2, 3, 5 bezeichneten Perſonen 
binnen brei Tagen nach dem Eingehen der Anmeldung 
erklärt, daß er die Aufnahme von dem Ergebnis einer 
ärztlichen Unterſuchung abhängig machen will, oder ſo⸗ 
fern die Aufnahme an die Erflillung anderer Bedingungen 
getnüpft iſt, beginnt die Mitgliedfchaft einer nichtver- 
ſicherungspflichtigen Perſon erſt mit dem Tage, an 
welchem derfelben die Entſcheidung des Raflenvoritandes 
zugeftellt wird. Ergeht eine Entſcheidung nicht binnen 
zwei Wochen nad) Eingang ber Anmeldung, fo gilt die 
Aufnahme als bewirkt. 
[Die Aufnahme muß enthalten: 
den Vor⸗ und Zunamen des Angemeldeten, 
die Beichäftigung, in welcher er jteht, 
feine derzeitige Wohnung, 
[den täglichen Arbeitsverdienft, welchen er zur 
Beit bezieht.]*)] 
Die Mitgliedihaft dauert während des Bezugs von 
Krankenunterſtützung fort.) 
3u8N. 
iy Vgl. 8 19 Abf. 2 des Geſetzes. 
.) Vol. $ 19 Abf. 3. des Geſetzes. 
2) Auch wo eine bejondere Meldeſtelle errichtet wird, 
empfiehlt es filh, die Meldung der freiwillig beitretenden 
Mitglieder an den Vorſtand gelangen zu Yaffen, da unter 


Umftänden eine Entſcheidung über die Aufnahme erforder⸗ 
lich werden kann. 
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4) Bol. Bemerkung 4 zu $ 10. 
5) Vol. $ 54 a des Geſetzes. 


D. Meldepflidht der Arbeitgeber. 
8 10. 

Die Arbeitgeber haben jede von ihnen beichäftigte 
Perſon, melde auf Grund des 8 2 Mitglied der Kaſſe 
wird, fpäteftend am dritten Tage nach dem Beginne 
der Beihäftigung ſſpäteſtens am lebten Werktage der 
Kalenderwoche, in welche der dritte Tag nad dem Be— 
ginne der Beichäftigung fällt,] bei dem [Kaffenvorftande] 
[Kafjen- und Rechnungsführer] [der von der Auffichtg- 
oder höheren Berwaltungsbehörde errichteten Melde- 
jtelle]*) anzumelden und ſpäteſtens am dritten Tage 
nad) Beendigung der Beihäftigung [ipäteltens am 
legten Werktage der Kalenderwoche, in welche der dritte 
Tag nad Beendigung der Beihäftigung fällt,) dafelbft 
abzumelden. In den im $ 2 Abſ. 3 erwähnten Fällen 
beginnt die Friſt für die Anmeldung erſt mit dem Ablaufe 
bon zwei Wochen nad) dem Beginne ber Beichäftigung. 


Die Anmeldung muß enthalten: 
den Bor- und Zunamen [jowie die Beihäftigung)?) 
des Anzumeldenden, 
den Beitpuntt des Eintrittß in die Beſchäftigung, 
[den täglichen Arbeitsverdienjt, welchen berjelbe 
zunächft beziehen wird.]*) 
Die Abmeldung muß enthalten: 
den Bor= und Zunamen des Abzumeldenden, 
den Zeitpunkt des Austritts aus der Beſchäftigung. 
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Wenn bet einer ſolchen Perſon, welche auf Grund 
ihrer Beſchäftigung der Verſicherungspflicht bisher 
nicht unterlag, während der Dauer dieſer Beſchäftigung 
eine Veränderung eintritt, durch welche dieſe Perſon 
auf Grund des 8 2 Mitglied der Kaffe wirb,®) fo 
haben die Arbeitgeber auch für diefe Perſon ſpäteſtens 
am dritten Tage nah Eintritt der Beränderung 
[ſpäteſtens am legten Werktage der Kalenderwoche, 
in welche der dritte Tag nad) Eintritt der Verände- 
rung fällt,] die vorſchriftsmäßige Anmeldung zu be= 
wirken. Dabei iſt an Stelle des Eintritts in bie Be— 
Thäftigung der Zeitpunkt des Eintritis biejer Verände⸗ 
rung anzugeben. 

[Ünderungen in dem täglichen Arbeiloderdienſt eines 
Kaſſenmitgliedes ®) [, welche die Verſetzung in eine andere 
Mitgliederklaffe zur Folge haben,]?) find von dem Ar- 
beitgeber ſpäteſtens am dritten Tage nad) dem Eintritte 
ſſpäteſtens am legten Werktage der Kalenderwoche, in 
welche der dritte Tag nad dem Eintritte diefer Ver- 
änderung fällt,] bei der im Abſ. 1 bezeichneten Stelle 
gleichfall8 anzumelden.) 

[Die Verſäumnis diefer Berpflihtung zieht Geld— 
ftrafen bis zu 20 Mark nad) fid.] ®) 

(Arbeitgeber, welche ihrer Anmeldepfliht (Abs. 1) 
vorfäglid oder fahrläffigerweife nicht genügen, find 
außerdem verpflichtet, alle Aufwendungen zu erjtatten, 
welche die Kaffe in einem vor der Anmeldung durch die 
nicht angemeldete Perſon veranlaßten Unterjtüßunngs- 
fall auf Grund diefes Statut gemacht hat.]®) 
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Zu 8 10. 

1) Vgl. 8 49 des Geſetzes. 

2) Wo eine gemeinfame Meldeitelle von der Auffichts- 
oder höheren Verwaltungsbehörde nicht errichtet ift, empfiehlt 
es fih für größere Kaffen meift, die Meldung bei dem 
Rehnungs- und Kaffenführer vorzufchreiben. 

8, Erforberlih, wenn der durchſchnittliche Tagelohn 
klaſſenweiſe nach der Beichäftigung feitgeftellt werben foll 
(vgl. $ 12). 

9 Erforderlih, wenn der durchſchnittliche Tagelohn 
klaſſenweiſe nach) dem wirklichen Arbeitsverdienſte feitgeftellt, 
oder wenn an die Stelle des durchſchnittlichen Tagelohns 
der wirkliche Arbeitsperdienft der einzelnen Berfidderten 
gejegt werden foll (vgl. $ 12 (C) und $ 13 Ziffer 3). 
5) Diefer Fall Liegt z. B. vor, wenn jemand, der bis« 
ber feinen Lohn erhielt, fortan gelohnt wird, oder wenn 
ein Betriebsbeamter, welcher bisher mehr als 2000 Marf 
Rahresarbeitsperdienft bezog, fortan einen geringeren Sahres- 
arbeitsverdienft beziehen wird. 

6) Vgl. die vorstehende Bemerkung 4. 

N Diefe Einſchränkung erfcheint zuläffig, wenn zwar der 
durchſchnittliche Tagelohn zu Grunde gelegt, diefer aber 
Elaffenweife nach) der Lohnhöhe abgeftuft wird ($ 12. (C)). 

8) Geſetzliche Beitimmung ($ 81 des Gefehes), welche 
auch ohne Aufnahme in das Statut Pla greift. ' 

9 Desgleihen vgl. $ 50 des Geſetzes. 


III. Unterftügungen. 


A. Arten der Anterkütung. 
8 11.9 
Die Kaffe gewährt ihren Mitgliedern 
1. für ihre Perſon 
a) eine Krankenunterſtützung nad) Maßgabe der 
88 13 big 18, 
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b) eine Wöchnerinnen- [und Schwangeren-] Unter- 
ftügung nad) Maßgabe des 8 19, 

c) ein Sterbegeld nad) Maßgabe des 8 20, 

[d) eine Fürſorge im Falle der Rekonvaleszenz 
nad) Beendigung der Kranfenunterftüßung ge⸗ 
mäß 8... -)°) 

[2. fiir ihre nicht felbft verficherten Familienangehörigen 
Unterftügung im Krankheits⸗,, Schwangerschafts- 
und Todesfalle nad) Maßgabe des 8 21.] 

[Die Übertragung der dem Unterstützungs- 
berechtigten zustehenden Ansprüche auf Dritte so- 
wie die Verpfüändung oder Pfändung hat nur inso- 
weit rechtliche Wirkung, als sie erfolgt: 

1. zur Deckung eines Vorschusses, welcher dem 
Berechtigten auf seine Ansprüche vor An- 
weisung der Unterstützung von dem Arbeitgeber 
oder einem Organe der Kasse oder dem Mit- 
glied eines solchen Organs gegeben worden ist; 

2. zur Deckung der im $ 850 Abs. 4 der Civil- 
prozefsordnung bezeichneten Forderungen. 

Die Ansprüche dürfen auf geschuldete Eintritts- 
gelder und Beiträge, auf gezahlte Vorschüsse, auf 
zu Unrecht gezahlte Unterstützungsbeträge und auf 
die von den Organen der Kassen verhängten Geld- 
strafen aufgerechnet werden. Die Ansprüche dürfen 
ferner aufgerechnel werden auf Ersatsforderungen 
für Beträge, welche der Unterstützungsberechtigte 
in den Fällen des $ 57 Abs. 4 des Krankenversiche- 
rungsgesetzes oder auf Grund der Beichsgesetze über 

v. Woedtle, Euden-Addenhaujen, KORB. 10. Aufl. 30 
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Unfallversicherung bezogen, aber an die Kasse zu 
erstatten hat; Ansprüche auf Krankengeld dürfen 
jedoch nur bis zur Hälfte aufgerechnet werden. 
Ausnahmsweise darf der Berechtigte den Anspruch 
ganz oder zum Teil auf andere übertragen, sofern 
dies von der unteren Verwaltungsbehörde genehmigt 


wird.]°) 
Zu 8 11. 

1) Inwiefern über die tm $ 20 des Geſetzes fejtgeitellten 
Mindeftleiftungen innerhalb der dur $ 21 des Geſetzes 
gezogenen Grenzen binauszugehen tjt, muß nad den für 
die einzelne Kaſſe in Betracht Tommenden Berhältnifien er- 
wogen werden. Für bereit3 beitehende Kaſſen wird für 
diefe Frage ein Anhalt in den bisherigen Erfahrungen vor- 
liegen. Für neu errichtete Kaflen empfiehlt es fich, zu- 
nächſt über die Mindeftleiftungen nicht hinauszugehen, äue 
mal wenn die Feititelung der Beiträge auf den nad $ 31 
des Geſetzes zunächſt zuläffigen Höchſtbetrag nad) den Ver- 
Hältniffen der Kaffenmitglieder nicht erwünſcht ericheint. 

2) Zu dieſer Erweiterung der Unterjtügung (vgl. $ 21 
Abſ. 1 Ziffer 3a des Geſetzes) werden nur gut fituierte 
Kaflen in der Lage fein. Kintretendenfalld Tönnen die 
näberen Beitimmungen in einem bejonderen Paragraphen 
unschwer in das Statut eingefügt werden. 

8, Gejeglihe Beſtimmung ($ 56 des Gejehes), melde 
auch ohne Aufnahme in das Statut Anwendung findet. 


B. Mapflab für die Bemeffung der Anterfiügungen und 
Beiträge. 
,(Durchſchnittlicher Tagelohn.]!) 
8 ı2. (A) 
Als Maßſtab für die Bemeffung der Kaffenleiftungen 
und der Beiträge gilt [dev wirkliche Arbeitöverdienft der 
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einzelnen Verficherten, foweit er fünf Mark für den 
Arbeitstag nicht überfteigt, nach näherer Beitimmung 
des 8 13]') [der für die betreffenden Mitglieder in Be- 
trat kommende durchſchnittliche Tagelohn. Derjelbe 
iſt feſtgeſtellt: 
1. für (erwachſene) münnliche Kaſſenmit⸗ 
glieder über 16 Jahre ausſchließlich 


der Lehrlinge, auf . . . .. Mark, 
2. für (erwachſene) weibliche Kaſſenmit 
glieder über 16 Jahre uf . . . -... Mark, 


3. für männliche Kafjenmitglieder unter 

16 [zwifhen 14 und 16]°) Jahren 

und für Lehrlinge uf . . . nu Mark, 
4. für weibliche Kaffenmitglieder unter 

16 [zwifchen 14 und 16]*) Jahren auf .....-. Marl, 
[d. für männliche Haffenmitglieder unter 


13 Jahren auf . . u Mart],?) 
[6. für weibliche Raffenmitglieder unter 
14 Jahren uf . . een Mark].?) 


Diefe Sätze bleiben in Geltung, bis ſie durch [die 
höhere Verwaltungsbehördeſ anderweitig feſtgeſtellt werden. 
Sn dieſem Falle find die neuen Sätze durch das im 866 
bezeichnete Blatt befannt zu machen.] 


8 12. (B) 

Für die Bemeffung der Höhe des Krankengeldes und 
der Beiträge werden die Kaflenmitglieder in (3) Klafjen 
eingeteilt:®) 

1. VBolljährige Gehilfen [Gefellen, Arbeiter] [und die 
30* 
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im 8 5 Biffer 5 unter... .. aufgeführten Berjonen).t) 
I. Klaſſe. 

2. Minderjährige Gehilfen [Gefellen, Arbeiter] und die 
im 8 5 Biffer 5 unter... . aufgeführten Berjonen. 
II. Klaſſe. 

3. Lehrlinge ſowie Kaflenmitglieder unter 16 Jahren. 
III. Kaffe. 

Der durchfchnittliche Tagelohn ift bis auf weiteres 
feftgefegt: 

für die J. Klaſſe uf . . 2 2 0 (Ca Marti), 
für die II. Klaſſe auf. . . 2.2 (au Mark), 
für die III. Klaffe auf . . - C.... Mard). 

Diefe Sütze bleiben in Geltung, bis ſie durq [die 
höhere Bermaltungsbehörde] anderweitig feftgeftellt werden. 
In diefem Falle find die neuen Süße durch das im 8 66 
bezeichnete Blatt bekannt zu machen. 

5 12. (0)9) 

[Für die Bemeffung der Höhe des Krankengeldes und 
der Beiträge werden die Kaflenmitglieder in (3) Klafien 
eingeteilt: 

1. Kaſſenmitglieder, deren Wrbeitäverdienft für den 
Arbeitstag — Marl... Pf. oder mehr beträgt. 
(I. Klaſſe.) 

2. Kaſſenmitglieder, deren Arbeitsverdienſt für den 
Arbeitstag Mark .... BF. 6i8 ...... Mark ..... Pf. 
ausfchließlich beträgt. (II. Klafie.) 

3, Kaffenmitglieber, deren Arxbeitsverdienft für den 
Arbeitötag weniger als ....... Matt... Pf. beträgt. 
(III. Klaſſe.) 
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Der durchſchnittliche Tagelohn ift bis auf weiteres 


feitgefebt: 
für die I. Klafſe uf . ©» » 2 0. ( Mar, 
für die II. Mlafe auf. . . 2 2. Ce Mark), 
für die III. Klaſſe uf . . » (u Mark). 


Sedes Kaflenmitglied wird auf Grund feiner An: 
meldung nad; Maßgabe de darin angegebenen Arbeits- 
verdienftes durch den Kaflenvorftand einer Klaſſe zugeteilt, 
welche in das Quittungsbuch des Kaffenmitglieds ($ 38) 
einzutragen ift. 

Berfegungen in eine höhere oder niedrigere Klaſſe 
finden bei verändertem Arbeitsverdienite‘) jedoch nur 
von [vier Wochen zu vier Wochen] Vierteljahr zu 
Vierteljahr] ſtatt. 

Beſchwerden der Mitglieder gegen die Feſtſtellung 
der Klaſſe werden von der Aufſichtsbehörde entichieden.] 


Zu 8 12. 

)) Die Beitimmungen über ben durchſchnittlichen Tage 
lohn fallen für ſolche Kaflen fort, bei welchen die Unter⸗ 
flügungen und Beiträge in Prozenten des wirklichen Ar⸗ 
beitsverdienſtes der einzelnen Verficherten feitgefeßt werben 
(vgl. $ 13 Biffer 3 und $ 31). 

Sonft dient als Grundlage für die Bemeffung der Unter- 
ftügungen und Beiträge immer der durchſchnittliche Tage 
Iohn der Kaflenmitglieder (nit wie bei ber &emeinde- 
Krankenverfiherung der ortsüblie Tagelohn gewöhn⸗ 
licher Zagearbeiter). Der durchſchnittliche Tagelohn Tann 
aber in zweifacher Weiſe feitgeftellt werden: 

einmal in der Weile, daß ein Durchſchnittsſatz 
je für fämtlide männliche erwachfene, weibliche er. 
wachſene, männliche jugendliche, weibliche jugendliche 
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Perſonen — geeignetenfalls noch unter Trennung der 
„jungen Leute” (zwiſchen 14 und 16 Jahren) und der 
„Kinder” (unter 14 Jahren) — ohne Berückſichtigung 
fonftiger Verſchiedenheiten feitgeftellt wird; bei dieſer 

Art der Feftitelung würde der $ 12 die Faflung 

unter A (zweite Klammer) zu erhalten haben (vgl. 
8 20 Abf. 1 Ziffer 1 des Geſetzes); 

fodann in der Weije, daß die Kaffennitglieder 
in Klaffen eingeteilt werden und für jede Klaffe der 

Durchſchnittsſatz beſonders feitgeitellt wird. Die Faſ⸗ 

fungen des $ 12 unter B und C geben Beijpiele, wie 

eine ſolche Klafjeneinteilung vorgenommnen werden Tann. 

Ob eine dieſer Einteilungen oder eine andere zu 

wählen, muß nad den Verhältnifien der Kaffenmit- 

glieder beurteilt werden (vgl. $ 20 Abſ. 2 des Geſetzes). 

Die Feitftellung der Durdichnittstagelöhne erfolgt im 
jedem Falle durch die höhere Verwaltungsbehörde, welcher 
zu dem Ende je nach der verjchtedenen Grundlage, welde 
für die Bemefjung der Höhe des Kranlengeldes angenommen 
werden foll, die erforderlichen Unterlagen zu unterbreiten 
find, und zwar wird Iebteres in der Hegel zweckmäßig 
vorgängig und nicht erft bei Einreihung des Kaflen- 
jtatut8 zur Genehmigung gejchehen. 

9% Ob die im Geſetze zugelaflene Feftitellung beſonderer 
Durchſchnittsſätze je für „junge Leute” zwiſchen 14 und 
16 Sahren und für „Kinder“ unter 14 Jahren angezeigt 
tft, hängt davon ab, ob erhebliche Verſchiedenheiten in ben 
Lohnverhältnifien diefer Klaffen der „jugendlichen Arbeiter“ 
borlommen. 

8) Gehören ber Kaffe auch weibliche Mitglieder an, fo 
find -diefelben bei diejer Art der Klafjeneinteilung bes 
fonders zu berüdfichtigen. | 

4, Merden freiwillige Mitglieder auf Grund des $ 26a 
Abf. 2 Ziffer 5 des Geſetzes zugelafien, jo müſſen dieſe bei 
der Klaffeneinteilung berücichtigt werben. . 

5) Bei diefer Art der Klaffeneinteilung können die 


X. Mufterfagung. F. Orts, Betrkebs⸗(Fabrik⸗)Krankenk. 471 


Klaffen jo abgegrenzt werden, daß auch weiblide und 
jugendlide Mitglieder, ohne bejondere SKlafjenbildung für 
diejelben, in eine der gebildeten Klafjen eingereiht werden 
können. Die Zahl und Abftufung der Klaffen muß unter 
Berädfichtigung der unter den Kaffenmitgliedern beitehenden 
Verſchiedenheiten bemeffen werden. 

6) Vgl. Bemerkung 4 zu $ 7 und Bemerkungen 4 und 
7 3u 8 10. 


C. Arankenunterfübung für Raffenmiiglieder. 
8 13. 

ALS Krankenunterftügung wird den Kaffenmitgliedern 
im Falle einer Krankheit oder durch Krankheit herbet- 
geführten Erwerbsunfähigfeit gewährt: 

1. vom Beginne der Krankheit ab freie ärztliche Be» 
Handlung und Arznei; 

2. die Lieferung von Brillen, Bruchbändern und 
ähnlichen Vorrichtungen oder Heilmitteln, welche 
zur Heilung des Erkrankten oder zur Herftellung 
und Erhaltung der Erwerbsfähigtett nad beendigtem 
Heilverfahren erforderlich find;') 

3. im Falle der Erwerbsunfähigteit?) vom dritten Tage 
nad) dem Tage der Erkrankung ab [vom Tage des 

- Eintritt3 der Erwerbsunfähigleit ab]?) für jeden 

Arbeitstag [Kalendertag einfchließlih der Sonn- 
und Yefttage]?) 

entiveber: 
[die Hälfte‘) des durchſchnittlichen Tagelohns ($ 12) 
als Kranfengeld]; 

oder: 
[ein Sranlengeld, und zivar 
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a) für Mitglieder der erften Klaffe von ....... Mart, 
b) für Mitglieder der zweiten Hlafje von ....... Marl, 
c) für Mitglieder der dritten Klaſſe von Pf.]9 
oder: 
[ein Krankengeld in Höhe der Hälfte*) des wirklichen 
Arbeitsverdienftes des Kafjenmitglieds, ſoweit der⸗ 
jelbe 5 Mark für den Arbeitstag nicht überſteigt. 

Für Mitglieder, deren Löhnung nah Atlorbfägen 
oder in wechjelnder Höhe erfolgt, wird der Durchfchnitts- 
verdienfi der [drei] letzten der Erkrankung boraufge- 
gangenen, für die Zahlung ber Beiträge im $ 32 vor- 
geichriebenen Perioden, oder, wenn das erkrankte Mit⸗ 
glied nicht während diefer ganzen Zeit der Kafje an- 
gehörte, der DurchichnittSverdienft eines in gleichartiger 
Beihäftigung ftehenden Mitglieds zu Grunde gelegt. Die 
Feſtſtellung erfolgt durch den Borftand unter Berück⸗ 
fihtigung der eingegangenen Anmeldungend) über die 
Höhe des täglichen Arbeitsverdienftes und die darin ein⸗ 
getretenen Veränderungen.) 

Die Krankenunterſtützung wird für die Dauer der 
Krankheit gewährt; fie endet fpäteftens mit dem Ablaufe 
ber sechsundswanzigsten [neununddreissigsten, zwei- 
undfünfzigsten]®,;, Woche nad) Beginn der Krankheit, 
im alle ber Erwerbsunfähigkeit (Abi. 1 Ziffer 3) 
fpäteftens mit dem Ablaufe der sechsundswanzsigsten 
[neununddreissigsten, zweiundfünfzigsten] Bode nad) 
Beginn des Krantengeldbezugs. Endet der Bezug bes 
Krankengeldes erſt nach Ablauf der sechsundswanzigsten 
[neununddreissigsten, zweiundfünfsigsten] Woche nad 
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dem Beginne der Krankheit, jo endet mit bem Bezuge 
bes Krantengeldes zugleidh auch der Anſpruch auf Die 
im Abf. 1 unter Ziffer 1 und 2 bezeichneten Zeiftungen. 


Zu $ 13. 


1) Sollen auf Grumd des 8 21 Abt. 1 Ziffer 2 des 
Geſetzes noch weitere Heilmittel gewährt werden, jo find 
diefelben bier aufzuführen. 

2, Der Bemeffung des im Falle der Erwerbsunfähigkeit 
zu gewährenden SKrankengeldes Tann der durchſchnittliche 
Tagelohn der Kaffenmitglieder ($ 12) oder auch gemäß 
$ 268 Abf. 2 Ziffer 6 des Geſetzes der wirkliche Urbeits- 
verdienft des einzelnen Berficherten, joweit derfelbe 5 Marl 
für den Arbeitstag nicht überſteigt, zu Grunde gelegt werden. 
Bei Zugrundelegung des durchſchnittlichen Tagelohns Tann 
das Krantengeld durch Angabe der Quote desjelben, aber 
auch der Grundfäge für jede Klaſſe feitgeieht werben. 
Erſteres hat den Vorzug, daß bei der eintretenden Anderung 
der Tagelohnjäge die Änderung der Kranfengelbiäge fid 
von jelbft ergibt; letzteres ermöglicht jedem Mitgliede, die 
Höhe feines Krantengeldes ohne Rechnung zu erkennen. 
Hiernach tft unter den im Texte vorgejehenen Faffungen 
zu wählen. 

9) Die Erweiterung der Kaffenleiftungen in diefen Be 
ziehungen (ganz oder teilweiſe) kann gemäß $ 21 Abſ. 1 
Biffer 1a des Geſetzes nur ftattfinden, fofern dieſelbe ſo⸗ 
wohl von ber Vertretung der zu Beiträgen verpflichteten 
Arbeitgeber ald au bon derjenigen der Verficherten be- 
ſchloſſen wird, oder fofern der Betrag des geſetzlich vor- 
geſchriebenen Reſervefonds erreicht ift (vgl. $ 55 und $ 65 
Abſ. 2 des Statuts). Die Gewährung bes Krankengeldes 
fon vom Tage des EintrittS der Erwerbsunfähigleit ab 
braudt nicht allgemein zu erfolgen, jondern Tann von be- 
ftimmten Boransfegungen, 3. 2. Borhandenfein fichtbarer 
äußerer Schäden u. ſ. w., abhängig: gemacht werden. Soll 
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legtexes gefchehen, jo find die Vorausfegungen im Statut 
anzugeben. 

4, Das Krankengeld darf nicht unter der Hälfte (8 6 
Abſ. 1 Ziff. 2, 8 20 Abf. 1 Biffer 1 des Geſetzes) und 
nicht über Dreiviertel ($ 21 Abi. 1 Ziffer 2 des Gefebes) 
des durchſchnittlichen Tagelohns oder wirklichen Arbeits- 
verdienites (in den durch $ 20 Abi. 2 beziehungsmweije 
8 268 Abi. 3 Ziffer 6 des Geſetzes vorgejehenen Grenzen) 
fejtgejeßt werden. 

5) Vgl. Bemerkung 4 zu $ 7 und Bemerkungen 4 und 
6 zu $ 10. 

6) Die Dauer der Unterftübung muß auf mindeftens 
3 Moden, kann aber au auf Jüngere Zeit bis zu 
einem Sabre fefitgeftellt werden (vgl. Bemerkung 13u8 11). 


5 14.') 

An die Stelle der im $ 13 bezeichneten Unterftügungen 
tritt auf [Untrag des Kaflenarztes und] Verfügung des 
Borftandes freie Kur und Verpflegung im Krankenhauſe. 

Für ſolche Kafjienmitglieder, welche verheiratet find, 
oder eine eigene Haußhaltung haben, oder Mitglieder der 
Haushaltung ihrer Familie find, Tann die Unterbringung 
im Krantenhaus ohne ihre Zuftimmung nur dann an- 
geordnet werben, wenn die Art der Krankheit Unforderungen 
an die Behandlung oder Verpflegung ftellt, welchen in der 
Familie des Erkrankten nicht genügt werden Tann, oder 
wenn die Krankheit eine anftedende tft, oder wenn der 
Erfrantte wiederholt den im $ 25 erwähnten Borfcriften 
zuwider gehandelt hat, oder wenn defien Zuftand oder 
Verhalten eine fortgefepte Beobachtung erfordert. 

Die im Krankenhaus Untergebrachten erhalten, wenn 
fie Ungebörige haben, deren Unterhalt fie bisher aus ihrem 
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Arbeitsverdienſte beſtritten haben, ſſdie Hälfte] [drei 
Viertel] des im 8 13 Ziffer 3 als Krankengeld feſt⸗ 
geſetzten Betrags]) [die Hälfte des durchschnittlichen 
Tagelohns [wirklichen Arbeitsverdienstes]]?) für diefe 
Angehörigen, [anderenfalls ein Krankengeld von [einem 
Behntel, einem Fünftel] des der Bemefjung zu Grunde 
liegenden durchichnittlichen Tagelohns [wirklichen Arbeits- 
verdienjtes]]. ®) 
Su 8 14. 

1) Der $ 7 des Geſetzes gilt nah 8 20 Abi. 1 | Biffer 1 
daſelbſt auch für Ortskrankenkaſſen. 

®) Vgl. $ 31 Abs. 1 Ziffer 20 und $ 86a Abs. 2 Ziffer 6 des 
Gesetses. Über die Hälfte des durchschnittlichen Tagelohns [wirk- 
lichen Arbeitsverdienstos] hinaus darf die Angehörigenunter- 
‚stütsung nicht festgesetst werden. ' 

9 Val. 8 21 Abf. 1 Ziffer 3 des Gefehes; es Tann in 
diefem Falle bis zu einem Viertel des der Bemeſſung des 
Krankengeldes zu Grunde liegenden Lohnes gewährt werden. 


8 16.') 

[Für Mitglieder, welche von der Krankenkaſſe eine 
Kranfenunterftügung ununterbrochen oder im Laufe eines 
Beitraums von 12 Monaten für 26 [39) Wochen?) be⸗ 
zogen haben, werden bei Eintritt eine8 neuen Unter- 
ftügungsfalls, fofern diefer durch die gleiche nicht gehobene 
Kranfheitsurfache veranlaßt worden ift, im Laufe der 
nächſten 12 Monate als Kranktenunterjtügung nur die im 
8 13 Biffer 1 und 2 bezeichneten Leiftungen, fowie die 
Hälfte des durchſchnittlichen Tagelohns [wirklichen Arbeits⸗ 
verbienftes] als Krankengeld, beides aber auch nur fiir die 
Geſamtdauer von 13 Wochen gewährt.) 
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3u 8 16. 

1) Bol 8 26a Ubf. 2 Ziffer 3 des Geſetzes. Die Be 
ftimmung bat, joweit es fih um das Maß der Kranken» 
unterſtützung handelt, nur dann eine Bedeutung, wenn die 
gewöhnlichenKaffenletitungen den Mindeſtbetrag überjchreiten; 
soweit es sich dagegen um die Dauer der Unterstütsung handelt, 
hat sie auch dann Bedeutung, wenn die Kasse nur die Mindest- 
leistungen gewährt. 

2) Hier tft diefelbe Zahl von Wochen einzuräcden, welche 
im $ 13 gewählt ift. 


8 17.) 

(Mitgliedern, welche die Kafje durch eine mit dem 
Berlufte der bürgerlihen Ehrenrechte bedrohte ftrafbare 
Handlung geihädigt Haben, wird für die Dauer von 
12 Monaten jeit Begehung ber Straftat ein Krankengeld 
[nicht] [nur im Betrage von [... Pf.]]*) gewährt. 

Dasſelbe gilt für Mitglieder, welche fich eine Krankheit 
vorjäglic oder durch ſchuldhafte Beteiligung bei Schlägereien 
oder Raufbändeln oder durch Trunkfälligkeit zugezogen 
haben, für die Dauer dieſer Krankheit.) 

Zu 8 17. 
2) Bol. $ 268 Abi. 2 Ziffer 2 des Geſetzes. 
) Soll in den fraglichen Fällen das Krankengeld nicht 


völlig entzogen werden, fo tft hier der Betrag einzuftellen, 
welcher gewährt werben foll. 


8 18.) 

Mitgliedern, welche gleichzeitig anderweit gegen Krank⸗ 
heit verficdert find, wird das Krankengeld foweit gekürzt, 
daB ed zufammen mit dem aus der andermweiten Ver⸗ 
fiherung bezogenen Krankengelde ben vollen Betrag ihres 
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ducchfchnittlichen täglichen Arbeitsperdienftes *) nicht [nicht 
mehr als um ein Viertel] überſteigt. 

Die Mitglieder find verpflichtet, andere von ihnen 
eingegangene Berfiherungsverhältnifie, aus welchen ihnen 
Anſprüche auf Krankenunterſtützung zuftehen, ſofern fie 
zur Zeit des Eintritt? in die Kaffe bereits bejtanden, 
binnen einer Woche nad dem Eintritte, fofern fie fpäter 
abgeſchloſſen werben, binnen einer Woche nach dem Ab- 
Ichluffe dem Kaſſenvorſtand anzuzeigen. 

Die PVerfäumung diefer Verpflichtung zieht Ord⸗ 
nungsftrafe bi8 zum dreifachen Betrage des täglichen 
Krankengeldes für jeden einzelnen Übertretungsfall 


nad) fid.}°) 


Zu 8 18. 


1) Die Beitimmung des Abt. 1 gilt ohne Aufnahme 
in das Statut Traft $ 26a Ab. 1 des Geſetzes. Das Statut 
Tann aber beftimmen, daß die fraglidhe Kürzung gar nicht 
oder nicht in vollem Maße eintreten ſoll. Lebteres kann 
3. B. dur Einichtebung der Worte: „nicht mehr ald um 
ein Biertel (oder eine andere Quote)“ vor „überfteigt“ 
am Schluſſe gefcheben. 

2) Das Gejeh lautet: „ihres durchſchnittlichen Tage 
lohns“; darunter iſt nicht der allgemeine oder klaſſenweiſe 
feſtgeſetzte Durchſchnittstagelohn, fondern der Durchſchnitt 
des von dem betreffenden Mitgliede wirklich verdienten 
Tagelohns zu verſtehen. Um dies außer Zweifel zu ſtellen, 
tft der Ausdruck „ihres durchſchnittlichen täglichen Arbeits- 
verdienſtes“ gewählt. 

s Die Beitimmungen des Abf. 2 gelten nur im Falle 
der Aufnahme in das Statut; vgl. $ 26a Abi. 2 Ziffer 1 
und 2a des Geſetzes. 
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D. Wöhnerinnen- [und Schwangeren-] Anterſtützung für 
Raffenmitglieder. 


8 19. 

Weiblichen Mitgliedern, welche innerhalb de3 lebten 
Jahres, vom Tage der Entbindung ab gerechnet, mindeſtens 
ſechs Monate hindurch einer auf Grund des Kranten- 
verſicherungsgeſetzes errichteten Kaffe oder einer Ge⸗ 
meindefranfenverfiherung angehört haben, wird im Falle 
der Entbindung auf die Dauer von sechs Wochen nad) 
ihrer Niederfunft?!) eine Unterſtützung in Höhe des 
Krankengeldes) gewährt. Erkrankungen, welche bei der 
Entbindung oder während der Dauer des Wochenbett3 
eintreten, begründen denſelben Anfpru auf Unterftüßung 
wie andere Erkrankungen. 


[?) Schwangeren, welche mindestens sechs Monate 

der Kasse angehören, 

entiveder: 
wird wegen einer durch die Schwangerschaft ver- 
ursachten Erwerbsunfähigkeit eine der Wöchnerinnen- 
Unterstützung gleiche Unterstützung bis zur Glesamt- 
dauer von [vier, sechs| Wochen gewährt) [Auch 
werden ihnen die erforderlichen Hebammendienste*) 
und die ärztliche Behandlung der Schwangerschafte- 
beschwerden*) frei gewährt.) 

oder: 
werden die erforderlichen Hebammendienste*‘ und 
die ärztliche Behandlung der Schwangerschafte 
beschwerden‘) frei gewährt.) 
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Zu 8 19. 

1) Vgl. 8 930 Abs. 1 Ziffer 3 des Gesetzes. 

2) Die Beitimmung hat nur Bedeutung in dem Falle, 
wo das MWochenbett normal, alſo ohne Erkrankung der 
Wöchnerin verläuft. Demnach kann hier Gewährung freier 
ärztlicher Behandlung und Arznei nicht in Frage kommen. 

8) Die Bestimmungen des Abs. 3 gelten nur im Falle der 
Aufnahme in das Statut; vgl. $ 21 Abs. 1 Ziffer 4 des Gesetses. 
Die Fassung richtet sich danach, ob die Gewährung aller oder 
nur einzelner der hier sugelassenen Leistungen beschlossen wird. 
In jedem Falle ist nach dem Gesetze die Gewährung der Leistungen 
aus Abs. 9, abweichend von den Leistungen aus Abs. 1, von der 
mindestens sechsmonatigen Zugehörigkeit su der betreffenden Orts- 
krankenkasse selbst abhängig su machen. 

4) Die Entbindung selbst ist nicht mehr su den „Schwanger- 
schaftsbeschwerden“ su rechnen. Die freie Gewährung der „er- 
forderlichen Hebammendienste‘ umfasst aber auch die bei der 
Eintlindung von der Hebamme su leistendes Dienste. 


E. Bterbegeld für Rafenmitglieder. 
82. 

Für den Todesfall eines Mitglieds gewährt die Kaſſe 
ein Sterbegeld im zwanzigfadhen [dreissigfachen]') 
Betrage des durchſchnittlichen Tagelohns ($ 12) [, minde- 
stens aber im Betrage von fünfzig Mark.]') 

oder 
[ein Sterbegeld 
a) für Mitglieder der erften Klafje von... . Mark, 
b) für Diitglieder der zweiten Klaſſe von ... Marf, 
c) file Mitglieder der dritten Klaffe von... . Mart]') 
oder 
[ein Sterbegeld im zwanzigfadhen [dreissigfachen] ') 
Betrage des nad) $ 13 Ziffer 3 ermittelten wirklichen 
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Arbeitsverdienites des Mitglieds, ſoweit derjelbe fünf 
Mark für den Arbeitstag nicht überfteigt] |, mindestens 
aber im Betrage von fünfzig Mark.]') 

Verſtirbt ein als Mitglied der Kaſſe Erkrankter nad 
Beendigung der Krankenunterſtützung, fo iſt das Sterbe= 
geld zu gewähren, wenn bie Erwerbsunfähigfeit bis zum 
Tode fortgedanert hat, und ber Tod infolge derfelben 
Krankheit vor Ablauf eines Jahres nad) Beendigung der 
Krankenunterſtützung eingetreten ift.*) 

[In den Fällen, in welchen auf Grund der Reichs- 
gesetze über Unfallversicherung gleichfalls ein An- 
spruch auf Sterbegeld begründet ist, hat die Kasse 
darauf Anspruch, dass ihr bis zur Höhe des von 
ihr gewährten Sterbegeldes dafür Ersatz durch Über- 
weisung des auf Grund der Unfallversicherungs- 
gesetze zu gewährenden Sterbegeldes geleistet wird.®)] 


3u 820. 


1) Das Sterbegeld ift nach $ 20 Abi. 1 Ziffer 3, $ 268 
Hbf. 2 Ziffer 6 des Geſetzes mindeitens auf den zwanzig- 
fahen Betrag des aud der Bemeſſung bes Krantengeldes 
zu Grunde liegenden durchſchnittlichen Tagelohns oder wirk⸗ 
lichen Arbeitsverdienſtes (vgl. $ 13 Ziffer 3) feſtzuſetzen. 
Nach 8 21 Abſ. 1 Ziffer 6 des Geſetzes darf es bis zum 
vierzigfachen Betrage diejer Lohnjähe erhöht werden, auch 
kann ein Mindestbetrag von fünfsig Mark festgeseist werden. 
Sit der durchſchnittliche Tagelohn zu Grunde gelegt, fo 
fönnen die für jede Klafje gewährten Geldſätze ausdrücklich 
im Statut angegeben werden (vgl. Bemerkung 2 zu 8 13). 

2) Bol. $ 20 Abi. 3 des Gefekes. 

®) Vgl. $ 90 Abs. 5 des Gesetses. Diese Bestimmung findet 

h ohne Aufnahme in das Statut kraft Geseises Anwendung. 
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F. Anterflühungen für Zamilienangehörige. 
8 21.') 

[Ur die in ihrem Haushalte lebenden, dem Kranten- 
verſicherungszwange nicht jelbft unterliegenden Familien- 
angehörigen wird den Kaflenmitgliedern], fofern fie die 
Gewährung dieſer Leiftungen bei dem Kaſſenvorſtande 
befonder8 beantragt haben,]?) gewährt: 

a) im Falle der Erkrankung folgender Familienange⸗ 
höriger: ) ........ freie ärztliche Behandlung und 
Arznei ſowie ſonſtige Heilmittel (vgl. 8 13 Abf. 1 
Ziffer 2), für die Dauer der Krankheit, höchſtens 
jedod für... . Wochen; 

b) im Falle der Schwangerschaft der Ehefrau) 
[, sofern der Ehemann mindestens sechs Monate 
der Kasse angehört hat,) [für die Zeit vom 
Beginne des siebenten Monats nach Stellung 
des Antrags] wegen einer durch die Schwanger- 
schaft verursachten Erwerbsunfähigkeit eine der 
Wöchnerinnen - Unterstützung ($ 19 Abs. 1) 
gleiche Unterstützung bis zur Gesamtdauer von 
[sechs] Wochen, ferner ärztliche Behandlung der 
Schwangerschaftsbeschwerden®) und die erforder- 
lichen Hebammendienste;) 

c) beim Xode der Ehefrau oder eines Finde unter 
[14] Jahren ein Sterbegeld, und zwar für die 
eritere im Betrage von [zwei Dritteln], für das 
legtere [im halben Betrage] des für dad Mitglied 
im 8 20 feftgeftellten Sterbegelde3.®) 

Diejes Sterbegeld für Ehefrauen und Kinder wird 

v. Woedtke, EufensAbbenhaufen, KRUSE. 10. Aufl. 31 
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auch dann gewährt, wenn das verftorbene Fanilienmit- 
glied zwar gegen Krankheit verfichert war, auf Grund 
diefer Verficherung aber ein Anfpruh auf Sterbegeld 
nicht befteht.) Der Kasse steht in Fällen der im 
$ 20 Abs. 3 bezeichneten Art der Anspruch auf 
Ersatzleistung bis zur Höhe des von ihr gewährten 
Sterbegeldes durch Überweisung des auf Grund der 
Unfallversicherungsgesetze zu gewährenden Sterbe- 
geldes zu.) 

(Anträge der Kaffenmitglieder auf Gewährung der 
Reiftungen an ihre Yamiltenangehörigen begründen feine 
Unterftügungsanfprüdhe binfichtlich foldher Erkrankungen, 
welche bereit zur Zeit der Anbringung des Antrags 
beim Kaſſenvorſtand eingetreten waren [welche vor dem 
Ablaufe von [ichs] Wochen feit der Anbringung des An⸗ 
trags beim SKafjenvorftand eintreien].?) Der Kafjenvor- 
ftand ijt befugt, befondere Vorfchriften fiber die Stellung 
des Antrags zu erlaffen; fofern ſolchen Vorfchriften nicht 
entiprochen wird, gilt ber Antrag ald nicht gejtellt. 

Der durch den Antrag der Kaffenmitglieder begründete 
Anſpruch auf Gewährung der Unterftügungen an Samilien- 
angehörige Hört auf, wenn die Kaflenmitglieder dem Vor⸗ 
itande die Zurlicnahme des Antrags anzeigen, mit dem 
Beitpunfte diefer Anzeige, oder wenn fie die im 8 37 
dorgefehenen bejonderen Bufagbeiträge an zwei auf ein- 
ander folgenden Terminen nicht zahlen, mit dem zweiten 
Bahlungstermine].] 

Zu 8 21. 
1) Ob dieſe Unterftügungen oder ob die eine oher die 
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andere. berjelben von vornherein gewährt werden follen, 
bleibt der Erwägung im einzelnen alle überlaffen (vgl. 
8 21 Abſ. 1 Ziffer 5 und 7 des Geſetzes). Am unbedent- 
lichſten tit für Kaſſen, welde Kaflenärzte annehmen und 
mit dieſen Honorarverträge abjchließen, die Gewährung 
der Unterftüßung .unter lit. a des Paragraphen. 

2) Mit dieſer Antragftellung übernimmt das Kaſſen⸗ 
mitglied die Berpflihtung zur Zahlung der im 8 37 vors 
gejehenen befonderen Yufaßbeiträge. 

®, Es empfiehlt ſich, diejenigen Yamilienangehdrigen, 
auf welche die Vorſchrift des $ 21 Anwendung finden joll, 
im Kaflenftatut ausdrücklich zu bezeichnen, 3. B. Ehegatten, 
Eltern, Großeltern, Kinder, Enkel und Geichiwifter des 
Kaffenmitglieds fowie jeines Ehegatten; fonftige Seitenver- 
wandte derfelben bis zum vierten Verwandtichaftsgrade. 

4) Die im Abs. 1 unter b beseichneten Leistungen sind an 
die Stelle der nach $ 21 Abe. 1 Ziffer 5 des Krankenversicherungs- 
gesetses in der Fassung vom 10. April 1893 zugelassenen Wöch- 
nerinnen- Unterstütsung getreten. Die Dauer der Schwangeren- 
Unterstütsung nicht selbst versicherter Ehefrauen kann kürser 
bemessen werden, als diejenige der selbsiversicherten Ehefrauen. 
Ihre Höchstdauer beträgt ebenfalls sechs Wochen. 

5) Vgl. Bemerkung *) su $ 19. 

6, Die gemäß lit. e gewährten Sterbegelder können auch 
niedriger bemeſſen werden. 

”), Dies ift der Fall bei Zugehörigkeit zur Gemeinde⸗ 
krankenverſicherung. 

8) Vgl. $ 20 Abs. 5 des Geselses und Bemerkung 8) zu $ 20. 

N Die Feitfegung einer Karenzzeit, abgesehen von der 
sechsmunatigen des Abs. 1 lit. b, oder fonftiger bejonderer Vor⸗ 
ausjegungen für die Gewährung der Yamilienunterftägung 
ift freigeitellt. 


G. Beginn und Ende der Anterflükungsanfprlide. 
8 22.) 
Das Recht auf die Unteritüßung beginnt für die⸗ 
31* 


484 Krantenverfiherungsgeieh. Anhang. 


jenigen, welche der Kafle auf Grund bes 8 2 angehören, 
mit dem Tage des Beginns der Mitgliebihaft. [In 
Unterftübungsfällen, welche innerhalb ber erften ſſechs 
Wochen) der Mitgliedichaft eintreten, wird jedoch Die 
Krantenunterftägung bis zur Dauer von 8 Wochen 
nach näherer Beftimmung des $ 6 Abi. 2 des Geſetzes, 
das Krankengeld im Betrage der Hälfte bed der Be- 
mefjung zu Grunde liegenden durchſchnittlichen Tagelohns 
[wirklichen Arbeitöverdienftes), das Sterbegeld im zwanzig⸗ 
fahen Betrage dieſes Lohnſatzes gewährt. Nur die im 
8 30 Abf. 2 Ziffer 3 [und 4] bezeichneten Perſonen, 
welche vorübergehend aus ber Kafle ausgeichieden find, 
erhalten beim Wtedereintritt in die letztere ſchon vom 
Tage des WiebereintrittS ab die vollen ſtatutenmäßigen 
Unterftügungen ohne die vorjtehenden Beihräntungen.]*) 

Diejenigen, welche auf Grund des 85 Abs. 1 Ziffer 1, 
2, 3,5 freiwillige Mitglieder der Kaffe werden,?) Haben 
[für eine bereit8 zur Zeit ihrer Anmeldung eingetretene 
Krankheit einen Anſpruch auf Unterftüßung,]*) [keinen 
Unterftügungsanfprud, wenn der Unterftügungsfall ein- 
tritt, bevor ſſechs] Wochen feit ihrer Anmeldung ver- 
ſtrichen find.) 

[(Hinfihtlich des Beginns der Unterftügungsanfpriche 
für FSamiltenangehörige bewendet e8 bei den Beſtim⸗ 
nungen des 8 21.] 


Zug 2. 
1) Dal. 8 26 des Gefehes. 
?) Fallt fort, wenn und foweit die Kaffe nur die 
Mindeftleiftungen gewährt; nur Mehrleiftungen dürfen bei 


X. Mufterfagung.f. Orts⸗ Betriebs⸗Fabrik⸗)Krankenk. 485 


Berfiherungspflihtigen von einer Karenzzeit abhängig ge 
madt werden. Ob die Beichräntung überhaupt und ob 
fie für ſechs Wochen oder eine fürgere oder längere Beit 
(bis zu ſechs Monaten) eintreten joll, ift freigeftellt; ebenfo 
kann die Karenzzeit für die einzelnen Mehrleiftungen ver- 
ſchieden bemefjen werden. Werden Beichräntungen vor 
geiehen, jo gelten fie für die im lebten Satze erwähnten 
Ausnahmefälle Traft Geſetzes nicht (dal. $ 26 Abi. 2 des 
GSeieheB). | 

5 Vol. $ 19 Abi. 3 des Geſetzes. 

4% Soll für Mitglieder der fraglien Art auf Grund 
des 5 26a Abi. 2 Biffer 4 des Geſetzes eine Sarenzzeit 
eingeführt werden, jo find ftatt der Worte in der erften 
Klammer die in der zweiten zu wählen. 


828. 

Mitgliedern, welche infolge eintretender Erwerbs⸗ 
loſigkeit) ans der Kafle ausſcheiden und fich im Gebiete 
bes Deutichen Reichs aufbalten,*) verbleibt fir ihre 
Perſon der Anfprud auf Krantenunterftäbung, Wöchnes 
rinnen-Unterftügung und Sterbegelb in folchen Unter 
ftägungställen, welche während ber Erwerbsfofigkeit und 
innerhalb eines Zeitraums von drei Wochen nad dem 
Ausicheiden aus der Kaffe eintreten, wenn diefe Berjonen 
vor ihrem Ausjcheiden mindeitens drei Wochen ununter- 
brochen einer auf Grund des Krantenverficherungsgejeßes 
errichteten Krankenkaſſe angehört haben. 

(Hr Fällen diefer Art wirb die Krantenunterjtübung 
bis zur Dauer von 26 Wochen nad) näherer Beitimmung 
des 8 6 Abf. 2 des Geſetzes, das Krankengeld im Betrage 
der Hälfte des der Bemeſſung zu Grunde liegenden durch⸗ 
ſchnittlichen Tagelohns ſwirklichen Arbeitsverdienſtes)] 
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das Sterbegeld im zwanzigfachen Betrage dieſes Lohn: 
ſatzes gewährt.]?) 
Zu 8 23. 

1) Vgl. 8 28 des Geſetzes. Erwerbsloſe dieſer Art 
zahlen keine Beiträge und haben keine Stimmrechte. 
5) Das Statut kann hiervon nad) Lage der örtlichen 
Berhältniffe Ausnahmen zulafien. 

°% Fällt aus, wenn und foweit die Kaffe nur bie 
Mindeftleiftungen gewährt. 


H. $eiftung der Anterflühungen. 
8 24.') 

Die im $ 14 vorgefehene Kur und Verpflegung er- 
folgt in dem [ftädtifhen Krantenhaufe] [von der Kaſſe 
-beftimmten Kranfenhaufe]. Soweit die Erkrankten nicht 
in das Krankenhaus aufgenommen find, wird denjelben 
bie ärztliche Behandlung durch den Kafjenarzt?) [einen 
der Saffenärzte) und die Lieferung der Arznei*) durch 
die mit der Kaſſe in Geſchäftsverbindung ftehende[n] 
Apotheke[n] gewährt. Die Bezahlung der dur) Inan⸗ 
fpruschnahme anderer Ärzte, Apotheken und Krankenhäuſer 
entitandenen Koften kann, von dringenden Yällen ab- 
gejehen, abgelehnt werden.“) 

[Die Auswahl unter den Kaffenärzten fteht ben 
Mitgliedern frei; während derfelben Krankheit darf je- 
doch ohne Buftimmung bes behandelnden Arztes ein 
Wechſel nicht vorgenommen mwerbden.] 

Die im 8 13 Abs. 1 Biffer 2 bezeichneten Heilmittel 
werden den Mitgliedern auf Unordnung des Kafjenarztes 
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nach näherer vom Borftande zu treffender Regelung ver: 
abfolgt. 


Zu 8 24. 

1) Dal. $ 26a Ubi. 2 Ziffer 2b des Geſetzes und $ 56 
Abi. 1 Ziffer 8 des Statuts. 

2) Enthält das Statut Teine Beitimmungen über die 
Beitellung von Kafjenärzten, jo muß die Kaffe für die 
ärztliche Hilfsleiftung jedes Arztes nach angemefjenen 
Sätzen (eventuell nach landesrechtlich feitgeitellten Zaren) 
Bablung leiften. Hierdurch können der Kafle unter Unt« 
ftänden jehr erhebliche Koften erwachſen. Ohne ausdräd- 
lihe Beitimmung im Statut fteht der Kaſſenverwaltung 
die Beſtellung befonderer Kaflenärzte mit der Maßgabe, 
daß Hilfsleiſtungen anderer Ärzte, von dringenden Fällen 
abgejehen, nicht bezahlt zu werden brauchen, nach den Be- 
ftimmungen der Novelle zum Krankenverſicherungsgeſetze 
nit mehr zu. 

8) Die Verabfolgung der Arzneten wird in der Regel 
am zwechnäßigften jo geordnet, daß die vom Kaſſenarzte 
zu verfchreibenden Rezepte mit der Angabe, daß fie für ein 
Kafjenmitglied bejtimmt jeten (etwa durch Stempel), auf 
die (eine oder mehrere) Apotheken, mit welden die Kafle 
Lieferungsverträge abgeſchloſſen bat, ausgeitellt und von 
Zeit zu Zeit auf Rechnung bezahlt werden. 

4) Verträge der Kasse mit Ärsten, Apotheken und Kranken- 
häusern auf Grund des $ 26a Abs. 8 Ziffer 8b des Kranken- 
versicherungsgesetses sind der Aufsichtsbehörde mitzuteilen. 


- 82.) 

Die Kafjenmitglieber find verpflichtet, die durch Be⸗ 
ſchluß der Generalverfammlung erlafienen Borjchriften 
über die Krankenmeldung, da8 Verhalten der Kranken 
und die Kranlenaufficht, ſowie die Anordnungen des 
behandelnden Arztes zu befolgen. Zumwiderhandlungen 
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gegen dieſe Verpflichtung ziehen Ordnungsſtrafe bis zum 
dreifachen Betrage des täglichen Krankengeldes für 
jeden einzelnen Übertretungefall nach sich. 
Zu & 25. 
1) Bol. $ 26a Abi. 2 Biffer 2a des Gefehes und $ 56 
Abſ. 1 Ziffer 11 und Abſ. 2 des Statuts. 


528, 

Die Unterftägung für Wöchnerinnen wird erftmalig 
an dem auf die Entbindung folgenden [Sonnabende] 
gegen Einlieferung einer Bejcheinigung des Standesamts 
über die Eintragung des Geburtsfalls, und demnächſt 
an jedem folgenden [Sonnabende] für die abgelanfene 
Woche gezahlt. 

Fällt der [Sonnabend] nit auf einen Werktag, fo 
erfolgt die Zahlung am nädjitvorhergehenden Werktage, 

[.Die Auszahlung der Unterstüteung an Schwangere 
erfolgt in gleicher Weise wie diejenige des Kranken- 
geldes ($ 26 Abs. 1).] 


IV. Beiträge. 


A. Einiritisgeld, 
8%. 

Diejenigen, welche Mitglieder ber Kaſſe werben, haben 
ein EintrittSgeld im Betrage [de3 für... . Wochen zu 
leiftenden vollen Kaffenbeitrags] [von ... Marl]') zu 
zahlen. 

Bereit vom Eintrittsgelde find: 

3, diejenigen, welche bei der Begründung der Kaſſe 
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(4. 


oder innerhalb der eriten.... . Monate nad) ber- 
felben Mitglieder werben ;*) 


. diejenigen, welche nachweiſen, daß fie innerhalb der 


legten 6 Wochen vor ihrem Eintritt in die Kaſſe 
einer anderen Krankenkaſſe angehört oder Beiträge 
zur Gemeindelrantenverficherung geleiftet haben;?) 


. diejenigen, welche behufs Erfüllung ihrer Dienft- 


pfliht im Heere oder in der Marine [gemäß 8 8 
Ziffer 3 aus der Kaffe ausgefchieden find und nad 
Erfüllung der Dienftpflicht duch Rückkehr in die 
Beichäftigung die Mitgliedfhaft auf Grund des 8 2 
wiedererlangen;] [aus der ihre Verſicherung be- 
gründenden Beichäftigung und dadurch aus ber 
Berfiherung ausgeſchieden find und nad Erfüllung 
der Dienftpfliht binnen... Wochen duch Rückkehr 
in eine verfiherungspflihtige Beichäftigung Mit- 
glieder der Kafſe werben;] 

diejenigen, welche gemäß 8 8 Ziffer 3 um deswillen 
aus der Kaffe ausgeſchieden find, weil die Natur 
des [Gewerbszweigs]), in welchem fie beichäftigt 
waren, eine periodiſch wiederlehrende zeitweilige 
Einftellung des Betriebs mit ſich bringt, wenn fie 
nad) Wiederbeginn der Betriebsperiode durch Rück⸗ 
kehr in die Beichäftigung die Mitgliedichaft auf 
Grund des 8 2 wiebererlangen.]*) 


gu g 80. 
ı) Das Eintrittsgeld darf die Höhe des ſechswöchent⸗ 


lichen vollen SKafienbeitrags nicht überftelgen (vol. $ 26 
Ubl. 3 des Geſetzes). Bis zu diefer Grenze kann es be. 
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liebig, au für die verjiedenen Mitgliederflaffen ver- 
ſchieden feftgeitellt werden. 

2) Diefe Befreiung empfiehlt fi namentli da, wo 
auf den Zutritt freiwilliger Mitglieder gerechnet wird. 

2) Die Befreiungen unter Ziffer 2, 3 und 4 find ge 
jeglih (vgl. $ 26 Abi. 1 Satz 2 und Abf. 2 des Geſetzes). 

4) Unter Ziffer 4 find Diejenigen der im $ 1 des 
Statut3 namhaft gemachten Gewerbözweige, deren Natur 
die periodiſch wiederlehrende zeitweilige Betriebseinftellung 
mit fi bringt, zu bezeichnen. Wenn eine ſolche Betrieb3- 
einftellung bei Teinem jener Gewerbszweige vorlommt, 
wird die Ziffer fortfallen. 


B. Grdentlige Raffenbeiträge. 
831.) 
Die wöchentlichen Kaſſenbeiträge betragen :?) 
1. für (erwachſene) männliche Kafienmit- 
glieder über 16 Jahre, ausſchließlich der 


Lehrlinge > > 20 Pf., 
2. für (erwachſene) weibliche Kaffenmite 
glieder über 16 Jahre . 2 0 mem Pf., 


3. für männliche Kafſenmitglieder unter 16 
zwiſchen 14 und 16] Jahren und fir 
Lehrlinge . . une Pf., 
4. für weibliche Raffenmitglieber unter 16 
[zwifchen 14 und 16] Sabreen . . . un Bi.,) 
[5. für männlide Kaflenmitglieder unter 
14 Sobeen . » 2 2 0 0 ne em BR.) 
[6. für weibliche Baffenmiiglihe "unter 
14 daben ee BEN 
. [oder 
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[1. für Mitglieder der erſten Klaffe. . 2... --- Pf., 
2. für Mitglieder der zweiten Klafie . . .. -—.. Pf., 
3. für Mitglieder der dritten Klaſſe ....... Pf. ) 
[oder] 
[------- Prozent des nad) $ 13 Ziffer 3 ermittelten wirk⸗ 
lichen Arbeitsverdienites des Kaſſenmitglieds, ſoweit der- 
felbe 5 Mark für den Arbeitstag nicht Überfteigt.] ®) 
[oder] . 
f. . Pfennig von jeder vollen oder angefangenen halben 
Mark des nach 8 13 Abs. 1 Biffer 3 ermittelten wirk⸗ 
lichen Arbeitsverdienftes des Kaffenmitglieds, ſoweit der- 
felbe 5 Mark für den Arbeitstag nicht üiberfteigt.) 

[Die Beiträge find für jede Woche, Innerhalb welcher 
der Verficherte der Kaffe angehört hat, ihrem vollen Be 
trage nad) zu entrichten. Dabei gilt als Woche der 
‚Zeitraum von Montag bi8 Sonntag einjhliehlid.] *) 


Zu $ 31. 

) Es iſt ratfam, zunächſt den vollen Kaflenbeitrag 
(Sejamtbeitrag) für das Mitglied feftzuftellen und dem. 
nächſt die Beftimmung über die Art der Einzahlung und 
des von den Arbeitgebern aus eigenen Mitteln zu leiftenden 
Teiles folgen zu lafſen, damit die Höhe bes Beitrags der- 
jenigen Mitglieder, für welche Zuichüffe von den XArbeit« 
gebern nicht zu leiften find, außer Zweifel geftellt wird 

% Die Beiträge müfjen nach gleihen Grundfähken wie 
das Krankengeld, alfo in Prozenten des der Bemeflung 
des Krankengeldes zu Grunde liegenden Lohnbetrags (des 
durchſchnittlichen Tagelohns oder des wirklichen Wrbeits« 
verdienſtes) bemeflen werden. Ihre Höhe kann im Statut 
durch Angabe des Prozentjages ausgedrüdt werden; doch 
iſt inSbefondere bei Zugrundelegung des durchſchnittlichen. 
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Zagelohns die im Texte vorgeſehene Art der Feftftellung 
nad feften Beträgen vorzuziehen, weil e8 den Mitgliedern 
erwünjcht fein wird, wenn fie die Höhe ihres Beitrags in 
beftimmten Ziffern, für die Arbeitswoche berechnet, aus dem 
Statut erjehen Tönnen. 

9) Vierundeinhaib Prozent bes der Bemeflung bes 
Krantengeldes zugrunde liegenden durchſchnittlichen Tage 
lohns oder wirklichen Arbeitsverdienſtes find der nad $ 31 
Abſ. 1 des Geſetzes für den Anfang zuläffige Hochſtbetrag 
der Gefamtbeiträge, jofern nicht etwa zur Dedung der im 
& 20 des Geſetzes bezeichneten Mindeftleiftungen ein höherer 
Betrag erforderli iſt. Ob e8 erforderlich und ratſam ift, 
fofort bis zu dem Höchſtbetrage von 4. Prozent zu geben, 
ift nah den Erfahrungen bereit längere Zeit beitehender 
Krantenkaffen zu beurteilen. Für Kaffen, welche fi zu- 
nächft auf die Mindeitleiftungen befcyränten und für Ar 
beiterflaffen mit nit ungewöhnlicher Krankheitsgefahr be 
ftimmt find, läßt fi mit einiger Sicherheit annehmen, 
daß der Höditbetrag der Beiträge nicht erforderlich ift. 
Unter allen Umſtänden ift es ratfam, die Beiträge mo- 
mögli jo feitzuftellen, daß fie auch für den einzelnen Ar- 
beitstag durch drei teilbar find, um die Abrechnung zwiichen 
Arbeitgebern und Arbeitern zu erleichtern. 

Sm weiteren Verlaufe dürfen die Gejamtbeiträge bis 
auf 8 Prozent des zu Grunde zu legenden Lohnbetrags ge 
fteigert werden; hierzu ift jedoch, fofern Mebrleiftungen 
gewährt werben ($ 21 des Gefehes), die beſondere Zu⸗ 
ftimmung fowohl der Vertretung der Arbeitgeber wie ber 
Vertretung der VBerfiherten erforderiih (8 31 Abi. 2 des 
Gelege). Sofern nur die Mindeftletftungen gewährt 
werden, bedarf e8 zu einer Erhöhung der Beiträge bis 
auf o Prozent der befonderen BZuftimmung beider Gruppen 
der Beteiligten nicht; eine folde Zuſtimmung bleibt da- 
gegen für folde Kafſen dann erforderlich, wenn die Bei. 
träge zu Dedung der Minbeftleiftuimgen noch über & Pro⸗ 
sent hinaus erhöht werben müfen. ft hierzu die Bus 
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ftimmung einer Gruppe nicht zu erreichen, jo muß bie 
Kafle geihloffen werden ($ 47 Abſ. 1 Ziffer 2 des Gefekes). 

Der als Beitrag zu erhebende Prozentfag tft im all 
gemeinen für jämtliche Kaffenmitglieder in gleicher Höhe 
feftzuftellen. Sedo kann nad 8 22 Abſ. 3 des Geſetzes 
für Kaffen mit verfchtedenen Gewerbözweigen oder Betriebs« 
arten die Höhe der Beiträge für die einzelnen Gewerbs 
äweige und Betriebsarten verſchieden bemefjen werben, wenn 
und joweit die Verſchiedenheit diefer Gewerbszweige und 
Betriebsarten eine erhebliche Verſchiedenheit der Erkrankungs⸗ 
gefahr bedingt. Feſtſetzungen diefer Urt bedürfen her bes 
fonderen Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde. 
Es ift zweckmäßig, diefe Genehmigung vor der Einreihung 
des Statuts behufs deifen Genehmigung einzuholen. 

4) Bergleihe 8 52 Abi. 3 des Geſetzes. 


D. Bufakbeiträge. 
8 31. 

[Kafienmitglieder, welche den Untrag auf Gewährung 
der im 8 21 Ubf. 1 lit.-a und b bezeichneten Familien⸗ 
unterftügungen geftellt haben, find zur Entrichtung be: 
fonderer Zufagbeiträge verpflichtet. Diefelben werben fir 
jedes Familienmitglied, deſſen Unterſtützuug in Krank⸗ 
heitsfällen beanſprucht wird, [auf wöchentlich ... Bf. 
feſtgeſetzt) ſvon dem Kaſſenvorſtand allgemein feſtgeſetzt 
und durch die im 8 66 bezeichneten Blätter veröffentlicht.)] 

[Die Kaſſenmitglieder haben diefe Zuſatzbeiträge felbft 
zu den im 8 32 angegebenen TFülligleitsterminen an bie 
Kaffe einzuzahlen oder koſtenlos einzufenden.] Die Ber- 
pflihtung zur Zahlung biefer Zuſatzbeiträge erliſcht, ab⸗ 
gelehen von der Haftung für Rüdftände, mit dem Zeit- 
punft, an welchem nad 8 21 Abf. 4 der Anſpruch auf 
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Gewährung der vorbezeichneten Unterſtützungen aufhört.] 
[Die Zufaßbeiträge find auch während der Dauer von 
Erkranftungen ber Angehörigen und mährend einer 
durch Schwangerschaft verursachten Erwerbsun- 
Jährgkeit der Ehefrau, nicht aber während einer zur 
Unterstützung berechtigenden Erwerbsunfähigkeit 
des Versicherten selbst fortzuentrichten.] 


Zu 8 37. 
Dal. 8 22 Abf. 2, $ 52b und 8 54a des Geſetzes. Die 
Zufaßbeiträge find für alle, welde Yamiltenunterftügung 
in Anfprud nehmen, nad gleichen Grundfäßen feſtzuſetzen. 


A. Raſſenvorſtand. 
Zufammenfegung und Wahl. 
5 40.%) 

Der Borftand befteht zunädft aus 6 [9, 12 2c.]®) 
Mitgliedern. 

Die Wahl berfelben erfolgt durch die Generalver- 
fammlung (vgl. 8 51) in der Weile, daß in getrennter 
Wahlverfammlung 4 [6, 8] Mitglieder von den in ber 
Generalverfammlung ſtimmberechtigten Kaflenmitgliedern 
aus ihrer Mittet) und 2 [3, 4] von den der General- 
verfammlung angehörenben Arbeitgebern gewählt werben. 

(Mit Ausnahme der erftmaligen Wahl Tönnen Kaſſen⸗ 
mitglieder zu Mitgliedern des VBorftandes nur gewählt 
werben, wenn fie der Kaſſe bereits fein Jahr lang] an 
gebören.]) 

Die Wahl ift geheim‘) und wird durch Stimmzettel 
in einem Wahlgang?) in ber Meife vorgenommen, daß 
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jeder Syimmberedhtigte foviel Namen auf einen Stimm- 
zettel fchreibt, wie Mitglieder zu wählen find. 

Gewählt find diejenigen, auf welche die meiften 
Stimmen gefallen find.) Stimmen, weldye auf nicht 
Wählbare fallen oder den Gewählten nicht deutlich be⸗ 
zeichnen, werden nicht mitgezäßlt. 

Unter denjenigen, welche eine gleihe Stimmenzahl 
erhalten, entfcheibet das Los, welches von bem die 
Wahl Leitenden gezogen wird. 

Die Wahl wird im Auftrage des Vorſtandes für 
die Kaſſenmitglieder von einem dieſen angehörenden, 
für die Arbeitgeber von einem dieſen angehörenden 
Mitgliede des, Borftandes?) unter Mitwirkung zweier 
von ihm zu berufender Mitglieder der Wahlverſammlung 
geleitet. Das erſte Mal und in Fällen, wo ein Vor— 
ſtand nicht vorhanden iſt, tritt an die Stelle des Bor- 
ftandSmitglieds ein Beauftragter der Auffichtsbehörde. 

Über die Wahl ift ein Protofoll aufzunehmen, 
welches von dem Wahlleitenden und den Beifigern zu 
unterzeichnen ift. 

Die Ablehnung der Wahl zum Borjtandsmitglied 
ift au3 denfelben Gründen zuläffig, aus melden das 
Amt eines Bormundes abgelehnt werden kann. Die 
Bahrnehmung eines auf Grund der Unfallverficherung 
oder der? Invalidenversicherung übernommenen Ehren- 
amts fteht der Führung einer Wormundfchaft gleid. 
Kaffenmitgliedern, welche eine Wahl ohne geſetzlichen 
Grund ablehnen, kann auf Beichluß der Generalver- 
fammlung” für beftimmte Zeit, jebod nicht über die 
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Dauer der Wahlperiode, das Stimmredit in der General⸗ 
verfammlung entzogen werden. 
3n $ 40. 

1) Für die Bildung des Vorſtandes ift folgendes zu 
beachten: 

a) den Arbeitgebern ſteht ein Anſpruch auf Vertretung 
im Borftande zu, welche nad dem Verhältnifſe der 
von ihnen aus eigenen Mitteln zu zahlenden Beiträge 
zu bemeſſen ift und nicht mehr als ein Drittel der 
Stimmen ausmadhen darf; 

b) der Borftand muß von der Generalverfammlung ge- 
wählt fein, und zwar in geheimer Wahl und fo, daß 
Kaffenmitglieder und Arbeitgeber ihre Vertreter jeder 
für fich wählen; 

ce) die Vertreter der Kaflenmitglieder müſſen aus der 
Mitte derjelben gewählt werden; die Arbeitgeber 
können auch andere Perfonen (Geichäftsführer oder 
Betriebsbeamte der beitragspflichtigen Arbeitgeber) zu 
ihren Vertretern wählen; 

d) die Arbeitgeber können auf die Vertretung im Vor⸗ 
ftande verzichten, dürfen dann aber die Vertretung nur 
mit Ablauf einer Wahlperiode wieder in Anipruch 
nehmen. 

2) Solange der Kaſſe nur Mitglieder angehören, für 
welche deren Arbeitgeber Beiträge aus eigenen Mitteln 
leiften, ift den Arbeitgebern ein Drittel der Stimmen tm 
Vorftand einzuräumen. Dies wird anfangs ftetS der Fall 
jein, da Mitglieder, weldhe auf Grund der 88 5 und 9 des 
Statuts der Kaffe angehören, erit nad der Errichtung der 
Kafle nah und nach entftehen werben. Die Zahl der Vor⸗ 
ftandsmitglieder wird demnach zunächſt auf eitte Durch drei 
teilbare feitzufegen und zu zwei Dritteln und ein Drittel 
auf Kafjenmitglieder und Arbeitgeber zu verteilen ſein. 
Für den Fall, dab duch Hinzutritt von Mitgliedern, für 
welche Beiträge von Arbeitgebern nicht gezahlt werben, bie 
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Summe der für Rechnung der Kaffenmitglieder gezahlten 
Beiträge die Summe der von Arbeitgebern aus eigenen 
Mitteln gezahlten Beiträge um mehr als das Doppelte 
überjteigt, muß Vorforge getroffen werden, daß das Ver⸗ 
Hältnis der Zahl der im Vorſtande ſitzenden Kaffenmit- 
glieder entiprehend geändert wird. Dies Tann ebenſowohl 
durch Minderung der Zahl der Arbeitgeber wie durch Ver—⸗ 
mehrung der Zahl der Kafjenmitglieder gefhehen. Aus der 
geſetzlichen Beitimmung ift aber nicht zu folgern, daß jede 
Beränderung des BVerhältnifieg der Beiträge, weldhe im 
Laufe einer Wahlperiode eintritt, auch jofort eine ver 
änderte Zufammenjegung des Vorftandes zur Folge haben 
müßte, da dies unausführbar jein und zu fortwährenden 
Zweifeln über die Gültigkeit der Beſchlüſſe des Vorftandes 
führen würde. Der geſetzlichen Beitimmung geſchieht viel- 
mehr Genüge, wenn bei jeder Neumwahl daS vorge 
jchriebene Verhältnis nad) Maßgabe des für das betreffende 
Rechnungsjahr feitgeitellten Verhältnifſes der Beiträge 
bergeftellt wird. 

Edenfo ift aus der gejeglihen Beitimmung nicht zu 
folgern, daß das Verhältnis der Vertretung im Borftande 
demjenigen der Beiträge ftet3 mathematiſch entiprechen müffe, 
da auch dies praftiih unausführbar fein würde. Cs 
genügt vielmehr, wenn die Vertretung der Kaffenmitglieder 
im Borftand eine entſprechende BVerjtärfung im Vorſtand 
erhält, fobald das Sinken der Arbeitgeberbeiträge ein 
Map erreicht bat, welches der Verſtärkung der Vertretung 
der Kaffenmitglieder um ein Mitglied entipridt. 

Dem vorjtehenden entiprechend, tft im $ 40 die Zu. 
fammenfegung des Vorſtandes für die eritmalige Wahl 
geregelt, und im $ 42 ein möglichit einfacher Modus für 
eine etwa notwendige Berichtigung des Verhältnifjes der 
beiderjeitigen Vertretung in der Weife hergeftellt, daß die 
Zahl der Vertreter der Kafjenmitglieder erforderlichenfalls 
entiprechend vermehrt und bei wieder eintretender Ver—⸗ 
minderung der für Rechnung der Kaflennitglieder ein⸗ 
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gezahlten Beiträge auf Anforberumg der Urbeitgeber wieder 
entiprechend vermindert werden muß. 

.„ 9 Die Zahl iſt nah dem Umfange der Kaffe: Höher 
‚oder niedriger, aber fo. zu bemeſſen, daß fie durch Drei 
teilbar ift. 

4 Bei Kafien, welche . für verſchiedene Gewerbszweige 
errichtet werden, Tann, wenn darauf Wert gelegt wird, 
auch beitimmt werden, daß je ein Mitglied oder. mehrere 
aus der Zahl der den einzelnen Gemerbszmeigen an: 
gehörenden Kafjenmitglieder gewählt werden müſſen. 

5) Ob eine folhe Beitimmung zwedmäßig und durch⸗ 
führbar erfcheint, iſt nach den örtlichen Verhältniſſen zu 
beurteilen. 

6, Da die Wahl geheim jein ſoll .($ 38. Abi. 3 des 
Geſetzes), ift die Vornahme durch Afflamatton unzuläffig. 

Das Statut kann hier auch eine Regelung des Wahlverfahrens 
nach den Grundsätsen der Verhältnis- (Proportional-) Wahl vor- 
schreiben, wobei jedoch der Grundsats der Freiheit und Geheim- 
heit der Wahl gewahrt bleiben muss. 

) Es Tann aud für jedes zu mwählende Mitglied ein 
befonderer Wahlgang angeordnet werden. Dies muß ge 
ihehen, wenn die unter 4 erwähnte Beſtimmung ge- 
troffen wird. 

8) Alſo Wahl mit relativer Mehrheit; jol die Wahl 
auf abfofuter Mehrheit beruhen, jo find Beitimmungen 
über engere Wahl für den Fall zu treffen, daß im erſten 
Wahlgang abjolute Stimmenmehrheit nicht erreicht wird, 

9% Es erſcheint nicht angemeffen, die Wahlverfanuitlung 
der Arbeitgeber durch den Vorſitzenden des Vorſtandes 
letten zu laffen, wenn derfelbe nicht Arbeitgeber tft. 


84.4) 
Die Mitglieder des Vorſtandes werden auf 2 B, 4] 
Sabre gewählt, bleiben aber nach Ablauf diefer Zeit folange 
im Amte, bis ihre Nachfolger in den Vorftand einge- 
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treten find. Nach Ablauf des erſten |... ... ] Sahres 
ſcheidet die Hälfte [ein Drittel, ein Biertel]?) der Bor- 
ftand3mitglieder und zwar ein [zwei] Arbeitgeber und 
zwei [drei] Kaffenmitglieder aus. Die Reihenfolge des 
Ausfceidens wird unter den eritmalig Gemählten durch 
das Los, demnächſt durch das Dienftalter beftimmt. 

Die Ausfcheidenden find wieder wählbar. Eine 
Wiederwahl kann nach mindeftens zweijähriger Amts: 
führung für die nächte Wahlperiode abgelehnt werben. 

Mitglieder des Borjtandes, welche die Wählbarkeit 
verlieren, ſcheiden aus. 

Scheidet ein Vorſtandsmitglied vor Ablauf ſeiner 
Dienſtzeit aus, oder ist ein Vorstandsmitglied gemäss 
$ 42 Abs.4ff. des Krankenversicherungsgesetzes seines 
Amtes enthoben worden,?) jo findet in der nächſten 
Generalverfanmlung eine Ergänzungswahl ftatt.*) Der 
in derjelben Gewählte bleibt nur folange im Amte, wie 
die Dienftzeit des ausgeſchiedenen oder des Amtes ent- 
hobenen Mitglieds gedauert haben würde. 


Zu 8 4. 

1) Die Erneuerung des Borftandes durch allmähliches 
Ausſcheiden der Mitglieder und entiprechende teilmeije Neu- 
wahl ift im Intereſſe einheitlicher Yortführung der Verwal⸗ 
tung einer periodiſchen gänzlihen Neumahl vorzuziehen. 

2) Die Perioden für das Ausſcheiden und die Zahl der 
jedesmal Ausfheidenden müſſen mit Rüdficht auf die Teil. 
barkeit der Zahl der Vorftandsmitglieder feltgeftellt werden. 

8) Nach $ 43 Abs. 4 bis 6 des Krankenversicherungsgeseises 
kann ein Vorstandsmitglied, ein Rechnungs- oder Kassenführer, 
der infolge gerichtlicher Anordnuny in der Verfügung über sein 
Vermögen beschrünkt oder gegen den auf Verlust der Fähigkei 

32* 
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sur Bekleidung öffentlicher Ämter oder auf Verlust der bürger- 
lichen Ehrenrechte erkannt ist, oder hinsichtlich dessen Tatsachen 
bekannt werden, welche sich als grobe Verleisung der Amis- 
pflichten in Besug auf die Kassenführung darstellen, durch die 
Aufsichtsbehörde seines Amtes enthoben werden, nachdem ihm und 
dem Kassenvorstande Gelegenheit sur Äusserung gegeben worden 
ist. Die Enthebung kann auch eine vorläufige — bis sur Been- 
digung des Strafverfahrens — in dem Falle sein, dass gegen ein 
Vorstandsmitglied u. s.w. das Hauptverfahren wegen eines Ver- 
brechens oder Vergehens eröffnet worden ist, das die Aberkennung 
der bürgerlichen Eihrenrechte oder der Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Ämter sur Folge haben kann.” Die Entscheidung der 
Aufsichtsbehörde kann binnen vier Wochen nach deren Zustellung 
im Wege des Verwaltungssireitverfahrens und, wo ein solches 
nicht besteht, im Wege des Bekurses nach Massgabe der Vor- 
schriften der $$ 320 u:d 21 der Gewerbeordnung angefochten 
werden. Die Anfechtung hat zwar keine aufschiebende Wirkung: 
jedoch wird es sich empfehlen, die Neuwahl regelmässig erst vor- 
zunehmen, wenn die Amtsenthebung eine endgültige geworden ist. 

#) Ergänzung des Vorftandes durch Kooptation erſcheint 
unzuläffig, da der Vorftand nad) $ 34 des Gejehes von 
der Generalverfammlung gewählt fein muß. 


Obliegenheiten des Borftandes. 
8 48. 

Der Borftand hat nach Maßgabe der Beitimmungen 
diefes Statut3 und des Kranfenverfiherungsgefeges die 
gefamte Verwaltung der Kafjenangelegenbeiten, injonder- 
heit auch die Vermögensverwaltung wahrzunehmen, fo- 
weit nicht durch $ 56 die Beichlußnahme der General⸗ 
verfammlung vorgefchrieben ift.!) Er bat die Befchlüfie 
der Generalverfammlung, foweit diefe nicht etwas anderes 
ausdrücklich beftimmt, auszuführen und fllr die recht⸗ 
zeitige Erfüllung der Verpflichtungen Sorge zu tragen, 
melde der Kaſſe nach $ 41 des Krankenverſicherungs⸗ 
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geſetzes [Hinfichtlich der Einreichung ber Überfichten und 
Rechnungsabſchlüſſe an die Auffichtsbehörde] obliegen. 

[Die gerichtliche und außergerichtliche Vertretung der 
Kaffe mit Einfluß derjenigen Geſchäfte und Rechts⸗ 
Bandlungen, für welche nad) den Geſetzen eine Spezial- 
vollmacht erforderlih if, wird von dem Vorſitzenden 
[in Gemeinſchaft mit dem Schriftführer] wahrgenommen. 
Seine [ihre] Legitimation bei allen Rechtsgeſchäften er 
folgt durch die VBefcheinigung der Auffichtsbehörde, daß 
die darin bezeichneteln] Berfonfen] zur Zeit die bes 
zeichneten] Stelle[n] im Vorſtande befteidet[en].] ?) 

oder 

[Der Vorſtand vertritt die Kaffe gerihtlih und 
außergerihtlih auch in denjenigen Geſchäften und 
Nechtshandlungen, für welde nach ben Gefeben eine 
Spezialvollmadt erforderlih iſt. Seine Legitimation 
bei allen Rechtsgefchäften erfolgt durch die Beſcheinigung 
der Aufficht3behörde, daB die darin bezeichneten Berfonen 
zur Zeit den Vorſtand bilden.] 

[Der Vorsitzende des Vorstandes hat Beschlüsse 
der Kassenorgane, welche gegen die gesetzlichen oder 
statutarischen Vorschriften verstossen, unter Angabe 
der Gründe mit aufschiebender Wirkung zu bean- 
standen. Die Beanstandung erfolgt mittels Berichts 
an die Aufsichtsbehörde.]?) 


Zu 8 48. 
1) Der 8 36 des Geſetzes bejitimmt, daß, joweit die 
Wahrnehmung der Angelegenheiten der Kaffe nicht nad 
Vorichrift des Geſetzes oder des Statuts dem PVorftand 
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obliegt, die Beichlußnahme der Generalverfammlung zuiteht. 
Diejer Beitimmung farn aud) dadurd entiprochen werden, 
daß die der Generalverfammlung vorbehaltenen Angelegen- 
heiten aufgezählt und alle übrigen Geſchäfte dem Vorftand 
übertragen werden. Da fidh die eriteren leichter erihöpfend 
aufzählen Laffen, als die mannigfaltigeren Geichäfte des Vor- 
ftandes, jo verdient das angegebene Verfahren den Vorzug. 

2) Wo der Vorſtand einigermaßen zahlreich iſt, empfiehlt 
es fi), auf Grund des 8 35 Abſ. 1 Satz 3 des Geſetzes 
dem Borfitenden allein oder in Gemeinſchaft mit einem 
anderen Mitgliede die Vertretung nad außen zu über- 
tragen. Die Legitimation ift au in diefem Falle auf die 
im $ 35 Abf. 2 des Geſetzes bezeichnete Weile zu beichaffen. 

8) Diese Bestimmung findet auch ohne Aufnahme in das 
Statut kraft $ 35 Abs. 3 des Geseises Anwendung. 


B. Generalverfammlung. 
Bufammenfegung. 
8 51. (A)") 

Die Generalverfammlung beiteht aus 

1. ſämtlichen Kaffenmitgliedern, welche großjährig und 
im Beſitze der bürgerlicden Ehrenrechte find; ?) 

2. aus denjenigen Wrbeitgebern, welde für Kaſſen⸗ 
mitglieder Beiträge aus eigenen Mitteln zu leiften 
haben. 

Ürbeitgeber find berechtigt,“ fih in der General- 
verfammlung durch ihre Gejchäftsflihrer oder Betriebs⸗ 
beamten vertreten zu laſſen. Bon der Vertretung ift 
dem Kaflenvorftande vor Beginn der Generalverfammlung 
Anzeige zu maden. Im übrigen darf dad Stimmredt 
nicht durch Bevollmächtigte oder Stellvertreter ausgelibt 
werben. 
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In der Generalverfammlung führt jedes ſtimm⸗ 
bereditigte Kaffenmitglied zwei Stimmen und jeder 
ftimmberedhtigte Arbeitgeber für jedes von ihm bejchäftigte 
ftimmberecjtigte Kafienmitglied eine Stimme.) [für 
Arbeitgeber ruht das Stimmrecht, folange fie mit der 
Zahlung von Beiträgen. im NRüditande find.] Die Zahl 
der den erfchienenen Arbeitgebern oder ihren Vertretern 
hiernach zuftehenden Stimmen wird in jeder Generals 
verjammlung vor Beginn der weiteren Verhandlungen 
vom Borfigenden feftgeftellt und verkundet. 

oder (B) 
881. (B)9) | 

[Die Generalverfammlung befteht aus Vertretern der 
Kaffenmitglieder. und Wrbeitgeber, welche in geheimer 
Wahl auf [...... J Sabre gewählt werden. Die 
Kaffenmitglieder Haben die Vertreter and ihrer Mitte 
zu wählen; die Arbeitgeber können zu Vertretern auch 
Geſchäftsführer oder Betriebsbeamte der zu Beiträgen 
verpfliäteten Arbeitgeber wählen. 

Die Wahl der Vertreter dev Kaffenmitglieder erfolgt 
in Abteilungen. 

Die Kafjenntitglieder jedes der im 8 1 bezeichneten 
Gewerbe bilden eine Abteilung. ?) 

Dede Abteilung wählt für je 10 [15, 20. u. ſ. w.] dem 
betreffenden Gewerbszweig angehörende Kaffenmitglieder 
einen: Vertreter.) Iſt die Zahl der Kaffenmitglieder 
nicht durch 10 [15, 20 u. ſ. w.] teilbar, fo iſt für Die 
überſchießende Zahl, wenn biefelbe 5 [8, 10] oder mehr 
beträgt, ein weiterer Vertreter zu wählen. Wahlberechtigt 
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und wählbar find nur diejenigen Kaffennitglieder, welche 
großjährig' und im Befite der bürgerlichen Ehren- 
rechte find.?) 

Die Vertreter der Arbeitgeber werden von diefen in 
ungeteilter Wahlverfammlung gewählt.1%) Für je 20 
[30, 407) 19 von den Arbeitgebern beichäftigte Kaſſen⸗ 
mitglieder, für melde die erfteren Beiträge aus eigenen 
Mitteln zahlen, wird je ein Vertreter gewählt.12) Für 
den Überfchießenden Bruchteil wird ein weiterer Vertreter 
nur dann gewählt, wenn dadurd) die Zahl der Vertreter 
der Arbeitgeber nicht über ein Drittel der Geſamtzahl 
erhöht wird. Jeder Arbeitgeber, welcher Beiträge aus 
eigenen Mitteln Teiftet, führt bei dem Wahl [eine Stimme], 
[auf jedes Kafjfenmitglied, für welches er Beiträge aus 
eigenen Mitteln zahlt, eine Stimme]. 

Die Zahl der von jeder Abteilung der Kaffen- 
mitglieder und von den Arbeitgebern zu wählenden 
Vertreter wird vor jeder Wahl von dem Kaflenvorfiande 
feitgeftellt und in der Einladung zum Wahltermin an= 
gegeben. 

Zu 8 51. 

1) Für die Bildung der Generalverfammlung ift folgen- 
des zu beadten: 

a) Für Kafjen, weldde weniger als 500 Mitglieder zählen, 
Tann die Generalverfammlung aus Vertretern be= 
ftehen; für Kaſſen mit 500 und mehr Mitgliedern 
muß die Generalverfjammlung aus Bertretern be 
jtehen ($ 37 des Gefehes). 

b) Die Zufammenfeßung der Generalverfammlung muß 


dur das Statut geregelt werden (vgl. $ 23 Abf. 2 
Biffer 5 des Gejekes).! 
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o) Den Arbeitgebern ſteht ein Anſpruch auf Vertretung 
in der Generalverfammlung zu, welde nad dem 
Verhältnis ihrer Beiträge zu bemeflen ift und ein 
Drittel der Gefamtvertretung nicht überjteigen darf 
(vgl. $ 38 des Geſetzes). 

d) Die Vertreter find von Arbeitgebern und Kaflen- 
mitgliedern getrennt zu wählen. Die Wahlen find 
geheim. 

%) Das Statut bat entweder die Beitimmung zu 
treffen, daß die Generalverfammlung aus fämtlidden ſtimm⸗ 
berechtigten Kaffenmitgliedern und Wrbeitgebern beftehen 
fol, oder, daß fie aus Vertretern beftehen joll. Eine 
Beitimmung, nach welcher die Generalverfammlung nad 
der wechſelnden Zahl der Kafjenmitglieder bald aus ſämt⸗ 
lichen Etimmberedtigten, bald aus Vertretern beitehen joll, 
würde in der Ausführung zu Schwierigkeiten und zu Zweifeln 
über die Gültigfeit der Beichläffe der Generalverfammlung 
führen. Soweit nicht ſchon aus anderen Gründen die Zus 
fammenfeßung aus Vertretern zweckmäßig ſcheint, iſt fie da⸗ 
ber ſtets dann vorzuziehen, wenn die Möglichkeit einer Ver⸗ 
mehrung der Mitgliederzahl auf 500 und mehr nahe liegt, 
weil fonft in diefem Falle eine Statutenänderung erforderr 
lich wird. 

3) Weitere Beihränlungen find für den Fall, daß die 
Generalverfammlung nit aus Vertretern befteht, nad 
$ 37 Abſ. 1 des Gefekes unzuläjffig. 

4) Bol. $ 38a Abf. 1 des Geſetzes. 

5) Dieje Regelung bat die Wirkung, daß die Arbeitgeber 
bei Kaſſen, welde nur Mitglieder zählen, deren Arbeit 
geber Beiträge aus eigenen Mitteln zu leijten haben, ein 
Drittel ſämtlicher Stimmen führen, dagegen bei Kaſſen, 
welde aud andere Mitglieder zählen, eine der Zahl der le» 
teren und folgeweiſe ihrer Veitragsperhältniffe entfprechende 
Minderung ihres Stimmgemwichts erleiden. Sie erjcheint da- 
ber als die einfachfte Art, der gefehlichen Anforderung zu 
genügen. 
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6) Soll die Generalverfamimlung aus Bertretern be- 
ftehen, jo find verſchiedene Arten der Wahl der Bertreter 
möglih; namentlich: 

a) die Vertreter werden von jämtlihen Stimmberechtigten 
(jedoch getrennt für Kafjfenmitglieder und Arbeitgeber) 
in einem Wahlakt ohne nähere Beſtimmung über Die 
zu Wählenden gewühlt; 

b) die Wahl erfolgt in Lerſelben Weiſe, aber fo, daß 
die Vertreter in einem feitgeitellten Berhältniffe ver- 
fchiedenen Klaffen der Wähler angehören mäflen; 

e) die Wahl erfolgt nach Abteilungen der Stimmberech- 

tigten, welde entweder nad - drilihen. Bezirken 
oder nad Klafien gebildet werden. Bei großer Mit- 
gliederzahl ift ſchon um der Erleidhterung der Wabl- 
afte willen die Wahl nad Abteilungen vorzuziehen ; 
bei Kaſſen, welche verfchiedene Gewerbszweige um⸗ 
fafien, find die Abteilungen, fofern nicht der große 
Umfang des SKafjenbezirtes eine örtliche Einteilung 
nötig macht, am beften nad) Bewerbszweigen zu bilden. 

Das Statut kann hier auch eine Regelung des Wahlverfahrens 
nach den Grundsätsen der Verhältnis- ( Proportional-) Wahl vor- 
schreiben, wobei jedoch der Grundaats der Freiheit umd Geheim- 
heit der Wahl gewahrt bleiben muss. 

7, Hier können aud die einzelnen Abteilungen nament. 
lich aufgeführt werden, was fich befonders dann empfiehlt, 
wenn wegen zu geringer Mitgliederzahl einzelner Gewerbe» 
äweige mehrere derfelben zu einer Abteilung. vereinigt 
werden müflen. 

8, Dieſe Regelung verdient vor der. Feſtſebung. beſtimm⸗ 
ter Zahlen für die zu wählenden Vertreter. den Vorzug, 
weil fie dem Wechſel der in den einzelnen Wahlabteilungen 
vorhandenen Mitgliederzahl Rechnung trägt und die Grund 
lage jür die einfachſte Bemeſſung des Stimmperhältnifies 
der Arbeitgeber in der Generalverfammlung bildet. 

9 Für die Zahl der von einer Abteilung zu wählenden 
Vertreter ſoll nit die Zahl ihrer ſtimmberech tigten, 
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Sondern ihrer ſämtlichen Kaffenmitglieder — aljo 3. B. ein- 
Schließlich der minderjährigen — maßgebend fein. Dies ift 
notwendig, um das richtige Verhältnis in der Zahl der 
von den Kaffenmitgliedern und von den Arbeitgebern zu 
wählenden Vertreter zu erreichen. 

10, Wo die Verhältniffe es wünſchenswert erjcheinen 
laſſen, können auch die Arbeitgeber in derjelben Weiſe wie 
die Kaffenmitglieder in Abteilungen eingeteilt werden. 

11) Hier tft das Doppelte der oben bei den Kaflen- 
mitgliedern gewählten Zahl einzuftellen. 

18), Auf diefe Weiſe erhalten die Arbeitgeber die Hälfte 
der Vertreter, welche auf die Kaflenmitglieder, für welche 
fie Beiträge zahlen, entfallen; aljo wenn die Kaffe nur 
Mitglieder diefer Art zählt, ein Drittel, wenn fie aud 
andere Mitglieder zählt, verhältnismäßig weniger Stimmen. 
Daß Im Iebteren Falle eine mathematifch genaue TÜberein- 
ftimmung des Verhältniffes der Vertretung mit demjenigen 
der Beitragszahlungen nicht immer erreicht wird, darf nicht 
als ein Verſtoß gegen die gefegliche Beſtimmung, wonad 
die Vertretung nach dem Ietteren VBerhältniffe zu bemefjen 
ift, angefehen werden, da eine ſolche Übereinftimmung durch 
feine Regelung jo bergeftellt werden kann, daß fie unter 
allen Umftänden und zu jeder Zeit aufrecht erhalten bleibt, 


8 5la. 

Die Wahl erfolgt für jede Abteilung der Kaflen- 
mitglieder und für die Arbeitgeber in einem befonderen 
Wahltermine, zu welchem die Wahlberechtigten mindeftens 
[eine Wocje] vorher auf dem im $ 66 vorgesehenen 
Wege [fowie dur Anſchlag in den Herbergen der be- 
teiltgten Gewerbe]!) einzuladen find. 

Für die Form und Leitung; der Wahl find die Ber 
ftimmungen des 8 40 Abf. A bis 3 maßgebend. 

Wird die Wahl von den Kaflenmitgliedern verweigert, 
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jo werden die Vertreter derfelben durch die Aufſichts⸗ 
behörde ernannt.?) 

Wird die Wahl von den Arbeitgebern verweigert, fo 
ruht deren Vertretung in der Generalverfammlung für 
die betreffende Wahlperiode. °) 

Scheidet ein Vertreter während der Wahlperiode aus, 
fo findet durch die Abteilung, von welcher er gewählt 
war, für die übrige Dauer der Wahlperiode eine Er- 
gänzungswahl ſtatt. 


Zu 8 5la. 

1) Beiteht die Kaffe vorwiegend aus Handwerkern, 
für welche Herbergen beitehen, jo ift diefe Art der Be- 
kanntmachung zwedmäßig. 

9 Val. $ 39 des Geſetzes. Die Nichtvornahme der 
Wahl dur die Arbeitgeber tit, da diefe nur einen An⸗ 
ſpruch auf Vertretung haben, als Verzicht auf die Aus- 
übung ihres Rechtes anzufehen. Haben fie auf diejes Hecht 
verzichtet, jo können fie nach geſetzlicher Vorfchrift die Ver- 
tretung nur nad Ablauf einer Wahlperiode wieder in 
Anſpruch nehmen. 


8 55. 

Beichlüffe der Generalverfammlung werden mit ein- 
faher Stimmenmehrheit der Anweſenden gefaßt. Ge⸗ 
trennt von den [Bertretern der] Kaffenmitglieder[i] 
und den [Vertretern der] Arbeitgeber[n] muß Beſchluß 
gefaßt werden, wenn es ſich handelt: 

a) um eine Erhöhung der Beiträge über vierundeinhalb 
Prozent desjenigen Betrags, nad) welchem die Unter: 
fügungen zu bemeflen find und diefe Erhöhung 
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nicht zur Deckung der geſetzlichen Mindeſtleiſtungen 
erforderlich iſt (6 31 des Geſetzes); 

b) um eine Erhöhung der Beiträge über sechs Pro⸗ 
zent desjenigen Betrags, nach) welchem die Unter: 
ftügungen zu bemefien find und diefe Erhöhung 
erforderlich ift, um die gefeglichen Mindeftletitungen 
gewähren zu können (8 47 Abſ. 1 Ziffer 2 des 
Geſetzes); 

ec) um die Gewährung des Krankengeldes ſchon vom 
Tage des EintrittS der Erwerbsunfähigkeit ab ſowie 
für Sonn- und Feſttage (8 21 Ziffer 1a des Ges 
ſetzes), fofern der Betrag des geſetzlich vorgejchrie- 
benen Reſervefonds nicht erreicht ift. 


Soweit nicht geheime Wahl vorgefchrieben ift (8 40 
Abf. 4 [3], 8 51 und 8 5la), erfolgt die Abftimmung 
durch [Aufſtehen und Sigenbleiben] [Erheben der Hände]. 
Nur wenn der Leiter der Verfammlung und feine Bei- 
fiter fih über da8 Ergebnis der Abftimmung nicht 
einigen, erfolgt Zählung der Stimmen unter Ramen?- 
aufeuf. Im Falle der Stimmengleichheit gibt die Stimme 
des Borfitenden den Ausſchlag. 

Angelegenheiten, welche bei der Berufung der Ge⸗ 
neralverfammlung nicht als Gegenftände der Verhandlung 
bezeichnet find, dürfen zur Verhandlung und Beichluß- 
nahme nur zugelafien werben, wenn aus der Mitte der 
Verfammlung fein Widerfpruch erfolgt, oder wenn es 
ih) um einen Antrag auf Berufung einer außerordents 
lien Generalverſammlung handelt. 
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Zu 4 58. 

Die Beſchlußfaſſung der Generalverfammlung kann für 
einzelne Angelegenheiten, 3. B. wenn es fih um Ab- 
änderung des Statuts oder Auflöfung der Kaffe handelt, 
bon befonderen Vorausjegungen, 3. B. von der Anweienheit 
eines beftimmten Teiles der Mitgliedes ſowie von einer 
über die abjolute Mehrheit hinausgehenden . Stimmenzahl 
(?/s, 4) abhängig gemacht werden. Notwendig iſt dies, 
abgejehen von den im Abf. 1 des Paragraphen vorgeſehenen 
Fällen, nicht. Auch die Vorſchrift des $ 23 Abſ. 2 Ziffer 6 
bes Gejehes erfordert keine bejondere Beſtimmung, da in 
Ermangelung einer ſolchen die allgemeine Beftinmung über 
die Beihlußnahme der Generalverfammlungen auch bei Bes 
ſchlüſſen über Statutenänderungen Anwendung findet. 


VI. Rechnungs⸗ und Kaſſenführung. 
6 57.3 

Die Rechnungs und Kajjenführung wird unter Be- 
obachtung der Vorſchriften des Krankenverfiherungs- 
geleges, der von der höheren Verwaltungsbehörde auf 
Grund des 3 41 Abſ. 2 dafelbft erfaffenen Anordnungen 
und der Beftimmungen diejes Statuts, fowie nad) Maß⸗ 
gabe der. vom Vorftand und der Generalverfammlung 
gefaßten Beichlitffe von einem [Rechnungs- und Kaſſen⸗ 
führer) [Kaffierer, Rendanten] wahrgenommen, welder 
vom Vorſtand unter Vorbehalt einer [... . monatlichen] 
Kündigung angeftellt wird und nicht. Mitglied der Kaffe 
zu fein braucht. Die demfelben für feine Mühemwaltung 
zu gewährende Vergütung und die Höhe der von ihm 
zu ftellenden Kaution wird [vorläufig] vom Borftanbde 
[definitiv durch Beſchluß der @eneralverfammlung) feft- 
gejtellt. 
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au 6 57. 
4) Vgl. wegen der Rechnungs- und Kassenführer die Be- 
merkung ) us 4. 

863. 

Vorrätige Gelder bat der Rechnungs⸗ und Kaſſen⸗ 
führer [joweit fie nicht zur Deckung der laufenden Aus⸗ 
gaben erforderlich find], ?) bis zur Beſchlußfafſung des 
Borjtandes Über anderweite Belegung, [nad Weiſung 
des Borttandes] der [Sparkafje ----- ] zu über- 
geben. Verfügbare Gelder der Kaffe find, foweit fie nicht 
der Sparkaſſe ---.................. übergeben werden, nad) Be: 
1a des Vorſtandes in folgender Weiſe zu belegen:?) 


2 
3. 

Wertpapiere, welche zum Vermögen der Kafje gehören 
und nicht lediglich zur vorübergehenden Anlegung zeit- 
weilig verfügbarer Beirießsgelder für die Kafje erworben - 
find, find bei der Auffichtsbehörde oder nach deren, An- 
weifung verwahrlich niederzulegen.?) Die Belege über 
die Niederlegung find vom Rechnungs- und Kaffenführer 
mit den Beitänden der Kafje zu verwahren.*) 

Zu $ 62. 

») Hier Tann auch eine beftiminte Summe eingeftellt 
‚werden, über welche hinaus der Rechnungsführer borrätige 
‚Gelder bei der Sparkaſſe zu belegen hat, oder es Yann die 

Feftftellung einer folden Summe dem Vorftande vor- 
behalten werden. 

N) Bol. 8 40 Abi. 3,4, 5 des Geſetzes. Innerhalb der 
Grensen, welche durch die für die Anlegung von Mündelgeld be- 
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stehenden gesetslichen Bestimmungen gesogen sind, kann über 
die Belegung der Gelder dur das Statut Beltimmung 
getroffen werden. Um die Entideidung des Vorſtandes 
über die Art der Belegung zu erleichtern, empfiehlt es fich, 
die Belegungsarten, unter denen er wählen kann, durch 
das Statut feftzuftellen. 

8, Vgl. 8 40 Ubf. 2 des Geſetzes. 

4, Eine Beittimmung über die Aufbewahrung der Nieder- 
legungsfcheine in dieſer oder anderer Weife ift ratjam. 


VII. Belanntmadungen. 
8 66. 

Alle die Kaffe betreffenden Bekanntmachungen, ins⸗ 
befondere die Einladungen zu Wahl: und General- 
verfammlungen, die Bekanntmachungen über Änderungen 
in der Höhe der Beiträge und Leiftungen, in der Bu- 
jammenjegung des Borftandes, fowie über die Melde- 
und Zahlftellen [und die im 8 56 Abſ. 1 Ziffer 11 be- 
zeichneten Borichriften] werden bis zu anderweiter Be⸗ 
ſchlußnahme der Generalverfammlung auf ortsübliche 
Weise [in (Rame des Blattes)] erlafjen. 


8 69.')%) 

[Streitigleiten zwiſchen den Saflenmitgliedern und 
ihren Arbeitgebern über die Berechnung und Anrechnung 
der von den erfteren zu leiftenden EintrittSgelder und 
Beiträge werden, vorbebaltlih der Zuſtändigkeit der 
Innungen zur Entſcheidung von Streitigfeiten zwiſchen 
Urbeitgebern und ihren Lebrlingen fowie der Zuftändig- 
feit der Innungde Echiedögerichte,?) von dem für den 
Beihäftigungsort oder die gewerbliche Niederlassung 
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des Arbeitgebers oder den Wohnsitz beider Parteien 
und den Gewerbszweig, in welchem der Verficherte be= 
ſchäftigt ift, zufländigen Gewerbegericht, folange aber ein 
ſolches nicht beiteht, auf Anrufen einer Bartei vorläufig 
von bem &emeindevorfteher, andernfall® von dem or= 
dentlihen Richter enifchieden. 

[Gegen die Entjcheidung des Gewerbegerichts finden 
die Rechtsmittel Statt, melde in den zur Zuftändigfeit 
der Amtsgerichte gehörigen bürgerlichen Rechtsftreitigfeiten 
zuläffig find. Die Berufung an das Landgericht iſt jedoch 
nur zuläffig, wenn der Wert des Streitgegenjtandes den 
Betrag von 100 Mark überfteigt.]*) [Die Entfcheidung 
des Gemeindevorſtehers wird rechtskräftig, wenn wicht 
binnen 10 Tagen nach der Verkündung von einer der 
anweſenden Parteien, oder binnen 10 Tagen nach der 
Behändigung von einer bei der Verkündung nicht zu= 
gegen gewejenen Partei, Klage bei den ordentlichen 
Gericht erhoben wird.) ®)] 


Zu 8 69. 
2) Vgl. Bemerkung ?) zu $ 68. 
) Die bier erwähnten Streitigfeiten werden gemäß 
8 53a des Gejehes nah den Borichriften des Gewerbe- 


29. Juli 1890 
— 1901 entſchieden. Zur Ent 


fheidung find auch die auf Grund des $ 85 diefes Gejehes 

fortbeftehenden landesgeſetzlichen Gewerbegerichte zuftändig. 
Bei den im Texte zur Wahl geitellten Faflungen find 

folgende Verſchiedenheiten berüdfichtigt worden: 

‚ a) Ein drtlih und fachlich zuftändiges Gewerbegericht if 
für alle im $ 1 des Statut bezeichneten Gemwerbs- 
zweige vorhanden. Zn diefem Falle dürfen die Strei- 
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gerichtsgeseises vom 
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gedructen Paragraphen behalten ihre bisherige Faſſung. 
Für die Bedeutung der neuen Yaflung, die für die in⸗ 
folge der Novelle notwendige Abänderung der Kaſſen⸗ 
ftatuten nur einen Anhalt geben foll, gilt das gleiche, 
was in den Vorbemerfungen zu dem Entwurfe des 
Statuts einer Betriebs⸗(Fabrik⸗)Krankenkaſſe (Central- 
blatt für das Deutſche Neih vom 15. Juli 1892, 
©. 547 ff.) bervorgehoben ift. Auf diefe Vorbemerkungen 
wird daher bier lediglich Bezug genommen. 

[Auf Grund der 88 23, 36, 60, 64 des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes (Reichs-Geſetzbl. 1892 ©. 417) und 
des Gesetzes, betreffend weitere Abänderungen des 
Krankenversicherungsgesetzes, vom 25. Mai 1903 
(Reichs-Glesetzbl. S. 233) wird für die Betriebs- (Fabrik⸗) 
Krankenkaſſe ........ in ...... auf Beſchluß der 
Generalverſammlung das nachſtehende abgeänderte Kaſſen- 
ſtatut erlaſſen. Dasſelbe tritt vom 1. Januar 1904 ab 


an die Stelle ded bisherigen Kaſſenſtatuts vom ...... 
[und seines Nachtrags vom ........ ] [und seiner 
Nachträge vom ........ ] mit der Massgabe, dass 


in Unterstützungsfällen, bei welchen am genannten 
Tage die Dauer der Unterstützung nach den bisher 
geltenden Vorschriften noch nicht beendet ist, von 
diesem Zeitpunkt ab die neuen Bestimmungen An- 
wendung finden, sofern sie für den Unterstützungs- 
berechtigten günstiger sind). 

[Auf Grund der $$ 23, 24, 36, 64 des Kranken- 
versicherungsgesetzes (BReichs-Gesetzbl. 1892 S. 411) 
und des Glesetzes, betreffend weitere Abänderungen 
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des Krankenversicherungsgesetzes, vom 25. Mai 1903 
(Reichs-Gesetzbl. 8. 233) wird das Statut der Be- 
triebs- (Fabrik-) Krankenkasse ........ in ...... 
vom ........ auf Beschluss der Generalversammlung 
in nachstehenden Punkten mit Wirkung vom 1. Ja- 
nuar 1904 ab und mit der Massgabe abgeändert, dass 
in Unterstützungsfällen, bei welchen am genannten 
Tage die Dauer der Unterstützung nach den bisher 
geltenden Vorschriften noch nicht beendet ist, von 
diesem Zeitpunkt ab die neuen Bestimmungen An- 
wendung finden, sofern sie für den Unterstützungs- 
berechtigten günstiger sind.) 


8 1. 
Name und Sik der Kaffe. 

Die Firma N. zu N, erridtet auf Grund des 8 60 _ (964 
des Krankenverſicherungsgeſetzes und des Gesetzes vom Sifer.) 
25. Mai 1903 für die in ihrer Fabrik zu N. befchäftigten 
Berfonen, nachdem diejelben [durch Vertreter] gehört 
worden find, eine Krankenkaſſe, welche den Namen 
„Krankenkaſſe fr die Fabrik der Yirma N.” führt und 
ihren Sig zu N. bat. 


82, 
Alle in genannter Yabrif und im Kontor derfelben (8.63 Abi. 
gegen Gehalt oder Lohn befchäftigten Perfonen gehören 
mit dem Tage des EintrittS in die Beſchäftigung kraft 
Geſetzes als verſicherungspflichtige Mitglieder ber 
Kaſſe an, [jofern die Beſchäftigung nicht durch die Natur 
ihres Gegenftandes oder im voraus durch den Arbeits⸗ 
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vertrag auf einen Zeitraum von weniger als einer 
Woche bejchränft ift].!) 
Befreit von dieſem Zwange find: 
(20) a) Betriebsbeamte, Werkmeifter, Techniker, Handlungs- 
gehilfen und -Lehrlinge, deren Arbeitsverbienft an 
Lohn oder Gehalt 6% Mark für den Arbeitstag 
oder, fofern Lohn oder Gehalt nad) größeren Zeit- 
abſchnitten bemefjen ift, 2000 Mark für das Jahr 
gerechnet, überſteigt;?) 

(363 Abſ. ) b) diejenigen Berfonen, welche den Nachweis erbringen, 

daß fie Mitglieder einer den Anforderungen des 

8 75 des Krankenverſicherungsgeſetzes genügenden 

Hilfskaſſe find.?) 

Wenn in die Fabrik ein Mitglied einer ſolchen Hilfs⸗ 
kaſſe eintritt, welches in ſeiner bisherigen Mitglieder- 

(376Abſ. 2) klaſſe weniger als die Hälfte des für den jetzigen Be— 
ſchäftigungsort feſtgeſetzten ortsüblichen Tagelohns ge— 
wöhnlicher Tagearbeiter (8 8 des Geſetzes) als Kranken⸗ 
geld zu beanſpruchen hat, ſo bleibt dasſelbe nur noch 
für die Dauer von zwei Wochen nach dem Eintritt in 
die Beſchäftigung befreit. 

(zuAbſ.4.) AS Gehalt oder Lohn gelten auch Tantiemen und 
Naturalbezüge. Für die leßteren wird der Durchfchnitts- 
wert in Anjap gebradt; dieſer Wert wird von ber 
unteren Verwaltungsbehörde fejtgefeßt. 

($3».) Auf ihren Antrag find durch den Kaffenvorftand von 
der Mitgltedfchaft zu befreien:*) 

1. Berjonen, welche infolge von Verletzungen, Gebrechen, 

chroniſchen Krankheiten oder Alter nur teilwetfe 
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oder nur zeitweile erwerbsfähig find, wenn der 
unterftügungspflichtige Armenverband der Befreiung 
zuitimmt; 

2. Berfonen, welche gegen die Firma für den Tall der 
Erkrankung ein Rechtsanſpruch auf eine den Bes 
ftimmungen bes $ 6 des Kranfenverjicherungsgejeßes 

entſprechende oder gleichwertige Unterftügung zu⸗ 

fteht.®) 

Wird der Antrag auf Befreiung von dem SKafjen- 
vorſtand abgelehnt, jo entjcheidet auf Anrufen des Antrag- 
fteller8 die Auffichtsbehörde endgültig. 

Sn dem Falle zu 2 gilt die eingeräumte Befreiung 
nur für die Dauer des Arbeitsvertrags. Sie erliſcht 
vor Beendigung des Arbeitsvertrags: 

a) wenn jie von der Auffichtsbehörde wegen nicht ge- 
nügender ZLeiftungsfähigfeit der Yirma von Amts 
wegen oder auf Antrag eines Beteiligten aufgehoben 
wird; 

b) wenn die Firma die befreite Perjon zur Kranken⸗ 
verfiherung anmeldet. Die Anmeldung ijt ohne 
rechtliche Wirkung, wenn die befreite Perjon zur 
Beit derjelben bereit3 erkrankt war. 

Inſoweit im Erkrankungsfalle der gegen die Firma 
bejtehende Anſpruch nicht erfüllt wird, ift auf Antrag 
der befreiten Perſon von der Kaffe die ftatutenmäßige 
Krantenunterftügung zu gewähren. Die zu dem Ende 
gemachten Aufwendungen find von der Firma zu erftatten. 

Verficherungspflichtige Mitglieder müſſen bei der (63 dr 
Kaſſe verbleiben, folange ihre Beichäftigung in der EI 
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Tabrit dauert, können aber mit dem Schluffe des 
Rechnungsjahrs austreten, wenn fie den Austritt ſpäteſtens 
drei Monate vorher bei dem Vorftande beantragen und 
vor dem Schluffe des Rechnungsjahrs nachweiſen, daß 
fie Mitglieder einer den Anforderungen des $ 75 des 
Krantenverfiherungsgejebes genügenden Hilfskaſſe ge- 
worden find. Sie erhalten fpäteftens am erſten Löhnungs⸗ 
tage nah ihrem Eintritt ein Exemplar diefed Statut. 


Srläuterungen. 


Zu 8 2 

1) Fällt aus, wenn die hier bezeichneten Perſonen durch 
ftatutariihe Beftimmung auf Grund des $ 2 Abi. 1 Ziffer 1 
des Geſetzes dem Verſicherungszwang unterworfen find. 

2) Die in der älteren Fassung des Normalstatuts hier noch 
enthaltenen Worte „[sowie solche Handlungsgehilfen und -Lehr- 
linge, für welche die im Artikel 60 des Handelsgeseizbuchs be- 
zeichneten Rechte weder aufgehoben noch beschränkt sind]“ sind 
im Hinblick auf die durch das Gesets vom 25. Mai 1908 bewirkte 
Streichung des bisherigen $ 1 Abs. 4 und des $ 2 Abs. 1 Ziffer 5 
des Krankenversicherungsgesetses fortgefallen. 

8 Die Hilfskaſſe muß dur eine Beſcheinigung des 
Reichskanzlers oder der Bentralbehörde den Nachweis er« 
bringen, daß fie, vorbehaltlich der Höhe des Kranfengeldes, 
den Anforderungen des $ 75 genügt; das dem betreffenden 
Mitgliede der Hilfskaſſe im SKrankheitsfälle zuftehende 
Krankengeld darf hinter der Hälfte des für den Beichäf- 
tigungsort feſtgeſetzten ortsüblichen Tagelohns gewöhnlicher 
Tagearbeiter nicht zurückbleiben. 

Die Beſcheinigung des Reichskanzlers oder der Zentral- 
behörde iſt durch Vorlegung eines Exemplars des Kaſſen— 
ſtatuts, in welchem auf die betreffende Bekanntmachung 
hingewieſen iſt, nachzuweiſen. 

4) Die außerdem im $ 3b des Geſetzes vorgeſehene Be⸗ 
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freiung von der Mitgliedichaft auf Antrag des Arbeitgebers 
wird für Betriebs. (Yabril-) Krankenkafſſen in der Negel 
nit in Betracht kommen. 

5) Die Ablehnung ift in diefen Fällen nur zuläffig, wenn 
die Leiftungsfähigkeit der Firma zur Erfüllung ihrer ent- 
ſprechenden Verpflichtung nicht gefichert erjcheint. 


84, 
Eintrittsgeld.‘) 

[Ein Eintrittögeld im Betrage des für [6]?) Wochen 
zu leiftenden vollen Kafjenbeitrags wird nur von dens 
jenigen freiwillig beitretenden Mitgliedern?) erhoben, 
welche das 45. Lebensjahr zurücgelegt haben oder deren 
Gefundheit nach der bei ihrer Anmeldung vorgenommenen 
Unterſuchung feine normale ift. 

Befreit von der Zahlung des Eintrittsgeldes find (gesuBf.ı. 
diejenigen Mitglieder, welche nachweiſen, daß fie inner- 
halb der ihrer Anmeldung vorhergehenden 26 Wochen 
einer anderen Krankenkaſſe angehört oder Beiträge zur 
Gemeindekrankenverſicherung geleiftet haben. 

Das Eintrittsgeld tft von den zu deflen Zahlung 
verpflichteten Mitgliedern mit dem erjten fälligen Wochen- 
beitrag einzuzablen (8 17 Abſ. 2).] 

Zu 4. 

I) Diefer Paragraph kann auch ganz wegfallen. 

» Der Betrag kann auch niedriger, aber nad $ 26 
Abi. 3 des Geſetzes nicht Höher bemeffen werden. 

% Mit den aus Abi. 2 diefes Paragraphen und aus 
8 26 Abf. 2 des Geſetzes fi ergebenden Beſchränkungen 


kann ein Eintrittsgeldb auch für die verficherungspflichtigen 
Mitglieder feitgefegt werden. Alsdann find nähere Br- 
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tigkeiten nur durch Erhebung der Klage bei dem 
Gewerbegerichte zur Entſcheidung gebracht werden (vgl. 
8 4 Abs. 1 Ziffer 5 und $ 6 Abs. 1 des Gewerbegerichts- 
29. Ju ee) 
30. Jun 

db) Ein zuftändiges Gewerbegericht ift für feinen der im 
8 1 des GStatuts bezeichneten Gewerbszweige vor« 
handen. Hier kann auf Anrufen einer Partei das 
Verfahren por dem Gemeindevorfteher ftattfinden (vgl. 
8 76 a. a. D.); der Anfpruch kann aber auch fofort vor 
dein ordentlichen Gericht erhoben werden. 

e) Ein zuftändiges Gewerbegericht ift nur für einen Teil 
der im $ 1 des Statuts bezeichneten Gewerbszweige 
vorhanden (vgl. $ 7 Ab}. 1 a.a. O.). Hier hängt es 
pon der Beihäftigung des Kaffenmitglieds in dem 
einen oder anderen Gewerbszweig ab, ob der unter a 
oder unter b angegebene Weg offen ſteht. 

Die Zuftändigleit eines Gewerbegerichts kann dabei 
nur in Frage Tommen, joweit e8 fih um die im $ 8 des 
39. Juli 1890 bezeichneten ges 
830 Juni 1901 
werblichen Arbeiter u. |. w. handelt. Soweit etwa andere 
Perionen zu den verfiherungspflictigen Kafjenmitgliedern 
gehören, iſt Hinfichtlich der Erledigung der Streitigkeiten 
ftetS auf den unter b angegebenen Weg zu verweilen (vgl. 
8 830.0. O.). 

) Bol. 8 84 a. a. O. 

% Vgl. 8 55 a. a. O. 

5) Vgl. 8 77 a. a. O. 


geseises vom 


Gewerbegerichtsgeseises DOM 
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Änderungen zum Entwurfe des Statnts einer 
Betriebs⸗(Fabrik⸗Krankenkafſe 
(Centralblatt für das Deutſche Reich vom 15. Juli 1892 
©. 547ff.) 
mit Rückſicht auf die Vorſchriften des Geſetzes, betreffend 
weitere Abänderungen des Krankenverſicherungsgeſetzes, 
vom 25. Mai 1903 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 233). 


Borbemerkungen. 

Das Krankenverfiherungsgefeg in der Faſſung des 
Geſetzes vom 10. April 1892 (Reichs⸗-Geſetzbl. S. 379) 
bat durch die Novelle vom 25. Mat 1903 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. ©. 233) eine Reihe von Abänderungen erfahren, 
die e8 zweckmäßig erfcheinen ließen, auch den feinerzeit 
vom Bundesrate befchlofjenen Entwurf des Mufterftatuts 
einer Betriebs⸗(Fabrik⸗) Kranfenfafje einer entfprechenden 
Durhficht zu unterziehen. Da unter der Herrichaft des 
Krantenverfiherungsgejehes in feiner feitherigen Faſſung 
ein Bedürfnis nach einer Abänderung des genannten 
Statutd in wefentliheren Punkten nicht bervorgetreten 
ift, fonnten die Abänderungen im wejentlichen auf dies 
jenigen Paragraphen beſchränkt werden, die durch bie 
nennen Beſtimmungen ded Gejebes vom 25. Mai 1903 
irgendwie, jei es im Texte, ſei es in beigegebenen 
Erläuterungen, berührt werden. Es gelangen daher im 
nachſtehenden auch nur diefe Paragraphen zum Abdrude, 
welche an die Stelle der entfprechend bezifferten Bara= 
graphen des Normalftatut3 treten follen. Die nicht ab- 

33” 
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g) Arbeiterinnen von 16 bi? 21 Jahren, deren durch⸗ 
Ihnittlicher Tagelohn feſtgeſetzt iſt auf Mark, 

h) männliche Arbeiter unter 16 ſzwiſchen 14 und 16] 
Jahren und Lehrlinge, deren durchichnittlicher 
Tagelohn feſtgeſetzt iſt auf Mark, 

i) Arbeiterinnen unter 16 [zwifchen 14 und 16] 
Jahren, deren durchſchnittlicher Tagelohn feſt⸗ 
geſetzt iſt auf ......... Mark, 

[k) Kinder unter 14 Jahren, deren durchſchnittlicher 

Zagelobn feitgefegt ift auf -......-- Marf.) 

Findet eine anderweite Feſtſtellung der vorftehenden 
Sätze durch die höhere Verwaltungsbehörde jtatt, fo 
treten die neuen Sätze an die Stelle der vorftehenden. 
Diejelben find durch Anſchlag [in allen Werkitätten] [in 
allen Urbeitsräumen) der Yirma befannt zu maden.] 

oder 

(C) [de3 wirklichen Arbeit3verdienftes des Verficherten, 
foweit derjelbe 5 Mark für den Arbeitstag nicht 
überfteigt. Für Mitglieder, deren Löhnung nad) 
Akkordſätzen oder in wechſelnder Höhe erfolgt, 
wird der Durchſchnittsverdienſt der [drei] lebten 
der Erkrankung voraufgegangenen Lohnzahlungs⸗ 
pertoden oder, wenn das erkrankte Mitglied nicht 
während diefer ganzen Zeit im Betriebe be= 
Ihäftigt war, der Durchſchnittsverdienſt eines in 
gleichartiger Beichäftigung ftehenden Mitglieds 
zu Grunde gelegt. Die Feſtſtellung erfolgt [auf 
Grund der Lohnliften] durch den Borftand.) 

wenst.a Die Auszahlung des Krankengeldes erfolgt an [jedem 
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Sonnabende] jür die abgelaufene Woche. Fällt ber 
[Sonnabend] nit auf einen Werktag, fo evfolgt die 
Zahlung am nächſtvorhergehenden Werktage. 

Die Krantenunterftüßung wird für die Dauer der 
Krankheit gewährt; fie endet jpäteitens mit dem Ablaufe 
der [sechsundzwanzigsten]®) Woche nad) Beginn ber 
Krankheit, im Falle der Exrwerböunfähigfeit (Abſ.! 
Ziffer 2) fpätejtend® mit dem Ablaufe der [sechsund- 
zwanzigsten) Woche nad) Beginn des Krankengeld⸗ 
bezugd. Endet der Bezug des Krankengeldes erſt nad) 
Ablauf der [sechsundzwanzigsten] Woche nad) dem 
Beginne der Krankheit, fo endet mit dem Bezuge des 
Krantengeldes zugleich auch der Anfpruch auf die im 
Abf. 1 unter Ziffer 1 bezeichneten Leiftungen. 


Zu 85. 

1) Sollen nad 8 21 Abf. 1 Ziffer 2 des Gejehes noch 
weitere als die im 86 Abf. 1 Ziffer 1 des Geſetzes bes 
zeichneten Heilmittel gewährt werden, fo empfiehlt es ſich, 
diefelben bier namentlich aufzuführen. 

2) Diefe Erweiterungen der Kranfenunterftüßung find 
nur zuläffig, fofern fie in der Generalverfanumlung ſowohl 
von der Vertretung der Firma als aud von derjenigen 
: der Berfiherten beichloffen werden, oder fofern der Betrag 
des gejeßlich vorgeichriebenen Reſervefonds erreicht ift. 

3) Das Krankengeld kann auch höher, bis zu drei Viertel 
des Lohnes ($ 21 Abi. 1 Ziffer 2 des Geſetzes), aber nicht 
niedriger feitgejeßt werden. 

4) Der Bemeflung des Krankengeldes kann zu Grunde 
gelegt werden: 

a) nad 8 20 Abf. 1 Ziffer 1 des Geſetzes der durdh- 
ſchnittliche Tagelohn ſämtlicher Kaffenmitglieder, ge- 
fondert feitgeftellt für männliche, weibliche, erwachſene 
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und jugendliche Mitglieder, geeignetenfalls noch mit 
Unterfheidung der „jungen Leute” und „Kinder“. 
Die Säbe dürfen in diefem Falle + Mark nit über- 
fteigen; 

b) nah 8 20 Abf. 2 dafelbft der durchſchnittliche Tage⸗ 
lohn, welder unter Berüdfichtigung der unter den 
Kaffenmitgliedern hinſichtlich der Lohnhöhe beitehenden 
Verſchiedenheiten klaſſenweiſe feſtgeſetzt wird. Derſelbe 
darf für feine Klafſe über 5 Mark feſtgeſtellt werden; 

Bu a und b erfolgt die Feftftellung durch die 
höhere Verwaltungsbehörde. 

ec) na 8 26a Abi. 2 Biffer 6 des Geſetzes der wirk- 
liche Arbeitsverdienft der Kaffenmitglieder, ſoweit er 
5 Mark für den Arbeitstag nicht überfteigt. 

Le nachdem a, b oder c ald Grundlage ange 
nommen werden joll, ift die Faſſung unter A, B oder 
C zu wählen. 

5, Die Klaffeneinteilung Tann auch jo erfolgen, daß es 
nicht erforderlich tft, für weibliche Arbeiter befondere Klaffen 
zu bilden. 

9% Die Dauer kann länger, bis zu einem Sahre 
($ 21 Abſ. 1 Ziffer 1 des Geſetzes), aber nicht kürzer be- 
mefjen werden. 

Nach Beendigung der Kranfenunterftügung kann gemäß 
8 21 Ubf. 1 Ziffer 3a des Gejehes Fürſorge für Rekon⸗ 
valeizenten gewährt werden; Beitimmungen über dieſe Er- 
weiterung der Kaflenleiftungen würden in einem bejonderen 
Paragraphen in das Statut einzufügen fein. 


87 
Verpflegung im Krankenhauſe. 
g790.1) Der Boritand Tann an Stelle der Krankenunter⸗ 
ſtützung der 88 5 und 6 freie Kur und Verpflegung 
im Srantenbaufe gewähren, und zivar: 
1. für Diejenigen Mitglieder, welche verheiratet find 
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oder eine eigene Haushaltung Haben oder Mit- 
glieder der Haushaltung ihrer Familie find, mit 
ihrer Zuftimmung; unabhängig von derfelben aber 
dann, wenn die Art der Krankheit Anforderungen 
an die Behandlung oder Verpflegung jtellt, welchen 
in der Familie des Erkrankten nicht genügt werden 
fann, oder wenn die Krankheit eine anſteckende iſt, 
oder wenn der Erkrankte wiederholt den im lebten 
Abſatze des 8 10 erwähnten Vorſchriften zuwider⸗ 
gehandelt hat, oder wenn deſſen Zuſtand oder Ver⸗ 
halten eine fortgeſetzte Beobachtung erfordert; 
2. für ſonſtige Erkrankte unbedingt. 

Hat der in einem Krankenhauſe Untergebrachte An⸗ 
gehörige, deren Unterhalt ex bisher aus feinem Arbeits⸗ 
verdienſte bejtritten Hat, fo ift neben der freien Kur und 
Verpflegung [die Hälfte [drei Viertel] des in den 88 5 
und 6 als Krankengeld feitgefegten Betrags] [die Hälfte 
des durchschnittlichen Tagelohns [wirklichen Arbeits- 
verdienstes] ($ 5)]*) für diefe Angehörigen zu zahlen. Die 
Zahlung kann unmittelbar an die Angehörigen erfolgen. 


(7ubf.2) 


[Hat der in einem Krankenhaus Untergebradhte gaı a6i 1 


feine folden Angehörigen, jo erhält derfelbe neben 
freier Kur und Verpflegung ein Krantengeld in Höhe 
[eines Viertels]?) de3 der Bemeffung zu Grunde liegen- 
den durchfchnittlichen Tagelohns [wirklichen Arbeit- 
verdienftes].] 


Zu 87. 


I) vgl. $ 91 Abs. 1 Zifter 3a und $ 36a Abe. 2 Ziffer 6 des 


Gesetses. Über die Hälfte des durchschnittlichen Tagelohns (wirk- 
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lichen Arbeitsverdienstes) hinaus darf die Angehörigenunter- 
stütsung nicht festgeseist werden. 

2) Es Tann auch eine niedrige, nicht aber eine höhere 
Quote feftgefeßt werden. Vgl. $ 31 Abs. 1 Ziffer 3 des @e- 
seises, 


89. 
Gewährung der Kranfenunterftügung durch be— 
ftimmte Arzte, Upothefen und Krankenhäuſer.) 


;260Qf.2 Die im $ 7 vorgefehene Kur und Verpflegung er- 

Siffer2b) folgt in dem ſſtädtiſchen Krankenhauſe] [von der Kaſſe 

bejtimmten Kranfenhaufe]. Soweit die Erkrankten nicht 

in da3 Krankenhaus aufgenommen find, wird denfelben 

die ärztliche Behandlung durch den Kafjenarzt Teinen 

der Kafjenärzte] und die Lieferung der Arznei durd 

die mit der Kaſſe in Gejchäftsverbindung ftehendeln] 

Apotbefe[n] gewährt. Die Bezahlung der durch Inan⸗ 

ſpruchnahme anderer Ärzte, Apothefen und Kranken⸗ 

bäufer entjtandenen Koften kann, von dringenden Fällen 

abgejehben, abgelehnt werden. [Die Auswahl unter den 

Kafjenärzten fteht den Mitgliedern frei; während der- 

jelben Krankheit darf jedoch ohne Zuftimmung des be- 

handelnden Arztes ein Wechfel nit vorgenommen 
werden. ] 

3u89. 

1) Enthält das Statut Feine Beftimmungen über die 

Beitellung von Kaffenärzten, jo muß die Kaffe für die 

ärztlihe Hilfsleiftung jedes Arztes nad) angemefjenen 

Sätzen (eventuell nach landesrechtlich feitgeftellten Zaren) 


Bahlung leiften. Hierdurch können der Kaffe unter Um- 
ftänden jehr erhebliche Koften erwachſen. Ohne ausdrück⸗ 
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liche Beitimmung im Statut fteht die Beitellung bejonderer 
Kaflen-Ärzte, -Apotheken und -Krankenhäuser mit der Maß- 
—— daß die Besahlung der durch Inanspruchnahme anderer 

rate, Apotheker und Krankenhäuser entstandenen Kosten, 
von dringenden Fällen abgejehen, abgelehnt werden kann, 
der Kaffenverwaltung nicht zu. Die auf Grund solcher statu- 
tarischer Bestimmung abgeschlossenen Verträge sind der Auf- 
sichtsbehörde mitsuteilen. Vgl. $ 26a Abs. 2 Ziffer 2b des @e- 
setæes. 


8 10. 


Allgemeine Pflichten der Mitglieder bei 
Krankheitsfällen. 


(A)!) [IJede Erkrankung muß alsbald dem Vorſitzenden 
des Vorſtandes oder der von ihm bezeichneten Perſon 
angemeldet werden. 

[Über dieſe Anmeldung wird eine Beſcheinigung 
ausgeftellt, weiche als Legitimationsichein beim Kafien- 
arzte dient.) ?) 

Behufs Erlangung des Krankengeldes muß das 
Mitglied ein vom Kaffenarzt audgeftelltes Attejt bor- 
zeigen, in weldem Beginn und Bauer der Erwerbs⸗ 
unfähigfeit beſcheinigt werden. 

Sobald ein Mitglied, welches Krankengeld bezieht, 
wieder erwerböfähig wird, oder fobald der Arzt eine 
erkrankte Perſon für genefen erklärt, ift dem Vorſtande 
hiervon Anzeige zu erjtatien.] 

oder 

(B) [Das Krankengeld wird nur gegen Beibringung 
eines vom Kaffenarzt ausgeftellten Krankenſcheins aus⸗ 
gezahlt, in welchem die Zahl der Tage, während welder 
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der Erkrankte in der abgelaufenen Woche erwerbsun 
fähig war, anzugeben iſt. In dem erſtmalig beizu- 
bringenden Krankenſchein iſt der Tag der Erkrankung, 
in dem legten der Tag des Wiedereintriit$ der Erwerbs⸗ 

fähigfeit anzugeben.) 
626» (A) und (B) Die Kaffenmitglieder find verpflichtet, 
aiffe" 2a.) die dur Beſchluß der Generalverfammlung erlafjenen 
Borichriften (vgl. 8 32 Abſ. 1 Ziffer 6 und Abſ. 4) 
über die Krankenmeldung, das Verhalten der Kranken⸗ 
meldung, das Verhalten der Kranken und die Kranken⸗ 
anfficht forwie bie Anordnungen des behandelnden Arztes 
zu befolgen. Bumwiderhandlungen ziehen Ordnungdftrafe 
bis zum dreifachen Betrage des täglichen Kranken- 
geldes für jeden einzelnen Übertretungsfall nad) ſich. 

' 3u 8 10. 

3) Sofern von einer Meldung jeder Krankheit beim 
Borftand abgejehen werden und nur die ohnehin erforder- 
lihe Meldung beim Kafjenarzte ftattfinden ſoll — mas 
meift von dem Umfange der Kaffe und der beablichtigten 
Regelung der Krankenkontrolle abhängen wird —, kann die 
Saffung unter B gewählt werden, welche eine einfachere 
Regelung enthält. 

?) Dieſe Beicheinigung wird bei einfahen Verhältniffen, 
wo eine Legitimation des Mitglieds gegenüber dem Kaffen- 
arzte nicht erforderlich, wegfallen können. 


8 12, 
Kürzung der Krantenunterfiügung wegen 
8262 Abf.1 Doppelverjiherung. 
u. Abf.2 Einen Mitgliede, welches gleichzeitig anderweitig 


m) gegen Krankheit verfichert ift, wird das Krankengeld jos 
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weit gekürzt, als Ddasjelbe zufammen mit dem aus 
anderweiter Berfiherung bezogenen Sranfengelde den 
vollen Betrag feines burchichnittlichen ArbeitSverbienftes !) 
[um 1/5]?) überfteigen würde, 

[Die Mitglieder find bei Vermeidung einer Ordnung?- 
ftrafe bis zum dreifachen Betrage des täglichen 
Krankengeldes für jeden einzelnen Übertretungsfall 
verpflichtet, andere von ihnen eingegangene Berficherungs- 
verhältniſſe, aus welchen ihnen Anſprüche auf Kranken⸗ 
unterſtützung zuſtehen, ſofern fie zur Zeit des Eintritts 
in die Kaffe bereit? beftanden, binnen einer Woche 
nad) dem Eintritte, fofern fie ſpäter abgefchloffen werden, 
binnen einer Woche nad dem Abſchluſſe, dem Kaſſen⸗ 
vorſtand anzuzeigen.] 

Zu 8 212. 

1) Die Kürzung wegen Doppelverfiherung tritt gejeh« 
lich nur foweit ein, als die Geſamtunterſtützung an Kranken⸗ 
geld den Betrag des durchjchnittlichen Tagelohns des in 
Frage ftehenden Mitgliedg — nicht desjenigen durch— 
ſchnittlichen Tagelohns, welder den Maßſtab des Kranken⸗ 
geldes bildet — überſteigt. 


2) Die Kürzung kann durch das Statut ganz oder teil« 
weile ausgefchloffen werden. 


S 13. 

Sonftige Beihränkungen der Kranken— 

unterftüßung. 

[Mitgliedern, welche die Kafje durch eine mit dem g 262 
Berlufte der bürgerlichen Ehrenrechte bedrohte ftrafbare giffer 2.) 
Handlung geihädigt haben, wird für die Dauer von 

34* 
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12 Monaten feit Begehung der Straftat ein Kranten- 
geld [nicht] [nur im Betrage von [......... Pf.] gewährt. 

Dasfelbe gilt für Mitglieder, welche ſich eine Krank⸗ 
beit vorſätzlich oder durch ſchuldhafte Beteiligung bei 
Schlägereien oder Raufhändeln oder durch Trunffällig- 
feit zugezogen haben, fiir die Dauer dieſer Krankheit.) 

(Mitgliedern, weldye von der Kaffe eine Kranken⸗ 


aifers, unterftügung ununterbroden oder im Laufe eines Beit- 


(8 20 
Adf. 1 


Hiffer 2. 





raums von 12 Monaten für ÆA] [39)') Wochen be⸗ 
zogen Haben, wird bei Eintritt eine neuen lUnter- 
ſtützungsfalls, fofern diefer durch die gleiche nicht ge= 
hobene Krankheitsurſache veranlaßt worden tft, im Laufe 
ber nädjiten 12 Monate neben den im 8 5 Abi. 1 Ziffer 1 
bezeichneten Leiftungen nur ein Krankengeld im Betrage 
der Hälfte des der Bemeſſung zu Grunde liegenden Be— 
trags bes durchſchnittlichen Tagelohns [wirklichen Arbeits⸗ 
verdienftes] und nur für die Geſamtdauer von 13 Wochen 


et 
gewahrte Zu 8 13. 


1) Hter tft die im $ 5 Abi. 3 feitgefeßte Dauer der 
Unterftügung einzuftellen. 

2) Diefe Beftimmung bat wegen der Dauer der Unier- 
stütsung eine Bedeutung auch bei jolden Kaflen, welche als 
Kranfenunterftügung nicht mehr als die Mindeftleijtung ge 
währen. 

8 14. 
Unterftügung der Wöchnerinnen [und 
Schwangeren). 

Weiblichen Mitgliedern, welche innerhalb des legten 

Jahres, vom Tage der Entbindung ab gerechnet, min⸗ 
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deitens 6 Monate hindurch einer auf Grund des Kranken⸗ 
-verfiherungsgejeges errichteten Kaffe oder einer Gemeinde: 
franfenverfiherung angehört haben, wird im Falle ber 
Entbindung auf die Dauer von 6 Wochen nad) ihrer 
Niederfunft!) eine Unterftüßung in Höhe des Kranken⸗ 
‚gelde8?) gewährt. Erkrankungen, welche bei der Ent- 
bindung oder während der Dauer des Wochenbett3 ein- 
treten, begründen denjelben Anſpruch auf Unterſtützung 
wie andere Erkrankungen. 
Entweder: 

[Schwangeren,?) welche mindestens sechs Monate 
der Kasse angehören, wird wegen einer durch die 
Schwangerschaft verursachten Erwerbsun fähigkeit eine 
der Wöchnerinnen- Unterstützung (Abs. 1) gleiche 
Unterstützung bis zur Gesamtdauer von [sechs] Wochen 
gewährt.) [Auch werden ihmen die erforderlichen 
Hebammendienste*) und die ärztliche Behandlung der 
Schwangerschaftsbeschwerden‘) frei gewährt.) 

oder: 

[Schwangeren, welche mindestens sechs Monate der 
Kasse angehören, werden die er forderlichen)Hebammen- 
dienste‘) und die ärztliche Behandlung der Schwanger- 
schaftsbeschwerden‘) frei gewährt.) 

[Den Ehefrauen?) solcher Mitglieder, die min- 
destens 6 Monate der Kasse angehören,®) wird im 
Falle der Schwangerschaft wegen einer durch diese 
verursachten Erwerbsunfähigkeit bis zur Gesamtdauer 
von [sechs] Wochen eine der Wöchnerinnen- Unter- 
stützung gleiche Unterstützung gewährt; auch werden 


($ 21 
Abs. 1 
Ziffer 5.) 
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ihnen die erforderlichen Hebammendienste*) und 
die ärztliche Behandlung der Schwangerschaftsbe- 
schwerden*) frei gewährt.) 

Die Wöchnerinnen-Unterſtützung wird erjtmalig an 
dem auf die Entbindung folgenden Sonnabend [gegen 
Einlieferung einer Beicheinigung des Standesamts über 
die Eintragung des Geburtsfalls) und demnächſt an 
jedem folgenden Sonnabende für die abgelaufene Woche 
gezahlt. 

Fällt der Sonnabend nit auf einen Werktag, fo 
erfolgt die Zahlung am nächftuorhergehenden Werktage. 

[Die Auszahlung der Unterstützung an Schwangere 
erfolyt in gleicher Weise wie diejenige des Kranken- 
geldes ($ 5).]7) 

Zu 8 14. 

I) Vgl. $ 90 Abs. 1 Ziffer 2 des Gesetzes. 

2) Diefe Unterftügung wird unter der Vorausſetzung 
gewährt, daß die Wöchnerin nicht erkrankt iſt. 

Die Bestimmungen des sweiten Absaises gelten nur im 
Falle der Aufnahme in das Statut; vgl. 8 21 Abs. 1 Ziffer 4 des 
Gesetses, Es kann die Gewährung einer der Wöchnerinnen- 
Unterstützung gleichen Unterstütsung für 6 Wochen oder auch 
für eine geringere Dauer oder sugleich (oder auch für sich allein) 
die freie Gewährung der Hebammendienste und der ärstlichen 
Behandlung der Schwangerschaftsbeschwerden beschlossen werden. 
Je nachdem ist die eine oder die andere der angegebenen 
Fassungen su wählen. In jedem Falle ist die Gewährung der 
Leistungen aus Abs. 2 (abweichend von denen aus Abs. 1) von 
der mindestens sechsmonatigen Zugehörigkeit zu der betreffenden 
Betriebs- (Fabrik-) Krankenkasse selbst abhängig su machen. 

4) Zu den „Schwangerschaftsbeschwerden‘‘ ist die Entbindung 
selbst nicht zu rechnen. Dagegen umfasst die freie Gewährung 


der erforderlichen Hebammendienste auch die bei der Entbindung 
von der Hebamme zu leistenden Dienste. 
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6) Die Unterstützungen nach Abs. 3 sind an die Stelle der 
bisher nach $ 21 Abs. 1 Ziffer 5 des Gesetzes zugelassenen Wöch- 
nerinnen-Unterstützung getreten. Sie gehören nicht zu den not- 
wendigen Leistungen der Kasse und können entweder allgemein 
oder nur auf besonderen Antrag (vgl. Bemerkung 1 zu $ 8 und 
Bemerkung 3 zu $ 19) gewährt werden. 

Die Dauer der Schwangeren - Unterstütsung nicht selbstver- 
sicherser Ehefrauen kann kürser bemessen werden als diejenige 
der selbsiversicherten Ehefrauen. Ihre Höchstdauer beträgt eben 
falls 6 Wochen. 

6) Werden die im Abs. 8 beseichneten Unterstülsungen nur 
auf besonderen Antrag gewährt (vgl. Bemerkung 5) 80 werden sie 
sweckmüssig nicht von der mindestens sechsmonatigen Zugehörig- 
keit des Mitglieds selbst sur Kasse abhängig su machen, vielmehr 
wird die Karensseit auf 6 Monate von Stellung des Antrags ab 
festzusetzen sein. 

7) Dieser Absatz gilt nur für den Fall der Aufnahme des 
Abs. 2 oder 3 in das Statut. 


8 15. 
Sterbegeld. 


Für den Todesfall eines Mitglieds gewährt die Kaffe (geouni.ı 
ein Sterbegeld im [zwanzigfachen] Betrage des für die —— 
Bemeſſung des Krankengeldes nad) den 88 5 und 6 maß- 21 Abi.1 
gebenden durcchfchnittlichen Tagelohns [wirklichen Arbeits⸗ Site) 
verdienftes] [, mindestens aber im Betrage von fünfzig 
Mark). 

Verſtirbt ein als Mitglied der Kafle Erkrankter nad) 
Beendigung ber Krankenunterſtützung, jo iſt dag Sterbe⸗ 
geld zu gewähren, wenn die Erwerbsunfähigfeit bis zum 
Tode fortgedauert hat und der Tod infolge derjelben 
Krankheit vor Ablauf eines Jahres nad) Beendigung 
der Krankenunterſtützung eingetreten tft. 


[Beim Tode der Ehefrau oder eines noch nicht [14] GIhaeh 
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jährigen Kindes eines Mitglieds wird, falls diefe Per⸗ 
fonen nicht felbit in einem geſetzlichen Verſicherungsver⸗ 
bältnifje geitanden haben, auf Grund defjen ihren Hinter- 
bliebenen ein Anſpruch auf Sterbegeld zufteht, ein Sterbe⸗ 
geld, und zivar für die erjtere im Betrage von [zwei 
Dritteln], für das Ießtere im [halben Betrage] des für 

das Mitglied fejtgeftellten Sterbegeldes gewährt.]?) 
A Bom Sterbegelde wird gegen Einlieferung der ſtandes⸗ 
"amtlichen Sterbeurtunde der zur Dedung der Begräb- 
nisfoften aufgewendete Betrag demjenigen ausgezahlt, 
welcher das Begräbnis beforgt. Ein etwaiger Üüberſchuß 
tft dem Hinterbliebenen Ehegatten, in Ermangelung eines 
folchen den nächſten Erben auszuzahlen. Sind ſolche Per⸗ 
ſonen nicht vorhanden, fo verbleibt der Überfchuß der Kaffe. 
[In den Fällen, in welchen auf Grund der Reichs- 
gesetze über Unfallversicherung gleichfalls ein An- 
spruch auf Sterbegeld begründet ist, hat die Kasse 
darauf Anspruch, dass ihr bis zur Höhe des von ihr 
gewährten Sterbegeldes dafür Ersatz durch Über- 
weisung des auf Grund der Unfallversicherungs- 
gesetze zu gewährenden Sterbegeldes geleistet wird.]?) 

Zu 8 15. 
1) Diefe Unterftügungen gehören nit zu den not⸗ 
wendigen Leiftungen der SKafle. 


2) Diese Bestimmung findet auch ohne Aufnahme in das 
Statut kraft $ 20 Abs. 5 des Gesetses Anwendung. 


8 16. 
Unterftüßung bei Erwerbsloſigkeit. 
628) Mitgliedern, welche infolge eintretender Erwerbsloſig⸗ 
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feit aus der Kafje ausfcheiden und fich im Gebiete des 
Deutſchen Reichs aufhalten, verbleibt für ihre Perſon 
der Anſpruch auf Krankenunterſtützung, Wöchnerinnen- 
Unterftügung und Sterbegeld in folchen Unterftügungs- 
fällen, welche während der Erwerbsloſigkeit und inner- 
halb eines Zeitraums von 3 Wochen nach dem Aus- 
ſcheiden aus der Kaſſe eintreten, wenn biefe Perſonen 
vor ihrem Ausfcheiden mindeitens 3 Wochen ununter- 
brochen einer auf Grund des Krankenverficherungsgejeßes 
errichteten Krankenkaſſe angehört haben. 

[In Fällen diefer Art wird die Krankenunterſtützung 
bis zur Dauer von 26 Wochen nach näherer Beitimmung 
des $ 6 Abi. 2 des Geſetzes, das Krankengeld im Be⸗ 
trage der Hälfte des der Bemefjung zu Grunde liegenden 
durchſchnittlichen Tagelohns [wirklihen Arbeitsver⸗ 
dienſtes), das Sterbegeld im zwanzigfachen Betrage 
dieſes Lohnſatzes gewährt.)) 

Zu 8 16. 

) Fällt fort, wenn und foweit die Kaffe nur die gefeh- 

lihen Mindeftleiftungen gewährt. 
.$ 12. 
Beiträge. 


Die Beiträge werden feftgefebt auf [3]!) Prozent (822,3 20.) 


(A) ?) [de8 durchſchnittlichen Tagelohns ($ 5 Ziffer 2).] 
oder 
(B) [de8 durchſchnittlichen Tagelohns (8 5 Ziffer 2) der 
dort bezeichneten Mitgliederklafjen.] 
oder 
(C) des nad) 85 unter? ermittelten wirklichen Arbeits⸗ 


8268 Abſ. 
Biffer 6.) 


(3 65, 837.) 


(8 52 
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verdienftes, ſoweit derjelbe 5 Mark für den Arbeits- 
tag nicht überfteigt.] 

Die Beiträge find an jedem [wöchentlichen] [vierzehn 
tägigen] Löhnungdtage für die abgelaufene Löhnungs- 
pertode für die in der Fabrik beichäftigten verſicherungs⸗ 
pflichtigen Mitglieder von der Firma zur Kaffe abzu- 
führen. Die übrigen Mitglieder haben diefelben zu dem 
gleichen Termine Toftenfrei bei dem Raffenführer einzu⸗ 
zahlen. 

[Die Beiträge find für jede Woche, innerhalb welcher 


Abſ. 8) der Verficherte der Kaſſe angehört Hat, ihrem vollen Be⸗ 


(854 a.) 


($ 65.) 


trage nad) zu entrichten. Dabei gilt al3 Woche der Zeit- 
raum von Montag bis Sonntag einfchließfich.] 
Im Halle ber Ermwerbsunfähigleit werden für die 
Dauer der Krankenunterſtützung Beiträge nicht entrichtet. 
Rückſtändige Beiträge werden in derjelben Weife bei- 
getrieben wie Gemeindeabgaben. 


Bu 8 17. 

1) Höher als vierundeinhalb Prozent dürfen die Beiträge 
einſchließlich des Arbeitgeberzufchuffes bei Errichtung der 
Kaſſe nur dann feftgefeßt werden, wenn es zur Dedung 
der Mindeftleiftung erforderlih iſt. Eine niedrigere Bes 
meſſung iſt nicht ausgeichloffen, ſofern die Dedung der 
Mindeftletftungen troßdem gefichert erſcheint. 

2) Je nahdem im 8 5 die Faſſung A, B oder C ge 
wählt ijt, iſt auch bier die Faſſung A, B oder C zu wählen. 


8 18. 


(565,568) Die Firma Hat für die in der Fabrik befchäftigten 


verfiherungspflichtigen Mitglieder ein Drittel der Bei- 
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träge aus eigenen Mitteln zu leiſten. Dagegen find 
diefe Mitglieder verpflichtet, ziwei Drittel der Beiträge 
bei den Lohnzahlamgen ji einbehalten zu laffen. Die 
Firma darf nur auf diefem Wege den auf die Mitglieder 
entfallenden Betrag wieder einziehen. Die Wbzüge für 
Beiträge find auf die Lohnzahlungsperioden, auf weidge 
fie entfallen, gleichmäßig zu verteilen. Diefe Teilbeträge 
dürfen, one dab dadurch Mehrbelaftungen der Mit- 
glieder herbeigeführt werden, auf volle zehn Pfennig ab- 
gerundet werden. Sind Abzüge für eine Lohnzahlungs⸗ 
periode unterblieben, fo dürfen fie nur noch bei der 
Lohnzahlung für die nächjtfolgende Lohnzahlungsperiode 
nachgeholt werden. 

Hat die Firma Beiträge um deswillen nachzuzahlen, 
weil die Verpflichtung zur Entrichtung von Beiträgen 
zwar von ihr anerkannt, von dem Mitglied oder der 
Kaffe aber beftritten wurde und erft durch einen Rechts⸗ 
ftreit (8 33) bat feftgeftellt werden milſſen, oder weil 
die im 8 49a des Krankenverſicherungsgeſetzes vorge⸗ 
fchriebene Anzeige einer Hilfskaſſe über das Ausscheiden 
eines verfiherung3pflichtigen Mitglieds aus ber Kaffe 
oder das Übertreten eines ſolchen in eine niedrigere 
Mitgliederklaffe erft nach Ablauf der im Abſ. 1 be 
zeichneten Zeiträume oder gar nicht erftattet worden tft, 
jo findet die Wiebereinziehung des auf dag Mitglied 
entfallenden Teiles der Beiträge ohne die vorftehend 
aufgeführten Beichränfungen jtatt. 

Streitigkeiten zwiichen der Firma und den von ihr ($36..) 
beichäftigten Perfonen über die Berechnung und An⸗ 


MM 
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rechnung der Beiträge [und Eintritisgelder] der letzteren 
werden, fobald ein für die Fabrik oder den Wohnsitz 
der Parteien zuftändiges Geiwerbegericht errichtet werden 
follte, von diefem, bis dahin aber auf Anrufen einer 
Bartei vorläufig von dem Gemeindevorfteher, oder, jofern 
derfelbe nicht angerufen wird, von dem ordentlichen 
Richter entichieden.) 

[Gegen die Entfchetdung des Gewerbegerichts finden 
die Rechtömittel ftatt, welche in den zur Zuſtändigkeit 
ber Amtsgerichte gehörigen bürgerlihen Rechtsſtreitig⸗ 
feiten zuläffig find. Die Berufung an das Landgericht 
tt jedoh nur zuläffig, wenn der Wert des Gtreit- 
gegenftandes den Betrag von 100 Mark überjteigt.) 


[Die Entfcheidung des . Gemeindevorftehers wird 
rechtskräftig, wenn nicht binnen 10 Tagen nad) der 
Berfündung von einer der anwejenden Parteien, oder 
binnen 10 Tagen nad) der Behändigung von einer bei 
der Verkündung nicht zugegen gewelenen Partei, Klage 
bei dem ordentlichen Gericht erhoben wird.) 


au 8 18. 
1) Dieje Streitigkeiten find nach den Vorſchriften des 


Gewerbegerichtsgeseises bom a zu entjcheiden. Bur 
Entſcheidung find auch die auf Grund des $ 85 dieſes Ge 
ſetzes fortbeftehenden landesgeſetzlichen Gewerbegerichte zu. 
ſtändig. Soweit hiernach ein zuſtändiges Gewerbegericht 
nicht vorhanden tft, wird auf das Verfahren vor dem Ge⸗ 
meindevorfteher (98 76 ff. des Gewerbegerichtsgesetses) zu ders 
weifen jein. 
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8%. 
Befondere Redte der Kafje.') 


Die Kaffe kann unter ihrem Namen Rechte eriverben ($ 26.) 
und VBerbindlichfeiten eingehen, vor Gericht Hagen und 
verflagt werden. 

Für alle Berbindlichfeiten der Kafle haftet dem 
Rafjengläubiger nur dag Bermögen der Kafle. 


Die Übertragung der dem Unterstütgumgeberech- (856 Abi. 2 
tigten zustehenden Ansprüche auf Dritte sowie die bie.) 
Verpfändung oder Pfändung hat nur insoweit recht- 
liche Wirkung, als sie erfolgt: 

1. zur Deckung eines Vorschusses, welcher dem 
Berechtigten auf seine Ansprüche vor Anweisung 
der Unterstützung von dem Arbeitgeber oder 
einem Organe der Kasse oder dem Mitglied 
eines solchen Organs gegeben worden ist; 

2, zur Deckung der im $ 850 Abs. 4 der Ciwil- 
prozessordnung bezeichneten Forderungen. 

Die Ansprüche dürfen auf geschuldete [Eintritts- 
gelder und] Beiträge, auf gezahlte Vorschüsse, auf 
zu Unrecht gezahlte Unterstützungsbeiträge und auf 
die von den Organen der Kasse verhängten Geld- 
strafen aufgerechnet werden. Die Ansprüche dürfen 
ferner aufgerechnet werden auf Ersatzforderungen 
für Beträge, welche der Unterstützungsberechtigte 
in den Fällen des $ 57 Abs. 4 des Kranken- 
versicherungsgesetzes oder auf Grund der Reichs- 
gesetze über Unfallversicherung bezogen, aber an die 





(8 64 
gifer 8.) 


(8 40 


Abf 
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Kasse zu erstatten hat; Ansprüche auf Krankengeld 
dürfen jedoch nur bis zur Hälfte aufgerechnet werden. 

Ausnahmsweise darf der Berechtigte den Anspruch 
ganz oder zum Teil auf andere übertragen, sofern 
dies von der unteren Verwaltungsbehörde genehmigt 
wird. 

Zu 8 20. 

Die Beſtimmungen diejes Paragraphen gelten kraft 
Geſetzes, brauchen demnach in das Statut nicht aufe 
genommen zu werden. 


8 21. 
Kaffenführung und Rednungslage. 

Die Firma beftellt unter ihrer VBerantwortlichkeit und 
auf ihre Koften einen Rechnungs: und Kaſſenführer, 
welcher die gejamte Rechnungs und Kaſſenführung 
wahrzunehmen bat. 

Die Einnahmen und Ausgaben der Kaffe ſind von 
allen den BZweden der Kafje fremden Vereinnahmungen 
und Berausgabungen getrennt feftzuftellen: ihre Beftäude 
find gefondert zu verwahren. 

Der Rechnungs: und Kaffenführer!) Hat unter Be- 
obachtung der auf Grund des $ 41 Abi. 2 des Kranken⸗ 
verficherungsgefebes erlafjenen Borjchriften der höheren 


(8 N Berwaltungsbehörde iiber alle Einnahmen und Ausgaben 
I der Kaffe Buch und Rechnung zu führen. Er ftellt den 


jährliden Rechnungsabſchluß und die vorgefchriebenen 
Überfihten über die Mitglieder, über Kranfheits: und 
Sterbefälle, über die vereinnahmten Beträge und Die 
geleijteten Unterſtützungen auf, welde jämtlid vom 
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Vorſtande geprüft und feftgeitellt und der Auffichts- 
behörde eingereicht werden. 

Der Borftand Hat die vom Kafienführer aufgeftellte 
Jahresrechnung feftzuftellen, mit allen Belegen dem 
Revifionsausſchuſſe (8 32 Ziffer 1) zur Prüfung vor 
zulegen und ſpäteſtens 613 zum [1. April] des nächiten 
Jahres die Abnahme der Jahresrechnung bei der Generl- 
verſammlung zu beantragen. 

au 8 21. 

1) Wegen der etwaigen Amtsenthebung des Rechnungs- und 

Kussenführers vgl, Bemerkung ?) su 8 29. 
8 24. 

Erhöhung der Beiträge und Ermäßigung 

der Kaſſenleiſtungen. 

Ergibt fih aus den Jahresabſchlüſſen, dab die Ein- 
nahmen der Kafle zur Dedung ihrer Ausgaben ein- 
fchließlich der Rüdlagen zur Anfammlung und Ergänzung 
des Reſervefonds nicht ausreichen, fo müfjen!) [entweder 
die Kaffenleiftungen bis auf den Mindeſtbetrag des $ 20 
des Krankenverſicherungsgeſetzes gemindert oder] die 
Beiträge bis auf 6 Brozent des [durchichnittlichen Tage- 
lohns] [Arbeitsverdienftes] (8 5) erhöht werden. Dabei 
find die Borfchriften des 8 31 Abi. 7 zu beachten. 

Werden die geſetzlichen Mindeitleiltungen der Kaffe 
durch die Beiträge, nachdem dieſes indgefamt 6 Prozent 
des [durchfchnittlicden Tagelohns] [Arbeitsverbienftes] 
(8 5) erreicht haben, nicht gededt, fo hat die Firma die 
zur Dedung derfelben erforderlichen Zuſchüfſe aus eigenen 
Mitteln zu leiften, für welche Zuſchüſſe fie auch bei 


(8 83 
1. 


($ 31 
Abſ. 2.) 


a2, 





4 
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ipäterem befjeren Stande der Kaffe feine Rüderftattung 
fordern Tann, 


Zu 8 24. 
2) Die in Klammern eingejchloffenen Stellen diefes Ab⸗ 
fates haben Bedeutung nur für ſolche Kaflen, deren Unter 
ftügungen über die geſetzlichen Mindeftleiftungen hinausgehen. 


828, 
Zuſammenſetzung bes Vorſtandes. 
at Der Vorſtand der Kaſſe befteht: °) 

8) aus einem Bertreter der Firma als Vorſitzenden 
und dem Kafjenfüihrer, welcher zugleich Stellvertreter 
des Vorfigenden ift, beide werden auf die Dauer 
bon [2] Jahren von der Firma ernannt; 

(8 34) b) aus [5]?) von der Generalverfammlung ohne Mit- 
wirtung der Vertreter der Yirma aus der Mitte 
der ftimmberechtigten Kaflenmitglieder auf die Dauer 
bon [2] Jahren gewählten Betfigern. 

9 [Sobald die für Rechnung der Mitglieder zu zahlenden 

"Beiträge °/» der Gejamtbeiträge überfteigen, ift bei der 
nächſten Wahl?) ein fechiter Beifiter und, ſobald fie %s 
überjteigen, ein fiebenter Betfiger zu mählen.] 

Die Wahl der Betfiger ift geheim“) und erfolgt durch 
verbedte Stimmzettel in der Weife, dab jeder Wählende 
jo viele Namen aufichreibt, wie Vorftandgmitglieder zu 
wählen find. Gewählt find diejenigen, welche die meiften 
Stimmen erhalten.) Stimmen, welche auf nicht Wähl⸗ 
bare fallen oder die Gewählten nicht deutlich bezeichnen, 
werden nicht mitgezählt. Bei Stimmengfeichheit ent- 
ſcheidet das vom Vorfipenden zu ziehende Los. 


($ 64 
Biffer2.) 
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Die Wahl wird im NWuftrage des Vorſtandes von 
befien Vorſitzenden oder von einem zu Diefem Zwecke 
beftellten Bertreter geleitet. Nur die erſte Wahl nad) 
Erridtung der Kaſſe ſowie fpätere Wahlen, bei welchen 
ein Boritand nicht vorhanden ift, werden von einem 
Beauftragten der Auffichtsbehörde geleitet. 

Die Ablehnung der Wahl zum Vorftandsmitglied if 
aus denfelben Gründen zuläffig, aus welchen dag Amt 
eine3 VBormundes abgelehnt werden kann. Die Wahr- 
nehmung eines auf'&rund der Unfalverfiherung und 
ber Invalidenversicherung übernommenen Ehrenamts 
jteht der Führung einer Vormundſchaft gleid. Eine 
Wiederwahl kann nach) mindefteng zmweijähriger Amts⸗ 
führung für die nächte Wahlperiode abgelehnt werden. 
Kafjenmitgliedern, welche eine Wahl ohne gejeglichen 
Grund ablehnen, Tann auf Beichluß der Generalver- 
fammlung für beftimmte Zeit, jedoch nicht iiber die 
Dauer der Wahlperiode, dag Etimmredt in ber General- 
verfammlung entzogen werden. 

[Jedes Zahr]®) ſcheiden abwechfelnd [3] und [2] Bei- 
fiter aus. Die [3] Beifiter, welche am Ende des erften 
Kalenderjahrd ausſcheiden, werden durch das Los be- 
ftimmt. Die Neuwahl findet im Dezember ftatt. Die 
Gewählten treten ihr Amt am 1. Januar des folgenden 
Sahres an. Bis zum Eintritte derjelben haben die Aus⸗ 
fcheidenden ihre Amt weiter zu führen. 

Sceiden mehr wie zwei Beifiger vor Ablauf ihrer 
Amtsdauer aus,”) fo muß alsbald eine Generalver- 
fammlung zur Erfabwahl für alle ausgefchiedenen Bei⸗ 

v. Woedike, Euden-Addenhaufen, ABE. 10. Aufl. 35 


(8 34a 
Abſ. 2.) 





($ 34 


Abſ. 2.) 
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figer berufen werden.) Die Amtsdauer der Erfagmänner 
erliicht mit dem Jahre, mit welchem diejenige der aus⸗ 
geſchiedenen Beifiber erlofchen fein würde. 

Über jede Wahlverhbandlung ift ein Protokoll auf: 
zunehmen. 

Der Vorftand hat über jede Anderung in feiner Zu- 
fammenfegung und über das Ergebnis jeder Wahl der 
Auffichtsbehörde binnen einer Woche Anzeige zu erſtatten. 

[ft die Anzeige nicht erftattet, fo kann die Änderung 
dritten Perfonen nur dann entgegengejeßt werden, wenn 
beiviefen wird, daß fie letzteren befannt war.) 


Zu g 8. 


1) Der Betriebsunternehmer hat Anſpruch auf Ver—⸗ 
tretung im Vorſtande nach dem Verhältniſſe der von ihm 
aus eigenen Mitteln geleiſteten Beiträge zur Geſamtſumme 
aller Beiträge. Mehr als ein Drittel der Stimmen darf 
ihm nicht eingeräumt werden. Ob er mit einer geringeren 
Vertretung im Vorjtand, al$ der Summe der aus eigenen 
Mitteln geleifteten Beiträge entſprechen würde, vorlieb 
nehmen will, hängt von feiner Entſchließung ab. Es em- 
pfiehlt jich, von vornherein ein Verhältnis der Vertretung 
fejtzufegen, welches auch dann nicht geändert zu werden 
braucht, wenn die vom Unternehmer aus eigenen Mitteln 
zu zahlenden Beiträge infolge des Zutritts freiwilliger Mit- 
alteder zur Kaffe unter ein Drittel der Bejamtbeiträge finken. 
Da die Kaffe bei ihrer Begründung freiwillige Mitglieder 
in der Regel überhaupt nicht zählt, jo wird es zuläffig 
fein, für die Vertreter des Arbeitgeber8 und der Kaſſen⸗ 
mitglieder anfangs das Verhältnis von 2 zu 4 feftzuitellen 
und im Abf. 2 eine Vermehrung der Vertreter der letzteren 
auf 5 (aljo Verhältnis 2 zu 5) erft für den Fall anzu 
ordnen, daß die Summe der Beiträge des Arbeitgebers bis 
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auf Aıs (das arithmetifche Mittel zwifchen °/, und 2/7) der 
Gejamtjumme aller Beiträge herabfintt. Ebenſo würde erft 
bei weiterer Verminderung der Beiträge des Arbeitgebers 
auf *ıs der Geſamtſumme der Beiträge (dem arithinettfchen 
Mittel zwiſchen 2, und 2/s) die Zahl der Beifiger auf 6 
zu vermehren fein u. f. f. 

2) Wird bier eine höhere Zahl feitgejegt, jo Tann auch 
für den BetrtebSunternehmer unter a eine größere Zahl 
von Vertretern feitgefeßt werden (alfo beiſpielsweiſe bei 7 
unter b, 3 unter a). 

3) Dem Geſetze wird genügt werden, wenn das von 
demfelben geforderte. Verhältnis bei der nädjiten Mahl 
bergeitellt wird. Ohne diefe Einſchränkung würde leicht 
Unsicherheit über die Gültigkeit der Beichlüffe des Vorſtandes 
entſtehen. 

9 Mahl durch Akklamation erſcheint hiernach aus—⸗ 
geſchlofſen. Dagegen ist es zulässig, die Grundsätse des Ver- 
hältnis- (Proportional-) Wahlsystems im Statut ansunehmen, 
sofren dabei die Freiheit und Geheimheit der Wahl erhalten bleibt. 

5) Soll fiir die Gemwählten abjolute Stimmenmehrheit 
erforderlich fein, fo müſſen bier auch Beftimmungen über 
engere Wahl für den Fall, daß im eriten Wahlgang abfolute 
Mehrheit nicht erreicht wird, getroffen werden. 

6, Wird die Amtszeit der Voritandsmitglieder unter a 
und b anders beftimmt, jo werden auch die Pertoden der 
Neuwaähl andermweit feitzufegen jein. 

?) Hierher ist es auch su rechnen, wenn Beisitser nach $ 42 
Abs. 4 ff. des Geseises durch die Aufsichtsbehörde ihres Amtes 
enthoben werden (vgl. Bemerkung *) zu $ 39). Wenn auch eine 
Anfechtung der die Amisenthebung aussprechenden Entscheidung 
keine aufschiebende Wirkung hat, so empfiehli es sich doch, die 
Ersatswahl erst vorsunehmen, wenn die Entscheidung endgültig 
geworden ist. 

8 Ergänzung des Vorſtandes durch Kooptation ift une 
zuläffig, da nah dem Geſetze der Voritand don der 
Generalverfjammlung gewählt jein muß. 


35” 





($ 3 
Abf. 1.) 


( 


U 
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8 29, 
Rechte und Pflichten des Borftandes. 

Der Borjtand vertritt die Kaffe gerichtlich und außer— 
gerichtlih. Diefe Vertretung erſtreckt fich auch auf die— 
jenigen Gejchäfte und Rechtshandlungen, für welche nad 
ben Geſetzen eine Spezialvollmadht erforderlich ift. 

[Verträge werden namens der Kafle von dem Bor- 
fibenden des Borftandes und zwei Betfigern vollzogen. 
Bei allen übrigen Rechtsgeſchäften und Erklärungen 
vertritt der Borfigende den Borjtand nach außen. Ge 


835 richtliche Zuftellungen an den Vorſtand können jedem 
" Mitgliede desfelben gemacht werden.]!) Die Legitimation 


des Vorſtandes oder feines Vorfigenden bei allen Recht: 
gefchäften wird durch eine Beſcheinigung der Aufficht3- 
behörde bewirkt. 

Der Boritand verwaltet alle Angelegenheiten der 
Kaſſe, ſoweit diefelben nicht duch Geſetz oder Statut 
ausdrüdlich der Generalverfammmlung übertragen find. 

Der Borfigende beruft den Vorjtand, jo oft dies bie 
Rage der Geſchäfte erfordert. Er muß den Vorſtand 
binnen 10 Tagen berufen, wenn [drei] Beifiter dies 
beantragen. Die Berufung erfolgt durch Zirkular. Der 
Borfibende kann ein Borftandsmitglied, welches ohne 
genügende Entihuldigung aus der Vorftandsfigung weg⸗ 
bleibt oder zu fpät erjcheint, in eine Ordnungsſtrafe bis 
zu [3] Mark nehmen. Der Borftand ift beſchlußfähig, 
wenn der Borjitende oder fein Stellvertreter und 
mindeftens drei Beifiger anweſend find. Die Be- 
ihlüffe werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefaßt, 
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bei Stimmengleichheit enticheidei der Borfigende. Die Be- 
fhlüffe find in einem beſonderen Buche zu protofollieren. 


Die Borftandsmitglieder verjehen ihr Amt als Ehren- (8 54a 


amt unentgeltlih; bare Auslagen werden ihnen von 
der Kaſſe erfegt. 


Die Mitglieder des Borftandes haften der Kaſſe Re 


für pflihdtmäßige Verwaltung wie Vormünder ihren 
Mlindeln.?) 


Abſ. 1.) 


42 
1.) 


[Der Vorsitzende des Vorstandes hat Beschlüsse ($ 35 


der Kassenorgane, welche gegen die gesetzlichen oder 
statutarischen Vorschriften verstossen, unter Angabe 
der Gründe mit aufschiebender Wirkung zu bean- 
standen. Die Beanstandung erfolgt mittels Berichts 
an die Aufsichtsbehörde.]') 


au 8 29. 

I) Diefe Beitimmungen find nah $ 35 des Geſetzes 
zuläffig und empfehlen ſich namentlich für umfangreichere 
Kaflen zur Erleichterung der Geichäftsführung. 

2, Nach $ 43 Abs.4 bis 6 des Gesetses kann ein Vorstands- 
mitglied (ebenso ein Kassen- und Bechnungsführer, der nicht Vor- 
standsmiiglied ist), wenn es infolge gerichtlicher Anordnung in 
der Verfügung über sein Vermögen beschränkt ist oder wenn 
gegen dasselbe auf Verlust der Fühigkeit sur Bekleidung öffent- 
licher Ämter oder auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte er- 
kannt ist oder wenn hinsichtlich seiner Tatsachen bekannt werden, 
welche sich als grobe Verleisungen der Amtspflicht in Besug auf 
die Kassenführung darstellen, durch die Aufsichtsbehörde seines 
Amtes enthoben werden, nachdem ihm und dem Kassenvorstande 
Gelegenheit sur Ausserung gegeben worden ist. Ist gegen ein 
Vorstandsmitglied u. s. w. das Hauptverfahren wegen eines Ver- 
brechens oder Vergehens eröffnet, das die Aberkennung der bürger- 
lichen Ehrenrechte oder der Fähigkeit sur Bekleidung öffentlicher 
Ämter sur Folge haben kann, so kann der betreffende bis zur 
Beendigung des Strafverfahrens durch die Aufsichtsbehörde seines 


Abs. 3.) 
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Amtes enthoben werden. Die Entscheidung der Aufsichtsbehörde 
kann binnen vier Wochen nach deren Zustellung auf dem im 858 
Abs. 3 Sats 2 des Gesetses beseichneten Wege angefochten werden. 
Die Anfechtung hat keine aufschiebende Wirkung. 

8) Diese Bestimmung findet auch ohne Aufahme in das Statut 
kraft $ 35 Abs. 3 des Geselses Anwendung. 


8 31. 
Gefhäftsordnung der Generalverfammlung. 


Die Generalverfammlung wird vom Vorftande unter 
Angabe der Berbandlungsgegenftände durch einen min- 
deſtens [3] Tage vorher. zu bewirkenden Anfchlag in den 
Fabrikräumen berufen. 

Ordentliche Generalverfammlungen finden ftatt: 

1. im Dezember jeden Jahre zur Vornahme der 
Wahl des Neviftionsausfchuffes und der erforder: 
fihen Neuwahlen für den Vorſtand, 

2. im [April] jeden Jahres zur Beſchlußfaſſung über 
die Abnahme der Jahresrechnung. 

Außerordentlide Generalverfammlungen beruft der 
Borftand nad) Bedürfnis. [Die Berufung der General- 
verfjammlung muß binnen ... Wochen erfolgen, wenn 
der [zehnte] Teil ihrer Mitglieder es beantragt.]?) 

Jede vorfchriftsmäßig berufene Generalverfammlung 
ift beſchlußfähig. 

(8 64 Die Leitung der Generalverfammlung ſteht dem 
Biffer 2.) IVertreter der Firma] [von der Firma zu bezeichnenden 
Vertreter derfelben] zu. 

Beichlüffe der Generalverfammlung werden, ſoweit 
für einzelne Gegenftände durd) diefes Statui nicht etwas 
anderes bejtimmt ift, mit einfadher Stimmenmehrheit 
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der in der Verſammlung vertretenen Stimmen gefaßt. Bei 
Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

Getrennt von der Vertretung der Firma und den 
[Vertretern der] Kafjenmitglieder[n] muß Beſchluß gefaßt 
werden, wenn eö fi) handelt: 

a) um eine Erhöhung ber Gefamtbeiträge über £ Pro- 
zent desjenigen Betrags, nach welchem die Unter- 
ſtützungen zu bemefien find (8 5), fofern diefe Er- 
höhung nit zur Dedung der geſetzlichen Mindeſt⸗ 
leiſtungen erforderlich ift (8 31 des Geſetzes); 

b) um die Gewährung des Krankengeldes fchon vom 
Zage des EintrittS der Erwerbsunfähigkeit ab jo- 
wie für Sonn: und Fefttage (8 21 Abf. 1 Ziffer 1a 
des Geſetzes), jofern der Betrag des geſetzlich vor- 
gejchriebenen Reſervefonds nicht erreicht ift. 

Su 8 31. 
I) Dieſe Beitimmung ift nicht gejetlich notwendig. 
8 34. 
Beauffihtigung der Kaſſe. 

Die Auffiht Über die Kaffe wird unter Oberaufficht 
[Bezeichnung der höheren Berwaltungsbehörde] zu N. Be⸗ 
zeichnung der AuflichtSbehörde] zu N. wahrgenommen.!)?) 

Zu 8 34. 

I) Die Bezeihnung der zuftändigen Aufſichtsbehörde 
und OberauffichtSbehörde im Statut eınpfiehlt fich, um jeden 
Kaffenmitgliede Kenntnis davon zu geben, wohin etwaige 
Beihwerden über die Kafjenverwaltung zu richten find. 

\ 2 Über die Auffichtsbefugniffe vgl. 88 66 bis 67 b, 
68 mit 42, 44, 45 des Geſetzes. 


(8 44.) 


Regiſter. 


A. 


Abänderung d. Statuen ©. 
119, 120824, 129, 144, 
260, 275, 335, 337, 355, 
357, 366, 417ff.; feitens 
d. höheren Berwaltungs- 
behörde ©. 173. 


Abänderungsgeſet;z ©. 56 
A. 6, 69 A. 1, 280ff. 


Abfindung des Verletzten 
durch Kapitalzahlung ©. 
313 $ 95. 

Anlehnung der Wahl zum 
Borftandsmitglied ©. 142. 

Abmeldung, ſ. Anmeldung. 

Abitufung, Haffenweije, des 
durchſchnittlichen Tage⸗ 
lohns, für die Bemeſſung 
der Krankenunterſtützung 
S. 108; gilt auch f. die Bei⸗ 
träge S. 111 A. 3, 118 
A. 2; bei eingeſchr. Hilfs⸗ 
kaſſen ©. 340 8 8. Siehe 
auch Gefahrenklaflen. 

Abtretung von Anfprücen 

auf Unterſtützung unzuläffig 

©. 199 5 56, 340 8 10. 


Arztliche Behandlung und 
Arznei ©. 7186, 73, 77, 
804.5, 112, 128, 204, 
227, 298 U. 3, 305; durch 
approbierte Arzte 80 A. 5; 
bei abweſenden freiwilligen 
Mitgliedern ©. 132; bei 
Srftattung von Aus: 
lagen der Armenverbände 
und bei dem Regreß gegen 
dritte Entihädigungspver- 
pflichtete S. 205; bei Hilfs: 
kaſſen ©. 255, 339 U., 
341; Unterjudung ©. 63, 
104, 221, 239. 

Alter, kann von der Ver— 
fiherungspflicht befreien S. 
5883. 

Alterögrenge bei einge— 
ſchriebenen Hilfskaſſen S. 
342. 

Altersverſicherungsgeſetz S. 
318ff. 


Amtsenthebung der Vor—⸗ 
ſtandsmitglieder 153. 


Anfechtung der Anordnungen 
der Aufficht8behörde©. 161, 
212, 301, 420. 


Regiſter. 
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Angehörige, ſ. Yamilien- | Anzeige anderweiter Verfiche- 


angehörige. 
Anlegung verfügbarerKtaffen- 
gelder ©. 149, 344, 347. 


Anmeldung Berfiherungs- 
pflichtiger durch die Arbeit. 
geber ©. 174, 176 4.1; 
Ausnahmen ©. 193; be 
gründet nicht das Verfiche- 
rungsverhältnis, jondern 
dient nur zur Kontrolle 
©. 38, 176 4. 3; Unter 
laffung begründet Erftat- 
tungspfliht ©. 180 $ 50, 
und madt ftraffällig ©. 270 
8 81. 

Nichtverfiherungspflich- 
tige müflen ihren Beitritt 
anmelden ©. 63, 104, 176 
4.2,221,239; ebenfo ihren 
freiwilligen Verbleib in or: 
ganifierten Krankenkaſſen 
©. 132. 

Anrechnung der Beiträge bei 
der Lohnzahlung durch die 
Arbeitgeber S. 189, 227, 
2718 82, 329 8 142; von 
Ordnungsſtrafen auf das 
Krankengeld ©. 200. 

Anftedende Krankheit, Be⸗ 
handlung im Krankenhaus 
S. 81. 

Anwälte, Verſicherungspflicht 
der in ihrem Geſchäftsbe⸗ 
triebe Beſchäftigten ©. 412. 


rungsverbältnifie ©. 127; 
des Austritts aus freien 
Hilfskaſſen ©. 179, 348; 
Strafbeitimmung für unter: 
laflene U. ©. 270 8 81; 
bon Veränderungen in der 
DOrganijatton und Wahl- 
verbandlung S. 141; von 
Erkrankungen an die Be- 
rufsgenofjenihaft ©. 264. 
Siehe auch Anmeldung. 

Apotheten S. 77, 128, 163, 
204, 227; die in ihnen 
beichäftigten Gehilfen und 
Lehrlinge nicht verfiche- 
rungspflichtig. 

Arbeiter, fiche Arbeitgeber, 
Arbeitsverdienii, Grenze, 
Verſicherungszwang. 

ArbeiterkolonieenS.618 36. 


Arbeitgeber. Verantwort—⸗ 
lichkeit für die Durchfüh— 
rung des Verſicherungs⸗ 
zwangs S. 37, 39, 47 4.1, 
59; Außerung bei Feſtſetzung 
des ortsũblichen Tagelohns 
©.83 ; Verpflichtuug zur An⸗ 
und Abmeldung S.462, 174, 
176X.2,180850, 254,271 
$ 82; zur Einzahlung der 
Beiträge und intritte- 
gelver ©. 184, 193, 196 
A. 3; zu Beiträgen ©. 86 
4. 1, 182, 227; Aus 
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nahmen ©. 182, 193; bei 
Bahlungsunfähigfeit ©. 
186, 189, 227. 

— ihre Verpflichtungen be- 
ziehen fih nur auf die 
Verſicherungspflichtigen ©. 
65 U. 5, 176 A. 2, 183. 
— dürfen die Vorfchriften 
diefes Geſetzes zum Nach—⸗ 
teil der Verſicherten durch 
Berträge nicht ausschließen 
oder beichränten ©. 270880. 
— GStrafbarleit ©.271 881, 
82, 272 8 82d; Erftat- 
tungspflicht bei verfäumter 
Anmeldung ©. 181 $ 50. 


Regiſter. 


Arbeitstag ©. 74. 
Arbeitsverdienft ala Grenze 


der Berfiherungspflidt ©. 
46, 57 $ 3, 104, 221, 
448; al8 Maßſtab für die 
Höhe der Verfiherung und 
der Beiträge S. 129, 223, 
325; desgl. für die Grenze 
zuläffigeer Doppelverfiche- 
rung ©. 126; desgl. für 
die Höhe der Rente ©. 
306; ev. Entihädigung f. 
entgangenen Arbeitsver⸗ 
dienst beiWahrnehmung der 
Voritandsgeihhäfte S. 142. 


pflichtungen an Betriebs⸗ .. 
leiter und Auffichtsper- | Arbeitsvertrag S.296, 298 
fonen ©. 271 $ 82a. A. . 

— Stellvertretung in den | Armenverbände, 
Kaffenorganen ©. 146; 


Zuſtim⸗ 
mung bei Befreiung von 


Verzichtleiſtung auf Ver⸗ 
tretung ©. 148 $ 39; An- 
rechnung ber veraußlagten 
Beiträge und intritts- 
gelder ©. 189, 227. 

— Errichtung von Betriebs. 
(Fabril-) Krankenkaſſen ©. 
216, 218ff. 

— Errichtung von Penſions⸗ 
fafjen mit Beitrittszwang 
©. 277. Siehe aud) Fa- 
brifunternehmer, Ban- 
unternehmer. 


Arkeitsftätte S. 69 U. 2. 


der Verfiherung ©. 59; 
öffentliche, ihr Verhältnis 
zue Krankenverſficherung, 
Unterftügungspflidt ©. 
205, 227; Regreßanſpruch 
wegen geletjteter Unter: 
ftügungen ©. 205, 227, 
251, 262, 263. 


Armenunterftügung, öffent. 


liche, Krankenunterſtütz⸗ 
ung gilt nicht als ſolche 
©. 52 U. 8, 268 8 77. 


Arznei, fiehe ärztliche Be 


handlung. 


Regtiter. 


Arzt, fiehe ärztliche Behand: 
fung. 

Aufbereitungsanftalten ©. 
42. 


Aufbewahrung der Beſtände 
&.149, 163, 347 8 24. 


Auflöſung gemeinfamer Ge- 
meinde » Srantenverficherg. 
©. 95 8 14, 399; von 
Orts⸗Krankenkaſſen S. 168, 
171, 421; von Fabrik⸗ 
oder Baubetrieben ©. 234, 
427 ff.; von Bau⸗-Kranken⸗ 
kaſſen ©. 239; von Sn 
nungs » Krantenfaffen ©. 
247; bon eingejchr. Hilfs⸗ 
kaſſen S. 349 88 28 ff.; von 
Krankenfafjenverbänden ©. 
166, 434; von Snnungen 
©. 440f. 


Aufrechnung v. Unterſtütz⸗ 
ungen S. 200, 227, 251, 
340. 

Auffichtsbehörde S. 59, 78, 
105, 128, 129, 141, 144, 
145, 148, 149, 153, 159, 
160, 180, 186, 198, 203, 
212, 213, 227, 229, 230, 
247, 264, 268 8 76e, 284, 
289, 290, 293, 312, 323, 
345, 351 8 30, 358, 360, 
362ff., 391, 401, 412. ff; 
über Betrieb (Fabrik⸗) 
u. Bausfrantentaflen des 
Reichs oder der Staaten 
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©. 229 4.1, 274; über 
Bau⸗Krankenkaſſen ©. 239 
$ 72; Snnungs-Kranfen- 
faflen ©. 246 A. 1e; über 
eingeichriebene Hilfskaſſen 
©. 352. 


Ausdehnungsgeſetz S. 287. 


Ausgaben der Kaſſe S. 149, 
153. 


Ausgeber der Arbeit S. 194. 
Auskunftserteilung S. 263. 


Auslagen, bare, des Vor⸗ 
ſtandes, Rückvergütung der⸗ 
ſelben S. 142. 


Ausland. Mitgliedſchaft frei⸗ 
willig verbleibender Kaſſen⸗ 
mitglieder erliſcht durch 
ihren Aufenthalt im Aus⸗ 
land S. 132, 134, 251; 
Erkrankung im Ausland 
S. 209, 227, 290. 


anbmärtijde Beirkes. 273 
88 


eustnelbung aus gemein« 
famen Orts Krankenkaſſen 
©. 170, 171, 419ff.; bei 
Zeilung von Betriebs- 
(Fabrik) Krankenkaſſen 
©. 231, 427 ff. 

Ausſchließung Verſicherter 
S. 127; der ſaͤumigen Ar⸗ 
beitgeber von der Vertre⸗ 
tung und Wahlberechtigung 
zu den Kaſſenorganen S. 
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146; der Beitimmungen 
dieſes Geſetzes verboten 
S. 532 A. 8, 270 8 80; aus 
eingeſchr. Hilfskaſſen S. 
338 87, 342. - 


Ansſchuß, Wahl desjelben 
©. 143 $ 19. 

Ausſchweifungen, geichlecht- 
liche ©.78 9.2, 340 87, 
446. 


Austritt aus der Beſchäf—⸗ 
tigung bemirft nit not- 
wendig den Austritt aus 
der betr. Kaffe ©. 90 $ 11, 
132; Austritt aus der Ger 
meinde » Kranfenverficherg. 
S. 63,91 A. 1; Austritt aus 
der Kaſſe S. 105 A. 2, 221, 
225, 239; aus dem Kaſſen⸗ 
verband S. 166; aus der 
Beſchäftigung S. 175. 


B. 
Baggereibetrieb S. 42. 
Bauarbeiter ©. 44 A. 1. 


Baubetrieb, vorübergehender 
S. 236. 


Bauherren, Errichtung von 
Bau⸗Krankenkafſen S. 236; 
& Folgen der Renitenz S. 238 
871; Folgen unordentlicher 
Kaſſen⸗ und Rechnungsfüh- 
„ıung ©. 239; ©. auch 
Arbeitgeber, Bauunter- 


Regiiter. 


nehmer, Betrieböunter- 
nehmer. 
Bautrantentaflen S.27,29, 
236 ff., 333 $ 166, 379, 
433 ff. ; Schliefung ©. 329; 
Derwendung des Kaflen- 
vejtes bei Auflöjung ©. 240, 


Bauten ©. 42, 236. 

Bauunfallverſicherungsgeſ. 
©.528194.7, 267 4.1. 

Bauunternehmer, ihnen kön⸗ 
nen die Bauherren ihre 
Verpflichtungen übertragen 
©. 237 U. 3. 

Beamte im allgemeinen nicht 
verfiherungspflichtig S.46, 
319. Siehe auch Betriebs⸗ 
beamte, Grenze. 

Beanftandung der Beichläffe 
der SKaflenorgane ©. 144 
$ 35. 

Beauftragte der Berufsge- 
noffenfhhaften und Ver—⸗ 
fiherungsanftalten dürfen 
Liften und Bücher einjehen 
©. 263. 

Beauffihtigung der Orts⸗ 
krankenkaſſen ©. 159 ff.; 
der Betriebskrankenkaſſen 
S. 229; der eingeſchriebenen 
Hilfskaſſen S. 351 $ 33; 
der Snnungen ©. 362; den 
mit der B. des Betriebes 
Betrauten können d. Arbeit⸗ 
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geber ihre Verpflichtungen 
übertragen ©. 272 $ 82a. 

Befreiung von der Ber- 
fiherungspfliht ©. 37, 45, 
58 83, 61 $ 3b; in Land⸗ 
und Forſtwirtſchaft S. 293 
8 136. 

Beginn des Rechts auf Unter⸗ 
ftüßung in der Gemeinde- 
Krantenverfiherung ©. 71 
86; in Ortskrankenkaſſen ꝛc. 
bei Verfiherungspflichtigen 
S. 107 820, 123826, 124, 
125 U. 2; desgl. bei frei. 
willigen Diitgliedern S. 125 
A. 2,128, 250. Siehe auch 
Karenzzeit. 

Degräbmiögeld, fieheſterbe— 
geld. 

Begrenzung des Verfiche⸗ 
rungszwangs und der Höhe 
der Berfiherung ©. 44ff. 

Beihilfe an Hinterbliebene 
beritorbener Mitglieder von 
Hilfstaffen ©. 341 $ 12. 
Siehe auch Sterbegeld. 

Beitragswoche ©. 323; An⸗ 
rechnung, ohne daß Beitrag 
entrichtet zu werden braucht 
©. 324. 


Beiträge ©. 36; Höhe bei 


der Gemeinde-Krankenver⸗ 


fiherung ©. 85 $ 9; bei 


kaſſen ©. 135, 137 4.1, 
220, 224, 245; gejeßliche 
Fixierung bei Knappſchafts⸗ 
kaſſen und bei Hilfskaſſen 
ohne Beitrittszwang S. 36, 
251, 258 A. 3, 340; Ein⸗ 
zahlung durch die Arbeit. 
geber ©. 184, 193, 227, 
245 ; durch die Verficherten 
©. 189; Anteil der Arbeit: 
geber S. 87 U.2, 181, 227' 
239, 245; Ausnahmen 
©. 182; freiwillige Mit- 
glieder zahlen den vollen 
Beitrag ©. 65 4.5, A 
A. 2, 183; Erhöhung und 
Verminderung bei der Ge. 
meinde » Kranfenverficherg. 
©. 88 $ 10; bei Orts⸗ 
Krankenkafſen ıc. S. 117, 
118 $ 23, 136, 137, 139, 
168, 224, 239, 242; bei 
eingeſchriebenen Hilfsfafjen 
©. 348 8 26; Verjährung 
des Anſpruchs auf B. ©. 
198; Berechnung von 
Friſten S. 269; B. zu der 
landwirtichaftlich. Kranken⸗ 
verfiherung ©. 298 U. 3; 
zur Invalidenverſicherung 
©. 323 ; zueingejchriebenen 
Hilfsfaflen ©. 340 $ 8; 
Streitigfeiten über die An- 
und Berechnung ©. 212. 


den organifierten Kranfen- | Beitreibungsverfahren fäl- 
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ligerBeiträge und Eintritts⸗ 
gelder S. 198, 227. 


Beitrittsrecht fiehe Frei⸗ 
willige. 


Bekanntmachung, amiliche, 
bei eingeſchriebenen Hilfs⸗ 
fallen ©. 261 8 75a; der 
Auffihtsbehörden ©. 274, 
364. 


Berehnung der Gewerbe 
Unfalltente S. 306f.; der 
Invalidenrente ©. 327 ff. 


Bergarbeiter, Verficherungs- 
pfliht ©. 44 W. 1, 250. 


Bergwerke ©. 42. 


Berufögenofien follen in der 
Regel bejondere Kaſſen bil» 
den ©. 25, 99; Berfiche- 
rungspfliht der im Ge- 
ſchäftsbetrieb beichäfttgten 
©. 42. 

Berufsgenofienihaften kön⸗ 
nen dureh Beauftragte Ein- 
fit in Liften und Bücher 
der Kafjen nehmen ©. 263; 
erhalten Anzeige der durch 
Unfälle herbeigeführten Er⸗ 
Tranfungen ©. 264; Über- 
nahme des Heilverfahrens 
©. 265 $ 760, 288, 290, 
308; Rechtsanſpruch an die 
Krankenkaſſe wegen geleifte- 
ter Unterftügungen S. 266; 
Verhältnis der B. zu den 
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Krankenkaſſen 50 A.7; 
Übernahme der dem Unter⸗ 
nehmer obliegenden Leiſtun⸗ 
gen ©. 310; Abfindung 
dur Kapitalzgahlung ©. 
313 $ 95. 

Beſchäftiguug als Grundlage 
des Verſicherungszwangs 
©. 23; wie fie für den ge- 
feglihen Verſicherungs⸗ 
zwang geartet fein muß 
©. 42; ftatutarifcher Ver⸗ 
ficherungszwang bei anders 
gearteter Beihäftigung ©. 
45, 52 $ 2; Einfluß des 
Übertritts in eine andere 
Beihäftigung auf die frei- 
willige Fortſetzung des Ver- 
hältnifjes zu der bisherigen 
Krankenkaſſe 2c. ©.90 811, 
132, 133 4. 3. 

Beihäfttgunggort S.6685, 
68 $ 5a. 

Beſcheid wegen Genehmigung 
des Statut3 ©. 120 8 24, 
275; über Feitftellung der 
Entihädtgung ©.3138 75. 

Beiheinigung als Legitima- 
tion des Vorſtands S. 143; 
amtliche für eingeſchr. Hilfs⸗ 
kaſſen S. 260, 289, 338 A., 
437, 458 A. 3; letztere 
maßgebend bei Streitig- 
teiten ©. 261 $ 75b; Ge⸗ 
bühren⸗ und Stempelfreiheit 
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©. 269 $ 78, 363; Dauer 
der Gültigkeit 294. 


Beſchränkung d. Beitimmun- 


gen diejes Geſetzes unzu- 
läffig ©.52 4.8, 270 880; 
der Zwede, zu denen Bei- 
träge erhoben und Verwen⸗ 
dungen aus dem Safjen- 
vermögen erfolgen dürfen 
©. 135 $ 29; der Erwerbs. 
fähigfeit ©. 310; der In⸗ 
validenverficherungspflicht 
©. 318. 

Beichwerde wegen Genehmi— 
gung oder Verjagung von 
gemein]. Gemeinde - Kran- 
fenverfiherung ©. 92, 95 
$ 13, 403; eines auflöfen- 
den Beſchluſſes S. 96 814; 
einer Ortsfrantentaffe ©. 
101 817, 156, 420; gegen 
den Zuweifungsbeſcheid ©. 
103, 158, 169, 416; gegen 
den verfagenden Beſcheid 
für im Statut feftzufeßende 
Beichränkungen des Bezugs 
von Krankengeld ©. 129; 
gegen verfügte Statuten- 
änderung ©. 140; gegen 
verfügte Schließung oder 
Auflöfung von Orts-Kran⸗ 
kenkaſſen ſowie älterer der. 
artiger Zwangskaſſen ©. 
169,172; gegen Anordnung 
betr. zahlungsunfähige Ar 
beitgeber S. 187, 227; 


gegen Entſcheidungen bei 
Streitigkeiten über Kaſſen⸗ 
zugehörigkeit ©. 210, 227; 
gegen Ausſcheidung und 
Bermögensteilung bei Be- 
triebs⸗ (Fabrik) Kranken⸗ 
kafſen S. 232, 429; gegen 
Schließung oder Auflöfung 
©. 235; gegen die Rechts« 
gültigfeit der Wahlen f. d. 
Innungs⸗Krankenkaſſe ©. 
247 Nr. e; gegen Straf: 
berfügungen ©, 268 876; 
gegen Entſcheidung über 
den Befreiungsantrag in 
der landwirtſchaftlich. Kran⸗ 
kenverficherung S. 293; über 
die die Genehmigung ver- 
jagende Verfügung zur Er- 
richtung einer Innung ©. 
358; über Entfcheidungen 
der Auffichtsbehörde S. 363, 
364, 366, 396. Siehe auch 
Rekurs. 


Befitzwechſel kann Teilung 


einer gemeinſamen Betriebs⸗ 
(Fabrik⸗) Bau⸗Krankenkaſſe 
nach fich ziehen S. 231, 239. 


Beſtände der Kaſſe, deren 


Verwahrung und Anlegung 
S. 149, 163. 


beſtehende Krankenkafſen 


ohne Beitrittszwang S. 
254 ff.; mit Beitrittszwang 
©. 274 $ 85. 
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Betriebe des Reichs oder 
Staats ©. 56 $ 2a, 57 
$ 3; deren Beauffidhtigung 
⁊c. S. 274; gemiſchteS. 104. 

Betriebsart S. 98, 1506, 171, 
404, 414. 


Betriebsbeamte, Verſiche⸗ 
rungspflicht S. 46, 57 
8 2b; Verficherungsrecht 
S. 62 $ 4; können vom 
Arbeitgeber mit ſeiner Ver⸗ 
tretung in den Kaſſenor⸗ 
ganen beauftragt werden 
©. 147 8 38a. 


Betriebgeinftellungen,perio- 
dich wiederkehrende S.124, 
2239 8 67; Wiedereintritt 
nah ©. 124. 


Betriebs. (Fabrik-)Ftranten- 
fafien S. 27, 29, 216ff. 333 
$ 166, 379, 424; Errich⸗ 
tung ©. 216 ff., 424; Eine 
tritt und Austritt der Mit- 
glieder ©. 221.; Anwend⸗ 
barkeit der für Orts⸗Kran⸗ 
fenlaflen gegebenen Be⸗ 
ftimmungen S. 223; Pflich- 
ten und Rechte des Be 
triebsunternehmers ©.223, 
227; Auffiht S. 229 8 66; 
Übernahme durch die Auf- 
fi&tSbehörbe ©. 230; Auf- 
löſung und Schließung 
©. 234 ; Feſtſetzung der Be- 
zirfe durch Höhere Verwal—⸗ 
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tungsbehörde ©. 233867; 
Bereinigung von mehreren 
©. 233 $ 67e, 427. 


Betriebsleiter, ihnen können 
Arbeitgeber ihre Verpflich- 
tungen übertragen ©. 271 
$ 82a. 

Betriebafik S. 70 4. 2. 

Betriebäftätte S. 69 U. 2. 

Betriebsunfälle S. 50 A. 7. 


Betriebsunternehmer bat 
Erkrankten im Wuslande 
die Krantenunterftügung zu 
gewähren ©. 209, 251; 
Yabrifbefiter, Rechte und 
Pflichten bei Betrieb 
(Fabrik) Krankenkaſſen ©. 
218 ff. 223, 227; bei Bau⸗ 
Krankenkaſſen ©. 239. 

— Regreß an Gemeinden und 
Urmenverbände ©. 205. 
— Folgen bei Nichterrich 
tung ©. 220; der Nicht⸗ 
verficherung nach dem Unf. 
Verſ.Geſ. S. 309. Siehe 

auch Arbeitgeber. 


Betrug kann Kürzung des 
Krankengeldes nad fid 
ziehen ©. 127. 

Bevormundete ©. 149, 153, 
347 8 24. 

Bevorzugung Einzelner un⸗ 
zuläſſig ©. 130 A. 2. 


Bewegung, freie, innerhalb 
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des Zwanges S. 26, 106, 
221, 254. 


Bezirke d. Kaſſen ©. 132, 
233 $ 67b, 301, 345 
$ 19d; Erkrankung außer- 
halb d. B. ſich aufhaltender 
Mitglieder S. 208, 227, 
251; ausmärfifche S. 273 
8 83. 


Bezirksausſchuß S. 387, 
439. 

Binnenſchiffahrts betrieb S. 
42. 


Brennerei als landwirtſchaft⸗ 
licher Nebenbetrieb S. 50 
U. 6. 


Brillen ©. 34, 7186. 
Bruchbänder ©. 34, 718 6. 
Brüde ©. 42. 

Büder, Einſichtnahme behufs 
Kontrolle durch Aufſichts⸗ 
behörde ©. 160, 229 8 66, 
352; Berufsgenoffenfchafs 
ten und Berfiherungsan« 
italten ©. 263. 

Bürenuperfonal ©. 42. 

bürgerliche Ehrenrechte find 
erforderlih für die Zeil- 
nahme an der Generalver. 
jammlung ©. 145, 346 
$ 21; Berluft derſelben 
kann Kürzung des Kranken⸗ 
gelde8 zur Folge baben 
©. 76 8 6a, 125; Verluſt 


für den Arbeitgeber S. 272 
5 82b. 


6 


Civilrechtliche Anſprüche des 
Erkrankten gegen Dritte 
©. 205 f., 227. 


Cooptation des Vorſtandes 
unzuläjfig ©. 134 A. 2. 


D. 


Dampfkeſſel ©. 42; kleine 
Betriebe ohne Dampfkeſſel 
ſind unter Umſtänden von 
der Beitragspflicht befreit 
S. 182 


Dauer der Unterſtützung S. 
72 u. A. 77, 107, 112, 
128, 134, 447; Erweite⸗ 
rung ©. 113. 

dauernde Beihäftigung als 
Borausjegung der Verſiche⸗ 
rungspflicht ©. 43, 44, 52. 

Deihbauten ©. 236. 

Deputanten ©. 54 9. 2. 

Dinkoniffenhäufer, Beiträge 
an — ©. 136 $ 29. 

Dienftbehörde als Aufjichts- 
behörde S. 129, für Reichs-, 
Betrieb3- (Fabrik) u. Bau— 
Krankenkaſſen ©. 274. 

Dienftboten nicht verfiche- 
rungspflichtig ©. 46, aber 


v. Woedtke, Euden-Addenhaufen, AUS. 10. Aufl. 36 
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berechtigt, freiwillig der] die DOrts-Krantentafle ©. 
Gemeinde- Krankenverſiche⸗ 113 #. 


rung beizutreten ©. 46, 
63, 65 A. 5, 292 9. 1; 
Anſprũche nach dem B. G. B. 
&. 47,50, 202 A. 2; deren 
Bulaffung zu OrtösKranten- 
fafien dur das Kaflen- 
ftatut S. 131 9. 5. 
Dienſtmann, Eintrittsbered)- 
tigung in die Orts⸗Kranken⸗ 
faflen €. 131 9. 5. 
Dienſtpflicht, Ableiſtung mili* 
täriicher ©. 123, 126 A. 4 
251 U 1. 
Doppelveriderung ©. 35, 
90 $ 119.1, 106 U. 4, 
126 $ 26a, 130 4. 3; An- 
zeigepfliht S. 127. 


Durchſchnittlicher Tagelohn 
S. 36, 82 $ 8, 393; Maß— 
ſtab für das Krankengeld 
und die Beiträge der or- 
ganifierten Krantenfaflen 
mit Ausnahme der Hilfe 
faften S. 7186, 754. 
4, 107, 111 A. 3, 117, 
126 $ 26a, 128, 224, 227, 
239, 242, 325. 

Durdiänittäwert ©. 43, 48 

.3. 


E. 
Chefrau, Unterſtũtzung durch 


Ehrenamt, Amt des Vor⸗ 
ſtandes S. 142; Grund 
zur Ablehnung S. 142. 


Ehrenrechte, ſiehe bürger 
liche Ehrenrechte. 

eingeſchriebene Hilfs laſſen 
ohne Beitrittszwang ©. 30, 
250, 254, 289, 309, 321, 
334 ff. 379, 437, 449; 
amtliche Beſcheinigung über 
Kaffenleiftungen ©. 260; 
Verdffentlichungen veriel- 
ben ©. 261; Streitigfeiten 
©. 261: Verpflihtung zur 
Austunftserteilung über 
Unterjtügungsaniprüde €. 
263; mit Beitrittszwang 
©. 276 A.; das Geje über 
eingeichriebene Hilfslaſſen 
findet auf Ort& x. Kranfen- 
faften feine Anwendung €. 
279 8 87; Meldepflicht von 
Ausscheiden oder 
verfiherungspflichtig. Mit- 
glieder S. 179 ; örtliche Ber» 
waltungsitellen veri. ©. 
179. 

— Statut 254, 335, 353; 
Korporationeredte S. 337 
$ 5; Geridtsftend ©. 337 
$ 5; Beitritt ©. 337 $ 6; 
Karenzzeit ©. 333; Kran- 
fenunterftägung S. 338 1.; 


Hegtiter. 583 
Ausichliefung ©.339,342,| Einfiellung bes Betriebs, 


Beiträge S. 340 r B; 
klaſſenweiſe Abſtufungen ©. 
340 9 8; Vorſtaud ©. 344 
5163; Wertretung ©. 444; 
Ausſchuß ©. 313; brtliche 
Verwaltungsſtellen &.344 ; 
Generalperſamml. S. 346; 
Kaflenverwaltung S. 447; 
Reſervefonds ©. 347; 
Gleichgewicht zwiſchen Ein» 
nahmen und Ausgaben ©. 
348 8 26; Einreichung vol 
fberfichten ©. 348 8 97; 
Schließung und Hufldfung 
&. 344 ff.; Beaufſichtiguug 
und Weuiflon ©. 351 $ 33; 
Srduungsitrafen ©. 383; 
Eintragung in daB Hilfe 
kaſſenregiſter S. 354. Siehe 
auch Verhältuis. 


Ginuahme ber Kaffe, Ber 
rechnung ©. 149. 


Ginihräntung des Betriebs 
@. 230, 439. 
Einfichtnahme seitens ber 
Anflichtsbehdrde von Wer, 
handlungen, Bücern und 
Kaffenvechuungen ©. 160, 
229 5 66, 384; bon Lohn⸗ 
liſten und Büchern durch 
Beauftragte der Berufs: 
genoſſenſchaften und Ber, 
ſicherungsanftalten behufs 
Kontrolle ©. 269, 


Ginzahlung ber 


zeitweilige ©. 194, 230; 
gänzlide ©. 4:34, 93. 


Eintritt der Verſicherung für 


bie Verſicherungapflichtigen 
kraft Gefetzes S. 175 U. 3. 


Eintrittagelb bei der 


Gemeinde » Stranlenperiicher 
rung © 66 MM. 5; bei 
Orts⸗ſtrankenkaſſen zc. ©. 
143; in Betriebs⸗(fFabrit⸗) 
ſtrantentaſſen &.494,497; 
Dausstvantenlaflen&.229; 
in Innungs⸗trankentaſſen 
©. 249; du Anappſchafte- 
fallen S. 451; in Hilfs⸗ 
taſſen S. 342 ; belaften den 
Berficherten allein S. 184; 
Einzahlung durch Yirbeib 
geber &.184, 143 f.; durch 
Berficherte felbit bei ah: 
Iuugsunfähigfeilt bes Ar⸗ 
beitgebers S. 187; Ber 
Jährung bes Aufpruchs auf 
&.]38; Streitigfelten über 
Ehnaylung © S. 211 8 HB. 
Beiträge 
und Eintrittsgelder ©. 39, 
184, 186, 427, 239, 330. 


ifenbahnsanten ©. 436. 
Gifeubahnbeirieb ©. 42. 
elementare Kraft, 


Trieb» 
werte mit jolder ©. 44, 
184. 

yu* 
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Entfhädtgungsanfprüde d. | Erfrantungsgefahr, Einfluß 


Verſicherten gegen Dritte 
©. 206, 227,251, 262876. 


Entstehung der Invaliden⸗ 
rente ©. 322 8 22. 


Erhöhung der Unterjtäß- 
ungen bei der Gemeinde- 
Kranfenverfiherung S.89; 
bei den Orts⸗Krankenkaſſen 
S. 112; bei den organt- 
fierten Krankenkaſſen ©. 
112, 139 8 33, 255. 


— der Beiträge bei der 
Gemeinde - Kranlenverfiche- 
rung ©. 88 $ 10; bei den 
Orts⸗, Betriebs- (Yabrik-), 
Snnungg und Batıs 
Krankenkaſſen ©. 136 $ 
30, 168, 224; bei fort- 
beftehenden älteren Kran⸗ 
kenkaſſen ©. 275; der ein» 
geſchriebenen Hilfskaſſen 
©. 348 8 26; der gegen⸗ 
wärtigen Leiſtungen der 
Knappſchaftskaſſen auf das 
gefehlide Minimum ©. 
251; desgl. der beitehenden 
Zwangskaſſen ©. 275; der 
Rente ©. 306. 


Erfrantung ©. 208, 221, 
227,239, 251, 264 $76b, 
265 8 76c, 297; wieder 
holte ©. 128; bei vor 
übergehendem Aufenthalt 
oder im Auslande ©. 209. 


auf Bemeflung der Bei: 
träge ©. 117. 


Ermäßigung der Unterftüß- 
ungen unter das geſetz⸗ 
lide Minimum unzuläffig 
©. 89 4. 1, 136 $ 30; 
im übrigen im Fall eines 
Mißverhältniſſes zwiſchen 
den Leiſtungen und Ein- 
nahmen der organifierten 
Krankenkaſſen geboten ©. 
139, 224, 242; bei forts 
beitehenden älteren Kran⸗ 
kenkaſſen ©. 276; bei ein- 
geſchr. Hilfskaſſen ©. 348 
8 26; Grmäßigung der 
Beiträge bei der Gemeinde. 
Kranfenverfiherung ©. 89; 
bei den organifierten Krane 
kenkaſſen ©. 139, 224, 
242; in der landwirt- 
ſchaftlichen Krankenver⸗ 
fiderung ©. 296. 


Ernennung der Mitglieder 
des Vorſtandes umd der 
Generalverfjammlung durd) 
die AuffichtSbehörde S. 148 
8 39. 


Erftattung verauslagter Un⸗ 
terftügung feitens der Ar⸗ 
beitgeber bei Nicdhtanmel- 
dung S. 181; durch Dritte 
©. 205; der von Armen- 
berbänden gewährten Kran⸗ 


Regtiter. 


fenunterftüßung ©. 205; 
aufgewendeter Koften für 
außerhalb des Bezirks Er- 
krankte S. 208; der durch 
die Übernahme des Heil- 
verfahrens entitehenden 
Koften dur DBerufsge- 
noſſenſchaften u. Verſiche⸗ 
rungsanſtalten S. 308, 
320. 

Erſtattungsanſpruch, Strei⸗ 
tigkeiten über S. 212, 227; 
Verluft desſ. bei Betriebs⸗ 
und FabrikStrankenfafjen 
©. 228 4. 1, 272 8 82a; 
gegen den Bauherrn ©. 
238 8 71. 

Erſtreckung der Berfiche- 

rungspflicht durch ſtatu⸗ 
tariſche Beſtimmungen S. 
23, 52 82, 54 4.2. 


Erweiterung der Unterftüb- 
ungen bei Gemeinde-Kran- 
kenkaſſen S. 89; bei Orts⸗ 
Krankenkaſſen S. 112, 139. 


Erwerbsfähigkeit S.135 U. 
1, 307; Beſchränkung ©. 
310. 

Erwerbsloſigkeit S. 134, 
225. 

Erwerbsunfähigkeit, Vor⸗ 

« ausfegung des Kranken⸗ 
geldes ©. 67, 7186, 98, 
107; des Sterbegeldes ©. 
107; befreit während ihrer 
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Dauer von Entritung der 
Beiträge ©. 197, 227; 
fann zeitweije von der Ver: 
fiherungspflicht befreien ©. 
- 59; Einfluß auf die Sn- 
palidenrente ©. 319 8 16. 


F. 
Fabrikarbeiter S. 44 U. 1, 
6, 
Fabriken, Verſicherungs⸗ 
pflicht in denſelben S. 42. 
Siehe auch Vetriebs⸗ 
Gabritk.) Krankenkaſſen, 
Betriebe. 
Fabrik⸗Krankenkaſſen, be 
ſtehende, S. 27, 29, 216ff., 
333 8 166, 379, 424. 
Siehe auch Betriebs—⸗ 
(Fabrik⸗) Krankenkaſſen. 
Habrif - Ordnung (Regle⸗ 
ments) ©. 216. 
Faktor ©. 194. 
Fälligkeitsſtermtn für das 
Krantengeld ©. 72; für die 
Beiträge ©.184, 186, 221, 
227, 239; Bedeutung für 
die freiwillige Fortſetzung 
des DVerfiherungsperhält- 
nifjes S. 63, 90, 105, 
132. 


Familie des Arbeitgebers, 
Berpflegung in derfelben 
©. 59. 
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Familienangehörige ©. 35, | freie ärztliche "Behandlung 


448; Erftredung der Ver⸗ 
fiherungspflicht ©. 53, 55 
A. 4; Unterftügung bei der 
Gemeinde⸗Krankenverſiche⸗ 
rung S. 75 A. 2, 77, 81; 
bei organifierten Kranken⸗ 
kaſſen S. 112, 138 A. 3; 
bei eingeſchr. Hilfskaſſen 
S. 341. 

Feiertag, ſiehe Sonntag. 

Feſtſetzung des ortsüblichen 
Tagelohns ©. 82 $ 8, 393; 
die Entihädigung in der Ge⸗ 
werbeunfallverfierung ©. 
313 8 75. 


Feſtungsbauten ©. 236. 
Fiſcherei S. 49 U. 5. 


Formulare ©. 152,2708 79, 
348, 368ff. 

Forſtwirtſchaft S. 22, 45 A., 
49 A. 6, 53, 68 8 52, 288, 
291ff. Siehe auch Land⸗ 
wirtſchaft. 

Fortzahlung des Lohnes in 
Krankheitsfällen S. 5783; 
der vollen Beiträge als Vor⸗ 
ausfegung der freiwilligen 
MWeiterbetetligungan Kran⸗ 
tenfaffen ©. 91 4. 2. 


Frauen, verficherte, Stimm 
berechtigung f. Generalver- 
jonmmiungen ©. 145 $ 37 

1. 









u. |. mw. ©. 7186,73,112; 
freie Kur und Verpflegung 
in einem Krankenhauſe ©. 
81, 112. 


freie Bewegung innerhalb 


des Zwangs, fiehe auch Be- 
wegung. 

frete Hilfskaſſen ohne Bei⸗ 
trittszwang ©. 30, 105 U. 
254, 286, 437ff.; Melde 
pflicht vom Ausſcheiden oder 


libertreten verficherungs* . 


pflitiger Mitglieder ©. 
179; örtliche Verwaltungs- 
ftelle ©. 179. Siehe auch 
freiwillige. 


freiwillige Beteiligung S. 24, 
47 4. 2,63, 64. 4. 3; ohne 
Meldepflicht ſeitens der 
Arbeitgeber ©. 176 9. 2; 
ohne Beitragspflicht der 
Arbeitgeber S. 183; Ein. 
tritt in Die Gemeinde-Kran- 
fenverfiherung ©. 62 8 4; 
in die OrtsKrankenkaſſe 
©. 104, 128, 131 4. 5; in 
die Betriebs. (Fabrik) 
Krankenkaſſe ©. 221, 225; 
in die BauKrankenkaſſe ©. 
239; in die InnungsSran- 
kenkaſſe 249; in die einge 
ſchriebenen und fonftigen 
Hilfstaffen ohne Veitritts- 
zwang ©. 104, 105 4.1, 


Regiſter. 


338; freiwilliger Verbleib 
in der Gemeinde⸗Kranken⸗ 
verfiherung, S. 90 8 11; 
in der Orts⸗Krankenkaſſe 
&. 132 in der Betriebs. 
(Fabril-) Krankenkaſſe ©. 
221, 225. 


FriftenS. 152, 175,11794.7, 
210, 212, 235, 270 $ 79, 
348; Berechnung derjelben 
©. 269 $ 78a. 


G. 


Gebrechen kann von der Ver⸗ 
ſicherungspflicht befreien S. 
5883. 


Gebührenfreiheit der Be⸗ 
fcheinigungen ©. 269 $ 78, 
354, 363; bei Eintragung 
in das Hilfskaffenregiiter 
©. 354. 


Gefahrentlaflen jür Bemef- 
ung der Höhe der Beiträge 
©. 117. 

Gefängniöftrafe bei Nichtab- 
führung einbehaltener Bei» 
träge von feiten der Arbeit- 
geber ©. 2728 82 b. 

Gehalt ©. 43, 44; feites Ge- 
halt bei Staatsbeamten zc. 
©. 5783. 

geheime Wahlzur Vertretung 
für die Generalverfanm- 
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Yung ©. 145; zum Borftand 
©. 146. 


Gehilfen S. 44 A., 46, 192. 
Siehe auch Gefellen, Hand- 
Iungsgehilfen. 


Geld, Bergütung in Geld 
ftatt freier Behandlung ©. 
73. 


Geldſtrafen S. 78, 127, 264, 
265, 271 88 81, 82,272 8 
82b, 352; in welche Kaſſen 
fie fließen ©. 272 $ 820. 


Gemarkung, felbftändige ©. 
954.2, 100 4. 1,1579. 
1, 273 8 83. 


Gemarkungsberechtigter ©. 
1004. 1, 273 8 83, 391, 
433. 


Gemeinde, Beſchaͤftigungs⸗ 
Gemeinde ©. 66 8 5, 97 $ 
16 ; fol Orts⸗Krankenkaſſen 
errihten S. 97 8 16, 101 
8 17, 103; Berechtigung 
der Zumeifung von Ber» 
fiherten zu Orts⸗Kranken⸗ 
kaſſen ©. 103, 159; über 
10000 &inwohner ©. 95 
8 13, 159; unentgeltliche 
Verwaltung der Gemeindes 
Kranfenverfiherung ©. 85 
8 9; Vorſchußverpflichtung 
für diefelbe ©. 86, 87 U. 3; 
Berpflihtung, die Koften 
für die Hetlung verunglück⸗ 
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ter Arbeiter zu tragen ©. | gemeinfame GemeindesStran- 


289 8 27 ; Beitimmung des 
örtlichen Umfanges der Ver⸗ 
fiherung ©. 292 $ 134. 


Gemeindenbgaben, Rorm für 
Einziehung von rüdjtändi« 
gen Cintrittsgeldern und 
Beiträgen ©. 198, 227. 


Gemeindebehörde als Auf- 
fihtSbehörde ©. 118 $ 23, 
159, 168, 175, 229, 274, 
301, 391, 401, 440. 


Gemeindebezirk, Aufenthalt 
im ©. 90 8 11, 290. 


Gemeinde » rantenverfide- 
rung ©. 29, 379, 396 ff; 
: Zugehörigfeit ©. 62 $ 4; 
Leiſtungen ©. 718 6 ff.; 
Beiträge ©. 86; Ausglei- 
Kung von Miverhältnis 


Tenverfiherung S.91 88 12ff, 
398 ff. ; Orts⸗Krankenkaſſen 
©. 98, 101 817, 155 ff., 
399, 402; Zwecke der zu 
Kaflenverbänden vereinig- 
ten Orts-Rrantentaflen €. 
162; gemeinfame Betrieb3- 
(Fabrik) Bau » Kranfen- 
faffenmehrererlinternehmer 
©. 217 4. 4, 231, 233 
8 670, 239, 427; gemeins 
jame Innungskrankenkaſſen 
unzuläjfig ©. 246; gemein 
jame Meldeftelle ©. 165 
A. 1, 175, 179, 435; ge 
meinfame Beitimmungen 
für Gemeinde Krankenver⸗ 
ſicherung und Orts⸗Kran⸗ 
kenkaſſen ©. 174 ff. 


gemischte Betriebe S.105 4.1. 


zwiſchen Einnahinen und | Generalverfammliung ©. 


Ausgaben ©. 86, 88 8 10; 
freiwillige Fortfegung des 
Verſicherungsverhältniſſes 
S. 90 8 11; gemeinſame 
Gemeinde-Krankenverſiche⸗ 
rung ©.91 88 12ff.; gleich⸗ 
artige landesgeſetzliche Ein- 
richtungen S. 96 $ 15; 
- Berpflihtung zur Aus 


119, 140 $ 34, 144 ff., 
168 171, 225, 233 8 67e, 
239, 346; Vertretung der 
Arbeitgeber ©. 146, 147; 
Borfit der Fabrikherren ©. 
223; der eingejchriebenen 
Hilfstaffen ©. 342 8 16; 
Ort der Abhaltung ©. 346 
$ 22. 


funftserteilung über Unter- Geneſungszeit wird d. Krank: 


ftüßungsanfprüde ©. 263. 


beit gleich geachtet ©. 324. 


“eneinbevorkänd: ©. 391, | Genofienihafts - Berfamm- 


Inng ©. 316f. 


Regiſter. 
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Gerichtsſtand der eingefchrie- | Gewerbeordnung, Beſtim⸗ 


benen Hilfskaſſen S. 337 
8 5. 
Gerichtsvollzieher, Verfiche⸗ 
pflicht der im Geſchäftsbe— 
trieb beſchäftigten ©. 42. 


Geſamtbeiträge S. 36, 86 
A. 1,137 4. 1,1824. 2, 
227. 

Geſchäftsführer können vom 
Arbeitgeber zum Vertreter 
bejtimmt werden ©. 147 
$ 38a. 

geſchlechtliche Ausſchweifun—⸗ 
gen S. 20, 78 A, 34087, 
446. 

Geſellen S. 44 A., 46, 192; 
der Hausinduſtrie S. 49 N. 
5; Innungskrankenkaſſen 
©. 243 U. 1; bei Innun⸗ 
gen ©. 361. 

Geiube fiehe auch Dienft- 

boten. 
geſundheitsgefährliche Be⸗ 
triebe ©. 219. 

Gewerbebetrieb, ftehender ©. 

2 44 A.; Sit desjelben 
S. 68 $ 5a. 

Gewerbegerichte, Zuftändig- 
feit bei Streitigkeiten zwi⸗ 
fchen Arbeitgeber u. «nehmer 
©. 191, 227; bei der Be- 
rehnung der Beiträge und 
BeitrittsgelderS.215N.3b. 


mungen derfelben find maß⸗ 
gebend für Einlegung des 
Rekurſes ©. 120, 121.4, 
213, 227, 240, 266; Be- 
ftimmungen über Innun—⸗ 
gen und Innungs-Kranken⸗ 
faffen ©. 242 ff., 356 ff., 
440 ff. 

Gewerbetreibende, jelbitän- 
dige, fallen im allg. nicht 
unter dies Geſetz ©. 24,47; 
können zu Orts-Kranken⸗ 
kafſen durch Statut zuge⸗ 
lafſen werden S. 131 A.5; 
Hausinduſtrielle als ſelb⸗ 
ſtändige Gewerbetreibende 
S. 24, 53. 

Gewerbe⸗Unfallverſiche⸗ 
rungsgeſetz S.52 814.7, 
67 9.2, 109 9. 1, 200 
U. 1, 305 ff., 312. 


Gewerbszweig S.54,98,156, 
171, 365, 404, 414. 


Gleichgewicht zwiſchen Bei- 
traͤgen und Leiftungen S. 
86 A., 117, 136 8 30, 139 
8 33, 223 Nr. 4, 227, 234, 
245, 347. 


Grenze des BVerficherungs- 
zwangs S. 19, 42, 52,448; 
bei Betriebsbeamten ©. 56; 
der Verfiherung ©. 34; bei 
der Gemeinde Krankenver⸗ 
ſicherung ©. 66; bei Orts 
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Krantenlafien®. 107,112; 
bei Bau⸗Krankenkafſen ©. 
239 $ 72; bei Innungs⸗ 
Krankenkaſſen ©. 224. 
Grokjährigfeit, Erfordernis 
zur Zeilnahme an der Gene- 
ralverfammlung ©. 146, 
346 8 21. 
Gruben ©. 42. 
Gutsbezirk, jelbftändiger ©. 
95 4.2, 100%. 1, 141 
4.1, 273 8 83. 
Gutöherr S. 100 4. 1, 273 
5 83, 391, 433. 


H. 
Haftbarkeit der Vorſtands⸗ 
mitglieder, Rechnungs⸗ und 
Kafſenführer ©. 153; der 
Fabrikunternehmer für die 


felben ©. 223 Nr. 3; bei|® 


Auflöfung der Kaffe S.235; 
der Bauherren S.2388 71; 


bet Auflöfung oder Schlie- 


Bung einer eingefchriebenen 
Hilfselaffe ©. 351 $ 31. 
Siehe au Anmeldung, 
Haftung. 

Haftung der Gemeinden für 
Ausfälle aus der Gemeinde: 
Krankenverſicherung S. 86, 
87 U. 3; der Arbeitgeber 
für Beiträge und Eintritts⸗ 
gelder ©. 184 ; der Betriebs. 


Regiſter. 


unternehmer reſp. deren 
Vertreter ꝛc. für Ausfälle 
ihrer Kaflen ©. 223 Nr. 4, 
226 A.4, 227, 272 8 82a; 
deögl. bei Unfällen im Ge⸗ 
werbebetriebe ©. 316; d8gl. 
für die Mittel zur Dedung 
bereits entitandener Unter- 
ftügungsanfprüde ©. 235; 
der Altien- und Handels 
gefellichaften, Snnungen u. 
eingetragenen Genoſſen⸗ 
fhhaften ©. 316. 


Handelögewerbe ©. 42. 


Handlungsgehilfen S.444., 
484.3, 54, 55 4. 3, 57 
8 2b, 447. 


Handlungslehrlinge ©. 44 
A., 48 X. 3, 54, 55 9. 3, 
57 8 2b. 


andwerk, die in demſelben 

beichäftigten Gefellen, Ge⸗ 

bilfen, Lehrlinge find ver: 

fiherungspflidtig ©. 42, 

44 4.1. 

Handwerler, Tleine, Frei⸗ 
lafjung von Beiträgen für 
ihre Arbeiter S. 37, 183, 
193; Zulafjung zur Be 
teiligung an organtfierten 
Krankenkaſſen ©. 131.5. 

Hausgewerbetreibende ©. 


45,47 4.1, 544.2, 56 
4.6, 186 4.5, 194, 196 


Regiiter. 
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A.2, 222 U. 3, 249, 282 viſftelagenregifter S. 354 


4.2. 


Hausinduftrie ©. 22, 53, Gnibanten ©. 236 9.1. 


195; deren Gehilfen und 
Lehrlinge find verfiche- 
rungspflichtig S.49 U. 5; 
Freilaffung von Beiträgen 
für ihre Arbeiter ©. 37, 
183, 195 4. 2. 


häusliche Gemeinſchaft, Auf: 
nahme von Bedienfteten 
und Lebrlingen ©. 202 
A. 2. 


Hebammenbienfte, freie S 
111 A. 2, 113. 

Hebeftellen für Einziehung 
der Beiträge ©. 331. 


Heereöverwaltung ©. 43. 


Hetlanftalten, Errichtung 
durch Krankenkaſſen ©. 
289, 308. 


Heilmittel S. 73, 112, 163, 
305, 341. 

Heilverfahren, Übernahme 
auf Koften der Berufsger 
noflenichaften und Verfiches 
rungsanftalten ©. 265 8 
76c, 308, 319 $ 18. 


Helmarbeiter ©. 55 A. 3, 
56 4.6, 192. 


eilrstafen | fiehe eingeſchrie⸗ 
bene Hilfskaſſen, freie 
Htlfstaflen. 


Hoftagelöhner ©. 54 42. 


höhere Berwaltungsbehör- 
de ©. 274, 387, 439; 
Genehmigungsret für sta. 
tutarifhe Beſtimmungen 
©. 53, 331; tritt an Stelle 
der weiteren Kommunal» 
verbände, wo ſolche nicht 
beftehen ©. 92, 94 8 13, 
156, 158; Entſcheidung, 
endgültige, über Errichtung 
bon Orts⸗Krankenkaſſen ©. 
98, 101 8 17, 105; für 
Feſtſetzung ortsüblichen 
Tagelohns ©. 82, 325; 
für Anordnungen betr. 
zahlungsunfähiger Arbeit« 
geber ©. 187, 227; em- 
pfängt Üiberfichten über Ver⸗ 
fiherte und Krankheitsver⸗ 
hältniffe ©. 86, 152, 225, 
270 8 79, 348, 364; Ein- 
Tchreitungsbefugnis zur Her⸗ 
ſtellung des Gleichgewichts 
zwiſchen Beiträgen und 
Leiſtungen ©. 88 $ 10, 89, 
136 $ 30, 139 $ 33; Er⸗ 
laß von Vorſchriften über 
Rechnungsführung ©. 152; 
Schließung oder Aufloſung 
©. 168, 172; über ge 
meinfame Orts-Kranken⸗ 
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faffen ©. 156; Beichwerde- 
Inſtanz ©. 103; Geneh— 
migung der Bemeſſung der 
Beiträge nad) Gefahren: 
Haffen S. 117; des Kaſſen⸗ 
ſtatuts S. 120 824; Auf- 
fihtsreht ©. 159, 229 
8 66; Genehmigung des 
Verbandsſtatuts ©. 163; 
Auflöfung von SKaffenver- 
bänden ©. 169, 172; Recht 
zur Statutenabänderung 
©. 173; Verfügung zur 
Vermehrung von Kaſſen⸗ 
ärzten ıc. ©. 203; Ent. 
fheidung von Gtreitig- 
feiten zwiſchen Gemeinde 
und Orts⸗ Krankenkaſſen ©. 
210, 227; bei Errichtung 
von Betriebs. (Fabrik⸗) 
Krankenkaſſen S.218,219, 
220, 225; zujtändig für 
Teilung einer Betriebs. 
(Fabrik) Krankenkaſſe ©. 
231; Feſtſetzung der Be 
zirke ©. 233; Schließung 
©. 235; für Erridtung 
von Bau⸗-Krankenkaſſen ©. 
236, 238; für Innungs⸗ 
Krankenkaſſen ©. 243; bei 
Grridtung von Penfions⸗ 
kaſſen von Betriebsunter: 
nehmern ©, 278; Zuſtän⸗ 
digfeit für eingefchriebene 
Hilfskaſſen ©. 336, 348, 
349, 351, 354; Genehmi- 


Regiſter. 


gung von ſtatutariſchen Be⸗ 
ſtimmungen S. 296, 302. 


Höchſtleiſtungen, ſiehe Maxi⸗ 


malleiſtungen. 


Hüttenwerke S. 42. 
Hypotheken, Anlegung ver⸗ 


fügbarer Gelder in mündel⸗ 
fideren ©. 150 4. 1. 


J. 


Jahresabſchluß S. 86, 88 


810, 139 833, 144 $ 36, 
168, 347 826, 401. 


Sahresrehnung, Abnahme 


und Prüfung S. 119, 144 
$ 36, 336 Nr. 9. 


Individuallohn S. 36, 130 
.1. 


Jukraftſetzung des Kranken. 


verficherungsgejehe3&.280, 
282, 284; des landiwirt- 
ſchaftlichen Krankenverſiche⸗ 
rungsgeſetzes S. 303. 


Innung, Aufgabe, S. 356; 


Unterſtũtzungskaſſen S. 357; 
Schiedsgerichte S. 192, 
357; Statut und Neben- 
ftatut S. 357f., 441; Ge 
nehmigung oder Verſagung 
©. 358; Kaffenführung ©. 
358 ; Verfammlung S. 360; 
NRechtsgültigkeit und Wahl 
©. 360; Geſellenausſchuß 
©. 361; Auffthtsbehörde 
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©. 362; Rekurs gegen 
Anordnungen und Ent- 
ſcheidungen der Auffichts- 
behörde S. 363; Gebühren- 
u. Stempelfreiheit der Be 
fcheinigungen ©. 363; Auf- 
Yöfung S. 440ff. ; Zwangs⸗ 
imung ©. 363ff., 443f. 


Annungs-Strantentaflen ©. 
26, 29, 242ff., 333 $ 166, 
358, 365, 379, 433ff., 
443ff.; find Zwangskaſſen 
©. 244 A. 1; Kaſſenleiſtun⸗ 
gen ©. 245; Errichtung S. 
245; Statut ©. 245; Kor⸗ 
porationsreht ©. 246 ;Be- 
auffichtigung ©. 246; Bes 
fchwerden gegen die Rechts⸗ 
gültigfeit der Wahlen ©. 
247 ; Rafjenorgane ©. 247 ; 
Auflöfung S. 247; Schlie⸗ 
Bung 248, 443.5 Bwangs- 
mitgliedihaft ©. 248; frei= 
williger Eintritt ©. 249; 
Meldepfliht ©. 249; Bei⸗ 
träge ©. 249; Zuſchußver⸗ 
pindlichkeit ©. 249; Strei« 
tigfeiten ©.249; Verbände 
©. 249; erjtreden ſich nicht 
num auf Gefellen und Lehr- 
Yinge, ſondern auf alle im 
Gewerbebetrieb beihäftigte 
verjiherungspflichtige Per- 
ſonen ©. 244 9. 2. 


Innungsſchiedsgericht. Zu- 


ftändig für&ntfheidung von 
Streitigkeiten über Bere. 
nung der Beiträge und Ein- 
trittögelder ©. 215, 249 
A. 3p, 357. 


Inſuffizienz, fiehe Unzulüng⸗ 
lichkeit. 


Invaliden⸗Unterſtützungen 


dürfen aus Krankenkaſſen 
nicht gewährt werden S. 
114; müſſen aus fortbe- 
ſtehenden älteren Kaſſen 
ausgeſondert werden S. 
275ff. 


Invalidenverſicherung S. 


155, 196, 200 A. 1, 263, 
318ff.; Wahrnehmung eh: 
renamtliher Yunftion für 
3. kann die Ablehnung der 
Boritandswahl rechtferti⸗ 
gen ©. 142. 


jugendliche Arbeiter, befon- 


dere Feltitellung des Lohns 
©. 83. 


juriftifche Perſönlichkeit bei 


organifierten Kaſſen ©. 98 
A., 122 8 25, 163, 224 
A. 2a; der Innungs⸗Kran⸗ 
kenkaſſen ©. 246 A. 3d; bei 
eingefhr. Hilfskaflen ©, 
337. 


8. 


Kanalbanten ©. 236. 
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Kapitalzahlung anitatt der 
Rente ©. 313 8 95, 316. 


Karenzzeit, allgemeine für den 
Bezug von Krankengeld ©. 
13, 76 86a, 112; für den 
Beginn der Unterftüßung 
neuer Mitglieder ©.35, 73, 
124, 437, insbejondere bei 
freiwilligen Mitgliedern ©. 
63, 76 8 6a, 125 9. 2,3, 
128 ; beiBetriebs-(Yabrik-) 
Krankenkaſſen S.224 Q.2b; 
bei Innungs-Krankenkaſſen 
©. 242; bei Knappſchafts⸗ 
fallen ©. 251; in eingefchr. 
Hilfsfaffen ©. 338; Cr. 
franfung während der K. 
©. 126 9.3. 


Kaſſenamt in Betriebs (Fa⸗ 
brife) Krankenkaſſen können 
aus dem Betriebe ausge- 
ſchiedene Perſonen nicht be- 
fleiden ©. 224, 239. 


Kaflenärzte ©. 77,79. 5, 
128, 163, 204, 225, 227, 
242, 251, 344. 

Kafſenbeiträge 
träge. 

Kaffenbezirke ©. 232 8 676. 

Kaflenführer S. 163; Haf— 
tung derſelben S. 153 ; Ver⸗ 
antwortlichkeit d. Betriebs⸗ 
unternehmers für dieſelben 
bet Betriebs- (Fabrik.) und 


ſiehe Bei- 


Regiiter. 


Bau⸗Krankenkaſſen S. 223, 
239 ; Anzeigepflicht bei Aus- 
tritt von Mitgliedern ©. 
179; einer infolge eines 
Unfalls herbeigeführten Er- 
franfung ©. 265 8 76b. 
Soflenführung ©. 85 $ 9, 
149, 152, 162, 223, 229 
8 66; ordnungswidrige als 
Grund zur Schließung von 
Betriebs⸗ Fabrik⸗)Kranken⸗ 
kaſſen ©. 234; desgl. von 
Bau⸗Krankenkaſſen S.239; 
beit Snnungs-Krantentafjen 
©. 245, 358; bei Hilfe 
fafien ©. 347. 
Kaffenreviſion durch Auf 
ſichtsbehörde ©. 160, 229 
8 66, 352, 412. 
SKaflenreviforen im Hilfe- 
kaſſengeſetz S. 344. 
Kaſſenſtatut, ſiehe Statut. 
Saflenverband S. 162, 224 
A.2a, 352, 434; Auflöfung 
desſelben S. 166. 
ſtaſſenvermögen, Verwen⸗ 
dung bei Auflöſung S. 166, 
168, 172 8 48, 240, 336 
Nr. 8; bei Teilung und 
Aufßfung gemeinfamer 
Betriebs⸗(Fabrik⸗)Kranken⸗ 
kaſſen S. 230, 235. 
Kaffenzwang, Notwendigkeit 
S. 23; nicht Zwangskaſſen 
S. 25. 


Regiiter. 


ſtategorieen, einzelne, Er⸗ 
ſtreckung des Verficherungs⸗ 
zwangs auf dieſelben S. 52. 


klafſfenweiſe Abſtufung des 
Durchſchnittslohns S. 108; 
gilt für die Höhe der Bei⸗ 
träge und der Unterſtützun⸗ 
gen S. 118 U. 2; bei ein- 
geſchr. Hilfsfaflen S. 340. 


Knappſchaftskafſen S. 26, 
250, 253 4.2, 308, 331, 
333 $ 166, 354, 379; In⸗ 
Trafttreten der Bejtimmun- 
gen ©. 284. 


Kommunalbetrieb, Ausdeh- 
nung der Berficherungs- 
pfliht ©. 5282. 

Kommunaldienit, Auspeh- 
nung der Verficherungs⸗ 
pflidt ©. 5282. 


Kommunglobligation der 
preuß. Hypotheken⸗Aktien⸗ 
banfen, Anlegung verfüg- 
barer Gelderin®. 151.1. 


Kommunalverband, weiterer 
©.274,2928134,387,400, 
434; ſtatutariſche Einführ. 
des Verficherungszwanges 
©.50 8 2,5783, 291.1; 
gemein. Gemeinde-Kran 
fenverfiderung i. demſelben 
S. 92, 34813 ; gemeinſame 
Orts⸗Krankenkaſſen in dem 
Bezirk desſelben S. 156, 
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158 $ 43a; Genehmigung 
und Veröffentlichung feiner 
ftatutarifhen Beſtimmun⸗ 
gen ©. 53. 

Konkurs, Vorzugsrecht für 
rüditändige Beiträge und 
Eintrittsgeder ©. 198, 
225,227 ; abgejonderte Be- 
friedigung der Gläubiger 
bet Innungskrankenkaſſen 
©. 249 N. 4; Eröffnung 
bat Schließung der einge- 
ſchriebenen Hilfskaflen fraft 
Geſetzes zur Folge S. 350. 

Kontrolle, gegenjeitige der 
Berufsgenoſſen ©. 26; der 
Eingehung und Aufrecht- 
haltung des Verſicherungs⸗ 
zwanges S. 176 4.3; durch 
Berufsgenofſſenſchaften und 
Verficherungsanſtalten S. 
262 8 76; bei Hilfskaſſen 
257. 

Korporationärenhtederörts- 
Krankenk. ©. 122 $ 25, 
163; d. Betriebs- (Yabrif-) 
Krankenkaſſen S. 225; der 
Innungs-Krankenkaſſen ©. 
246; der eingeſchr. Hilfs- 
taflen ©. 337. 

forporative Berbände als 
Negel für die Kranfenver- 
fiherung ©. 25. 

Koſtenvorſchuß in Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten über Unter⸗ 
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ſtützungsanſprüche nicht er- 
forderlih ©. 269 $ 78. 
Kranlenauffiht, Vorſchriften 
für ©. 78, 127, 397. 


Ktrankengeld ©. 34, 71,73f.; 
bet Aufnahme in ein Kran⸗ 
fenhans für Angehörige ©. 
81 8 7; wird immer erft 
bom dritten Tage ab ge 
währt ©. 74, vom Tage 
des Eintritts der Erwerbs. 
unfähigfeit ©. 112; Weg- 
fall in d. landwirtſch. Kran- 
fenverfiherung S.296,298 
4. 3; bei eingejchriebenen 
Hilfskaſſen ©. 254, 339 
A., 341; Kürzung ©. 77, 
126 8 26af. Siehe aud 
Kürzung. 


Srantenhaug,Unterbringung 


in demjelben ©. 61, 77, 
80 4. 7, 112, 128, 204, 
227, 251, 288, 308, 319 
8 18, 341; Kaflenverband 
zur Errichtung gemeinfamer 
Kranfenhäufer u. f. w. ©. 
163, 353; Baufoften find 
Berwaltungstoften ©. 136 
8 29. 


Krantentaflen, Verhältnis zu 


einander ©. 25ff.; Verficher 
rungspflicht der in ihrem 
Geſchäftsbetrieb Beichäftig- 
ten ©. 42; fortbeitehende 
ältere ©. 217 N. 1, 274 


Regiſter. 


88 85ff; Umfang des Be- 
griffes ©. 289, 309, 321, 
333 $ 166, 379. Siehe 
auch Berhältnis. 


Krankenkontrolle der außer: 


balb des Bezirks MWohnen- 
den ©. 132; im Hilfskaffen⸗ 
geſetz ©. 344. 


Krantenmeldung, Vorſchrif⸗ 


ten über ©. 78, 127. 


Srantenunterftüßung S.34, 


66 85, 71 86, 98, 107, 
112, 219, 239, 253 U. 2, 
341; beim Wiedereintritt 
S. 124, 251; Ausihließung 
von derielben ©. 77, 339; 
gilt nit als Öffentliche 
Armenunterftügung ©. 52 
N. 8, 268 8 77; an er- 
franfte Angehörige der Ver- 
fiherten ©. 81; an Wöch⸗ 
nerinnen ©. 67 U. 2, 107, 
1135 Bezug unterbricht 
nicht die Mitgliedihaft ©. 
197 854; Berjährung ©. 
199 $ 56; Verteilung der 
Koften in Berbänden ©. 
163. 


Krankenverficherung in land⸗ 


und forſtwirtſchaftlichen Be⸗ 
trieben S. 288ff. 


ſtrankheit, Definition S. 50 


U. 7, 67 U. 2; chroniſche, 
befreit von der Berfiche- 
rungspfliht S. 58 $ 3; an» 
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ſteckende, kann Unterbring⸗ Landwirtſchaft S. 22, 45 A., 


ung in einem Krankenhauſe 
bedingen S. 81; Einreich⸗ 


ung von Überfichten S. 152. |" 
landwirtſchaftl. Kranken⸗ 


ſerankheitsgefahr, beſondere, 
gewiſſer Betriebe S. 117, 
219. 


Kreditanftalt, Belegung von 
Beitänden bei derjelben ©. 
151. 


Kündigung des Verhältniffes 
zum Kafſenverband ©. 166. 

Kürzung des Krankengeldes 
bei gewiſſen Krankheiten 
und Verluſt d. bürgerlichen 
Ehrenredte ©. 76, 127, 
340; bei Doppelverfiche- 
rung ©. 126 $ 26a, 206 
%. 2; in der landwirtſchaftl. 
Krankenverſicherung S. 299 
8 138. 


2. 


landesgeſetzliche Kranken⸗ 
verſicherung ©. 968 15; 
für land» und forſtwirtſchaft⸗ 
liche Arbeiter S. 291 X.1; 
Streitigkeiten bei derfelben 
werden nad Landesrecht 
entihieden ©. 2134. 1. 


landesrechtliche Hilfskaſſen 
ohneBeitrittspflicht S. 255. 
Landrat als untere Verwal⸗ 
tungsbehörde S. 390, 440. 


49 A.6,33, 68854, 288ff.; 
Anſprüche aus dem BGB. 
©. 50 A. 


verfiherungS.288, 291ff.; 
ſtatutariſche Verſicherungs⸗ 
pflicht S. 291; Befreiung 
S. 293; Verſicherungspflicht 
unſtändiger Arbeiter S. 
301; Streitigkeiten über 
Unterſtützungs⸗ und Erſatz⸗ 
anſprüche S. 294; Wegfall 
des Krankengeldes und Er- 
mäßtgung der Beiträge S. 
296 ; Kürzung des Kranfen- 
geldes ©.299. Siehe auch 
Dienftboten. 


landwirtſchaftliche Neben: 


betriebe, ſiehe Nebenbe: 
triebe. 


Kegitimation des Vorftandes 


©. 143, 3438 17 ; Stempel» 
freiheit der hierzu ausges 
itellten Befcheinigung ©. 
269 8 78, 363. 


Lehrer, Beſchränkung der In⸗ 


validenverfiherungspflicht 
©. 318; Zugehörigkeit zur 
Lohnklaſſe ©. 326. 


Rehrlinge S. 44 A., 48 U. 3, 


447; Tünnen von der Ver- 
fiherungspflicht befreit wer⸗ 
den ©. 61 $ 3b; in Hand» 
lungsgefchäften und Apo—⸗ 


v. Woedtke, Euden-Abdenhaufen, EBG. 10. Aufl. 37 
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thefen ©. 43, 48; für fie 
gelten die für jugendliche 


Urbeiter feitgeftellten Lohnz 


füße ©. 83 ; Innungs-Kran⸗ 
kenkaſſen ©. 242. 


Reiftungen der Gemeinde- 
Krantenverfiherung ©. 
62F.; der Orts-Kranken⸗ 
kaſſen ©. 107ff.; der Be 
trieb. (Fabrik⸗) Kranken» 
taffen ©. 220, 224; der 
Bau⸗Krankenkaſſen S. 239; 
der Innungs⸗Krankenkaſſen 


S. 242; der Knappſchafts⸗ | 


kaſſen müfjen auf die Min- 
deftleiitungen der Betriebs: 
(Fabrik⸗) Krankenkaſſen er- 
höht werden S. 250; der 
Hilfskaſſen müſſen event. 
auf die Leiſtungen der 
Gemeinde⸗Krankenverſiche⸗ 
rung gebracht werden S. 
254; ſonſtige beſtehende 
Kaſſen, haben ihre Lei» 
ftungen dem Geſetz anztı- 
paſſen S. 274 88 85ff. 


Beiftungsfähigfeit des Ar- 
beitgebers ©. 239 8 136; 
deren Sicherſtellung bei 
Krankenkaſſen unterderNior- 
malzahl ©. 102 $ 18, 
219, 234 $ 68; Folgen 


Regtiter. 


4, 226 A. 4, 227, 234 $ 
68, 242, 293. 


Rieferanten von Heilmitteln 


u. Bedürfniffen der Kran⸗ 
fenpflege ©. 163. 


Kiquidation, Formular ©. 


384 ff. | 


Kohn der Betriebsbeamten 


©. 43; Lohnbezug während 
der Erfrantung 67 4.4. 
Siehe auch Arbeitöper- 
dienſt, durchſchnittlicher 
Tagelohn, ortsüblicher 
Tagelohn. 


Lohnklafſen, in der Inva— 


lidenverſicherung S. 325. 


Lohnverhältniſſe, Angabe bei 


Anmeldung ©. 175. 


Lohnzahlung, Anrechnung der 


Eintrittsgelder und Bei- 
träge ©. 189. 


Rohnzahlungsperiode, Ber 


rüdfihtigung bei Anrech— 
nung der Beiträge ©. 189, 
220 $ 62, 227, 271882, 
272 $ 826,329 $ 142; 


M. 


MahnverfahrenS. 198, 227, 
397. 


mangelnder Leiſtungsfähig⸗ Marineverwaltung S. 43. 


keit S. 38, 86, 88, 136 8 | Maßſtab für die Bemeſſung 
30, 1393833, 170, 323 Nr. | der Unterftügungen ©. 33, 


Regtiter. 


73, 107, 112, 239, 242, 
254; der Beiträge ©. 85, 
111 4.3, 117, 239, 242. 


Marimalleiftungen beiOrts⸗ 
Krankenkaſſen ©. 112ff., 
137 A. 1; bei Betriebs» 
(Fabrik), Baur, Innungs⸗ 
Krankenkaſſen S. 223, 239, 
242; bei fortbeſtehenden 
älteren Kaſſen Beibehaltung 
weitergehender Leiſtungen 
unter Umſtänden zuläſſig 
S. 275. 

Meldepflicht der Arbeitgeber 
©. 174, 193, 254; beſteht 
bei Innungs⸗Krankenkaſſen 
nicht S. 249. 

Meldeſtelle S. 104, 175; ge⸗ 
meinſame S. 165 A. 1, 175, 
179 A. 8, 435; empfängt 
Meldung von Hilfskaſſen 
über ° Mitgliedsperände- 
rungen ©. 179 $ 49a. 


Mindeftleiitungen der Kran⸗ 
fenunterftügung ©. 34, 71; 
bet Orts-Krankenkaſſen ©. 
107820, 137; bei Betriebs: 
(Fabrik), bei Baus, In⸗ 
nungs- und Knappſchafts⸗ 
tafien ©. 224, 239, 242, 
251; bei Hilfskaſſen S. 254; 
bei fortbeſtehenden älteren 
Kaflen ©. 277. 


Minimalzahl bei der Ge 
meinde-Sranfenverficherung 
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©. 94; bei Errichtung von 
Orts⸗Krankenkaſſen ©. 97, 
102; desgl. von Betriebs 
(Fabrik) Krankenkaſſen ©. 
218,219; fürdieSchliegung 
bon Orts⸗Krankenkaſſen ©. 
167 $ 47; für die UÜber- 
nahme der Kaſſenverwal⸗ 
tung und Schließung von 
Betriebs⸗Fabrik⸗) Kranten- 
kaſſen S. 230, 234 $ 68. 


Mißbrauch der Kranken⸗ 
unterſtützung, ſiehe Simu⸗ 
lation. 

Mitgliedſchaft auf Grund des 
Geſetzes S. 25, 62, 104, 
208f.; freiwillige ©. 25, 
63, 105, 128 Nr. 5, 221; 
unabhängig von der Anmele 
dung und Abmeldung dur) 
die Arbeitgeber ©. 176 U. 
2, 3; wird nicht durch Be— 
zug von Krankenunterſtütz⸗ 
ung unterbroden S. 197 
$ 54a, 227. Siehe aud 
Kaflenmitglieder,Doppel- 
verfiherung. 

Mitgliederklaſſe beteingefchr. 
Hilfskaffen S. 179 8 49a, 
255, 340. 

Mündelgelder, Anlegung ©. 
149, 150 9. 1. 

Mufteritatuten ©. 93 A. 2, 
119 U. 3, 158 A. 3, 286. 

37* 
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N. 


Nachwetfungen betr.diestran- 
fenverfiherung, Yormular 
©. 369 ff. 

Namen der eingeichr. Hilfs⸗ 
kaſſen ©. 335. 

Naturalbezüge gelten als 
Lohn ©. 43, 296,298. 2. 

Naturalwirtihaft S. 292 
4. 2, 296. 

Nebenbetriebe, landwirt⸗ 
ſchaftliche, Verſicherungs⸗ 
pflicht der in denſelben be⸗ 
ſchäftigten Perſonen S. 50 
A. 6. 

Nebenſtatuten S. 357 f. 

Nebenverdienſt S. 135 A. 1. 


Niederlegung, verwahrliche, 


ordnungswidrige 


Regiſter. 
Ordnungsſtrafen bei Zu⸗ 


widerhandlungen gegen die 

Vorſchriften über Kranken⸗ 

Meldung u. -Auffiht S. 78, 

127, 265 $ 76b, 2718 

82; feitens der Auffichtöbe- 

hörden ©. 160, 162 4. 1, 

229 8 66; für die den Be— 

auftragten verweigerte Ein- 

fichtnahme in Liften und 

Büder ©. 264; für Bor 

ftände der eingeichr. Hilfe- 

taffen ©. 353; Höchſtmaß 

©. 446. 

Kaſſen⸗ 
führung, ſiehe Kaflenfüb- 
rung. 

Organifation, innere, der 
Orts⸗Krankenkaſſen S. 140 
88 34ff. 


der Kaſſenbeſtände S. 149. Organifierte Krankenkaſſen 


Normalſtatut S. 93 A.2, 
119 X. 3, 158 A. 3. 
Notare, Berficherungspflicht 
der in ihren Geſchäftsbe— 
trieben Beichäftigten ©. 42. 


O. 


Oberamtmann als untere 
Verwaltungsbehörde S. 
390, 440. 

Dber-Präfident S. 388,440. 


‚örtliche Berwaltungsitellen 
©. 180, 344 ff. 


©. 24. 


Orts⸗ſtrankenlaſſen. ©. 27, 
29, 379, 401ff.; Errich⸗ 
tung ©. 97 8 16, 405; 
Mitgliedſchaft S.98, Min» 
deftleiftungenS.107, Marie 
malleiftungen S. 112; Bei⸗ 
träge ©. 117, 137 ff.; 
Kaffenftatut ©. 118 88 23, 
410; juriſtiſche Perjönlich- 
feit ©. 98 A., 122 8 25; 
Karenzzeit, Eintrittögeld 
und beiondere Beſtimm⸗ 
ungen ©. 123 ff}. ; freiwillige 
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Fortſetzung des Verfiche- 
rungsverhältnifies S. 132; 
Leiftungen bei Erwerbs⸗ 
lofigkeit ©. 134 8 28; 
Gleichgewicht zwiſchen Ein- 
nahmen und Ausgaben S. 
136 $ 30, 139; Reſerve⸗ 
fonds ©. 138 $ 32; innere 
Organiſation S. 14088 34ff.; 
Kaſſenführung S. 149; ge⸗ 
meinſame Orts⸗Kranken⸗ 
kaſſen mehrerer Gemeinden 
©. 155 8 43, 402; Aufſicht 
©. 159; Kaſſenverbände 
©. 162 8 46; Auflbſung u. 
Schließung S.166, 167 ff., 
419 ff.; gemeinfame Ber 
ftimmungen für die Ge 
meinde-Kranfenverjiherung 
und die Orts⸗Krankenkaſſen 
©. 174}. 


tung&behörde ©. 82 8 8, 
393. 


P. 


Penſion, Anſpruch der Be 


amten ıc. auf P. ©. 58. 


Penſionskaſſen, bejondere ©. 
2778. 


periodiſch wiederlehrende 


zeitweilige Betriebsein⸗ 
stellungen S. 124,126 X. 4, 
230; Wiedereintritt nad 
©. 124. 


Pfändung derlinterftügungen 


S. 199, 227, 251, 340. 


Boftverwaltungen ©. 43. 
Prüfung vor Genehmigung 


des Statut8 ©. 136 $ 3a; 
der Jahresrechnung S. 144 
$ 36. 


Ortsitatuten, Außerkraft⸗ 
treten derjelben S. 279 R. 
87. 
Raufhändel S.77, 127, 324, 


ortsüblicher Tagelohn ge 340 87. 
wöhnlicher Tagearbeiter bei Rechnungsabſchluß S. 95 


der Gemeinde⸗Krankenver⸗ 
fiherung, Maßſtab für das 
Krankengeld ©. 71.8 6, 
75 9.4, 193 und die Bei- 
träge ©. 85 $ 9; bei Hilfs⸗ 
kaſſen ohne Beitrittszwang 
für die Krankenunterſtütz⸗ 
ung ©. 255; Feititellung 


durch die höhere Verwal⸗ 


$ 9, 152, 270879, 348, 
368, 372#. 


Rechnungsführer, ſ. Kaflen- 


führer. 


Rechnungsjahr, Bedeutung 


für den Austritt aus der 
Kaffe S. 105, 221, 239, 
242, 
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Rechtsanwälte, Bureauper⸗ 
fonal verfiherungspflichtig 
©. 42. 

Rechtsweg bei Streitigkeiten 
©. 192, 212, 227, 240, 
266. 

Regierungs⸗Präſident ©. 
389, 440. 

Reglements dürfen die Be⸗ 
ftimmungen diejes Geſetzes 
zum Nachteil der Arbeiter 
nicht abändern ©. 529. 8, 
270 8 80. 


Regreß der Armenverbände 
an die Krankenkafſen zc., 
der lebteren an dritte ge- 
Seblich Verpflichtete S.205, 
207 ; der Krankenkaſſen an 
den Arbeitgeber ©. 294; 
der Berufsgenofjenichaften 
an die Krankenkafſen ©. 
266, 288, 308; desgl. an 
die Unternehmer ©. 310; 
der Berfiherungsanitalt an 
den Träger der Unfallver- 
fiherung ©. 322 8 21. 
Siehe auchRegreßverbind⸗ 
lichkeit. 

Regreßverbindlichkeit. des 
Arbeitgebers bei verfäumter 
Anmeldepfliht©. 180850; 
des Bauherrn bei Richtber 
gründung v. Bau⸗Kranken⸗ 
kaſſen S. 238 871. Siehe 
auch Entſchädigungsan⸗ 


Regiſter. 


ſprüche, Erftattung, Ver⸗ 
antwortlichkeit. 
Reichsſsanzeiger, Veröffent⸗ 
lichung der Anerkennung 
eingeſchr. Hilfskaſſen von 
ſeiten des Reichskanzlers, 
ſowie des Widerrufs dieſer 
Anerkennung S. 261. 


Reichsbank, Anlegung von 
Geldern bei derſelben S. 
150. 

Reichskanzler erteilt Beſchei⸗ 
nigung bei Hilfskaſſen S 
260. 

Reichsverſicherungsamt ©. 
309, 314, 323. 

Rekonvaleszenz S. 67 U. 2, 
113, 163, 181 4. 1, 288, 
308, 319 $ 18. 

Relurs nach) den 88 20, 21 
der Gewerbeordnung wegen 
Nichtgenehmigung von 
Statuten der Orts⸗, Ber 
triebs- (Fabrik) und Bau- 
Krankenkaſſen ſowie älterer 
derartiger Zwangskaſſen S. 
120 $ 24, 121, 224 9. 2g, 
275; bei Anfechtung der 
Anordnungen der Auffichts- 
behörde ©. 161; wegen Ent- 
icheidungen der Auffichts- 
behördeüberlinterftühungs: 
und Critattungsaniprüce 
©. 212, 227, 240, 262 
8 76; über Streitigleiten 
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fichtsbehörde S. 160, 229 
8 66, 352, 412. 


äwiihen einem Verbande 
und den beteiligten Kaſſen 
©. 213; zwifchen einem Er⸗ 
krankten und der Berufg- S. 
genoſſenſchaft S. 266; in * " 
der landwiriſchafllichen | ſacwerfrandige Prüfung 1. 
Kranfenverfiherung über . 8. 
Erſatzanſprüche S. 290, | Salinen ©. 42. 
297; beilüberweifungen ©. | Schadenderfah bei Verletz⸗ 
an Ba ven ungen S. 305. 

ulafljung von Hilfskaſſen x 
©. 336; bei Schliekung Schiedo gerichtefur Innungen 
S. 350; gegen Maßregelung _ ..., 
des Borftandes®. 353833. Sailabet 1. ninnenfoilt 
S. aud Beſchwerde. fahrt, Transportgewerbe. 


Rente für die Dauer der Er- Schlägerei ©. 77, 127, 324, 
werbsunfähigfeit&.305ff.;| 340 8 7. 
Snoalidenrente S. 527 ff. | Schließung von Orts-Kran- 
Renten⸗Pfandbriefe, Anle- kenkaſſenSſ. 167847, 419ff.; 


gung verfügbarer Gelder in | ven Betriebs(Fabril-RKran- 
© 1519. 1. kenkaſſen ©. 234, 427; von 


Reſervefonds bei der Ge-| Bau⸗Krankenkaſſen S. 239; 


meinde⸗Krankenverſicherung 
©. 86, 89, 89 U. 2; Ver⸗ 
teilung bet Auflöfung ©. 96 
$ 14; beiden Orts-Kranken⸗ 
faffen ©. 112, 117, 135, 
138 ff.; bei den Betriebs- 
(Fabrik-) Krankenkaſſen ©. 
225; bei den Bau-Kranken⸗ 
faflen ©. 241, 255; bei 
eingejhriebenen Hilfskaſſen 
©. 347f.; bei &ewerbe- 
Unfallverfiherung ©. 314. 


Revifionsbefugnis der Auf- 


bon Innungs⸗Krankenkaſſen 
©. 248; von fortbeitehen- 
den älteren Krankenkaſſen 
©. 276 4. 3; von einge- 
ihriebenen Hilfsfaffen ©. 
349 8 29; von Innungen 
©. 441. 


Schlußbeſtimmungen ©. 
263 ff. 


Schreiber der Rechtsanwälte 


2.  berficherungspflichtig 
©. 42. 


ſchuldhafte Beteiligung bei 
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Schlägereien ©. 77, 127, | Simulation ©. 26, 75 A. 3. 


324, 340 8 7. 

Schuldverihreibungen, An- 
Yegung der Kaflenbeitände 
darin ©. 149. 


Sitz des Gewerbebetriches 
S. 68 $ 5a; der einge 
Iuriebenen Hilfskaſſen ©. 


Schwangeren-Unterflühung SoDeteatunı ©. 45, 57 


©. 113, 115 9. 


83, 65 9.5 


Shwangerfänft an ns Teine Sonn. und Feiertag Zah⸗ 


Krankheit S. 67 A 

——— ——— 
nit verficherungspflichtig 
©. 43. 


Yung von Krantengeld für 
S. 77, 112; Bedeutung für 
Beifbereöinung S. 269 


See - Unfallverfiderungsge- Spartafen, öffentliche, Be 


je 5.52819.7, 326 Rr.3. 


ſelbſtändige Gewerbetrei⸗ 
bende ſiehe Gewerbebe⸗ 
triebe. 


ſelbſtändige Gutsbezirke und 
Gemarkungen S. 273883. 


Selbftverwaltung derorgani⸗ 
fierten Krankenkafſen ©. 25, 
259. 


Sicherftellung der Leiftungs- 
fähigfeit bet Errichtung von 
Krankenkaſſen unter der 
Normalzahl ©. 102 8 18, 
219; hindertdie Schließung 
©. 169, 234 8 68, 239; 
bei Übertragung der Ber- 
bindlichleiten des Bauherrn 
auf Bauunternehmer ©. 
238 8 70. 


Siehtum ©. 67 9.2. 


legung der Kaffenbeftände 
in denfelben ©. 149, 347. 


Staatdetienbaßnverwaltung, 
Beränderung der Bezirke 
der Betriebsfrantentaffen 
S. 233 A. 


Statut der Orts⸗Kranken⸗ 
kaſſen ©. 104, 113 8 23, 
120, 126 $ 268, 405, 
410, 417 ff.; von Kaffen- 
verbanden S. 163; von 
Betriebs-(Fabril-) Kranken 
kaſſen ©. 223, 233 8 67c, 
425; von Bau⸗Kranken⸗ 
kafſen ©. 239; beignnungs⸗ 
Krankenkaſſen ©. 245; bet 
Knappſchaftskaſſen S. 250 
8 74; bez. der Hilfskaſſen 
©. 255, 260, 335, 353, 
355; der fortbejtehenden 
älteren Bwangstaffen ©, 
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275; der neuen Penſions⸗ 
kaſſen S. 277 Nr. 3; der 
Innungen ©. 357; Ab⸗ 
änderung von ſeiten der 
höheren Verwaltungsbe⸗ 
hörde S. 173. Siehe auch 
ſtatutariſche. 
ſtatutariſche Einführung des 
VBerfiherungszwang ©. 
23, 46, 52 $ 2, 63, 291, 
300 8 142; Genehmigung 
©.53,55 4. 5; ; Beitimmung 
über Anmelde-, Einzahl⸗ 
ungs⸗ und Beitragspflicht 
von Arbeitgebern S. 174ff, 
394; Gewerbegerichte S. 
191 $ 53a, 213 A. 2; 
Außerfraftiegung der auf 
Grund des Gef. dv. 8. April 
1876 getroffenen jtatuta- 
riſchen Beftimmungen ©. 
279 8 87; über Ermäßi⸗ 
gung der Beiträge ©. 296; 
über Kürzung des Kranken⸗ 
geldeg ©. 299. Siehe 
auch Statut. 

fiehende Gewerbebetriebe 
©. 44 A.; Sig derjelben 
©. 68. 

Stempelfreiheit von Be 
fcheinigungen ©. 269 8 78, 
354, 363; von Eintra- 
gungen in das Hilfstaffen- 
regiſter ©. 354. 


Gterbegeld S. 34, 87, 107, 


113, 114,135 9. 3, 181. 
1, 238 $ 71, 253 A. 2; 
fafultativ bei eingejchrie- 
benen Hilfskaſſen ©. 34, 
341. 


Stimmredt, Entziehung des: 


felben in der Generalver- 
fammlung ©. 142; Ber 
luft bei Ausscheiden aus 
dem Betriebe ©. 224, 239. 


Strafbeitimmungen ©. 
..263ff., 353 8 34; Be 


fchwerde gegen Verfügungen 
©. 267 8 76e. Siehe 
auch Strafe. 


Strafe ungehorfamer Ge— 


meinden ©. 101; jäumiger 


- Ürbeitgeber ©. 180 8 50; 


ungehorfamer Bauberren 


S. 238 $ 71, 239; der 
"Vorftände von eingeichr. 
Hilfskaſſen S. 353; wegen 


der ungehorfamen Betriebs» 
unternehmer vergl. S. 220, 


234 8 68. Siehe aud 
Strafbeftimmungen, Ber: 
weigerung. 


Strahenbauten ©. 236. 
Streitigleiten S. 191, 195, 


210ff., 227, 240, 249, 
"261, 266, 269 $ 78, 288, 
.294, 297,.311,.322 8 23, 
356, 362, 438. 


Strombanten S. 236. 
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Tabakfabrikation S. 196 | Übergangs - Beftimmungen 
4. 2. ©. 263 ff. 


Tagearbeiter, gewöhnliche, | Überjchüffe der Gemeinde- 


fiehe ortsüblicher Tage- 
lohn. 


Tagelohn, ſiehe durchſchnitt⸗ 
licher Tagelohn, ortsüb⸗ 
licher Tagelohn, Arbeits⸗ 
verdienſt. 

Tantieme S. 43. 
Techniker, Verficherungs⸗ 
pflicht ©. 46, 57 8 2b. 

Teilrente S. 305. 


Teilung des Kafſenvermögens 
bei Trennung gemeinſamer 
Betriebs⸗ (Fabrik⸗) Kran⸗ 

kenkaſſen ©. 231; bei Bau⸗ 
Krankenkaſſen S. 239. 


Telegraphenverwaltung S. 
43. 


Textilinduſtrie S. 196 A. 2. 

Todesfall ſiehe Sterbegeld. 

Trausportgewerbe ©. 44 A. 
1, 48 A. 3. Siehe aud 
Eiſenbahnbetrieb, Bin- 
nenſchiffahrtsbetrieb. 

Triebwerke mit elementarer 
Kraft S. 42, 182. 

Trunkfälligkeit ©. 75, 77, 
8 9. 2, 127, 324, 340 
87. 

Zunnelbauten ©. 236 U. 1; 


Krankenverficherung S.89; 
der Orts⸗Krankenkaſſen ©. 
139 8 33; der Betriebs⸗ 
(Fabrik-) Krankenkaſſen ©. 
224; der Bau- und der In⸗ 
nungs= Krantenfafien ©. 
239, 242. Siehe auch Ber- 
mögen. 

Überficht über die Verſicherten 
und die Kranfheitsperhält- 
nifie ꝛc. ©. 86, 152, 225, 
2708 79, 348, 368, 371f., 
401. 

Übertragung der Unterftüß.- 
Anfprüde ©. 199, 227, 
251, 340; der auferlegten 
Verpflichtung des Arbeit- 
gebers an Betriebsleiter zc. 
S. 271 $82a; die Berpflich- 
tung des Bauherrn auf 
Unternehmer ©. 238. 


Übertreten eines Mitgliedes 
von eingejchriebenen Htlfs- 
kaſſen in eine niedere Mit. 
gliederflafje, Anzeigepflicht 
©. 1798 49a, 254. 


Überverſicherung S.1304.3, 
242. 


Überwetiung Berfiherungs- 
pflichtiger an gemeinfame 


Negiiter. 


Orts⸗Krankenkaſſe S. 158 
$ 43a, 414 ff. ;der Verficher- 
ten und des Vermögens bei 
Auflöjung oder Schließung 
von Orts⸗Krankenkaſſen ©. 
169 ; bei Betriebs⸗(Fabrik⸗) 
Krankenkaſſen ©. 235; bei 
Bau⸗Krankenkaſſen ©. 239; 
bei Innungs⸗-Krankenkaſſen 
©. 242; in der landwirt⸗ 
ſchaftl. Kranfenverficherung 
©. 301. 
Nmlegung der Beiträge -zu 
Kafjenverbänden ©. 164. 
Umwandlung älterer Kaffen 
mit Bettrittsziwang inHilfs- 
kaſſen ohne Beitrittszwang 
unzuläffig ©. 276 A. 3. 
Unangreifbarkeit der Unter- 
jtügungen ©. 1998 56,340. 
Unfall, feine Folgen find 
Krankheit im Sinne diejes 
Geſetzes S. 504.7; die 
duch Unfall herbeigeführ- 
ten Erfrantungen find den 
Berufsgenoſſenſchaften an- 
zuzeigen ©. 264 ff. 
Unfallverfiherungsgefeh ©. 
14, 504.7, 85 4.3, 108 
(Sterbegeld), 263, 305; 
Wahrnehmung ehrenamtl. 
Funktion Tann die Ableh- 
nung der Vorſtandswahl 
rechtfertigen ©. 142; für 
Land- und Forſtwirtſchaft 
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©. 50 U. 6, 52 4. 7, 69 
A. 1, 267 A. 1, 288ff., 
295 2.3. 

unftändige land⸗ und forft- 
wirtichaftliche Arbeiter ©. 
68; Eritredung der Ver⸗ 
fiherungspfliht S. 301; 
fonftige unjtändige Arbeiter 
©.53, 183 ; im Baubetriebe 
©. 236 4.1. 


Unterbrechung des Betriebes 
©. 124, 126 X. 4, 230. 
untere DVerwaltungsbehörde 
©. 200,247,289,309, 313 
8 95, 328, 362, 390, 440, 
452 ; Feſtſetzung des Durch⸗ 
IchnittSwertes der Natural- 

bezüge ©. 43. 


Unterhalt von Angehörigen 
fiehe Familienaugehörige. 

Unterftüßung, fieheſtranken⸗ 
unterffügung, Sterbe- 
geld, Witwenunterftühg. 

Unterſtützungsanſprüche ſ. 
grundfätzlich nicht zeſſibelꝛtc. 
S. 199856, 227, 340; find 
Behörden von Gemeinden 
und Armenverbänden auf 
Berlangen mitzuteilen ©. 
263; Streitigfeiten über 
diefelben ©. 212, 240,261. 

Unterſuchung, ärztliche S. 63, 
104, 221, 239. 


Untrene der Borftandsmit« 
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glieder und Kaſſenführer 
©. 154 4.1, 306. 

Unzulänglichteit derBeiträge 
©. 37; bei ber Gemeinde- 
Kranfenverfiherung ©. 86, 
88, 94 $ 13; bei den Orts- 
Krantentaflen ©. 136 $ 30, 
139 833; bei den Betriebs« 
(Fabrik) Krantenkaflen ©. 
224, 226 X. 4, 227; Bau⸗ 
krankenkaſſe S. 239; bei 
Innungs⸗Krankenkafſen ©. 
249 4.30; bei fortbeftehen- 
den älteren Krankenkaſſen 
S. 275; bei eingeſchr. Hilfs⸗ 
kaſſen ©. 347 8 26. 


B. 

Berarbeitung, ftatijtifche ©. 
270 8 79. 

Berband |. Raflenverband. 

Bereinigung fiche gemein- 
ſame. 

Vergütung für Einziehung 
der Beiträge ©. 331. 

Verhältnis der Kranken⸗ 
kaſſen zu einander ©. 25, 
62; der Krankenkaſſen zu den 
Berufsgenoſſenſchaften S. 
50 A. 7; der Gemeinde: 
Krantenverfiherung zur 
Orts⸗Krankenkaſſe ꝛtc. S.90 
A. 1, 106, 133 U. 3; der 
Orts Krankenkaſſe zur Ber 
triebs⸗ (Kabrik) Kranken⸗ 


kaſſe S. 221863; der Hilfs⸗ 
kaſſen ohne Beitrittszwang 
zu anderen Formen der 
Krankenverſicherung ©. 62, 
90 A. 1, 103, 105 A. 2, 
221, 242, 250f.; Verhält- 
nis zur Armenpflege fiehe 
Armenverbände, Armen⸗ 
Unterſtützung. 


Berjührung des Anſpruchs 


auf intrittsgelder und 
Beiträge ©. 195, 225, 
227,242 ; auf Unterjtügung 
©. 199; auf Schadenerjah 
©. 317 & 138. 


Berminderung der Unter- 


ftügungen nur bis auf das 
gejeglihe Minimum ge 
ftattet ©. 89 U. 1; bei den 
organifierten Krankenkaſſen 
©. 136 $ 30, 139 $ 33; 
der Beiträge zur Gemeinde⸗ 
Krantenverfiherung S. 89; 
zu den organiſierten Kran⸗ 
kenkaſſen S. 139 $ 33; bei 
eingefchriebenen Hilfskaſſen 
©. 348. 


Bermögen der Kaflen, Auf 


bewahrung und Anlegung 
S. 149, 163, 347; Verwen⸗ 
dung im Fall derSchließung 
oder Auflöſung S. 166 
$ 46a, 168, 172, 351; von 
Betriebs. (Fabrik⸗) Kran⸗ 
kenkaſſen ©. 231, 235; 
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Vermögen von Bau-frane 
fentafjen 8.239 ; Vermögen 
älterer fortbeiteh. Zwangs⸗ 
kaſſen ©. 275, 2777. 


Beröffentlihung der jtatu- 
tariihen Beitimmungen ©. 
53; der Feſtſetzung des 
ortsüblihen Tagelohns ©. 
83; der Ausftellung oder 
des Widerrufs der Beſchei⸗ 
nigung für eingefchriebene 
Hilfskaffen ©. 260; der 
Beitimmungen über die 
Behörden ©. 274. 


Berpfändung der Unter- 
ftüßungsanfprüde ©. 199, 
227, 251, 340. 

Berpflegung in der Familie 
des Arbeitgebers ©. 61; 
in einem Kranfenhaufe ©. 
61, 81, 112, 341. 

Verrechnung der vorgeſchoſ⸗ 
fenen Beiträge dur) Die 
Arbeitgeber ©. 189, 227; 
der verhängten Geldjtrafen 
©. 272 8 82c. 


Berfiherungsanftalt, Ver⸗ 
fiherungspflichtder inihrem 
Geſchäftsbetrieb Beſchäftig— 
ten S. 42; kann durch Be⸗ 
auftragte Einſicht in Liſten 
und Bücher der Kaffe neh: 
men ©. 263; Übernahme 
der Serankenfürforge©. 319 
5 18; deren Übertragung 
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auf die Krankenkaſſe S 
321. 


Verficherungsrecht, fiehefrei- 
williges. 

Berfijerungävertrag bleibt 
unberührt ©. 206 A. 1; 
Doppelverfiherung infolge 
desielben ©. 206 U. 2. 

Berfiherungszwang ©. 23, 
42 ff., 291 W. 1, 456. _ 

Vertrag, ſ. Berfiherungs- 
verirag. 

Berträge mit Kaffenärzten 
u. ſ. w. ©, 78, 128. 


Bertretung der Kaſſe nad 
außen ©. 143 $ 35, 342f.; 
der Verſicherten für die 
Generalverſammlung ©. 
145, 344, 346; der Arbeit: 
geber in den Kaſſenorganen 
©. 146 838, 147, 328. 


Berwaltung der Safe der 
Bemeinde- Krantenverfiche- 
rung ©. 85 8 9, 874.3 
(unentgeltlich); der gemein 
fanıen Gemeinde-Kranken— 
verſicherung S. 92, 95 813; 
der Orts-Krankenkaſſen S. 
1448 36; der Betriebs(Fa⸗ 
brik⸗) Krankenkaſſen S. 223 
Nr. 3; der Bauckranten- 
faflen S.239; der Innungs⸗ 
Krankenkaſſen S.246 U. d. 

Berwaltungsbehörde fiche 
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höhere, untere Verwal⸗Vollſtreckbarkeit, vorläufige, 


tungöbehörde. 
Berwaltungstoften ©. 135. 


Berwaltungsftelle, örtliche, 
der Hilfsfafien ©. 180; 
der eingefchriebenen Hilfs: 
kaſſen ©. 335, 338, 343 
$ 19a, 345, 347, 351. 


Verwaltungs. Streitverfah- 
ren bei Nichtgenehmigung 
des Kaflenftatut8 S. 120, 
240, 275, 418; bei An 
fehtung von Anordnungen 
der Auffihtsbehörde ©. 
161; bei Streitigkeiten 
über Unterftügungsan« 
ſprüche, Beiträge u. ſ. w. 
©. 212, 240, 241 9. 2, 
266, 290; bei Schließung 
oder Auflöfung von Orts. 
Krankenkaſſen, fowteälterer 
derartiger Zwangskafſen 
©. 169, 171 U. 3, 275, 
418, 422; bei eingelchries 
benen Hilfsfaffen ©. 262 
8 76, 336, 350 A., 353 
$ 33; bei Invalidenver⸗ 
fiherng ©. 323; über 
Ordnungsftrafen ©. 450f. 
Berzinfung der Kaffengelder 
durch ungetreue Vorſtands⸗ 


mitglieder ıc. ©. 153, 223 
Nr. 3, 239. 


Bollrente S. 305, 313 8 95. 


bei Streitigleiten über 
Unterftüßungsanfprüde ©. 
213, 227; in der land« 
und forjtwirtichaftlichen 
Kranfenverfiherung S. 293 
8136. 


Vorausſetzung der Geltend- 


machung des Anſpruchs auf 
Erſatz eines durch einen 
Unfall erlittenen Schadens 
©. 315, 317 8 139. 


Bormundidaft, Beitimmun- 


gen über diefelbe find maß⸗ 
gebend für die Ablehnung 
der Wahl zum Vorftands- 
mitgliede ©. 142; für An- 
legung der Kaflengelder 
© 149, 347; Haftung 
der Vorftände ©. 153. 


Borfäglihe Zuziehung von 


Krankheiten ©. 77, 127, 
324, 339; SHerbeiführung 
des Unfalls ©. 315. 


Borihüffe der Gemeinden 


©. 86, 87, 89 X. 3, 290; 
an den Kaffenverband ©. 
164; an den Unterftüß- 
ungsSberedtigten ©. 199 
8 56; der Arbeitgeber ©. 
188 8 52b, 227, 239; der 
Betriebsunternehmer bei 
Betriebs: (Fabrik⸗) Kran 
fenfaflen ©. 223; im Streit- 
verfahren unzuläffig ©. 


Regiſter. 


269 $ 78. ©. auch Zu⸗ 
ſchüſſe. 

Vorfitz des Betriebsunter⸗ 
nehmers in den Organen 
der Betriebd- (Fabrik-⸗) 
Krankenkaſſe ©. 223 Nr. 
2; desgl. des Bauherrn 
©. 236. 


BorftandS.118823,140ff.; 
Amt d. tft Ehrenamt ©. 
142; Gründe zur Ableh—⸗ 
nung S©.142f.; Vertretung 
der Kaffe ©. 143; Bere 
tretung der Arbeitgeber ©. 
146; Wahlen zum find 
geheim ©. 146; Ernen- 
nung dur) Auffichtsbehörde 
bei verweigerter Mahl ©. 
148 $ 39; Haftbarfeit ©. 
153; Amtsenthebung durch 
die Aufjichtsbehörde ©. 
153f.; Verpflichtung zur 
Austfunftserteilung über 
Unterſtützungsanſpruch ©. 
263; bei den Betriebs 
(Fabrik) und den Baus 
Krankenkaſſen ©. 223, 
225, 239; bei eingejchr. 
Hilfskaſſen ©. 342 88 16 ff. 

vorübergehender Aufent⸗ 
halt, Erkrankung ©. 209; 
Baubetriebe ©. 236; Be: 
nußung von Kraftmaſchinen 
©. 43. 


Vorzugsrecht jiche Konkurs. 
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28, 

Wahlen zum Borftand ©. 
140, von Bertretern zur 
Generalverſammlg. S. 145. 
Siehe auch Wahlrecht. 

Wahlperiode S. 142, 148 
839. 

Wahlrecht, politiſches, kom⸗ 
munales, kirchliches, bleibt 
den Unterſtützten erhalten 
S. 268 8 77a. 

Wahlverhandlung muß pro⸗ 
tokolliert werden S. 141. 

Waiſen⸗Unterftützungen ıc., 
ſiehe Witwen. 

Wandergewerbe, Beſchäfti⸗ 
gung darin nicht verfiche- 
rungspflidtig ©. 49 4. 5. 

MWartegeld der Beaniten ıc. 
©. 58. 


WegebautenS.69 4.1, 236. 

weibliche Perſonen a. ſtimm⸗ 
fühige Mitglieder der Ge- 
neralverfainmlung ©. 145 
8 374.1. Siehe Wöch—⸗ 
nerinnen, Worhenbett. 

weiter. Kommunalverband, 
fiehe Kommunalverband. 

Werften ©. 42. 

Werkmeiſfter, Verficherungs« 
pfliht ©. 46, 57 $ 2b. 

Wertpapiere, Niederlegung 
S. 149, 
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Regiſter. 


Wiedereintritt, nach Ab⸗ zeitweilige Einſtellung ſiehe 


leiſtung militäriſcher Dienſt⸗ 
pflicht ©. 124, 126 A. 4, 
251; bei Betriebseinſtell⸗ 
ungen S. 124. 


Wiederkehr, fiche periodiſch. 


Wiederwahl zum Vorſtands⸗ 
mitglied S. 142. 


Witwen⸗ und Waiſenunter⸗ 
ſtützungen aus SKranfen- 
kaſſen unzuläffig ©. 114; 
⸗Penſionen älterer Kaflen 
©. 275, 277. 

Wochenbett als Krankheit 
S. 67 A. 2, 324. Siehe 
auch Wöchnerinnen. 

Wöchnerinnen, Unterſtützung 
&. 20, 35, 67 A. 2, 107, 
113f., 224 A., 181 4.1, 
240, 253 A. 2, 341, 447. 

Wohnort der Unterftügungs- 
berechtigten ©. 208 8 57a, 
227, 251; Berfiherung un⸗ 
jtändiger land» und forft- 


wirtichaftlicher Arbeiter anı | 


©. 273ff. 


Wohltätigkeitsanſtalten, 
BeſchäftigunginS. 61836b. 


2. 
Zahlungstermin, ſiehe Fäl⸗ 
ligkeitstermin. 
Zahlungsunfähigkeit der Ar⸗ 


Einſtellung. 
Zentralbehörde als Be- 
ſchwerdeinſtanz S. 92, 95 
8 13, 96 814, 101817, 
128 $ 33, 140, 153, 156, 
158 $ 53a, 169, 172, 210 
$ 57b, 212, 227, 232, 
364, 366; Austellung von 
Beicheinigungen ©. 260; 
Anlegung von Geldern ©. 
150; Wereinigung von 
Gemeinde» Kranfenverfiche- 
rungen ©. 167 8 46b; 
Unterbringung von Kranken 
in SHellanftalten ©. 289, 
308; Beltimmung ber 
Rechtsmittel S. 290; Außer- 
kraftſetzen von ſtatutariſchen 
Beſtimmungen ©. 300 $ 
141; Anordnung von Be 
fanntmadungen ©. 327; 
betr. die Einziehung der 
Beiträge ©. 330. 
zinsbare Anlegung fiche An- 
legung, Berzinjung. 
Zufammenfehung des Bor- 
ftandes, Anderung darin 
©. 141, 342 $ 17; der 
®eneralverfanmlung ©. 
146 $ 38. 
Aufammenftellung der Er⸗ 
gebniffe ꝛc. ©. 152, 270, 
8 79. 


beitgeber ©. 186, 193,227. | Zufakbeiträge S. 188, 197 
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A. 1, 227; trägt der Ver⸗ Zuſchußkaſſen, eingeſchriebene 
ficherte allein S.182 X. 1;| Hilfskaſſen als ſolche ©. 
bei Gemeinde » Kranten- | 30, 34. 

verfiherung ©. 85 $ 9; Zuweiſungen von Gemwerbs« 
bei Orts⸗Krankenkafſen ©. d zweigen und Betriebsarten 
117. ©. 158, 169, 414ff. 


Zuſchüſſe der Betriebsunter- | Zwangsbeitreibung S. 186, 


nehmer bei Betriebs | 198, 225, 227. 


Fabrik⸗) und Bau⸗Kranken· Zwangſsinnung S. 363 
kafſſen ©. 183, 224, 227; 3 rer, 8 ' 


Da de Dan & Snanaiefen 2, 2 

249 %. 3; des Nele | _ Altere ©. 274 55 8öff. 

zur Invalidenverſicherung Zwiſchenmeiſter ©. 194. 
. 327. 


S Zwifſchenperſonen S. 194. 


ab 
Herrois & Bienifen, Wittenberg. 
— 
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Guttentag ſche Sammlung 
Deutſcher Reichsgeſetze. 


Text⸗Ausgaben mit Anmerkungen. Taſchenformat. 





1. Verfaſſung des Deutſchen Reichs. Gegeben Berlin, 
den 16. April 1871. Bon Dr. L. von Rönno. 
Neunte Auflage von Landrath Paul von Rönne. 
2m. 0. 

2. Strafgeſetzbuch für das Deutiche Reid. Nebft ben 
gebräuchlichſten Reichs-Strafgeſetzen: Prefie, Ent- 
ziehung elektriicher Arbeit, Kranken⸗, Unfall: Sn: 
voltdenverficherung, Gewerbeordnung, unlauterer 
Wettbewerb, Depot: und Börfengefeg, gewerbliche 
Sinderarbeit u. {. w. Bon Dr. H. Büdorff. 
Einundzwanzigfte Auflage von Dr. H. Appelius, 
Kammergerichtörath. 1 M. 20 Bf. 

3. Militärſtrafgerichtsorduung nebft Einführungsgefek 
und Geſetz, betreffend die Dienftvergehen ber richter: 
lichen Milttärjuftizbeamten und die unfreitwillige Ber- 
fegung derfelden in eine andere Stelle oder tn den 
Ruheſtand. Bearbeitet von Dr. Paul Herz, Senat3- 
präfident am Reichämtlitärgericht. Dritte Auflage. 4M. 

Militär⸗Strafgeſetzbuch |. NE. Nr. 67. 

4. Hanudelsgeſetzbuch vom 10. Mai 1897 unter Aus: 
ſchluß bes Seerechts. Mit den ergänzenden Bor: 
ſchriften des Bürgerliden Geſetzbuchs und Erläute: 
rungen herausgegeben von F. Litthauer, Juſtizrath. 
Zwölfte Auflage. 2M. 80 BE. 
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98. 


. Allgemeine Deutiche Werhfelorbuung. Achte Auflage 


von Aufitzrath Dr. J. Stranz und Rechtsanwalt Dr. 
M. Stranz, und das Neichögefeg über die Wechſel⸗ 
ftempelftener. Bon Regierungsrath P. Loeck, 
Stebente Auflage. 3 M. 


. Gewerbeorbunng für das Deutfche Reich nebft allen 


Ansführungsbeftimmungen. Urfprünglich heraus: 
gegeben von T, Ph. Berger und Dr. L. Wilhelmi. 
Sechszehnte Auflage bearbeitet von Oberverwal⸗ 
tungsgerichtörath H. Spangenberg. 3 M. 


. Die deutfche Boft- und Telegraphen-Gefetgebung. 


Nebft dem Weltpoftvertrag und dem internationalen 
ZTelegraphenvertrag. Bon Wirk. Geh. Rath Dr. 
Fischer. Fünfte Auflage bearbeitet von Geh. Poſt⸗ 
rat5 Dr. M. König. 3M. 


. Die Reihögefege über den Unterftägungswohnfit 


in der Faſſung ber Novelle vom 12. März 1894, 
bie yreizügigleit, den Erwerb und Berluft der 
Bundes: uud StaatSangehörigkeit, nebft allen 
Iandesgefeglichen Beitimmungen. Bon Geheimrath 
Dr. J. Krech, Mitglied des Bundesamtes für das 
Heimathweſen. Fuͤnfte Auflage. 2 M. 70 Pf. 


Sammlung kleinerer privatrechtlicher Reichsgeſetze. 
Bon F. Vierhaus. Zweite Auflage in Vorbereitung. 
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9. Sammlung kleinerer ſtrafrechtlicher Reichsgeſetze. 
Mit den Entſcheidungen des Reichsgerichts bearbeitet 
von M. Werner, Geb. Ober: Regterungsrath. 
Zweite u 3 M. 


tere — Prefie — PBerfonenftand — 


d 
Ur tee etgebung — Rinberpeft — Nahrung und 
urhehen Bmittel — Optengfiof ff — _Getngehalt von Gold⸗ und 
Silberwaaren — ff 
brauhsmufterfhug — ar Ki —ã e — Waaren⸗ 


beacinung — unlaut m eimerb — Auswanderung — 


—— — te ea AP at 
Das Neihsbenmtengefek vom 31. März 1873 und 
feine Ergänzungen. Erläutert von J. Pieper, Geh. 
Ober⸗Regierungsrath. Zweite Auflage. 4M. 50 Bf. 
Civilprozeßordnung mit GerichtSverfafiungsgefek 
und den Einführungsgefegen. Unter befonderer Be: 


10. 


11. 


rüdfichtigung der Enticheidungen des Reichsgerichts 


herausgegeben mit Anmerkungen von R. Sydow, 
Unterftaatöfetretär und L. Busch, Kammergerichts⸗ 
rat. Neunte Auflage. 80. 5 M. 

Dieler Band ift in größerem Format erſchienen! 
Strafprozeßordnung und Gerichtsverfaſſungsgeſetz 
nebſt dem Geſetz, betreffend die Entſchädigung der im 
Wiederaufnahmeverfahren freigeſprochenen Perſonen. 
Bon A. Hellweg, Reichsgerichtsrath. Zwölfte 
Auflage. 2 M. 
13. Konkursorduung und Aufechtungsgeſetz. inter 
befonderer Berüdjihtigung der Enticheidungen bes 
Reichsgerichts herausgegeben mit Anmerkungen von 
R.Sydoewu.L. Busch. Neunte Auflage. 2M.25 Bf. 
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12. 


14. 


15. 


16. 


17. 


18. 


19, 
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Gerichtäuerfafiungsgefeg mit Einführungsgeſetz, 
Rebengejegen und Ergänzungen. Herausgegeben von 
B.Sydow u. L. Busch. NReunte Auflage in Bor: 
bereitung. 


Das Deutſche Gerichtskoſtengeſetz nebſt den Ge⸗ 
bührenordnungen für Gerichtsvollzieher, 
Zeugen und Sachverſtändige. Herausgegeben 
mit Anmerkungen und Koſtentabellen von R. Sydow 
u. L. Busch. Siebente Auflage. 1M. 80 Pf. 


Rechtsanwaltsordnung. Bon R. Sydow. Bierte 
Auflage von Dr. E. Mosler. 1 M. 20 Bf. 


Die Deutſche Gebührenordunng für Rechtsanwälte 
und das Preufifche Gebührengefet vom 27. Sep: 
tember/6. Oktober 1899. Bon B. Sydow und 
L. Busch. Siebente Auflage. 1M. 60 Pf. 


Neichöftempelgefet (Börfenftenergejets) v. 14. Juni 
1900, mit den Auzführungsbeitimmungen, einem 
Auszug aus den Geſetzes-Materialien und den Ent: 
fheidungen der DBerwaltungSbehörden und des 
Reichsgerichts. Achte Auflage von P. Loeck, Re: 
gierungsrath. 3M. 30 Pf. 


Die Seegefetgebung. Nebft ben Entſcheidungen 
des Reichsoberhandelsgerichts, des Reichsgerichts 
und ber Seeämter. Von Dr. W. E. Knitschky. 
Dritte Auflage bearbeitet von Oberlandesgericdht3: 
tath Otto Rudorff in Hamburg. 4M. 50 Pf. 
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20. Krantenverfiherungsgefek. Bon weil. Dr. E. von 
Woedtke, Direktor im Reichsamte des Innern. 
Zehnte Auflage bearbeitet von Dr. 6 Eueken- 
Addenhausen, Geh. Reg.:Rath und vortr. Rat im 
NReihSamte des Innern. 3 M. 50 Pf. 


21. Die SKonfulargefeggebung. Bon Brofefior Dr. 
Ph. Zorn. Zweite Auflage. 3M. 


222. Patentgeſetz. Geſetz, betreffend den Schuß 
von Gebrauhsmuitern. Gefeß, betreffend 
dag Urheberrecht an Muftern und Modellen. 
Nebſt Ausführungsbeitimmungen unter Berädfichti- 
gung der NRectiprechung des Reichsgerichts und 
der Prari3 des Patentamts. Crläutert von Dr. 
R. Stephan, Geh. Reg.-⸗Rath, Mitglied des Kaiſer⸗ 
lien Patentamts. Secfte Auflage. ca. 2 M. 


22b. Gefeg zum Schut der Waarenbezeichnungen. Nebit 
Ausführungsbeftimmungen. Bon Dr. R. Stephan, 
Geh. Reg.-⸗Rath, Mitglied des Katferlihden Patent: 
amts. Bierte Auflage 1M. 

23. Gewerbe⸗Unfallverſicherungsgeſetz und Geſetz, betr. 
die Abänderung ber Unfallverfiherungsgefege vom 
30. Juni 1900 nebft Ausführungdverordnungen. 
Bon Dr. E. v. Woedike, Präfident des Kaiſerl. 
Aufſichtsamts für Privatverfiherung, Siebente 
Auflage. 2M. 50 Pf. 

24. Altiengefellichaft und Kommanditgeſellſchaften auf 
Altien. (Handelsgeſetzbuch, II. Bud, Abſchnitt 3 
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26. 


27. 


28. 


29. 
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und 4) Mit Unmerlungen von H. Keyssner, 
Kammergerichtsrath und Dr. H. Veit Simon, 
Rechtsanwalt. Fünfte Auflage. Bearheitet von 
Dr. Hugo Keyssner und L. Keyssner. 2M.25 Pf. 


Meichögefeg wegen. Erhebung ber Brauftener vom 
31. Mai 1872 mit Ausführungdnorichriften. Bon 
E. Bertho, Regierungsrath. 1885. 1M. 60 Pf. 


Die Reichdgejeggebung über Münz- und Notenbauk⸗ 
weien, Papiergeld, Prämienpapiere und Reichs: 
ſchulden. Bon Dr. jur. R. Koch, Präfident des 
Reichsſbankdirektoriums. Vierte Auflage. 3 M. 


Die Geſetzgebung, betr. da8 Geſundheitsweſen im 
Deutſchen Reich für Behörden, Uerzte 20. Bon 
Dr. jur. €. doesch und Dr. med. J. Karsten. 
1888. 1 M. 60 Pf. 


Bau⸗Unfallverfichernugsgeſetz. Vom 30. Juni 1900. 
Bon R. Chrzescinuski, Kaiſerl. Regierungsrath. 
Dritte Auflage. 2M. 


Reichsgeſetz, betr. die Erwerbs⸗ und Wirthſchafts⸗ 
genoſſenſchaften. Bon L. Parisius und Dr. H. 
Crüger. Zehnte Auflage bearbeitet von Dr. H. 
Crüger. IM. 50 Pf. 


. Yuualinenverficherungsgeieb vom 13. Juli 1899. 


Bon Dr. E. v. Woodtke, Präfident des Kaiferlichen 


-Uuffihtsamts für Privatverſicherung. Neunte Auf: 


laae 2M 50 Bf. 
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31. Gewerbegerichtsgeſetz. Bon Stadtrath L. Mugdan. 
Funfte Auflage bearbeitet von V. Cuno, Erſtem 
Bürgermeifter zu Hagen i. W. 2M. 


32. Reichögefeg, betr. die Geſellſchaften mit bejchränfter 
Saftung. Bon I. Parisius und Dr. H. Crüger. 
Stebente Auflage. 1M. 25 Pf. 


38. Das Bereins⸗ und Berfamminngsreht in Deutſch⸗ 
land. Bon Dr. E. Ball, Rechtsanwalt. 2M. 25 Pf. 


34. Reichsgeſetz, betreffend die Abzahlungsgeſchäfte. 
Bom 16. Mai 1894. Bon J. Hoffmann. Zweite 
vermehrte Auflage beforgt von Dr. E. Wilke, 


Zandgerichtärath. 1M. 20 Bf. 


35. Die Reichs⸗Eiſenbahngeſetzgebung. Bon W. Coer- 
mann, Satjerl. Amtsrichter. 18956. 2 M. 25 Pf. 


36. Gefege, betr. die privatrechtlichen Verhültuiſſe ber 
Binuenfchifffahrt und der Slüßerei, Erläutert von 
H. Makower. Dritte Auflage bearbeitet von E. 
Löwe, Landgerichtsrath. 3 M. 

37. Gefeg zur Belimpfung des unlanteren Wettbe⸗ 
werbed. Bon 27. Mat 18986. Bon Dr. R. Stephan, 
Geh. Regierungsrath. Dritte Auflage. IM. 


38/89. Burgerliches Geſetzbuch nebſt Einfühenugsgefeh. 
Nach dem Tode des urſprumglichen Herausgebers 
Reichsgerichtsraths a. D. Dr. A. Achilles in Ber: 
bindung wit Profeſſor Dr Andre, Landrichter 
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40. 


41. 
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Ritgen, Landrichter Strecker, Ober⸗Regierungsrath 
Dr. Unzner Herausgegeben von Seh. Ober⸗Juſtizrath 
Greiff. Bierte Auflage. 8%. 6M. 50 Pf. 


. Dieler Ban» IH In gröherem Zormat erſchienen! 


Gefeg, Betr. die Pflichten der Kanflente bei Auf: 
bewahrung fremder Werthpapiere (Depotgejek). 
Mit Erläuterungen. Bon F. Lusensky, Geh. 
Negierungsrath. 90 Pf. 


Börſengeſetz. Vom 22. Yunt 1896. Nebſt Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen. Unter Mitwirkung des 
Direktors im Reichsamt des Innern A. Wermuth 


bearbeitet von Regierungsrath H. Brendel. 


43. 


44. 


1 M. 50 Bf. 


. Grundbuchorbuung nebſt ben preußiſchen 


Ausführungsbeftimmungen. Mit Einleitung. 
Bon Profefior Dr. O. Fischer. Dritte Auflage. 


‚AM. 25 Pf. 


Die Gefekgebung, betr. die Zwangsvollftreckung 
in dad unbewegfihe Bermögen im Neiche und in 
Preußen. Mit Einleitung, Kaften: und Gebühren: 
tabellen. Bon Dr. J. Krech, Kaiſerl. Geh. 
Regierungsratb und Profefior Dr. O. Fischer. 
Vierte Auflage. 2 M. 


Das Neichägefek über das Auswauderuugsweien 
von 9. Juni 1897 nebft Ausführungsverordnnungen 


and Anlagen. Unter Benutzung amtlicher Quellen. 


Bon Profefior Dr. Felix Stoerk. 2 M. 25 Pf. 
- 1 — 
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45. Das Entmünbigungdreht unter Berüdfichtigung 
der für Preußen geltenden Borfchriften nebft der 
preußifchen Juftiz-PMiinifterial-Berfügung vom 28. No⸗ 
vember 1898. Xert der civil: und progeßrechtlichen 
Beltimmungen mit Erläuterungen von Landgerichts⸗ 
rath Dr. P. Koll in Eöln. 1 M. 50 Pf. 


46. Die Gelege des Reiches und Preußens über bie 
freiwillige Gerichtsbarkeit. Mit Einleitung von 
Herm. Jastrow, Amtsgerichtsrath. DritteUuflage. 
3M. 

47. Das deutſche Vormundſchaftsrecht und das preuß. 
Gejeg über die Yürforgeerziefung Minderjähriger 
nebſt den dazu gehörigen preußiſchen Nebengefegen. 
Mit Einleitung und (Erläuterungen von Max 
Schultzenstein, Oberverwaltungsgerichtsrath und 
Amtsgerichtsrath Dr. Paul Köhne. Zweite Auflage. 
3M. 

48. Geſetze und Verordnungen, betr. den Drogen⸗, Gift⸗ 
und Farbenhandel außerhalb der Apotheken. Bon 
Dr. Broh, Redtsanwalt. IM. 25 Pf. 


49. Deutſche Kolonialgeſetzgebung. Bon Profefior Dr. 
Philipp Zorn. 4M. 50 Pf. 


50. Der Viehkanf (Viehgewährfchaft) nach dem Bürger: 
lichen Geſetzbuche. Mit Erläuterungen von Rechts⸗ 
anwalt Dr. H. Stölzle. Nebft Verordn. betr. die 
Hauptmängel und Gewährgsfriſten beim Viehhandel. 
Bon H. Weiskopf, Königi. Streisthierarzt in Augs⸗ 
burg. Dritte Auflage. 3 M. 


bi. 


b2. 


63. 


64. 


66. 


66. 


67. 
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Sypstheleubantgefeh vom 13. Juli 1899. Bon 
Dr. H. Göppert, Gericht3:Affeffor. 1M. 80 Pf. 


Geſetz, betreffend die gemeinfamen Rechte ber 
Befiser von Schufpverjcgreibungen. Bon Dr. 
Heinrich &öppert, Gerichts-Aſſeſſor. 2 M. 


Reichöpreßgefe vom 7. Mai 1874 nebft ben ein: 
ſchlägigen Beitimmungen des Strafgejegbuchs, ber 
Gewerbeordnung 2c. Kommentar von A. Born, 
Bolizetaffeffor. 1M. 50 Pf. 


Die Neichsgefeggebung Über den Verkehr mit 
Rabrungsmitteln, Genukmitteln und Gebrauchs⸗ 
gegenftänden. Bon Dr. Georg Lebbin, Nahrungs⸗ 
mittelchemiker. 2M. 25 Pf. 


Das Net der Beſchlagnahme von Lohn⸗ und Ge: 
haltSforberungen. Auf Grundlage der Reichögefege 
vom 21. Juni 1869 u. 29. März 1897 und der Civil⸗ 
prozeßordnung. Bon. Rechtsanwalt deorg Meyer. 
1M. 50 Bf. 


Geſetz, betr. die Bekämpfung gemeingefährlicher 
Krankheiten. Nebſt Nusführungsbeftimmungen. Bon 
Dr. Bruno Burkharät, Regierungsrath, Mitglied 
des Kaiſ. Geſundheitsamts. 1M.40Pf. 


See⸗Unfallverſichernugsgeſetz. Bon Dr. Max 
Mittelstein, Oberlandesgerichtörath in Hamburg. 


2M. 
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68. 


69. 


60. 


61. 


62. 


63. 


64. 
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Das Recht der unehelichen Kinder. Ausgabe aller 
einſchlägigen Beſtimmungen des B.G. B. Bon 
Hermann Jastrow, Amtsgerichtsrath. 1M. 80 Pf. 


Neichögefeg über die Benrkundungdes Berfouenftan- 
des und die Eheſchliefzung. Bon Dr. F. Fidler, 
Amtsgerichtsratf. IM. 80 Pf. 


Gefeg, betreffend das Urheberrecht an Werken der 
Ritteratur und der Tonkunſt. Bon Gerichtsaſſeſſor 
Otto Lindemann. 1M. 50 Bi. 

Gefeg über daS Verlagsrecht. Don Juſtizrath 
Ernst Heinitz. 1M. 50 ®%. 

Gefeg über die privaten Berfiderungsunteruch- 
mungen. Bon H. Könige, Ob.⸗Landsger.⸗Rath. EM. 
Geſetzestafel des Dentfchen Reichsrechts. Syſte⸗ 
matiſch geordnete Nachweiſung des z. 8. gelten⸗ 
den Reichſsrechts. Ergänzungsband zu der Gutten⸗ 
tag'ſchen Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze. Von 
Hugo Bruhns, Syndikus. 2M. 50 Pf. 


Gejegfammlung betr. ben Handel mit Drogen und 


Giften. Reichsgeſetzl. Beftimmungen und Anhang 


65. 


mit den landesgejegl. Verordnungen ſaämmtlicher 
Bundesftaaten. Bon Rechtsanwalt H. Sonnenfeld, 
Syndikus der Berliner Drogiſten-Innung. 3 M. 
Das Weingefet vom 24. Mai 1901. Pit Aug: 
führungöbeftimmungen erläutert von Dr. Georg 
Lehbin, Handels: und Gerichtschemiker zu Berlin. 
IM. 50 Pf. 


13 


66. 


67. 


68. 


69. 


70. 


21. 


Guttentag’she Sammlung Dentfcher Reichsgeſetze. 


Die Eiſenbahn⸗Geſetzgebung des Deutichen Reichs. 
Bon W. Pietsch, Geh. exp. Sefretär im Reichs» 
Eiſenbahn⸗Amt. b M. 


Militär⸗Strafgeſetzbuch für das Deutſche Reich. 
Unter Berückſichtigung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
Militärgerichts bearbeitet von Dr. Paul Herz, 
Senats-Präfidtent am Reichs-Militärgericht und 
Kriegsgerichtsrath Dr. Georg Ernst. 3 M. 


Das Fleiſchbeſchaugeſetz. Vom 3. Juni 1900. Mit 
den ergangenen Ausführungsgefegen und Berorb- 
nungen im Reiche und in Preußen. Erläutert von 
Dr. Georg Lebbin, Gerichtschemiker und Rechts⸗ 
anwalt Dr. deorg Baum. 4 M. 


Reichsgeſetz über die Raturalleiftungen der be- 
waffneten Macht im Frieden nebft den zugehörigen 
in Preußen geltenden Beitimmungen. Bon Re: 
gierungsaflefior Dr. Walter v. Hippel. IM. 25 Pf. 


Das Reichs⸗Haftpflichtgeſetz, betr. die Verbindlich: 
feit zum Schadengerfag für die bei dem Betriebe von 
Eifenbahnen, Bergwerken, Steinbrüchen, Gräbereten 
und Fabriten herbeigeführten Tödtungen und Körper: 
verlegungen, vom 7. Juni 1871. Bon Regierung: 
rath Dr. 6. Eger, Preis 3 M. 


Reichsgeſetz, betr. die Kinderarbeit in gewerblichen 
Betrieben, vom 30. März 1903. Nebſt der Preuß. 
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Guttentag' ſche Sammlung Deuticher Reichsgeſetze. 


Ausführ.⸗Anw. v. 30. Nov. 1903 u. d. Bekanntm. des 
Reichskanzlers v. 17. Dez. 1903. Tert-Ausgabe mit 
Anmerkungen und Sachregiſter. Zweite vermehrte 
Auflage von H. Spangenberg, Oberverwaltungs- 


gerihtärath. 1 M. 60 Bf. 


Onttentag’she Sammlung 
Preußiſcher Geſete. 


Text⸗Ausgaben mit Anmerkungen. Taſchenformat. 





1. Die Verfaſſungs⸗Urkunde für ben Preußiſchen Staat. 
Mit Einleitung, vollftändigem Kommentar. Bon Prof. 


Dr. Adolf Arndt. Fünfte Auflage 8 M. 


C. Pfafferoth. Dritte Auflage. 1 M. 50 Pf. 


— 4 — 


. Unfallverfiherungsgefe für Land- und Forft- 
wirtichaft vom wirkt. Seh. Nat Dr. E. von Woedtke, 
weil. Direktor im Reichſsamt des Innern. Nach 
deſſen Tode fortgeſetzt und herausgegeben von 
Dr. Alfred Radtke, Geh. Regierungsrat und 
Senatspräf, im Reihdamt des Innern. Im Drud. 


. Preupifche Beamten⸗Geſetzgebung. Enthaltend bie 
wichtigften Beamtengefege in Preußen. Bon 


. Die Zwangsvoliftredung in das unbewegliche Ber: 
mögen. Von Dr. J. Krech und Prof. Dr. O. 
Fischer. Bergriffen. Siehe: Neichägefege Nr. 43. 


— — 


— — 


4. 


& 


10. 


11. 


Guttentagſche Sammlung Preußiſcher Geſetze, 


Gebührenordunug für Notare vom 25. Juni 1895 
nebft den einfchlägigen Borfchriften des Preußiſchen 
Gerichtstoftengefeged. Don R. Sydow. Zweite 
Auflage bearbeitet von Dr. E. Mosler, Gerichts: 
afeffor. 1 M. 50 Bf. 


. Gefeg vom 24. April 1854 (betr. die außerehe⸗ 


liche Schwängerung). Bon Dr. Schulze. 75 Pf. 
Seit dem 1. Januar 1900 gültiges Recht fiehe: 
Reichsgeſetze Nr. 58. 


. Die Preuß. Ausfährungsgejee und Verordnungen 


zu ben Reichs⸗Inſtizgeſetzen. Bon BR. Sydow. 
Dritte vermehrte Auflage. 189. 2 M. 40 Bf. 
Stehe Seite 21, Buſch, Ausführungsgefeke. 


. Alig. Gerichtsorbunng vom 6. Juli 1793 und Preuß. 


Konkursordnung vom 8. Mai 18856. Bon F. Vier- 
haus, Geh. Ober⸗Juſtizrath. Vergriffen. 


.Vormundſchaftsorduung. Bon F. Schultzenstein. 


Gültiges Recht fiehe: Reichsgeſetze Nr. 47. 


. Die Preußiſche Grundbuchgeſetzgebung. Bon Prof. 


Dr. Fischer. Bergriffen. Siehe: Reichsgeſetze Nr. 42. 
Eiufommenftenergefet. Bon A. Fernow, Geb. 
Finanzrath. - Fünfte Auflage. 2 M. 50 Pf. 


Gewerbeftenergefe. Bon A. Fornow, Beh. Finanz: 
rath. Dritte Auflage. 1M. 26 Bf. 


I — 


Suttentagſche Sammlung Breußiſcher Sefche. 


12. Allgemeines Berggeſetz für die preußiſchen Staaten 


13. 


14. 


15. 


16. 


17. 


18, 


und bie auf daßfelbe bezüglichen Gefege und Ber: 
orönungen. Bon E. Engels. Dritte Auflage. In 
Vorbereitung. en 

Ergänzungsftenergefek (Bermögenzftenerge: 
feg). Bon A. Fernow, Geh. Sinanzrath. Dritte 
vermehrte Nuflage. 1M. 50 Pf. — 


Kommunaglabgabeugeſetz. Vom 14. Juli 1893 und 
Geſetz wegen Aufhebung direkter. Staatsfteuern. 
Von Dr. F. Adickes, Oberburgermeiſter. Dritte 
Auflage. 1M. bo Pf. — 


Die Kreißorbunngen für den Preußifhen Staat. 
Bon 0. Kolisch, Landgerichtsrath. 1894. 4. M. 


Eonceffionirung gewerblicher Anlagen, Preuß. 
Ausführungs⸗Anweiſung zu 88.16 u. ff. der Gewerbe⸗ 
Ordnung. Bon Dr. W.Y. Rüdiger, Geh. Regierungs- 
u. Gewerberath. Bmeite Auflage. 2M. 


Preußiſches Gerichtskoſtengeſetz. Dit Koſtentabellen. 
Von Dr. P. Simson, Landrichter. Vierte Auflage. 


aM. 265Pf. 


Preußiſches Stempelftenergefe vom 31. Juli 1895. 
Mit den geſammten Ausfigrungsbeftimmungen und 
bolftändigen Tabellen. Bon P. Loeck, Regierungs⸗ 
rath. Fünfte Auflage. 5 M. 
RE . 
Diefer Band ift in größerem Format erſchienen. 
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19. 


20. 


21. 


22. 


23. 


24. 


25. 


26. 


Guttentag ſche Sammlung Preußiſcher Geſere. 


Das Jagdſcheingeſetz. Mit ausführlichen Erläute⸗ 
rungen nebſt der Ausfuhrungsverfügung. Bon 
F. Kunze, Wirklichem Geh. Ober-Regierungsrath. 
Zweite Auflage. 2M. 


Geſetz, betr. die Erbfchaftsftener. Unter Berüd: 
fihtigung der Novelle vom 31. Juli 1895. Bon 
Regtierungsrath P. Loeck. 1M. 80 Pf. 


Gefeg über die Handeldlammern. Vom 19. Auguft 
1897. Mit Erläuterungen von F. Lusensky, Geh. 
Negterungsrath. 3 M. 


Geſetz, betr. Anftellung und Berforgung der. Kom: 
munalbeamten. Mit Ausführungsanmweifung. Bon 
Dr. W. Ledermann, Magiſtratsaſſeffor zu Berlin. 
1M. 25 Pf. 


Ansführungsgejek zum Bürgerlichen Geſetzbuche. 
Bon Landrichter Dr. P. Simdon. 1 M. 60 Bf. 


Die Hinterlegungdorbunng in der Faſſung des Aus- 
führungsgefeges 3. B. G.B. v. 20. Sept. 1899 nebſt 
Auzführungsbeftimmungen. Bon Regierungsaſſeſſor 
Dr. Georg Bartels. 1 M. 50 ®f. 


Preußiſche Kommunalbeamtengeſetzgebung. Bon 
Magiſtratsaſſeſſor Dr. Fr. Kremski, Berlin. 3 M. 


Die Preußiſchen Gefege über das Dienfteiufommen 

ber Lehrer nnd Lehrerinnen, ihren Ruhegehalt 

und bie Fürforge für ihre Hinterbliebenen, 
- 1. - 


Guttentag ſche Sammlung Preußiſcher Geſetze. 


ſowie einer Tabelle zur Berechnung der Ruhe⸗ 
gehalts⸗, Wittwen⸗ und Waiſenbezüuge. Von Dr. 
Ed. Cremer, Beigeordneter. 2 M. 40 Pf. 


27. Geſetz, betreffend die Waareuhausſtener. Bon Geb. 
Ober⸗Finanzrath Dr. 9. Strutz. 1M. 20 Pf. 


28 Geſetz über die Fürforgeerziehung Minberjähriger. 
Nebſt Ausführungsanweiſungen. Bon Landgerichts: 
rath Dr. P. F. Aschrott. 2 M. 80 Pf. 


29. Befeg, betr. die ärztlichen Ehrengerichte, daB Um⸗ 
Ingereiht und die Kaſſen der Aerztekammern. Bon 
Amtsgerichtsrath Dr. Fidler. 1 M. 50 Pf. 


30. Die das Preußiſche Staatsſchuldbuch und Reichs⸗ 
ſchuldbuch betr. Geſetze nebſt Ausfuhrungsbeſtim⸗ 
mungen. Bon Wirfl.Geh. Ober⸗Finanzrath J. Mlicke, 
Mitglied der Staatsſchuldenverwaltung. 2 M. 


31 a. Die geltenden Preußiſchen Geſindeordnungen. 
Herauögegeben in zwei Bänben von Stephan 
Gerhard, Rechtsanwalt in Berlin. 


Band I: Geſindeordnung für die altpreußiſchen 
Provinzen vom 8. XI. 1810, mit Erläuterungen 
unter Berüdfihtigung der Ergänzungsgefege und 
der Recht3nerhältniffe der Gefindevermiether, fowie 
bie Gefindeordnung für Neuporpommern und 
Rügen und für die Rheinprovinz 2 M. 50 Pf. 


31b. Banud II: Gefindeordnungen für Hannover, 
Schleswig:Holftein, Heſſen-Naſſau und den 
Regierungsbezirf Hohenzollern. 2M. 50 Pf. 





Suttentag’ fe Sammlung Breufifiher Geſetze. 


32. Die Städteordnung für die ſechs öſtlichen Provinzen 


33. 


34. 


36. 


36. 


Preußens vom 30. Mai 1863 nebſt ihren geſetzlichen 
Ergänzungen. Bon Dr. jur. Walter Ledermann, 
MagiftratdsAffefjor zu Berlin. 6M. 

Dieſer Band iſt in gröherem Format erihienen! 


Nentengutd- und Auerbenrechts⸗Geſetzgebung in 
Breußen. Bon Landgerichtsrath M. Peltasohn 
und Redtsanwalt Bruno Peltasohn. 3 M. 


Sammlung der wichtigften Preußiſchen Strafgeſetze 
nebft Anhang: Geſetz betr. polizeilihe Straf: 
verfügungen vom 23. April 1883. Bon Otto 
Lindemann, Amtsrichter. 2 M. 50 Pf. 

Inhalt: Mobiliar-Feuerverfiherung — Ehauffeegelb — 
Sagbpoligei — Jagbſchein — Wild⸗Schonzeit — Fiſcherei — 
Berfammlungs- n. Bereinigungsrehht — Belagerungdzuftand 
— Gefinbedienftpfligten — Dineraliengewinnung und ⸗An⸗ 
eianung — Schlachthäuſer — Dampflefielbetried — Wander⸗ 
getwerbebetrieb — Reblausverbreitung — Yorkbiebtahl — 


Wald⸗ u. Waſſergenoſſenſchaften — Feld» u. Forftpoliset — 
Botteriefptel — Berkehrsabgaben — Banbeitrauer. 


Geſchäftsordnung für Gerichtsvollzieher. Gerichts⸗ 
vollzieherordnung und Gebührenſätze von Amts: 
gerichtsfetretär a. ©. Emil Exner, Im Drud. 


Die Gejeggebung über PBolizeiverorbnungen in 
Preußen von Otto Lindemann, Amtsrichter in 
Köslin. Im Drud. 
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Guttentag’fhe Sammlung von 
Sext- Ausgaben mit Zathregiſter ohne Anmerkungen. 


Taſchenformat, elegant in Leinen gebunden. 


Reichs Juſtizgeſetze: 


Gerichtsverfafſungsgeſetz. Civilprozeßorduung. 
Konturdorbuung. Strafprozeßordunug. 
Zweite Auflage. 


Sn einem Bande gebunden 3 M. 80 Pf. 
Civiſprozehordunug mit Gerichtsverfaſſungsgeſetz und 
Einführungsgefeen. 2M. 
Koußursorduung mit Einführungsgefet. 80 Pf. 


Strafprozeßordunug nebit Einführungsgefet. 1 mM. 
20 Pf. 


Blrgerlihes Geſetzbuch nebſt Einführungsgeſetz. 
Zehnter Abdruc. 2 M. 50 Pf. 


Handelsnefehöud nebſt Einführungsgefet u. Seerecht. 
Siebenter Ubdrud. IM. 80 Pf. 


Gewerbeordunng für das Deutiche Reich. Zweite Auf: 
lage. IM. 20 Pf. 


Militar⸗5trafgeſetzbuch mit Abdruck der angezogenen 
Beitimmungen bed Reichs⸗-Strafgeſetzbuchs. 1 M. 


Guttentag’fche Sammlung von Tert:Hußgaben mit 
Sachregiſter ohne Anmerkungen. 


Milttärfirafgerihtsordnung für dad Deutſche Reich, 
nebft Einführungsgefets und Geſetz, betr. die Dienfts 
vergehen der richterlihen Meilttärinftigbeamten und 
die unfreiwillige Verſetzung bderfelden in eine andere 
Stelle oder in den Ruheſtand. Militär-Strafgefeb:- 
buch mit Abdruck der entfprechenden Beftimmungen de 
Reichs⸗Strafgeſetzbuchs. Zweite Auflage. 1M. 50 Bf. 


Aeichsſtempelgeſetz (Börienfteuergefeg). Mit Tabellen 
zur Berechnung der Neichäftempelabgaben. 1 M. 50 Pf. 


Bürgerlides Geſetzbuch 
nebſt Einführungsgefek 
unter Einfügung der preußiſchen Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen bearbeitet von Dr. Paul Winter, Landrichter. 
Zweite Wusgabe. 80%. Geb. Preis 3 M. 


Sandbuch des Teſtamentsrechts 


mit zahlreichen Beiſpielen und Formularen. 
Dargeſtellt von Heinrich Peiser, Landgerichtsrat in 
Danzig. gr. 80. Preis EM., geb. in ganz Leinen IM. 


Das Bürgerlihe Recht Deutfchlands 


mit Einſchlußß des Haudelsrechts 
Hiftortich und dogmatiſch bargeftellt von A. Engelmann, 
Dberlandesgerichtsrat. Zweite durchgearbeitete Auflage. 


gr. 80. Preis 14 M., geb. in Leinen 15 M. 
— 1 — 





I. Guttentag, Berlagsbuchhaudlung, ©. m. 5. H. 
in Berlin W 86. 


Bürgerlides Redts- Lexikon 
von j 
E. Christiani, Amtsgerichtsrath. 
Zweite vermehrte Auflage. 


Lex. 80. Geb. in ganz Leinen Preis 8 M. 50 Pf. 

Wer auf eine Frage aus dem bürgerliden Recht 
Antwort fucht, wer im Drange der Geſchäfte raſchen 
Aufſchluß über irgend eine der zahlreichen Nechtöfragen 
wünſcht, wer ſich Über irgend ein Nechtsinftitut, injonber- 
heit über ein ſolches, das felten im praftifchen Beben 
vorkommt, einen rafch ortentirenden Überblid 
verihaffen will — Turz, wer eineß jederzeit hülfs— 
bereiten Wegweiſers bedarf, der ihm die zett- 
raubende Mühe abnimmt, erft lange in Bänden 
und Regiſtern zu fuchen, ber greife zu Chriftiaui’s 
Rechts⸗Lexikon. 


Die Preußiſchen Ausführuugsgeſetze 
zum Bürgerliden Geſetzbuche und den anderen Reichs⸗ 
Juſtizgeſetzen nebft Verordnungen, Miniftertalerlaffen und 
Gefhäftsordnungen. Bon L. Busch, Kammergerichts⸗ 
rath. Zweite Ausgabe. 8%. Geb. Preis IM. 


Die Preutziſchen Ausführungsgefehe zum Bürger- 
lien Geſetzbuche und Aebengeſetze. Texi⸗Aus⸗ 
gabe ohne Anmerkungen. Fünfte Auflage Taſchen⸗ 
format. 1 M. 80 Pf. ee 


s 
23 








J. Suttentag, Verlagsbuchhandlung, ©. ın. 6. 9. 
in Berlin WS. 


Preußiſche 
Bürgerliche Geſetzſammlung. 


Sammlung der noch geltenden Landesgeſetze privatrecht⸗ 
lichen Inhalts. Herausgegeben von den Gerichtsafſeſſoren 
D. Fischer und Dr. F. Schroeder. 


8%. 2 Bände Preis geb. in ganz Leinen 20 M. 


Eriter Band: Das Allgemeine Landrecht mit den 
Einführungd- Patenten. Preis 6 M. 


Zweiter Band: Geſetze von 1773—1902. Preis 14M. 


Mie leitet man eine Merfammlung ? 
Gefhäftliher Jandweiſer für Yorfikende. 


Bon einem Mitgliede des Deutihen Reichſtags und 
des Preußiſchen Abgeordnetenhauſes. 


fl. 80. Preis in elegantem Einbande 1 Marl. 
Ein nüsfides und notwendiges Büchlein. 


—⸗ — — — — — — — — — 








Arudt, Dr. Adolf, Profeſſor. Verfaſſung des 
Deutſchen Reichs. Mit Einleitung und Kom⸗ 
mentar, Zweite Auflage. 80. Geb. 4 M. 50 Bf. 


Behrens, Paul, Handbud für Vereine bei Auf: 
ftelung, Berathung und Wenderung der Vereins⸗ 
Sagungen. 8%, Preis geb. IM. 


— 3 — 


J. Outtentag, Berlagsbuchhanblung, &. m. b. 9. 
in Berlin W 86. 





Beyendorff, Dr. R., Dozent ber Staatswifienfchaften. 
Syftem ber ReichsGewerbeordnung. 
den alademifchen und praftifhen Gebrauch bargeRellt 
80, Preis 4 M., geb. 4 M. 80 Pf. 


Born, A. Polizei⸗Afſſeſſor tn Königsberg i. Pr. Das 
preußiſche Baupolizeirecht nebſt den ein⸗ 
ſchlägigen Beſtimmungen des Aufiedelungs⸗, Feld⸗ 
und Forftpolizei:, Waldſchutz- und Deichgeſetzes, ſo⸗ 
wie dem Fluchtlinien-, Rayongeſetz und dem Geſetz 
über die Zuläffigkett des Rechtsweges gegen polizei: 
liche Derfngungen. Kommentar. gr. 8°. Prei3 10 M., 
geb. 11 


Delius, Dr. jur. S., Landgerichtsrath. Die Haft: 
prficht der Beamten. 80%. Preis geb. 2 M. 


Yefins, Dr. jur. G., Sandgerichtörath. Die Rechts⸗ 
perbältniffedergeichloffenen Geſellſchaften 
und Bereine nad Preußiſchem Recht unter be: 
fonderer Berückfichtigung ‚der Befugniſſe ber Polizei: 
behörden. 8%. Preis in Leinenband 1 M. 80 Pf. 


Das Geſetz betreffend die Anlegung und Berände- 
rung von Straßen und Plägen in Städten 
und ländlichen Ortfchaften vom 2. Juli 1875. Des 
Kommentars von weil. Oberverwaltungsgerichtsrath 
A. Friedrichs fünfte völlig neubearbeitete Auflage 
bearbeitet von Dr. jur. Snge v. Sfrank und 
Loruey, Senntöprätbent am Oberverwaltungsgericht. 
8%. Geh. Im Drud. 


Holigresen, Dr. A., Bräfident des Oberlandesgerichts 
in Hamm und Dr. Th. Bolff, Oberlandesgerichts- 

rath. Das Wildſchadengeſetz vom 11, Juli 1891. 
Kommentar. Bierte Auflage. 8%. Geb. 4 M. 50 Pf, 


- M — 


J. Guttentag, Berlagsbuchhanblung, &. m. 6. 9. 
in Berlin W 88. 





Kautz, Dr. jur. Georg, Ober: Negterungsrath und 
. Appelins, Sandedrath. Preußiſches Kom: 
munalbeamtenredt. Daritellung und Erläute: 
rung .der gefammten, die Nechtöverhältnifie der 
Kommmunalbeamten regelnden gefeglichen und fonftigen 
Beltimmungen. 8°. Geb. in ganz Leinen. Preis 
4M. 20 Pf. 


Könige, Ss Oberlandesgerichtsrath. Sandelsgef e tz⸗ 
buch vom 10. Mai 1897 nebſt Abdruck des Geſetzes 
über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit und Gerichtsverfafſſungsgeſetz (Titel 7, Kam⸗ 
mern für Handelsſachen). 80. Geb. ti ganz Leinen 
4 M. 50 Bf. 


Aupdanm, Dr. A., Die freiwillige Gerichtsbarkeit 
tm Reiche und in Preußen. Ein Leitfaden. 8%. Geb. 
in ganz Leinen AM. 


@ttermann, arl, Stadtrath in Dortmund. Das Flucht⸗ 
| lintengefek vom 2. Juli 1875. Grläuternde Ab: 
handlung. 8%. IM. 25 Pf. | 


Velegrapheum ege-Selch vom 18. Dezember 1899 nebft 
den vom Reichskanzler erlafienen AusführungSbe- 
fiimmungen vom 26. Januar 1900 und den Erläute: 
rungen und Ausführungsanweilungen des Reichs⸗ 
Poſtamts. Amtliche Ausgabe. 80. Geb. in ganz 
Leinen 1M. 

Wilhelmi, Dr. 4., Das Handwerkergeſetz vom 
26. Juli 1897. Mit Cinleitung und Bemerkungen 
unter befonderer Berüdfitigung der Ausführungs- 
Anwelfungen der größeren Bundesfanten. Geb. in 
ganz Keinen 6 M. 


. 
’ 
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Schlagwort-Regifer. 


N. = Nummer der Sammlung Deutfcher Reichsgeſetze. 


B. = Nummer ber Summbns 8 
= Seite. 


reußiſcher Geſetze 





Abänderung ber Gewerbe: Beamiengefege N. 10, 8. 2, 


ordnung ©. 20, R. 6. 
Abzahlungsgeichäfte R. 34. 
Aerztekammern P. 29. 


— gemeingefähr⸗ 
licher Krankheiten R. 56. 


Aerztl. eroer ote P. 29. | Belagerungdzuftand P. 34. 


Aktienrecht R. 
—— — R.30. 
Anerbenrechtsgeſetz P. 33. 
Anfechtungsgeſetz R. 13. 
Anſiedelungsgeſetz S. 24. 
Anſtellung der Kommunal: 
beamten P. 22. 
Arbeiterſchutzgeſetz R. 6. 
Arbeiterverficherungsgeſetze 
N. 20, 28, 28, 30, 67. 
Arzneimittel NR. 6, 64. 
Ausführungsgefege 3: BGB. 
Ausführungsgefege zu den 
neichäinfiggefegen B. 6, 


Auswanderungdgefeg R. 9 
44. 


—— N. 26. 
aufluchtengefeg &. 24, 26. 
Bezunfalverficgerungägeieh 


Baupolizeirecht S. 24 


Berggeſetz P. 12. 
Beſchlagnahme von Lohn: und 
Gehaltsforderungen R. 56. 
Beurkundung ded Perſonen⸗ 
ftandes R. 58. 
Binnenſchiffahrtsgeſetz R. 36. 
er u. zinkhaltige Gegenft. 


Börfengefeg N 41. 
BörfenfteuergefegR.18,@.21. 
Braufteuererhebung RR, 26. 
Bundes: und Stanisange: 
horigteit N. 8. 
Bürgerlide Geſetzſammlung 
für Preußen &. 23. 
Bürgerlihes Geſetzbuch R. 
88/39, ©. 20, 21. 
| Büsgerfigeß Rects- Lerikon 
22 


Buͤrgerliches Recht S. 21. 


Gtoitprogeborbuung R. 11, 
20. 
Chauffeegeld P. 44 


Shlagwort-Regifter. 


Panpftefielbetrieh R. 6, 
34. 

Delchoefetz S. 24 

Depotgeſetz R. 40. 

Dienſteinkommen der Lehrer 
und Lehrerinnen P. 26. 

Drogenhandel außerhalb der 
Apotheken R. 48, 64. 


Eheſchlietzungsgeſetz N. 59. 

Einlommenfteuergefeg P. 10. 

Eiſenbahngeſetzgebung R. 66, 
35. 


Elektrizitäts⸗Diebfſtahl R. 2. 
Entmundigungsgeſetz R. 45. 
Entſchädigung der im Wieder: 
aufnahmeverfahren freige- 
ſprochenen Berfonen R.12. 
Entziebung elektr. Arbeit R. 2. 
Erbſchaftsſteuergeſetz BP. 20. 
Ergänzungsſteuergeſetz P. 13. 
Erwerbs⸗ und Wirthſchafts⸗ 
genoſſenſchaften R. 29. 


Jarbenhandel außerhalb der 
Apotheken R. 48. 

Farbengeſetz R. 9, 48. 

Feingebalt der Gold: und 
Silberwaren WR. 9. 

Feld⸗ u. Forftpoltzeigef. S.24, 
P. 34. 

Feuerverfiderung P. 34. 

Siichereigefeg P. 34. 

Fleiſchbeſchaugeſ. R.9, 54,68. 

Zlößereigefeg R. 36, 


(R. = Reichägefek, P. = prenb. Belek.) 
Sluchtliniengeſez S. 26. 


Forſtdiebſtahl P. 34. 
Freiwillige Gerichtsbarkeit 
R. 46, S. 26. 
Freizugigkeit N. 8. 
Füriorgeerziegung Minder⸗ 
jähriger R. 47, P. 28. 


Saft: u. Sgan wirthichaſts⸗ 
gehilfen R 

eende, Geſetz 
über den Verkehr damit 
R. 9, 54. 

Gebrauchsmuſterſchutzgeſetz 


‚228. 
Gebührengefeg, Preußiſches, 
für Rechtsanwälte und 
Gerichtsvollzieher R. 17. 
Gebuͤhrenordnung für Ge⸗ 
richtsvollzieher R. 15. 
Gebüuhrenordnung für Notare 


Gebührenordnung für Rechts⸗ 
anwälte R. 17. 
Gebührenordnung für Zeugen 
und Sachverftändige R. 15. 
Gehaltäforderungen, Be: 
ſchlagnahme von R. bb. 
Genehmigung gewerblicher 
Anlagen P. 16. 
Genoſſenſchaftsgeſetz R. 29. 
Genußmittel, Verkehr damit 
N.9, b4. 
Gerichisbarkeit, freiwillige 
R. 46, ©. 26, 


— u — 





Schlagworia⸗Negiſter. (N. — Reihägeieh, V. — preuß. Belek.) 


Berigeßtenengeieh, Deut: | Bold: u. Silberwaaten⸗Fein⸗ 
ſche gehalt R. 9. 

Be — — — Preußi⸗ Grundbuchordnung R. 42. 
ſches P. 17. 


Gerichtsordnung, Preuß. B.7. 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz R. 
14, 12, ©. 20. 
Berichtönollzieher-@ebühren- 
ordnung R. 15. 
Geihäftäordnung für Ge 
richtsvollzieher P. 35. 
Bel haften, geichlofiene 


. 24. ’ 
Geſellſchaften mit befchräntter 
Haftung R. 32. 
Geſetzbuch, Bürgerliches R. 
38/39, ©. 20, 22. 
Geſetzestafel Deutſchen 
Reichsrechts R. 63. 


—— Preuß. 
.23. 

Geſindedienſtpflichten P. 34. 
Geſindeordnungen, Preu⸗ 


ßiſche P. 31a, 31b. 
Geſundheitsweſen R. 27. 
Gewerbebetrieb im Umher⸗ 
ziehen R. 6, P. 34. 
Gewerbegerichte R. 31. 
Gewerbeordnung R.G6, S. 20, 
24 


Gewerbe⸗Unfallverſicherungs⸗ 
gejeg R. 23. 

Bewerbeheuergeieh, Preußi⸗ 
ſches P.1 

Gifthandel Nberhalb der 
Apotheken R. 48, 64. 


Grundbuchgeſetzgebung, 
Preußiſche BP. 9. 


Sattnfint d. Beamten. 24. 

aftung, Gefellfhaften mit 
befchräntter R. 32. 

Hanbelßgejegöudh R. 4, S. 
20, 


Onnbelötammergefeg 8. 21. 
Handfeuerwaffen R. 9. 
Banbiestergefe S. 23, 26, 


Hilſotaffen eingeſchr. R. 20. 
Hinterlegungsordnung a 21. 
Sypothelenbantgefeg R 


Yagdpolizeigefeg P. 34. 

Jagdſcheingeſetz P. 19, 34. 

Snhaberpapiere mit Prämien 
9 | 


Indalidenverſicherung R. 30. 


Kiautſchou⸗Gebiet, militär. 
Strafrechtspflege im R. 3. 
2 Necht der unehelichen 


b8, 
Kinder, Unterbringung ber: 


wahrlofter R. 47. 
Kinderarbeit,gewerblihe R.2, 
71 


ainderſchutgeler N. u. 


Schlagwort-Regifter. (N. —Reichsgeſetz, p. — preuß. Geſetz. 


Kolonialgeſetzgebung R. 49. 
Kommunalabgabengeſes P. 

4. 
Kommunalbeamtengeſetz P. 

2. 
Rommunalbeamtenzecht P. 

25, ©, 25. 
Konkursordnung R. 13,8. 20, 
Konkurdorbnung, Preuß, 8.7. 
Konfulargefeggebung R. 21. 
Krahnbauverwaltung P. 34. 
Ktrankenverſicherungsgeſetz 

0 


+ 


Kreisordnungen P. 15. 


Cadenſchluß-Novelle S. 21. 
vandesgeſese, privatrechtliche 


Landestrauer P. 34. 
Landrecht, Preußiſches S. 23. 
Lehrergehalts⸗ u.⸗-Penſions⸗ 
geſetze P. 26. 
Lohnforderungen, Beſchlag⸗ 
nahme von R.66. 
Zotteriefpiel P. 34. 


Maaß⸗ u. Gewichtsordnung 
R. 98. 

Mantelgeſetz R. 23. 

Margarinegeſetz R. 9, 54. 

Markenſchutzgeſetz R. 22b. 

Medicinalgeſetzgebung R. 27. 

Milttärifche aaa e. 
Verrath R 


Militärftrafgerichtsordnung 
1. 
Miitn mwioe cbbuch R. 67, 


Minderjährige, Furſorgeer⸗ 
ziehung für N. 47, P. 28. 
Mineraliengewinnung und 
Aneignung P. 34. 
Mobiliar⸗Feuerverſich. B.34. 
Modellſchutzgeſetzgeb. R. 9. 
Münzweſen R. 26. 
Muſterſchutzgeſetz R. 9, 222. 


abrungsmittelge etze NR. 9, 
656. 


4, 

Rabırrofetftung für die be- 
wafinete Macht R. 69. 
Nebengejege zum BGB. N. 

4, 11, 12, 13, 14, 29, 32, 

36, 42, 43, 46, ©. 20, 22. 
Notare, Gebührenordnung 

für preußiſche P. 4. 
Notenbankweſen R. 26. 


P atentgefeg R. 9, 228. 

Perfonenftandsgefek R.9, 59. 

Pflihten der Kaufleute bei 
Aufbewahrung fremder 
Werthpapiere R. 40. 

Photographieſchutz R. 9. 

Polizeiverordnungen i. Preu⸗ 
Ben P. 36. 

Boftgefege R. 7. 

Preßgefeg R. 9, 53. 

Preußifhe Berfafiung P. 1. 


P — 


Privatrechtliche 


Landesgeſetze S. 23. 


Privatrechtliche Reichsgeſetze 


N. 9a. 


Mayongefeg RN. 9a, ©. 24. 
Reblausgeſetz R. 9a, P. 34. 
Rechte der Beſitzer v. Schuld⸗ 


verſchreibungen R. b2. 
Rechtsanwalts⸗Gebuhren⸗ 
ordnung R. 17. 


givort-Regifter. (M. ⸗NReichsgeſetz, P. — preuß. Geſetz.) 


preußiſche Schlachtviehgeſetz R. 9, 54, 68. 


Schonzeit des Wildes P. 34. 
Sculdverſchreibungsgeſet R. 


Sẽ iruvpen militär. Straf⸗ 
verfahren Rs. 
Schwängerung, nßereheftdje 
Seegefeggebung R. 19. 
‚Bee Unfaliperfigerungägelet 


Rechtanwaltsordnung R. 16. | Seuchengeieh N. 56. 


Rechtslexikon &. 22. 

Reichsbeamtengeſetz R. 10. 

Reichseiſenbahngeſetzgebung 
66. 


Reichsgewerbeordnung RM. 6, 
‚24. 
Neihögrundbuchorbmung R. 


Ned Juſtizgeſetze S. 20, 

R. 11, 12, 13. 
Reichs⸗Juſtiggeſetze, Ausfuh⸗ 

rungsgeſ. dazu S. 22. 
Reichskafſſenſcheine R. 9. 
Reichsmilitärgeſetz NR. 9a. 
Reichspreßgeſetz R. 53. 
Reichsſchuldbuch P. 30. 
Reichsſeuchengeſetz R. 9, 56. 
Reichsſtempelgeſ. R. 18, 8.21. 
Reichsverfafſſung R. 1, 2. 
Nentengutsgefege P. 38, 
Ninderpeft R. 9 


achharingefeg N. 9, 54. 
hlachthäufer P. 34. 


Sklavenhandel R. 9 
Sozialpolitiſche Gelege N. 
20, 23, 28, 30, 57. 
Sprengftofigefeg R. 2, 9. 
ee Erwerb 
und Berluft R . 
Staatsſchuldbuch * 30. 
Staatsſteuern, Geſetz betr. 
Aufhebung direkter P. 14. 
Städteordnung für die 6 öſt⸗ 
lichen Provinzen ®. 32. 
Stempelfteitergefeß f- Preußen 
18. 


Stempelftenergefet für das 
Reich R. 18, S. 21. 

Steuergeſetze N. 5, 18, 26, 
$. 10, 11, 13, 14, 18, 20, 
27, ©. 21, 24. 

Strafgeſetzbuch R. 2. 

Strafgeſetze, preuß. P. 34. 

Strafprozeßorbnung R. 12, 

20. 


— Reichsgeſetze 


—— 20 J — v 


Sqhlaawort · Regiſter. (MR. —Reiägeieh, P. = preuß. Belek.) 


Straßen: und Baufluchten⸗ 
geſetz S. 24, 26. 


Süßftoffe, künſtliche R. 9, 54, 
64, 


Telegraphengeſetze R. 7. 
Telegraphenwegegeſetz S. 26. 
Teſtamentsrecht S. 20. 


Aneheliche Kinder R. 58. 


‚Unfallverfiderungsgefeg R. 


23, 28, 72, ©. 26. 
Unlautterer Wettbewerb R.37. 
Unterbringung verwahrlofter 

‚Kinder R. 47, P. 28. 
Unterftügungsmohnfig R. 8. 
Urheberrechtögefege R. 9, 60, 

22 8. 


Vereins: und Berfamm: 
lungsrecht in Deutichland 
N. 33, ©. 23, 24, B. 34. 

Berfälfgung von Nahrungs⸗ 
mitteln R. b 

Berfafiung —8* Deutſchen 
Reichs R. 1, S. 24. 

Verfafſung des Preußifchen 
Staat? P. 1. 

Verkehrsabgaben P. 34. 

Verlagsrecht R. 61. 

Vermsgensſteuergeſetz P. 13. 

Verrath militäriſcher Ge⸗ 
heimniſſe R. 2, 9. 

Verficherungsunternehmun⸗ 
gen, private R. 62. 


— 31 — 


Verſorgung der Kommunal⸗ 
beamten P. 22. 
Verwendung geſundheits⸗ 
ſchädlicher Farben R. 54. 
Viehkauf Biegen) 
und Biehhandel R. 50. 
Biehfeuchengefeg R. 9a. 
Vormundſchaftsordnung, 
preußiſche P. 8. 
Vormundſchaftsrecht, Deut: 
ſches R. 47 


Wanrenbezeichnungen 
. 2b. 
Waarenhausſteuergeſetz B.27. 
Wald: und Waflergenofien: 
haft P. 34. 

Waldſchutzgeſetz ©. 24. 

a anergeerbebelrien $. 34. 
Wechfelordnung R. 6. 
Wegſe menpelſteuergeſet 


—* R. 9, 54, 64, 66. 
Vz thrgoiere, Depotgefek 


gneiibemerhes, Bekämpfung 
des unlanteren R. 9, 37. 
Wildſchadengeſetz S. 24. 
Wild⸗Schonzeit 8 34. 
Wuchergeſetz R. 2 


Smangäerziegung I. 47. 

ae zung an Im⸗ 
mobtlien R. 43. 

Zwangsvollftreckungsgeſetz 
R. 43. 
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